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(Wiederaufnahme um 9.01 Uhr.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir nehmen die Sitzung des Gemeinderates wieder auf.

Entschuldigt für den ganzen Tag, und ich sage das sehr bewusst dazu, weil einzelne Mitglieder des Gemeinderates temporär entschuldigt sind, ist GR Schreuder.

Die Beratung des Voranschlagsentwurfs der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 2008 und des Gebührenprüfungsantrages wird fortgesetzt.

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Umwelt. Ich weise darauf hin, dass wir in der Präsidialkonferenz vereinbart haben, dass der Erstredner jeder Partei 25 Minuten, die übrigen Redner 15 Minuten Zeit zur Verfügung haben, um ihren Debattenbeitrag einzubringen.

Zum Wort gemeldet ist Herr GR Blind. Ich erteile es ihm. 

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Guten Morgen, Herr Vorsitzender! Frau Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ja, die Klimaerwärmung, des ist a Luada, wie man so schön sagt in Wien, nicht das ist ein Luder, sondern des ist a Luada. Dies fürs Protokoll. Jetzt haben wir gerade die Klimaerwärmung und wie man sieht, haben wir den frühesten und, wie viele Experten sagen oder besser gesagt, weissagen, auch einen der strengsten Winter der letzten Jahrzehnte. Zumindest sagen sie, dieser Winter wird einer der strengsten werden. Und ich sage deswegen Weissagungen, denn die einen Experten meinen - sie sagen, sie sind Experten und sogar Wissenschafter -, dass eine drohende Erderwärmung bevorstehe, und die anderen Wissenschafter, man kann das mit Expertisen genauso beweisen, sagen, es komme die neue Eiszeit. Vor ein paar Monaten hatten gerade die mit der Klimaerwärmung die Nase vorne, aber ich muss schon sagen, ein, zwei Winter wie dieser, und wenn eintritt, was die Weisen sagen, dann hat die andere Seite halt wieder die Nase vorne.

Von den selbst ernannten Experten halte ich inzwischen nicht besonders viel, und von den Vorzügen, Vorteilen, die die WTO und die EU angeblich haben, von diesen Vorzügen halte ich inzwischen auch nicht besonders viel. Was sind denn diese Vorzüge, die uns diese WTO und die EU bescheren sollen? Wir können jetzt vergiftetes Spielzeug aus China kaufen, nun ja, wir können kalifornischen Wein statt österreichischen kaufen, wir können sogar Teebutter aus Irland erwerben und Holz aus Russland für Biomassekraftwerke. Aber bei all diesen Vorzügen, die wir von WTO und EU haben, das verursacht alles Verkehr, Verkehr und nochmals Verkehr, und angeblich ist ja der Verkehr so unheimlich giftig, der verpestet und ruiniert uns das Weltklima.

Dazu ein Leserbrief aus der „Kronen Zeitung" vom 6. November 2007: „Wozu EU-Beitritt? – In Anbetracht des gefährdeten Klimas sollten wir unser Konsumverhalten drastisch ändern. Das weiß nun mittlerweile jedes Kind. Der Kauf heimischer Produkte verringert den CO2-Ausstoß, fördert unsere Wirtschaft, allen voran unterstützen wir damit unsere Bauern, Vermeidung von Flugreisen hilft der Natur und schont sie. Ich frage mich dann nur, wozu war der EU-Beitritt eigentlich gut? Wozu der offene Handel und Warenverkehr, wenn die Vorteile desselben nicht genutzt werden sollen, da dieser mitverantwortlich für den klimatischen Exitus ist." 

Nun ja, es ist wirklich solchen „Kronen Zeitung“-Lesern schwer zu erklären, wo denn diese Vorzüge sind, wenn das dann im Effekt alles schadet. Ja, früher, ohne EU, hätten wir bestimmen können, ob der Transit über den Brenner vielleicht durch eine höhere Maut eingedämmt werden könnte. Das geht aber jetzt natürlich nicht. Ja, früher hätten wir bestimmen können, ob wir genmanipulierten Mais anbauen wollen oder ob wir den vielleicht nicht anbauen wollen, ob wir die Einfuhr wollen oder ob wir so etwas nicht wollen. Heute geht das auch nicht mehr ganz so leicht.

Dazu ist zu sagen, dass Wien unter der StRin Sima sich wehrt, so gut es geht und so gut es eigentlich möglich ist. Darum arbeiten wir ja auch durchaus konstruktiv am KliP mit, aber so wirklich bestimmen können wir Wiener halt da auch nicht besonders viel.

In Wirklichkeit bestimmen die Lobbyisten der Genindustrie, der Finanz-, der Atom- und der Wasserbaulobby, wo es lang geht. In Deutschland werden die Laufzeiten der Atommeiler verlängert und Dänemark hat gerade den sechsten Atommeiler gebaut und freut sich schon, dass bald der siebente kommt. Man kann es sich ja im Fernsehen anschauen, wie begeistert die Leute sind, weil denen der Arbeitsplatz viel wichtiger ist als das Weltklima oder die Gefahr von Atomkraftwerken.

In Österreich denkt Wirtschaftskammerpräsident Leitl über den Ausbau der Wasserkraft nach und siehe da, nicht einmal Hainburg ist ihm da irgendwie peinlich, das lässt er nicht aus. Und da sieht man, dass die Wasserbaulobby eigentlich relativ heftig agiert, weil Hainburg - nun ja, eigentlich müsste sogar dem Leitl aufgefallen sein, dass Hainburg in Österreich nicht leicht den Leuten unterzujubeln ist.

In ganz Österreich, aber speziell in Brüssel, geht es gar nicht - das ist mein Eindruck - um die Umwelt oder um die Bürger. Nein, es regiert einzig und allein das Geld und es werden Ozonloch, Waldsterben, Feinstaub und jetzt eben CO2 und Klimawandel vorgeschoben.

Im Umweltausschuss haben wir am Donnerstag den Entwurf zum KliP II besprochen. Darin wurden Vor- und Nachteile von Maßnahmen bewertet. Auf meine Frage, wo denn der Wasserdampf, ein ungeheuer großer Klimabeeinflusser, geblieben sei, hat mir der Ausschussvorsitzende, GR Valentin, erklärt, Wasserdampf wird nicht bewertet. Wir können ja auch nicht verhindern, dass das Meer Wasserdampf abgibt. Recht hat er der GR Valentin. (GR Erich Valentin: Das habe ich ja erklärt!) Ja, haben Sie mir schon erklärt, o ja. Nun gut, dann habe ich es mitgeschrieben, dann habe ich das nur gehört, mitgeschrieben habe ich es, aber soll schon recht sein.

Es ist jedenfalls im KliP II von mir gefragt worden, ob der Wasserdampf irgendwo bewertet wird und mir ist erklärt worden, dass das im Kyoto-Protokoll einfach nicht drinnen ist und daher wird der Wasserdampf auch in Wien nicht bewertet. Ja, wir können das nicht verhindern, dass das Meer Wasserdampf abgibt, das stimmt, und wir können auch nicht verhindern, dass das Meer CO2 abgibt. Beides sind aber in rauen Mengen Umweltbeeinflusser. 

Und unter diesem Aspekt, dass cirka 90 bis 95 Prozent der umweltrelevanten Gase, nämlich Wasserdampf und CO2, aus dem Meer kommen, aus den Vulkanen kommen, müssen wir halt schauen, wo wir die restlichen Dinge noch beeinflussen können und wo wir handeln sollen.

KliP II ist in seiner Intention richtig, und es ist auch gut, wenn versucht wird, Energie zu sparen und Österreich, und hier speziell Wien, so gut es geht energieautark zu machen, auf nationaler Ebene die Energieversorgung abzusichern und Wien mit möglichst heimischer Energie zu versorgen. Wir Freiheitlichen waren und sind auch immer für nationale Lösungen. (GR Harry Kopietz: Ha, ha!) Ja, sicher. Wenn wir ein Biomassekraftwerk in Wien betreiben, ist das eine nationale Lösung. Wenn natürlich das Holz aus Rumänien oder aus Russland kommt, nun ja, dann ist das weder klimaschützend noch eine besonders national interessante Lösung, (GR Dr Herbert Madejski: Dann ist es schon schlecht!) das ist aber eine Sache, die auch in Wien gemacht wird.

Es stimmt vielleicht, dass eine Kuh Treibhausgase pro Jahr ausdünstet oder ausstößt wie ein Auto, das 18 000 km fährt. Aber wie im KliP II zu fordern, dass in Einrichtungen der Stadt Wien weniger Fleisch auf den Teller kommt, das ist meines Erachtens ... (GR Harry Kopietz: Das ist eine nationale Lösung, Herr Kollege!) Ja, aber ich glaube, da gehen nicht sehr viele mit und ich glaube, auch Sie sind ganz gerne ein Fleischesser, weil wir zwei ... (GR Harry Kopietz: Nein, nein, Moment!), Bier, vielleicht Bier. (GR Harry Kopietz: Ich trinke keinen Alkohol!) Von was kommt es dann! (Heiterkeit bei der FPÖ. - GR Harry Kopietz stolz auf sein Gilet zeigend, wieviel Platz darin noch ist: Na, schauen Sie!) Also, das kann ja nicht von Do&Co kommen, das kann nicht von Do&Co kommen. (GR Harry Kopietz: Na, was sagen Sie!) Nein, wir werden uns dann den Bauch gemeinsam messen, wer den größeren hat. (Allgemeine Heiterkeit.) Gut, das machen wir. Also, jedenfalls für uns ist das ... (GR Harry Kopietz: Also jetzt weiß ich, wie Sie zu Ihrem Namen kommen!) Gut, machen wir dann Ahnenforschung, aber das machen wir privat.

Jedenfalls, ich glaube, unter dem Kapitel „Lebensmittel Stand: 6.11.2007 – Verringerung des Fleischanteils“ also, da sind wir nicht ganz Ihrer Meinung, denn wenn man weiter im Text im KliP II liest: „Besonders dramatisch erscheint aus Sicht des Klimaschutzes die Fleischproduktion, die unter anderem mit hohen Methan-Emissionen verbunden ist. Methan ist ein dreiundzwanzigmal potenteres Treibhausgas als CO2.“ Und weiter dort: „Eine Studie der EVO von 2006 geht davon aus,“ also wissen tun die natürlich nichts, aber die gehen davon aus, „dass die Viehzucht mit etwa 18 Prozent zum weltweiten Treibhauseffekt beiträgt. Das ist ein höherer Anteil als im Sektor Verkehr mit 13,5 Prozent. Das britische Magazin berichtet im Juni 2007 mit Verweis auf japanische Forscher – na, die haben wir notwendig -, dass die Herstellung von 1 kg Fleisch ungefähr so klimaschädlich ist wie eine Autofahrt von 250 km eines durchschnittlichen europäischen Autos. Plachutta schau oba, kann man da nur sagen. Also, ich kann dem Herrn Plachutta nur mehr raten, er soll seinen Betrieb endlich einstellen, weil dort wird ja Rindfleisch in Unmengen verzehrt. Also das ist wirklich klimaschädlich. (GR Harry Kopietz: Entsorgt wird es!) Bitte? (GR Harry Kopietz: Entsorgt wird es!) Entsorgt, gut, entsorgt, richtig. Also, jedenfalls die verarbeiten dort soviel Rindfleisch, das ist wirklich für Wien schädlich. Also der liebe Plachutta, also wir loben ihn immer, aber jetzt schaut das ganz anders aus. (GR Mag Rüdiger Maresch: Ich glaube, da hat dann der Strache auch einen Nachteil!) Aber gar nicht, weil er so viele klimarelevante Produkte dort verkauft und vermarktet an die armen Wiener, an die unwissenden. 

Aber gut, das war ja nur ein Scherz am Rande. Das ist aber nicht verständlich, warum auf der einen Seite ... (GR Erich Valentin: Das Klima ist aber immer besser geworden!) Herzig, aber wissen Sie, das Schöne daran ist eines: Auf der einen Seite reden wir uns ein, wie fürchterlich umweltschädlich 1 kg Rindfleisch ist, und auf der anderen Seite zahlt die EU pro Kuh und Tag 2 EUR Prämie. Also, irgendwo passt das Ganze nicht zusammen. 

Das heißt, wenn man die Dinge so betrachtet, so in Einzelteile zerlegt, könnte man, glaube ich, alles ruinieren. Also, sicher ist es nicht gescheit, auf der einen Seite zu sagen, die Kühe haben so viel Methangas-Ausstoß, und auf der anderen Seite erhalten wir von der EU noch eine Prämie, dass man diese Kühe haufenweise hat und dass es sie weiterhin gibt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Zudem fallen der globalen Futtermittelproduktion jährlich große Flächen an Regenwald als wichtige CO2-Senker zum Opfer. In Südamerika wurden in den letzten drei Jahren mehr als 25 Prozent aller tropischen Regenwälder für die Zwecke der Viehzucht abgeholzt. Erstens stimmt das nicht, ich habe sehr viele Bekannte in Südamerika, die sagen, das, was in Europa verbreitet wird, ist Unsinn. Aber auch wenn es Sinn hätte, wenn andere den Regenwald roden, dann ist das böse, na klar, stimmt schon, aber wenn bei uns die Almen künstlich baumfrei gehalten werden, dann bekommen die Bauern für Landschaftspflege noch EU‑Prämien. (GR Mag Rüdiger Maresch: Was ist mit Wien!) Nein, nicht, es geht ja nicht alles um Wien, bitte, Wien ist nicht der Nabel der Welt. Also das Klima, das Weltklima, wird nicht nur in Wien bestimmt. Also, da gibt es schon noch andere Gegenden auch, die klimarelevant sind, man muss nur schauen. (Beifall bei der FPÖ.) Wenn bei uns drinnen steht - weil Sie so gescheit daherbrabbeln - wenn bei uns drinnen steht im KliP II-Programm, was denn alles in den tropischen Regenwäldern passiert, die sind ja auch nicht in Wien, höchstens im Palmenhaus, Herr Kollege. Also, wenn wir uns beim KliP II-Programm über die tropischen Regenwälder den Kopf zerbrechen, dann darf ich Ihnen noch sagen, die Almen, die österreichischen Almen sind schon noch ein bisschen näher als der tropische Regenwald, und dass bei uns die Landschaftspflege auf den Almen durchaus prämiert wird von der EU. 

Und weiter im KliP II, und jetzt kommen wird endlich auf ein Leib‑ und Seelenthema der GRÜNEN: Radfahren gegen die Einbahn sollte laut Masterplan Verkehr zum Regelfall werden. Radfahren gegen die Einbahn ist und bleibt eine Narretei und hat mit Umweltschutz einfach gar nichts zu tun. Und weiter, Stellplatzverpflichtung zum Abstellen von Kinderwagen und Fahrrädern und der Mindeststandard beim Fahrradabstellplatz. So sollen Mindestgrößen für Radabstellanlagen oder bei Wohnhäusern festgelegt werden, und die Bestimmungen sollen bei Neu‑, Zu‑ und Umbauten angewendet werden. Es soll geklärt werden - das ist ein kritischer Satz -, es soll geklärt werden, warum diese Forderungen trotz intensiver Bemühungen bisher nicht umgesetzt worden sind. Also, die Frage kann sich ja nur an die Sozialdemokratie richten. Aufbauend daran soll eine Strategie zur Umsetzung entwickelt werden.

Liebe SPÖ, bitte macht es nicht ganz so kompliziert. Ändert ein bisschen die Bauordnung oder, was noch schneller geht, tut es doch einfach bei den Tausenden Gemeindebauten. Stellt dort einfach in Gemeindebauten Rad‑ und Kinderwagenabstellplätze zur Verfügung. Es hindert Sie niemand daran, und die Mieter werden es euch danken. (Beifall bei der FPÖ)

Und weiter im KliP II: Öffentlicher Verkehr und Verkehrsberuhigung, öffentlicher Verkehr auf Grundlage einer Stadt mit hoher Lebensqualität. Es ist das öffentliche Verkehrsnetz vor allem in den zukünftigen Stadterweiterungsgebieten flächendeckend und engmaschig auszubauen. Gut angekündigt, aber wie sieht es denn in der Realität wirklich aus. Die Penzinger Bezirksvertretung, und da selbstverständlich natürlich auch alle Bezirksräte der SPÖ, wollten zwei zusätzliche Stationen haben. Eine Station wäre gewesen beim Hugo-Breitner-Hof, die andere Station bei der Zehetnergasse, wo die S45 und die U4 verknüpft hätten werden sollen. Beide Stationen wurden von der Frau StRin Brauner abgelehnt, da kann natürlich die Frau StRin Sima nichts dafür, aber wenn man im ZiB sagt, der öffentliche Verkehr wäre zu attraktivieren, dann erweckt das Hoffnungen. Beide Stationen, das hat uns die Frau Brauner geschrieben, kosten Geld. Das ist eine Weisheit, gegen die ist wirklich nichts einzuwenden. Und zwar 20 Prozent müsste die Stadt Wien zahlen bei diesen S‑Bahn-Stationen, 80 Prozent der so immer bös gescholtene Bund. Und was wirklich auch wahr ist, was die Frau StRin Brauner fein herausgearbeitet hat, zwei zusätzliche Stationen verlängern die Fahrzeit. Stimmt, die Fahrzeit wird verlängert, weil die S‑Bahnen würden ja auch stehenbleiben in den Stationen, vielleicht würden die Leute ein‑ und aussteigen - stimmt beides -, aber jetzt fährt die S45 durch Penzing rasch durch. Nur, die Bürger haben von dem raschen Durchfahren der S45 durch Penzing nichts, und das Klima und der Klimaschutz haben davon natürlich auch nichts. 

Ein weiterer KliP II‑Unsinn betrifft das Tempo 30. Das ist verkehrspolitisch aus unserer Sicht ein Unsinn, aber wenn man sieht, was heute schon Realität in dieser Stadt geworden ist, empfinden wir diese Ankündigung von KliP II, dass die Tempo 30‑Zonen auf das ganze Stadtgebiet ausgeweitet werden sollen, durchaus als Bedrohung. Tempo 30 steht im KliP. „Begleitet von intensiven Geschwindigkeitsüberwachungen, mobilen Tempoanzeigen und baulichen Maßnahmen sollte die Ausweitung der Tempo 30‑Zone weitergeführt und bis 2020 auf das gesamte dicht verbaute Stadtgebiet ausgedehnt werden. Das ist schon eine Bedrohung für den Wirtschaftsstandort, weil ein Tapezierermeister, ein kleiner Elektriker, der vielleicht mit 60 oder 62 Stunden-
kilometern, man muss schon 61, 62 Stundenkilometer fahren, der durch eine Tempo 30-Zone braust, der verliert nämlich seinen Führerschein und damit auch die Möglichkeit, seinen Beruf auszuüben, und das ist dann schon wieder weniger lustig. 

Und wenn man schon liest Wien‑West: Da habe ich einen Artikel aus dem Bezirksjournal, Woche 19, 2007: „Seit Kurzem gilt im 14., 16. und 17. Bezirk innerhalb der Straßenzüge Amundsenstraße, Neuwaldegger Straße, Dornbacher Straße, Sandleitengasse, Maroltingergasse, Flötzersteig und Linzer Straße eine Geschwindigkeitsbeschränkung von 30 km/h.“ 

Soweit so schlecht, aber diese Zone hat 11,8 km². Glaubt denn irgendwer, dass dann, wenn ein Bürger in diese Zone einfährt, er sich innerhalb der 11 km² überhaupt noch bewusst ist, dass er in einer Tempo 30‑Zone ist? Das heißt, hier machen die Maßnahmen, die nicht der Verkehrssicherheit dienen - denn genau dort, wo es notwendig wäre, am Mondweg zum Beispiel, vor einer Schule, ist sich der Mensch, wenn er sich innerhalb der 11 km² befindet, dessen nicht mehr bewusst und fährt dort vor einer Schule - wo es wirklich geboten ist - nicht mehr die 30, und das ist das Schlechte daran, wenn einmal ein Ding nicht mehr verständlich ist, und 11,3 km² Fläche haben nicht überall diese Gefährdung, dass Tempo 30 gerechtfertigt ist. Das heißt, hier ist das, was Tempo 30 bewirken sollte, nämlich Sicherheit für Fußgänger, für Schüler, dann durch diese überdimensionierten Tempo 30‑Zonen eigentlich gefährdet. 

Lassen Sie mich einmal theoretisieren, und packen wir ein reales Problem an: Das ist jetzt im Winter das Salzstreuen und das Splittstreuen. Verordnen Sie, liebe Frau StRin Sima, ich habe Sie heute wirklich sehr gelobt, verordnen Sie endlich ... (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.) Na so was, freundlicher kann man ja von einer Oppositionspartei nicht sein, nicht? Verordnen Sie endlich eine Winterreifenpflicht für Wien, für alle PKWs, bitte. Warum sollen alle Wiener unter Salz und Splitt leiden, weil 20 Prozent der Autofahrer zu bequem sind, Winterreifen zu montieren. 

Sie haben die Kompetenz, Sie können Winterreifenpflicht in Wien verordnen, Sie haben ja auch verordnet, dass LKW ab einem gewissen Baujahr nicht mehr durch Wien fahren dürfen, daher haben Sie diese ganzen Oststinker damit getroffen, dass sie nicht durch Wien fahren dürfen, Sie haben die Kompetenz. Und es ist ja nicht notwendig, dass wir Salz streuen, es ist nicht notwendig, dass wir Splitt in diesen Mengen streuen. Wenn die Herrschaften keine Winterreifen aufziehen wollen, dann sollen sie nicht fahren. 

Eine Brücke über den Wienfluss in der Früh ist nun einmal vereist, und diese Herrschaften, die nicht bereit sind, Winterreifen ihren Autos aufziehen zu lassen, die haben dort nichts verloren, die stellen sich quer, die sind gefährlich und die Winterreifenpflicht ab einem gewissen Zeitraum, da können Sie sagen, der Beginn ist der 1. November, ist der 15. November, das können Sie alles verordnen, eine Winterreifenpflicht ist uns wichtig und ich bitte Sie, Frau Stadtrat, handeln Sie im Sinne der Bürger, wir müssen nicht so viel salzen, wir müssen uns den Feinstaub nicht künstlich erzeugen, der Feinstaub ist hausgemacht, handeln Sie, aber handeln Sie rasch. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch, ich erteile es ihm. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Nach diesen Ausführungen über Klimaschutz und das KliP-Programm denke ich mir, es ist sehr erfreulich, dass sich die FPÖ jetzt endlich dem KliP zugewandt hat, es hat ja eine zeitlang gedauert. Und auch die EU-kritischen Meldungen meines Vorredners waren ja auch nicht uninteressant, vor allem diese interessanten Ausführungen zum Tempo 30 und Radfahren gegen die Einbahn. Ich meine, da gibt es ja heute noch eine andere Geschäftsgruppe, und da kann er vielleicht das Gleiche sagen. 

Ich möchte aber jetzt durchaus einmal kurz zum Budget gehen. Was mir beim Budget auffällt, oder zumindest bei unserer Geschäftsgruppe, ist Folgendes: Wenn man sich die MA 31, die MA 30 und die MA 48 anschaut, dann fällt auf, dass wir doch in der letzten Zeit durchaus Gebührenerhöhungen, und gar keine kleinen, hatten. 

Rechnet man das zusammen, was denn so anfällt, wenn man einfach Ausgaben mit Einnahmen vergleicht, kommt etwas Interessantes heraus. Bei der MA 31 plus 61,4 Millionen EUR, nicht nix, was, und zwar beim Voranschlag 2008. Bei der MA 30 kommt raus plus 26,3 Millionen, ist auch nicht nix, und bei der MA 48, was den Müll betrifft, plus 29,26 Millionen. Also, alles zusammen ein nettes Sümmchen von ungefähr 110 Millionen EUR plus, bei diesen drei Abteilungen. 

Da zu sagen, nun ja, wir müssen ein bisschen erhöhen, weil das geht sich jetzt alles nicht mehr aus, ist eine interessante Erkenntnis. Es wäre vielleicht ehrlicher gewesen zu sagen, die Stadt Wien braucht mehr Geld, das sind Cashcows, also lassen wir sie ein bisschen zur Ader. Das wäre eigentlich die ehrlichere Vorgangsweise dabei gewesen.

Doch jetzt zu den einzelnen Dingen, und da habe ich mir ein bisschen angeschaut, was dort ein bisschen interessanter ist bei diesen Abteilungen. Da muss ich zuerst einmal sagen, also vielen Dank an alle Abteilungen. Ich möchte sozusagen einmal als Grüner einmal danken, sonst haben wir ja ewige Dankorgien der SPÖ mit Danke und Anerkennung und überhaupt, sondern Sie haben wirklich, wirklich gute Arbeit geleistet, und zwar sehr fleißig, in allen Abteilungen der Geschäftsgruppe. 

Aber ein paar Sachen bleiben für uns schon noch übrig zu kritisieren. Das eine, es hat uns ein bisschen verwundert, dass zum Beispiel der Landschaftsschutz, und zwar das Landschaftsschutzgebiet Prater, verändert wurde. Neue Karten, neue Verordnung, wunderbar, schön. Was aber nicht dabei gesagt wurde, ist, dass der Schwarzpappelwald dem Hafenausbau zum Opfer fallen wird. Das ist überhaupt nicht herausgekommen, dabei ist interessant, dass das jetzt Thema bei der Volksanwaltschaft ist. 

Das Gleiche auch zum Baumschutz. Beim Baumschutz haben wir eine Anfrage gestellt, also eigentlich einen Antrag, genauer gesagt, aber bei uns ist es so, dass die Anträge so erledigt werden, als wenn wir Fragen gestellt hätten. Trotzdem ist bei der Informationspflicht zu den Baumfällungen herausgekommen, dass ja die Baumfällungen ohnehin in den Medien nachzulesen, nachzuhören sind. 

Also noch einmal dazu, und jetzt ganz öffentlich: Wenn auf Radio Wien, oder Wien heute von Baumfällungen die Rede ist, dann sicher nicht im Vorhinein, sondern immer im Nachhinein, sodass dann die Bürger die Information beziehen können, im Nachhinein, wo sie sich die Scheiteln abholen können, aber sicher nicht, wie sie die Baumfällungen verhindern können. Also, ganz sicher nicht, und da glaube ich, braucht es durchaus mehr Information im Vorhinein. 

Interessant ist ja auch, dass die Geschäftsgruppe, nämlich genauer gesagt, die Frau Stadträtin, zu den Baumfällungen damals beim Stadion nicht Stellung bezogen hat, aber gleichzeitig danach gesagt hat, 506 autochthone Pflanzen werden im Prater gesetzt, und zwar im Jahr 2008. Das wäre ja im Jahr 2007, im November oder im Oktober, auch gegangen, aber eben 2008. Wir werden das genau beobachten. 

Jetzt zur ökologischen Landwirtschaft, sie ist ja auch ein wichtiger Punkt: Die Stadt rühmt sich ja immer wieder, wichtigste Biobäuerin Österreichs zu sein. Ein bisschen schwierig ist es geworden heuer im Herbst mit der Biobäuerei, und zwar im Landgut Eßling, weil sich natürlich herausgestellt hat – wir haben das ja schon länger gewusst -, dass die Pachtverträge rund um den Schafflerhof, das Gebiet gehört ja übrigens, wenn ich mich nicht täusche, dem Landwirtschaftsministerium, auslaufen hätten können. 

Und, großartige Errungenschaft, man hat sie wieder um ein Jahr verlängert. Wir schaut das allerdings aus für die Mieter oder für die PächterInnen der kleinen Karottenstreifen, der kleinen Gemüsestreifen, die man sich dort ja bestellen kann. Da gibt es ja interessanterweise durchaus in verschiedensten Medien immer wieder so kleine Ankündigungen, und da steht dann drinnen, zum Beispiel in „Unser Wien", kann man nachlesen „Anmelden für Ökoparzelle, selbst Gemüsekultivierung, ernten, die MA 49 macht es mit ihren Ökoparzellen möglich. Die 80 m² großen Flächen in Eßling, Lobau, werden mit biologischen Gemüsesamen bestellt", und so weiter. 

Dann gibt es eine Internetadresse, da kann man sich anmelden. Dann schaut man nach auf der Internetadresse, da steht „Ökoparzellen der Stadt Wien, Gemüse selber ernten und kultivieren. Ein Fleckerl Erde ganz für sich persönlich." Ist ja irgendwie ein netter Zug. Das Problem ist nur, das Fleckerl gibt es nur für ein Jahr, dann ist es vorbei mit dem Fleckerl, weil dann kommt entweder ein Kieswerk oder das Landwirtschaftsministerium oder wer auch immer, und dann, wenn der Vertrag nicht wieder auf ein Jahr verlängert wird, dann ist es vorbei. 

Unsere Forderung: Endlich einmal längere Verträge mit dem Ministerium auszuhandeln, schließlich ist ja die SPÖ auch in der Bundesregierung, oder haben wir das vergessen. (Zuruf von GRin Sonja Kato.) Du bist eh später dran, entschuldige, Frau Kollegin, ganz kurz. 

Also noch einmal, auf ein Jahr und eigentlich kaum eine Absicherung. Das haben die BürgerInnen nicht so gern, wenn es in Wirklichkeit langfristig keine Absicherung gibt. Aber wie gesagt, ein Fleckerl für sich ganz persönlich, also das klingt ja fast poetisch, aber halt wie gesagt, nur für ein Jahr, und dann ist nichts. 

Dann komme ich noch zu einer Kleinigkeit, auch eine interessante Sache im „profil“: Das Palais Schlaff. War ja interessant, immerhin, schöne Gegend, Salmannsdorfer Höhe, wenn ich mich nicht täusche. Also, wie gesagt, Palais Schlaff, ehemalige Postvilla, schwierig, schwierig, nicht restituiert worden. Wie schaut es aus? Die Firma ist, wie es so schön heißt, die MS-Privatstiftung, also die Martin Schlaff-Privatstiftung, und sie hat ein Bauvorhaben am 20. April dieses Jahres in der Magistratsabteilung 22 eingereicht. Das „profil“ bezeichnet es als Expressbescheid, acht Wochen dauert es und schon ist der Bescheid da, und schon darf man eine Garage mit 22 Stellplätzen, anderswo steht wieder einmal 14 Stellplätze, in ein Epk hineinnageln. Das geht schon, ganz einfach, laut „profil“. 

Und dann aber, interessanterweise, kommt das: Nach acht Wochen - das bringt nicht einmal die 
ASFINAG zusammen, so einen schnellen Bescheid -, und weiters schreibt der Redakteur vom „profil“ dann: „Die Stadt hat offenbar nichts dagegen einzuwenden, Ingrid Luttenberger, Sprecherin von SPÖ-Bürgermeister Michael Häupl verweist, vom ‚profil’ darauf angesprochen, auf SPÖ-Umweltstadträtin Sima." 

Nun gut, interessant, sie ist zuständig, keine Frage. Deren Sprecherin Anita Voraberger wiederum verweist auf die zuständige MA 22. Dort heißt es lapidar: „Das Bauvorhaben wurde sowohl von uns als auch von der weisungsfreien Umweltanwältin streng geprüft. Wir haben uns an geltendes Recht gehalten." Das wird sicher stimmen, aber dass am Schluss, für so ein hurtiges Unternehmen, die Umweltanwältin, die ja weisungsfrei ist und hier eigentlich gar nicht mit der Stadt Wien unbedingt unmittelbar was zu tun hat, sozusagen herangezogen wird, dass eigentlich sie es war, die es genehmigt hat, finde ich eine interessante Geschichte. Vielleicht sollte Herr Schlaff mit samt seiner Privatstiftung in Zukunft, wenn er gern ein schönes Fleckerl will, halt gleich bei der Umweltanwältin einreichen. Vielleicht geht es dann nicht so schnell, aber trotz alledem denke ich mir, das ist ja in Wirklichkeit ein Sittenbild. 

Nächster Punkt, auch eine interessante Geschichte: Es gibt immer so schöne Weihnachtsschmankerl, und Weihnachten ist ja nicht mehr so weit. Also gibt es wieder einmal den berühmten Weihnachtssack. Der Weihnachtssack, die große und die kleine Version beim Billa, 3 EUR der kleine Sack, der größere Sack 4 EUR. Nun, wunderbar, das kann man natürlich aufheben für das nächste Jahr. Das machen die Wenigsten, denn nächstes Jahr kauft man sich wieder einen neuen, das hebt kein Mensch auf so lange. Aber egal, eine gute Geschichte, eine Erfolgsgeschichte, und die StRin Ulli Sima hat es erfunden. 

Schaut man ein bisschen nach, wie das mit den Weihnachtssäcken ist, da kommt man doch glatt drauf, dass vor ein paar Jahren eine andere Umweltstadträtin, nämlich die Vorgängerin, die Frau Kossina, auch den Weihnachtssack erfunden hat. Wenn man noch länger recherchiert, kommt man drauf, dass der Herr Svihalek auch einen Weihnachtssack erfunden hat, und sein Vorgänger, der Herr Bürgermeister? Vielleicht hat er auch einen Weihnachtssack erfunden. 

Faktum ist, und das ist interessant: Der Weihnachtssack der Frau Kollegin Kossina, da geht es darum, das war der Licht-ins-Dunkel-Weihnachtssack, und zwar diesmal nicht mit Billa, sondern mit Spar. Also, was kommt unter dem Strich heraus? Diesmal nicht mit Spar, sondern diesmal mit Billa. Weil, wie wir hier alle wissen, ist ja Billa eine österreichische Firma, oder? Auf jeden Fall, super war der Weihnachtssack, eine Erfolgsgeschichte. So steht es zumindest in der Rathauskorrespondenz. 

Gehen wir weiter, schauen wir uns die Geschichte weiter an. Wie geht es weiter mit der Information, mit der Auskunft, das ist ja auch eine interessante Sache. Es gibt ja das UIG, und nach dem UIG, dem Umweltinformationsgesetz, kann man sich um Auskunft bemühen, und dann bekommt man vielleicht eine Auskunft. 

Also, wieder eine kleine Geschichte dazu: In der MA 45 ist man zuständig für die Renaturierung des Wienflusses. Nun, was passiert da? Man zäumt das Pferd vom Schwanz auf. Macht ja nichts, ist immerhin besser als gar nichts. Also wird renaturiert von der Mündung bis zum Blumenthal, bis zur ehemaligen Kläranlage. Eine wirklich gute Geschichte, keine Frage. Es gibt einen Monitoring Bericht vom Vorjahr. Dann will man sich den Monitoring Bericht heuer anschauen und zwar den vom 2006er Jahr, und das zieht sich. Das zieht sich, er kommt nicht und kommt nicht. So, dann gibt es im Sommer eine Zusammenfassung. Ich frage im Umweltausschuss, warum kommt das nicht. Dann gibt es irgendwie solche Ausreden wie „das ist so kompliziert, das kann man den Bürgern nicht zumuten". Also, warum man den Bericht im Jahr davor zumuten konnte und dieses Mal nicht, wurde nicht gesagt. 

Also, es steht da drinnen eine Zusammenfassung. Dann reicht ein Mitarbeiter von mir einen Antrag nach dem UIG ein, sozusagen eine Offenlegung, wie es denn aussieht mit dem Monitoring Bericht, also der Zusammenfassung. Am 12.9. wurde das nachweislich an die MA 45 geschickt, und heute haben wir meines Wissens glaube ich, den 20.11, also das ist schon ein bisschen mehr als vier Wochen, würde ich sagen, und es ist noch immer nichts gekommen, es ist nichts veröffentlich worden, wir haben nichts gekriegt. Wahrscheinlich war die Datei so riesig, dass sie wahrscheinlich nicht Platz gefunden hat auf einer DVD. Das geht ja alles nicht. Heutzutage unmöglich und wahrscheinlich so komplizierte Ausdrücke. Faktum ist, es gibt noch immer keinen Monitoring Bericht. 

Wenn man sich aber die Zusammenfassung ein bisschen anschaut, merkt man, dass da drinnen ein zumindest kleiner Betriebsunfall verzeichnet ist, der die Liesing, würde ich einmal sagen, leicht abgetötet hat. Der irgendwie und sozusagen das, was in der Liesing über lange Jahre und mit wirklich guter Arbeit der 45er gemacht worden ist, auf einen Schlag zunichte gemacht hat. Und zwar ist meines Wissens eine Biogasanlage in Laab im Walde gekippt, hat einmal den Laaber Bach ruiniert, der ganze Schwall kam dann hinein in die Liesing, und dort wurde alles getötet, was eben lebendig war. 

Nun gut, interessante Geschichte, das hätte man ja eigentlich dokumentieren können. Man war ja, oder Frau war ja, in dem Fall gar nicht schuld. Was ist herausgekommen? Der Arbeiterfischerverein hat eine Entschädigung bekommen für seine Fische in der oberen Liesing. Das finde ich richtig. Ob die Stadt Wien eine Entschädigung bekommen hat von der Versicherung, das ist nicht herausgekommen, wäre aber interessant, weil ja tatsächlich Schaden verursacht wurde. 

Aber Punktum ist, und was ich überhaupt nicht verstehe, das, wovor sich die Stadt Wien da fürchtet. Wovor fürchtet sich die Stadt Wien, wenn sie nicht selber Schuld hat, und es eigentlich nur darum gegangen ist, den Schadenersatz über eine Versicherung zur kriegen. Und trotzdem erfahren wir nix. Nein, es ist jetzt so, man geht wirklich nur nach der Methode vor, nein, den Monitoring Bericht, den zeigen wir euch jetzt justament nicht, weil ihr die Grünen seid, und überhaupt geht das niemanden etwas an. 

Das ist aber nicht ganz richtig, es ist ja ein EU-Projekt und Sie müssen ja letztendlich der EU auch über den Fortgang berichten, außer die EU stellt sich mit zwei, drei Zeilen zufrieden. Alles in Ordnung.

Schauen wir uns weiter an, wie es so dahingeht in Wien mit der Abfallwirtschaft. Also, das Abfallwirtschaftkonzept wurde ja veröffentlicht, man konnte Stellung nehmen. Dann kriege ich einen Brief zurück zu meiner Stellungnahme, und dieser wird hinten angehängt. Zu den Fragen oder zu den Diskussionspunkten genau null Auskunft. Nun wunderbar, ich habe ihn selber geschrieben, ich weiß ohnedies, was drinnen steht, es freut mich, wenn ich dann meinen eigenen Teil hintennach lesen kann. Das ist in Wirklichkeit aber nicht die Art, wie man mit BürgerInnen, in dem Fall auch mit mir, umgeht. 

Dann eine Kleinigkeit, also eigentlich zwei Sachen. Mit dem Kollegen Valentin möchte ich dann ein bisschen auf den Fluglärm noch eingehen, damit er heute vielleicht doch noch ein bisschen aus der Reserve herauskommt. Eine Kleinigkeit zum Lärmschutz. Die Stadt Wien hat zu Recht - und das ist ein wirklich gutes Projekt beim Körnerhof - eine sehr, sehr große und wirkungsvolle Lärmschutzwand aufgestellt. Das hat eine Zeitlang gedauert, ist aber eine wirklich gute Sache, schaut auch schön aus und ist sehr wirksam. Also, am Margaretengürtel tobt der Verkehr, das ist keine Frage, da gehört was getan. 

Anderswo tobt auch der Verkehr, und da schaut die Sache gleich ganz anders aus, und zwar der Lärmschutz im Bereich Donau City. Da muss man sich vorstellen, in den Häusern in der Donau City - keine kleinen, es wohnen doch immerhin einige Tausend Menschen dort - die haben ein Problem, weil auf der A22 der Verkehr massiv zugenommen hat, und dort ist es wirklich laut. Es gibt eine Untersuchung der Stadt Wien vom Stadtplanungsdirektor, von Herrn Buchinger - damals noch als Zivilingenieur - wo drinnen steht, zwischen 70 und 80 dB untertags. Das ist gesundheitsschädigend, das weiß jeder, und das kommt dort vor. 

Und da ist was Interessantes. Da gibt es jetzt natürlich dann ein Versprechen des Bezirksvorstehers aus dem 22., vom Herrn Scheed, den ich sehr, sehr schätze und der verspricht, sich für die BürgerInnen einzusetzen und da etwas zu tun, und gemeinsam an die ASFINAG heranzutreten und dort den Lärm ein bisschen zu minimieren. Die ASFINAG schreibt den BürgerInnen einen Brief, was ich interessant finde, und den ich Ihnen nicht vorenthalten kann. Da steht drinnen: „Aus den uns vorliegenden Unterlagen geht hervor, dass das Datum der Baubewilligung“ und zwar der Gebäude dort „eindeutig nach dem derzeit gültigen Stichtag vom 1.1.1996 liegt. Es ist uns daher nicht“ – und zwar unterstrichen – „möglich, für die Donau City Lärmschutzmaßnahmen zu projektieren.“ Das heißt, weil nach dem Stichtag 1.1.96 gebaut worden ist, dürfen die Leute den Lärm weiterhin genießen. 

Jetzt gibt es zwei Möglichkeiten: Also entweder der Chef der ASFINAG spricht Klartext mit der ASFINAG und es wird trotzdem Lärmschutz gebaut, oder die Stadt Wien erinnert sich an das Versprechen eines der Vorgänger des Herrn Scheed, des Bezirksvorstehers im 22. Bezirk, und sagt, es wird ein Lärmschutz errichtet, denn es kann ja in Wirklichkeit nicht sein, dass man sagt, Leutln, ihr habt ein Pech gehabt. 1.1.1996, kein Lärmschutz, hättets einfach früher die Hüttn bauen lassen, dann wäre es schöner gewesen, dann hättet ihr eben jetzt einen wunderbaren Lärmschutz, wie zum Beispiel am Margaretengürtel, den spielt es aber auf alle Fälle bei der Donau City nicht.

Und jetzt nur ganz kurz zum Fluglärm: Lieber Erich, ich weiß, das ist dein Leib- und Leben-Thema, aber eine Kleinigkeit möchte ich dazu schon sagen, nachdem ich vor einiger Zeit, und nachdem wir alle gemeinsam herausgefunden haben, dass die Salzamts-Nummer die Nummer des Flughafens Wiens ist, wo man sich darüber beschweren kann, dass es so laut ist: 

Es gibt hier eine andere Neuerung am Flughafen, und ich habe das wirklich irgendwie mit Schmunzeln lesen müssen, und zwar gibt es das Umgebungslärmschutzgesetz. Das teilt den Tag in drei verschiedene Abschnitte, und zwar den Tag, den Abend und die Nacht. Und die Nacht beginnt für alle Österreicher und Österreicherinnen um 22 Uhr und endet um 6 Uhr in der Früh. 

Eigentlich sinnvoll. Das ist die Nacht, von 22 Uhr bis 6 Uhr, macht acht Stunden Schlaf, ist vielleicht ein bisschen viel, andere Leute kommen mit weniger aus, mit sechs Stunden vielleicht oder mit sieben Stunden. Und für Kinder ist es ja durchaus so, dass die vor 22 Uhr in der Regel schlafen gehen und vielleicht um 6 Uhr schon wach sind, manche auch ein bisschen früher. Wenn man größere Kinder hat, so wie ich, dann muss man sie in der Früh ein bisschen rausstampern, weil sonst würden sie noch länger schlafen. Gut, okay. 

Aber der Flughafen, der hat sich etwas Besonders einfallen lassen. Also zunächst einmal hat er den Menschen da draußen versprochen, es gibt ein Nachtflugverbot. Eine interessante Errungenschaft. Nun denkt sich jeder, super, Nachtflugverbot, endlich ist eine Ruhe. Ungefähr der Süden und der Westen und der Nordosten Wiens freuen sich, wenigstens in der Nacht kein Fluglärm. Na gut, aber nun stellt sich heraus, dass die Nacht nicht die Nacht ist, weil der Flughafen eine Spezialnacht erfunden hat. Das muss man sich einmal vorstellen: Die Nacht am Flughafen ist nicht von 22 Uhr bis 6 Uhr morgens wie es im Gesetz steht, sondern die Nacht beginnt um 23.30 Uhr und endet um 5.30 Uhr. 

Also, alle Kinder im Süden, Westen und Nordosten Wiens schlafen kürzer, weil die Nacht einfach dort anders ist, und in dieser Nacht - (Zurufe von GR Erich Valentin.) Erich, du kannst nachher gerne dazu etwas sagen -, in dieser verkürzten Nacht, da gibt es natürlich ein Nachtflugverbot. Und wie schaut das Nachtflugverbot aus? 

Das Nachtflugverbot schaut so aus, dass 3 000 Landungen durchgeführt werden dürfen. Das heißt, es gibt ein Nachtflugverbot, wo 3 000 Landungen stattfinden dürfen - das ist nicht schlecht – und es gibt eine Nacht, die eigentlich kürzer ist als die Nacht. Das heißt laut Orwell „new-speak“, Neusprache. Nicht schlecht. 

Das heißt, der Flughafen erzählt den Leuten allen Ernstes, es gäbe ein Nachtflugverbot, obwohl gleichzeitig von oben 3 000 Flüge daherkommen und in Schwechat landen und ein bisserl einen Lärm machen, und das immerhin zu Zeiten, wo Menschen zu Hause sind, nämlich vor allem am Wochenende, vor allem im Sommer, wo Leute Urlaub haben und ihr Leben genießen wollen und es eigentlich nicht so gerne laut haben, vielleicht auch draußen sitzen und etwas trinken wollen, grillen wollen oder sonst was. Also, wie gesagt, dem Flughafen gratuliere ich zu der Neusprache, es wurde die Spezialnacht erfunden und der Lärmschutz, der eigentlich ein Nachtflugverbot umfasst, das es gar nicht gibt. Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich GR Valentin gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Liebe Frau Stadträtin!

Dinge soll man gleich ausräumen, wenn sie kommen, besonders wenn sie nicht richtig sind.

Nachzulesen und auch nicht durch ständiges Wiederholen falschzureden ist, dass Wien die Nachtflugregelung in einem zivilrechtlichen Verfahren erzielt hat, weil Wien weder Kompetenz im internationalen noch im nationalen Flugrecht hat. Wahr ist, dass diese Nachtflugregelung, die es in Wien gibt, ja auch im Internet nachgelesen werden kann und auch mittels eines Evaluierungsberichtes nachprüfbar ist, von 21 Uhr am Abend bis 7 Uhr in der Früh dauert, und für die Bereiche West-Wien, Mitte-Wien und Süd-Wien die Nachtruhe gilt. Da gibt es Ausnahmeregelungen, die nicht 3 000 Stück sind, sondern im letzten Jahr unter 50 waren, und das sind – auch nachlesbar – Ambulanzflüge. Es wird niemand akzeptieren wollen, dass irgendjemand, der schnell ins Spital muss und in Wien eingeliefert wird, einen Umweg fliegen muss. Es sind Organspenderflüge, es sind Flüge, wenn eine Maschine einen Notfall meldet, sprich, einen Defekt hat, und es sind dann Flüge über den Westen Wiens von 21 Uhr abends bis 7 Uhr in der Früh gestattet, wenn die andere Piste gesperrt ist. Da der Flughafen in Wien Schwechat zwei Pisten hat und es hin und wieder vorkommen kann, dass eine Piste aus verkehrstechnischen Gründen gesperrt werden muss - beispielsweise wenn im Winter Schnee geräumt wird – wird man nicht sagen können, dass die Maschine, die anfliegt, nicht landen darf. 

Das sind die Ausnahmen, die werden genau protokolliert, da gibt es nichts, was versteckt wird, da existiert ein offizielles Radarbild, das kann jeder anschauen, da gibt es einen offiziellen Evaluierungsbericht, der steht im Internet. Ich würde mir wünschen, dass andere Dinge so transparent wären wie diese. Tatsächlich, diese Fluglärmregelung in der Nacht gibt es, und wir werden dafür europaweit beneidet. Dass es die GRÜNEN anders sehen, ist ihr Problem. 

Tatsache ist jedenfalls und besteht: Tatsache ist, es wird evaluiert und Tatsache ist, dass die Wienerinnen und Wiener eine Verbesserung davon haben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Es gibt zur tatsächlichen Berichtigung eine tatsächliche Berichtigung. GR Mag Maresch hat das Wort, drei Minuten Maximum. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Die tatsächliche Berichtigung zur tatsächlichen Berichtigung ist: Interessant war, dass Kollege Valentin eine Himmelsrichtung vergessen hat, und zwar den Nordosten Wiens, da schaut die Sache nämlich ganz anders aus. Es stimmt, über den Westen Wiens hat es eine große Reduktion gegeben. Über den Nordosten, da würde ich Kollegen Valentin gerne einmal bitten, mit mir gemeinsam in ein Lokal unserer Wahl zu gehen, vielleicht in Eßling oder Groß Enzersdorf und dann einmal zu schauen, ob das stimmt mit der Nachtflugregelung, oder ob dort nicht in Wirklichkeit, im Jahr 2005 nächtens, wie wir auch im Dialogforum lesen können, 3 400 Landungen stattgefunden haben. Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN – GR Erich Valentin: Ich nehme die Einladung gerne an!) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort gemeldet, um die Debatte auch fortzusetzen, Herr GR Parzer. Ich erteile es ihm. 

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Um das Thema weiterzuspinnen, das Kollege Maresch begonnen hat und auf das Erich Valentin repliziert hat: Er hat auf keinen Fall unrecht, der Kollege Maresch. Ich wohne direkt in Eßling und ich bin sehr konfrontiert, lieber Erich, mit all den Sachen, die unser Rüdiger jetzt gesagt hat. Es stimmt, dass wir zwar ein Nachtflugverbot haben, aber es wird sehr oft gebrochen. Und wenn du gerne einmal bereit bist, zu mir zu kommen an einem Sonntag, würde ich dich einladen zu einer Jause, mein Lieber, dann kannst du die Flieger anschauen, die über uns hereinkommen. Das sind nicht wenige, das geschieht tagsüber, ich weiß schon, aber auch in der Nacht. (GR Karl Dampier: Lieber Robert, ich sehe sie, aber ich beunruhige mich nicht!) Um halb zwei Uhr, lieber Karl, du wohnst ein bisserl weiter weg, das darfst du, aber ich schlafe dort und ich merke auch, dass hier große Störungen sind. So ist das im Leben. (Beifall bei der ÖVP.)

Jetzt zum Budgetvoranschlag 2008, der wenig neue Weichenstellungen erkennen lässt -, und das spiegelt sich leider im Stillstand in diesem Ressort sehr oft wider und zeichnet sich dadurch aus, dass Vorschläge der Opposition von vornherein eher abgelehnt werden -, doch manchmal werden diese Vorschläge dann in der einen oder in der anderen Art wieder als aktuelle Beispiele in einer anderen Form ins Leben gerufen. 

Ich will jetzt ein bisschen auf die letzten zwei Sachen, die in Wien installiert wurden, eingehen, das ist die „Waste Watchers“-Gruppe oder -Truppe und das ist die „Kehr-Force“-Truppe.

Ich kann nur sagen, es ist halt eines: Wir haben eine Verschlechterung des Sauberkeitszustandes in Wien, und diese haben wir immer wieder angekündigt, aber es wurde nichts gemacht, denn die Opposition hat leider zu wenig Recht hier und die SPÖ hat mit ihrer Propaganda das eher als Miesmache hingestellt und immer gesagt, schaut euch doch andere Großstädte an, die sind viel ärger als wir. Aber an dem soll es nicht liegen, wir wollen eine wirkliche Abwehrstrategie schaffen. 

Was wollen wir? Wir wollen - und das habe ich immer schon gesagt - eine Stadtpolizei haben. Warum eine Stadtpolizei? Die Stadtpolizei könnte sich sehr leicht aus den vielen Personen, die jetzt in der „Waste Watchers“-Truppe sind, die jetzt in der „Kehr-Force“-Truppe tätig sind, die Grillplatz-Polizei spielen, oder die Parkwächter sind, aus diesen Leuten könnten wir ganz leicht eine Stadtwache rekrutieren, die dann zuständig für das alles ist und auch die notwendige - und das ist immer wichtig - Kompetenz hat, denn Sie können mir glauben, keiner von uns kann doch wirklich annehmen, dass heute ein Bürger, wenn ihn jemand von der „Waste Watchers“-Truppe aufhält, dann die 36 oder 21 EUR, wie viel es immer ist, zahlen würde. Ich kann es mir nicht vorstellen. 

Ein Aufschrei nach unserem Vorschlag war das Gegenargument, also es kommt nicht in Frage, wir bleiben weiter bei unserer derzeitigen Situation. Und es ist halt so, dass ein erster Ansatz in Richtung Sauberkeit zwar diese „Waste Watchers“-Truppe war, aber, jetzt sage ich Ihnen noch einmal, Hand aufs Herz, 30 Personen, zwei Mann pro Truppe, das sind 15 Trupps, die da in Wien ausschwärmen, und ich glaube, ich brauche in der Donaustadt allein 4 Trupps, weil die so klein ist gegenüber den anderen Bezirken. Auch wenn der Karl den Kopf schüttelt, (Der Redner meint GR Karl Dampier.) ich glaube, der hat keine Probleme. Es macht nichts, es gibt eben den Unterschied zwischen deinen und meinen Problemen. Die Frage ist nur, wie das weiter gehen soll.

Unsere Forderung bleibt eine Stadtwache, das ist die Linie, die wir schon lange vertreten und die wir auch gerne durchziehen würden. (Beifall bei der ÖVP.)

Mein Kollege Roman Stiftner wird sicher noch einige Defizitbereiche in dieser Stadt aufzählen. Ich möchte dem wirklich nicht vorgreifen, möchte aber noch andere Sachen ansprechen.

Ich denke an den Bereich Wasser. Beim Wasser ist sicher nicht alles in Ordnung. Ich weiß schon, dass Wien ein super Trinkwasser hat, und wir damit sehr zufrieden sind. Aber nicht in allen Bezirken, meine Damen und Herren, ist das so. Auch die Bezirke über der Donau würden gerne immer mit Trinkwasser vom Hochschwab versorgt werden. 

Soviel nur zum Wasser, und es ist ja so, dass wir dadurch auch Wasser sparen lernen könnten. Warum? Wir haben sehr viele Gemeindebauten, Genossenschaftsbauten und so weiter, wo keine Wasserzähler in den Wohnungen sind. Was bedeutet das? Es bedeutet, dass keiner genau weiß, was er wirklich an Wasser verbraucht, vielleicht wäre hier einmal ein Ansatz gegeben, Wasserzähler auch in diesen Wohnungen zu installieren. Wir haben da ein Beispiel in Hamburg gesehen. In Hamburg ist der Wasserverbrauch 10 bis 15 Prozent zurückgegangen auf Grund dieser Maßnahmen und es zahlt sich eben aus, wenn man Wasser spart, und daher sollten neben der fast moralischen Begründung für das Wassersparen angesichts der nicht absehbaren Folgen des Klimawandels auch technische Überlegungen zu mehr Anstrengungen dieser Stadtregierung in Richtung Wassersparen führen. Immer untragbarer wird es daher, wenn etwa die Parkanlagen, Friedhöfe, Sportplätze, Immobilien in der Form, mit Hochquellwasser bewässert werden. 

In diesem Bereich ist es wirklich angebracht, Nutzwasserleitungssysteme, etwa in Form von Sammelzisternen, zu schaffen oder mit Brunnenschlagen zum Teil bei den Sportplätzen. Die Bundesgärten, die in diesen Anlagen solche Systeme installiert haben, könnten hier als Vorbild herangezogen werden.

Genauso wie heute zu Beginn davon die Rede war, dass Kollege Maresch die Erhöhungen im Umweltbereich angesprochen hat, haben wir das in Form einer Comic-Serie mit den Abzockern aufgezeigt. Das hat sehr viel Staub aufgewirbelt und ich sage, das war richtig, denn wir haben wirklich eine Abzockerei. Ich will jetzt nicht einzeln darauf eingehen, ich weiß, dass wir insgesamt über 100 Millionen haben in den einzelnen Gruppen, ob das jetzt das Wasser ist, ob das der Kanal ist, oder ob das der Müll ist, also hier könnten wir sicher das Geld noch anderwärtig verwenden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wasser hat für Wien nicht nur eine Versorgungsdimension, sondern auch eine stadtgestalterische. Hier ist die Stadtregierung trotz vieler Anläufe und Privatankündigungen immer noch säumig. Wie der Rechnungshof gründlich ausgeführt hat, ist bei der Renaturierung des Wienflusses auch einiges schief gelaufen. Von den ehrgeizigen Ankündigungen, dass der Wienfluss zu einem Naherholungsgebiet mitten in der Stadt umgestaltet werden wird, ist wirklich sehr wenig geblieben, außer ein sehr teurer Radweg. 

Das Gleiche gilt eigentlich auch für den Donaukanal. Der Donaukanal ist in seiner Renaturierung eigentlich nur auf die Freizeitnutzung beschränkt. 

Was meine ich damit? Wir haben eine Ansiedlung von Gastronomie, die wirklich sagenhaft ist. Es gibt zwar jetzt ein Boot mit einem Bad an der Alten Donau, aber sonst gibt’s nur Gastronomie und da glaube ich, dass das eine nicht sehr gestalterische Nutzung der großen Potenziale dieses Areal ist und wenig damit zu tun hat. Es kann doch nur ein erster Schritt sein. 

Also hier bitte, auf jeden Fall weitermachen. Ein immer weniger wirksames Element zur Erhaltung der Lebensqualität sind auch unsere Parks. Parkbesucher kritisieren wirklich zu Recht eine verschlechterte Sauberkeit und Sicherheitssituation, meine Damen und Herren. Dagegen wird auch wenig getan. Bestätigung findet diese Tatsache im Voranschlag 2008, wo die Ausgaben der MA 42 leider rückläufig sind. Wenn es dann doch zu Parksanierungen kommt, dann bitte nicht zu solchen wie beim Wielandpark, der zu Recht vom Kontrollamt gerügt wurde. Dort wurden unnötig viele Bäume gefällt und die Bereiche so angelegt, dass es zu Nutzungskonflikten gekommen ist. Eine Situation, die ebenfalls beim neugestalteten Klieberpark vorzufinden ist. 

Darüber hinaus sind die Wiener Parks schon auf Grund ihrer Anzahl und ihrer flächenmäßigen Schwerpunkte in den äußeren Stadtbereichen nicht in der Lage, das Grünraumdefizit in den innerstädtischen Gebieten auszugleichen. Die von der Stadt Wien eher sehr niedrig angesetzten Grünraumbedarfszahlen können daher in den Bezirken 4, 5, 6, 7, 8, 9, 15, und 20 nicht erreicht werden, was eine Schlechterstellung der Bewohner dieser Bezirke in Form der Lebensqualität ist, gegen die diese Stadtregierung in den letzten Jahren kaum etwas unternommen hat, jedenfalls nichts, indem eine ausreichend zusätzliche Zahl von Parks in den dicht bebauten Gebieten geschaffen wurden. 

Allerdings beschränken sich die Fehler der Stadtregierung Punkto Grünraumbeschaffung nicht nur auf die Innenstadtbezirke. So wartet Wien schon seit Jahren auf die Realisierung des 1 000-Hektar-Programms, mit dem der Grüngürtel vor unkontrollierter Zersiedelung geschützt werden soll. In der Zwischenzeit wird Projektideen aus anderen Ressorts, wie etwa im Fall der Steinhof-Gründe, die, wie wir das alle miterlebt haben, ohne die Proteste der VP und anderer Oppositionsparteien zu einer Durchlöcherung des Grüngürtels an einem seiner sensibelsten Stellen geführt hätten, leider von der Umweltstadträtin sehr wenig widersprochen.

Jetzt komme ich noch zur Lärmbekämpfung, zu der heute Kollege Maresch schon sehr viel gesagt hat. Wie schon erwähnt, hält sich die Stadt nicht einmal an die eigenen gesetzlichen Fristen, und so wundert es mich nicht, wenn Wien in Punkto Lärm der absolute Umwelt-Hotspot ist, meine Damen und Herren. Wien ist sogar im Vergleich zu Bundesländern der Lärm-Pool Österreichs. Während sich in Gesamtösterreich nur 13 Prozent sehr stark vom Lärm beeinträchtigt fühlen, sind es in Wien immerhin rekordverdächtige 25 Prozent. Und wenn wir darüber weitersprechen, um hier Wien zu vergleichen, das muss ja sein: In anderen Großstädten sind es nur 17 Prozent, um hier ja keine Missverständnisse oder Gegenargumente aufkommen zu lassen.

Und noch eine Zahl gibt es in diesem Zusammenhang zu bedenken: Im Bundesgebiet geben 54 Prozent der Österreicher an, niemals vom Lärm betroffen zu sein, und in Wien sagen das aber nur 36 Prozent. Das heißt im zulässigen Umkehrschluss, eine Million Wiener ist vom Lärm in irgendeiner Form betroffen. Wenn man die gesundheitlichen und sozialen Negativwirkungen des Lärms in Betracht zieht, so wundert es oft sehr, dass die Stadtregierung der Umweltbelastung einen so geringen Stellenwert zuordnet. Lässt man nun die so getroffenen Wahrnehmungen im Verein mit den vorliegenden Budgetzahlen noch einmal Revue passieren, dann ergibt sich eines eindeutig: Der Umweltpolitik in dieser Stadt ist es nicht ganz gelungen, für eine Verbesserung der Lebensqualität in Wien zu sorgen, im Gegenteil, diese befindet sich ständig im Abnehmen, wenn man die Bereiche Sauberkeit, Grünraum, Lärmbelastung, Müllsituation und Klimaschutz sieht. Auch wenn du lachst, lieber Kurt, es gibt eben Sachen ... (GR Kurt Wagner: Es gibt aber Städte in Europa, die nicht so schön sind wie Wien!) Bitte, ich hab es ja erwähnt, es gibt Städte in Europa, die nicht so schön sind, aber das hat noch lang nichts zu sagen, denn wenn du der Zweitbeste bist, sollst du doch der Beste werden. So ist das im Leben, junger Mann, danke. (Beifall bei der ÖVP.) Das war kein persönlicher Angriff auf dich, nein. 

Es wäre daher jetzt höchste Zeit, noch einmal hier endlich dagegen zu steuern und dafür zu sorgen, dass die Lebensqualität wirklich noch besser wird, und dafür zu sorgen, dass wir hier keine Probleme kriegen. Und vor allem, Lärmbekämpfung lieber Erich Valentin. Da kannst du noch so über den Fluglärm reden, ich kann dir sagen, es gibt leider starken Fluglärm, speziell in unserem Gebiet, und ich glaube, auch hier im Sinne der Bürger zu reden, dass da noch etwas passieren sollte. 

Aber da sich bis jetzt in diesem Budget nicht viele Ansätze gezeigt haben, werden wir, und das können Sie uns glauben, dem Voranschlag 2008 keine Zustimmung geben. Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau GRin Kato. Ich erteile es ihr. 

GRin Sonja Kato (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Schönen guten Morgen! Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Ich möchte zunächst Kollegen Parzer herzlich für seinen persönlichen Beitrag zum Wassersparen danken! Ich werde mir erlauben, wenn ich Durst habe, aus Ihrem Glas zu trinken! Sie haben es nämlich unbenutzt gelassen, was schade ist, weil es gutes Wiener Hochquellwasser ist.

Ansonsten möchte ich bis auf wenige Richtigstellungen sowohl mir als auch Ihnen ersparen, auf die – frei nach Handke – Selbstbezichtigungen und Weissagungen der Opposition einzugehen. Dass es diese jetzt gibt, ist eigentlich schade! Im Ausschuss habe ich nämlich sonst immer den Eindruck, dass wir sehr konstruktiv und auch gemeinsam für weitere Verbesserungen auf dem hohen Niveau der Umweltpolitik, das es in Wien gibt, arbeiten. Daher ist es meiner Meinung nach schade, dass die Debatten hier, die uns zumindest eine Teilöffentlichkeit bescheren, dann immer dazu benutzt werden, Kleingeld zu wechseln. Daher werde ich, außer in zwei Bereichen, nicht auf diese Krankredereien und therapeutischen Aufarbeitungen eingehen.

Erstens zum Feinstaub: Sie alle wissen aus den entsprechenden unabhängigen Berichten, dass dieser in Wien bekannterweise zu 70 Prozent – ich wiederhole es für all jene, die nicht so gut im Rechnen sind: zu 70 Prozent –, was deutlich mehr als die Hälfte ist, fremd importiert ist.

Zweitens möchte ich klarstellen, dass ich mich vor allem als Biosprecherin meiner Fraktion sehr über jegliche Unterstützung seitens der Stadt freue, wenn wir – etwa gemeinsam mit Rüdiger Maresch – gemeinsam gegenüber dem Landwirtschaftsministerium für eine längere Vertragsbindung betreffend Ökoparzellen eintreten. Ich kann dich aber auch beruhigen: Auch wenn es jährliche Verträge waren, mieten wir diese Parzellen bereits seit 50 Jahren. Es ist also sozusagen schon eine Kontinuität zu erkennen. 

Heute stehen das Umweltthema und das entsprechende Budget für das kommende Jahr an der Spitze der Debatte, und ich möchte die Gelegenheit nutzen, Ihnen eindrucksvoll zu beweisen, dass die Umwelt nicht nur am heutigen Tag, sondern auch an den anderen 364 Tagen im Mittelpunkt des Interesses der Stadtverwaltung und auch der Politik steht. Der Anteil am Stadtbudget steigt, und auch das Budget in absoluten Zahlen wird größer.

Frau VBgmin Brauner hat bereits gestern den Begriff vom Budget als in Zahlen gegossene Politik geprägt. Was nun den Umweltbereich angeht, so kann ich sagen, dass wir alle den Budgetzahlen täglich quasi in Form von sauberem Wasser, blühender Grünraumgestaltung, biologischer Landwirtschaft, hervorragendem Wiener Wein, bestens funktionierender Müllbeseitigung und Müllbearbeitung und vielem anderen mehr begegnen. Umweltpolitik in Wien, sehr geehrte Damen und Herren, ist Lebensqualitätspolitik, und zwar für alle Wienerinnen und Wiener und nicht nur für jene – und darauf lege ich großen Wert –, die sich Lebensqualität als privaten Luxus gönnen können. (Beifall bei der SPÖ.)  

Umweltpolitik ist in Wien ein Herzensanliegen der Stadt, und die zahlreichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die sich täglich dafür einsetzen, dass die Stadt noch sauberer, noch grüner und noch ökologischer wird, sind ein lebender Beweis dafür. – Ich möchte daher auch gleich zu Beginn die Gelegenheit nutzen, ihnen allen herzlich zu danken, dass sie den hohen Umwelt‑ und Lebensstandard in Wien nicht nur erhalten, sondern auch weiter ausbauen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Sowohl Grundlage als auch eines der zentralen Instrumente der Umweltpolitik in dieser Stadt ist sicherlich die MA 22, in deren Bereich vor allem auch die Sicherung des Lebensraumes Wien für Tiere und Pflanzen fällt. Sie ist somit auch so etwas wie das ökologische Gewissen der Stadt Wien. Das Netzwerk Natur, das Wiener Arten‑ und Lebensschutzprogramm, schafft mit seiner Tiertypenkartierung so etwas wie eine ökologische Landkarte der Stadt. Diese Maßnahme dient vor allem auch der Nachhaltigkeit.

Mit dem bereits dritten ÖkoBusinessPlan steht die Umweltabteilung als professionelle Partnerin Unternehmen zur Seite und hilft, den Umweltschutz in die Praxis umsetzen. Die Betriebe sparen teure Rohstoffe und wertvolle Energie, Abfälle oder Emissionen werden vermieden und betriebliche Abläufe verbessert. Durch all diese Maßnahmen verschafft der ÖkoBusinessPlan den Unternehmen aber auch einen Wettbewerbsvorteil und trägt damit auch dazu bei, den Wirtschaftsstandort Wien nachhaltig abzusichern. 

Umweltschutz in Wien, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist aber eine typische Querschnittsmaterie, und um das zu belegen, wird zweijährlich ein Umweltbericht herausgegeben, der einen detailreichen Überblick über alle Maßnahmen gibt, die nicht nur bei der Geschäftsgruppe Umwelt allein, sondern auch bei anderen Magistratsabteilungen und Dienststellen angesiedelt sind.

Ein besonderes Jubiläum feiern wir nächstes Jahr: Im Jahr 2008 wird ÖkoKauf, das magistratsinterne und abteilungsübergreifende Projekt, das die Grundlagen für die ökologischen und umweltfreundliche Beschaffungspolitik gelegt hat, zehn Jahre alt, was, wie ich glaube, uns allen im nächsten Jahr eine gute Gelegenheit zu einer Leistungsschau bietet.

Ein besonderes Anliegen – ich habe es schon erwähnt – ist mir als Biosprecherin meiner Fraktion vor allem die Beschaffungspolitik im Zusammenhang mit Lebensmitteln. Dass beim Essen in Wiener Kindergärten die Hälfte der verwendeten Zutaten aus biologischem Anbau stammt, dass in den Wiener Schulen dieser Anteil bei 30 Prozent liegt, dass manche Warengruppen, wie etwa das Brot oder die so genannte weiße Palette der Milchprodukte, die im Bereich der Wiener Krankenhäuser zum Einsatz kommen, sogar zu 100 Prozent biologisch sind und dass auch in den Wiener Pensionistenwohnhäusern und bei „Essen auf Rädern" der Bioanteil 30 Prozent beträgt, ist nicht nur europaweit einzigartig, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, sondern das ist auch mit ein Verdienst des Projektes ÖkoKauf, mit dem die wichtigen ökonomischen Grundlagen in diesem Bereich gelegt wurden.

ÖkoKauf schafft aber auch für uns alle und vor allem für unsere Kinder wichtiges pädagogisches Begleitmaterial. Ich erwähne hier nur kurz die Biobox für die Wiener Kindergärten.

Die MA 22 ist aber auch Vertragspartnerin im Klimabündnis Österreich, einem Bündnis, das vor allem zur Senkung der CO2-Emissionen verpflichtet. Diese Maßnahme – das möchte ich hier mit aller Deutlichkeit sagen – wird von Seiten der Stadt Wien mit aller Ernsthaftigkeit und Verantwortung durchgeführt. Wien ist, wie Sie alle wissen, die einzige Millionenstadt Österreichs und die Stadt mit dem größten Verkehrsaufkommen und der dichtesten Bevölkerung. Wien ist aber auch vorbildhaft in Sachen Klimaschutz. Und das kommt nicht von ungefähr. (Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch.) Ja, danke, das war sozusagen die richtige Formulierung! (GR Dipl‑Ing Roman Stiftner: Das ist eigentlich Lobhudelei!) Nein! Du solltest besser zuhören! Ich wiederhole es, damit Kollege Maresch nicht mühsam das Protokoll heranziehen muss. (GR Mag Rüdiger Maresch: Dadurch wird es nicht richtiger!) Wien ist die einzige Millionenstadt Österreichs. (Zwischenruf von GR Dipl‑Ing Roman Stiftner.) Ich kann es gerne noch einmal wiederholen: Wien ist die einzige Millionenstadt Österreichs. Wenn du daran etwas auszusetzen hast, melde dich bitte zu einer tatsächlichen Berichtigung! 

Es kommt nicht von ungefähr, dass wir den Klimaschutz ernst nehmen und dass wir ihn auch mit der notwendigen Verantwortung wahrnehmen. Es gibt das KliP; dazu wird mein Kollege Peter Florianschütz noch sprechen. Klimaschutzpolitik in Wien – und das interessiert vielleicht auch die Kollegen von der ÖVP mehr, als sie sich hier lustig machen sollten – ist aber auch Investitionspolitik, und damit schaffen wir Arbeitsplätze und sichern die ökologische Zukunft der Stadt. (Zwischenruf von GR Dipl‑Ing Roman Stiftner.) Sie können sich gerne nachher melden, ich möchte Ihnen nur sagen: Daher lehnen wir als Stadt – ich sage es gerne öfters, so lange Sie mir zuhören! – das Freikaufen von Klimaschutzverpflichtungen ab! Das sei Ihrer Partei ins Stammbuch geschrieben! (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich wiederhole: Klimaschutz in Wien ist tagtäglich gelebte Verantwortung gegenüber den Bewohnerinnen und Bewohnern dieser Stadt, aber auch eine Verantwortung gegenüber dem Grünraum in dieser Stadt. Und das Stichwort Grünraum bringt mich quasi naturgemäß zur MA 42, zum Stadtgartenamt der Stadt Wien. Jeder Park, den Sie besuchen, jede Blume, an der Sie sich im öffentlichen Raum erfreuen, und auch jeder städtische Kinderspielplatz, auf dem Ihre Kinder oder – bei manchen hoffentlich sogar schon – Enkelkinder spielen, stellt einen immens wichtigen Beitrag zur Gestaltung, aber auch zur Nutzung des öffentlichen Raums dar. Hier wird nach unserer Devise „Grünraum ist für alle da" auf höchstem Niveau gestaltet, hervorragend verwaltet und betreut, und dieses Angebot leistet nicht zuletzt auch einen wichtigen Beitrag zum gemeinschaftlichen Zusammenleben. Grünraum in Wien ist Lebensraum, dazu bekennen wir uns. Grünraum ist kein Museum, sondern Lebensraum für Alte und Junge, für Menschen, die hier geboren wurden und – die FPÖ sollte sich jetzt kurz die Ohren zuhalten! – auch für solche, die zu uns gezogen sind. Die Wiener Parks bieten allen Platz.

Wir planen allein für das Jahr 2008 15 Parkneu-
bauten. Eine Fläche von über 90 000 m² wird geplant, gestaltet und dann der Öffentlichkeit übergeben werden.

Um die Tatsache, dass in Wien beinahe jeder zweite Quadratmeter Grünraum ist, beneiden uns nicht nur andere Weltstädte, sondern diese Tatsache trägt vor allem zu hohem Lebenskomfort und zu Lebenszufriedenheit in unserer Stadt bei. Bestückt werden die Parks, aber auch der restliche öffentliche Raum – ich möchte es poetisch ausdrücken – mit der ganzen Pracht, die die Wiener Blumengärten zu bieten haben: 32 000 Frühjahrsblumen, 1,3 Millionen Sommerblumen, 50 000 Herbstblumen, 27 000 Stauden und 33 000 Gehölze werden von Stadtgärtnerinnen und Stadtgärtnern gezogen und ausgepflanzt. (Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch.)

Kollege Maresch! Erstens: Wenn du mir etwas sagen willst, dann setz dich in die Bank oder komm heraus! Zweitens: Hör mir jetzt zu! (Beifall bei der SPÖ.)

Das geht mir wirklich auf die Nerven! Ich lobe hier mit keinem einzigen meiner Worte die SPÖ, sondern ich lobe die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dieses Hauses. Wenn ihr das nicht schafft, dann ist das euer Problem! Mir ist es ein Bedürfnis! (Beifall bei der SPÖ.)

Ich erwähne diese Zahlen auch nicht, um Sie zu langweilen oder um diese nachher abzufragen, sondern um zu demonstrieren, was die Stadt Wien mit dem Geld tut, das sie einnimmt. Wir stecken es nämlich nicht in die Tasche und erfreuen uns im Stillen daran. Nein! Wir investieren es zur Freude der Menschen, aber auch zur ökologischen Sicherung und ökonomischen Absicherung in diese Stadt. Die MA 42 setzt nämlich nicht nur all diese Blumen aus und bepflanzt unglaubliche 1,9 Millionen Quadratmeter an Grünraum, sondern die MA 42 nimmt auch im Bereich der Arbeitsplätze der Stadt eine sozial sehr verantwortungsvolle Position ein. Das Stadtgartenamt ist der wichtigste Lehrlingsausbildner für Gärtnerinnen und Gärtner in ganz Österreich. 76 Lehrlinge werden derzeit als landwirtschaftliche Gärtnerinnen oder Gärtner, als LandschaftsgestalterInnen oder als FloristInnen ausgebildet. Dazu kommen noch drei handwerkliche Lehrlinge, fünf Bürokaufleute und zwei Lehrlinge für den Beruf des technischen Zeichners. Die MA 42 – das kann angesichts anderer vergleichbarer Situationen nicht genug betont werden – gibt damit zahlreichen jungen Menschen eine Chance und vor allem eine hervorragende Ausbildung mit auf den Lebensweg. Dafür auch von dieser Stelle ein herzliches Dankeschön an die Magistratsabteilung 42! (Beifall bei der SPÖ.)

Was die soziale Verantwortung betrifft, die diese Abteilung einnimmt, so spiegelt sich diese vor allem im Bereich der Integration behinderter Menschen wider. 60 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und auch einige Jugendliche, denen in einem Gärtnerprojekt die Eingliederung in den Berufsalltag ermöglicht werden soll, zeigen, wie ernst die Stadt Wien ihre diesbezügliche Verpflichtung nimmt. Und besonders freut mich sozusagen das jährliche Match in diesem Budgetvoranschlag: Die angepeilte Frauenquote von 50 Prozent rückt in immer greifbarere Nähe. Der Frauenanteil bei der MA 42 beträgt 35,32 Prozent, und das ist gut so. (Beifall bei der SPÖ.)

Wenn jetzt schon die Frauenquote im Raum steht, dann möchte ich erwähnen, dass es vielleicht der einzige Kritikpunkt ist, den man bei der MA 49 anführen könnte: Dort ist nämlich der Mitarbeiterinnenstand noch ein bisschen weiter von dieser Quote entfernt: Das ist aber, wie gesagt, der einzige Kritikpunkt.

Wenn die Umweltabteilung so etwas wie das ökologische Gewissen und die MA 42 unser Gärtner ist, dann ist die MA 49 quasi Bauer und Förster in Personalunion, und hier zeigt sich wieder einmal, für welche Überraschungen die Großstadt Wien gut ist. – Wien ist nämlich nicht nur Millionenmetropole von Weltrang, sondern auch einer der größten Landwirtschaftsbetriebe Österreichs. Wien ist nicht nur inoffizielle Weltkulturhauptstadt, sondern auch inoffizielle Weinhauptstadt. Wien ist nicht nur Sitz von internationalen High-Tech-Unternehmen, sondern auch Heimat eines der größten Nationalparks. Wien ist nicht nur europaweit Spitze bei der Versorgung mit biologischen Lebensmitteln, sondern Wien ist auch Biobauer, und zwar der zweitgrößte Biobauer Österreichs. Die MA 49 ist ein riesiger Betrieb, der 2 500 ha landwirtschaftliche Nutzfläche bewirtschaftet. Auch das ist wiederum ein Beweis für unsere Einzigartigkeit und vor allem auch für zukunftsorientierte, zu 100 Prozent gentechnikfreie und zu 75 Prozent biologische Erzeugung. Die bewirtschaftete Rebfläche beträgt 35 ha, und hier wird mit der beste Wein dieser Stadt produziert, was alles andere als selbstverständlich ist. Vielmehr ist das das Ergebnis jahrelanger harter und konsequenter Arbeit, für die ich auch im Sinne der Lebensqualität und der Außenwerbung der Stadt herzlich danken möchte! (Beifall bei der SPÖ.)

Zudem werden am Stadtrand jährlich 10 ha aufgeforstet. Über 2 Millionen Menschen besuchen und nutzen jährlich das Erholungsgebiet Wienerberg, den Nationalpark Lobau, den Lainzer Tiergarten oder den Kinderbauernhof auf dem Cobenzl. 25 000 Wienerinnen und Wiener nutzen auch die angebotenen Führungen und Exkursionen, und ich denke, das ist ein eindrucksvoller Beweis für die Präsenz der MA 49 auch im Alltag der Menschen.

Die Grundlagen für viele dieser Maßnahmen schafft die MA 58, die nicht nur das Wiener Reinhaltegesetz vollzieht, sondern auch das wichtige Programm für die ländliche Entwicklung betreut, das mit seinen zahlreichen Förderungsmaßnahmen integraler Bestandteil der Wiener Landwirtschaftsbetriebe ist.

Das neben dem Biolandbau ökologisch wohl nachhaltigste agrarpolitische Ziel der Wiener Landwirtschaft ist sicherlich die Sicherstellung der gentechnikfreien landwirtschaftlichen Produktion. Mit dem Wiener Gentechnik-Vorsorgegesetz, der Plattform „Freiwillig ohne Gentechnik" und unserer Mitgliedschaft im europäischen Netzwerk „Gentechnikfreie Regionen" belegt die Stadt Wien eindrucksvoll, wie hohe landwirtschaftliche Produktivität und qualitätsvolle Erzeugung auch ohne den Einsatz von Gentechnologie möglich sind. Es ist dies ein lautes und deutliches Bekenntnis gegen Gentechnik in der Landwirtschaft und in den Lebensmitteln, und all das steht im Interesse der gesunden Böden in dieser Stadt, aber auch im Interesse der Gesundheit der Menschen. (Beifall bei der SPÖ.)

Insgesamt – und auch das ist sicherlich ein internationaler Spitzenwert – werden 16 Prozent der gesamten Fläche Wiens landwirtschaftlich genutzt. Das beweist, wie verantwortungsvoll wir mit unseren Traditionen umgehen, das bringt aber auch mit sich, dass die Stadt Wien einen enorm hohen Selbstversorgungsgrad hat. Zu 35 Prozent können wir uns mit Wiener Gemüse selbst versorgen, zu 3,6 Prozent mit Wein und immerhin auch zu 7,5 Prozent mit Getreide. Zeigen Sie mir, liebe Krankrednerinnen und Krankredner von der Opposition, eine andere Weltstadt, die dasselbe von sich behaupten kann, und ich erstarre vor Ihnen in Demut! 

Und die Produktion in Wien steigt auch noch. Im Hinblick darauf möchte ich den 770 Wiener landwirtschaftlichen Betrieben von dieser Stelle aus herzlich für ihre wirklich schwierige und immer auch den Witterungsverhältnissen anzupassende Arbeit danken! Diese 770 Wiener landwirtschaftlichen Betriebe produzieren 140 000 t pflanzliche Nahrungsmittel, davon 61 000 t Gemüse. Damit schaffen die 770 Wiener landwirtschaftlichen Betriebe – auch das möchte ich Ihnen angesichts der Budgetdebatte und auch der großen Leitlinie der Sicherung des Wirtschaftsstandortes Wiens nicht vorenthalten –, die 0,4 Prozent der Gesamtanzahl der landwirtschaftlichen Betriebe Österreichs ausmachen, einen Produktionswert von 89,9 Millionen EUR, was 1,65 Prozent des gesamten österreichischen Produktionswertes entspricht. – Ich halte fest: Das schaffen wir mit 0,4 Prozent der Betriebe, und das zeigt einmal mehr, dass die Wiener Landwirtschaft nicht nur ökologisch vorbildlich ist beziehungsweise einen wichtigen Beitrag zur kommunalen Selbstversorgung leistet, sondern dass die Wiener Landwirtschaft auch ökonomisch höchst effizient ist und damit wesentlich zum Produktionsaufkommen und damit auch zur Arbeitsplatzsicherung in unserer Stadt beiträgt. (Beifall bei der SPÖ.)

Lassen Sie mich kurz zum Schluss noch erwähnen: Mit der Bioforschung Austria betreibt die Stadt Wien als einzige österreichische Gebietskörperschaft auch eine wissenschaftlich anerkannte Bioforschungsanstalt, die wichtige Grundlagen im land‑ und forstwirtschaftlichen Bereich schafft und damit unentbehrlich geworden ist. Erlauben Sie mir dazu kurz noch eine Randbemerkung: Diese Einrichtung finanziert sich zu 70 Prozent aus Fremdaufträgen, und ich kann mir keinen eindrucksvolleren Beleg für die Qualität der Arbeit unserer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vorstellen!

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich hoffe, ich konnte verdeutlichen, welchen Stellenwert die Umwelt in der Politik dieser Stadt hat. Das Budget wird auch im kommenden Jahr nicht nur stabil, sondern auch höher als in den Vorjahren sein, und der gesteigerte Mitteleinsatz für Umweltschutz, Grünraumgestaltung, Landwirtschaft und Sicherung des Trinkwassers und die Investitionen in Sauberkeit und damit auch Sicherheit der Stadt sind Investitionen in die Zukunft des Lebensmittelpunktes und Wirtschaftsstandortes Wien.

Ich möchte am Schluss noch einmal die Gelegenheit nutzen zu erwähnen – weil man einfach nicht oft genug Danke sagen kann –: All dies wäre ohne die vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der einzelnen Magistratsabteilungen nicht möglich, die wieder einmal hervorragend bewiesen haben, welch gute Teamplayer sie sind. Ich bin sicher, dass wir es auch im nächsten Jahr schaffen werden, gemeinsam – Politik und Verwaltung – für eine gesunde, nachhaltige und zukunftsorientierte Umweltpolitik zu arbeiten. In diesem Sinne lade ich Sie alle ein, dem vorliegenden Budgetentwurf zuzustimmen. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Matiasek. Ich weise darauf hin, dass ihre Redezeit 15 Minuten beträgt. 

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Nach der Präsentation dieses verbalen Hochglanzkatalogs durch meine Vorrednerin ist es fast schwierig, wieder auf die Plätze und Straßen dieser Stadt, wo es vielleicht nicht ganz so schön ausschaut, zurückzukehren! (Heiterkeit und Beifall bei der FPÖ.)

Wenn ich heute hier auch einige Kritikpunkte anführen will, möchte ich nichtsdestotrotz auch sagen, dass die umweltpolitischen Maßnahmen in Wien im Großen und Ganzen durchaus zufriedenstellend sind, was ja auch an einer gewissen Harmonie im zuständigen Ausschuss zu bemerken ist. 

Ich möchte mich nun einem Thema widmen, nämlich der Sauberkeit des öffentlichen Raumes, hinsichtlich welcher auch die Frau Stadträtin bemerkt hat, dass alles nicht ganz so funktioniert, wie wir es uns in dieser Stadt vielleicht wünschen würden. Wir haben erst kürzlich ein neues Reinhaltegesetz beschlossen. Im Zuge der Beschlussfassung haben wir, obwohl es auch dazu gewisse Kritikpunkte gibt, mit Ihnen die neuen Sauberkeitseinsatztruppen, die Sie „Waste Watcher" und „Kehr-Force" genannt haben, mitbeschlossen, wenngleich wir, wie ich auch betonen will, lieber einen einheitlichen städtischen Ordnungsdienst haben würden, dem unter anderem die Kompetenz zur Kontrolle, aber durchaus auch zur Sanktionierung im Hinblick auf Verunreinigungen in unserer Stadt obliegt. Wir würden selbstverständlich lieber einen einheitlichen städtischen Ordnungsdienst sehen, nichtsdestotrotz war es sicherlich notwendig, einen entsprechenden Akzent zu setzen. Das bezieht sich nicht auf die ganze Stadt, es ist aber auch punktuell gewiss notwendig, dass wir uns mehr für Sauberkeit im öffentlichen Raum einsetzen.

Das betrifft erstens unsere Altstoffsammelzentren, die grundsätzlich eine gute Einrichtung sind. Vor allem in den gürtelnahen Bereichen kommt es aber immer wieder zu Verunreinigungen, die nicht nur im unmittelbaren Umfeld dieser Sammelzonen nachteilig wirken, sondern bewirken, dass ganze Grätzel wirklich stark verschmutzt sind. Ich selbst bin leider aus einem solchen Bezirk, wo vor allem rund um die Altstoffsammelzentren die Sauberkeit sehr zu wünschen übrig lässt.

Wenn man sich die Größenordnung von 30 beziehungsweise 200 Mitarbeitern für diese neuen Einsatztruppen ansieht, dann muss man sagen: Das ist ein Tropfen auf den heißen Stein! Das ist zu wenig, denn um wirklich Sauberkeit gewährleisten zu können, ist es sicherlich notwendig, die Anzahl der Mitarbeiter dramatisch zu erhöhen. Frau Stadträtin! Es wird ja sicherlich in absehbarer Zeit einen Bericht geben, wie der Einsatz dieser neuen Sauberkeitstruppen in Wien gelaufen ist, und ich bin schon neugierig, wie dieser ausfällt! Bis jetzt habe ich leider in einigen Gebieten, die mir schon lange als verunreinigt auffallen, noch keine Wirkung wahrnehmen können, aber wir werden ja sehen, was Sie uns hier zu erzählen haben!

Die Verunreinigung des öffentlichen Raums ist kein Kavaliersdelikt. Unsere Stadt ist im Großen und Ganzen eine schöne und saubere Stadt, und ich glaube, gerade deshalb kann man die Verunreinigung des öffentlichen Raums nicht als Kavaliersdelikt ansehen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Einerseits geht es um die Müllablagerungen, die immer wieder stattfinden, auf der anderen Seite ist es uns aber auch ein ganz besonderes Anliegen, etwas zu unterbinden, was den öffentlichen Raum in Wien wirklich verunreinigt, was aber auch zu hohen Kosten führt, nämlich das wilde Plakatieren. Das wilde Plakatieren wird sehr wohl auch im neuen Reinhaltegesetz angesprochen, leider konnten Sie sich nicht dazu durchringen, nicht nur die Wildplakatierer, wenn Sie dieser habhaft werden, zur Verantwortung ziehen, sondern vor allem auch jene, die Nutzen aus diesen Wildplakatierungen ziehen. Die einen zahlen nämlich dafür, dass Öffentlichkeitsarbeit gemacht wird, und den anderen ist das völlig wurscht, weil sie meinen, dass etwa öffentliche Stromkästen, Strommasten oder sonstige Einrichtungen ihre Gratisplakatflächen sind. – Ich glaube, diesbezüglich muss man noch wesentlich schärfer agieren, Ersatzplakatflächen werden sicherlich nicht ausreichen, um diesem Missstand Einhalt zu gebieten. Wir sagen ganz deutlich: Wildes Plakatieren ist kein kultureller Faktor, wie das so gern gesehen wird, sondern wildes Plakatieren gehört in dieser Stadt untersagt! (Beifall bei der FPÖ.) 

Ein gleiches Ärgernis, aber auch ein teurer Spaß – unter Anführungszeichen – sind die Schmierereien an Hauswänden und an diversen Objekten des öffentlichen Raumes, egal, wo man sich befindet. Das ist keine Kunst, und das ist auch kein kultureller Faktor! Überall müssen wir wahrnehmen, dass Hauswände und Objekte des öffentlichen Raums angeschmiert und grauslich verunstaltet werden. Auch hier wäre es wirklich notwendig, verstärkten Einsatz zu leisten, damit diese Schmierereien endlich unterbunden werden!

Frau Kollegin Kato hat mit einem Blick auf uns von der Nutzung des Grünraums in den Parkanlagen gesprochen. Frau Kollegin! Selbstverständlich soll der Grünraum allen Menschen in Wien zur Erholung zur Verfügung stehen! Da stimme ich Ihnen vollkommen zu! Aber es gelten auch für alle die gleichen Spielregeln für die Benützung dieses Grünraums, nämlich ihn wertzuschätzen, zu schonen und ihn nicht zu devastieren, sondern – ganz im Gegenteil – dazu beizutragen, dass dieser Grünraum auch schön erhalten bleibt. Da gibt es gewisse Defizite, und diesbezüglich sind auch die Mitarbeiter, die unsere Parkanlagen zu pflegen haben, oft vor große Aufgaben gestellt. Es wird nämlich tatsächlich eine ganze Reihe von Grünflächen und Parkanlagen sehr wohl devastiert, und das ist nicht zuletzt auf Defizite beim Umweltverständnis mancher Bewohner in Wien zurückzuführen.

Wir haben in diesem Sinn schon einmal Gegenmaßnahmen eingefordert, und ich weise auch heute wieder darauf hin: Es gibt in Wien für die Wiener Schüler eine sehr gute, naturnahe Umwelterziehung wie etwa die Waldschule. Vieles ist auch direkt in den Unterricht eingebunden, und Sie haben vorhin auch die gesunde Ernährung angesprochen. All das gehört dazu. Es gibt aber starke Defizite bei vielen erwachsenen Bewohnern von Wien, und nicht zuletzt auch bei den Zuwanderern, die aus Ländern kommen, die weitaus niedrigere Umweltstandards haben als wir hier in Wien. Daher fordern wir nach wie vor, dass auch die Faktoren Umwelterziehung, Umweltbewusstsein und Verständnis für unsere zweifellos schöne Natur und unseren schönen Grünraum in Wien mit in die Integrationsarbeit einbezogen werden. Ich glaube, das wäre ein ganz wesentlicher Bestandteil! (Beifall bei der FPÖ.)

Das Negieren etwa im Bereich der Mülltrennung ist natürlich auf Nichtwissen zurückzuführen, und das führt nicht zuletzt im Wohnbereich immer wieder zu Konflikten. Wir haben das in der Debatte zum Wohnen vor dem Sommer besprochen. Damals hat StR Ludwig auch gesagt, dass man sich in Zukunft bemühen wird, auch den Bewohnern des sozialen Wohnbaus in Wien das richtige Entsorgen von Müll zu zeigen, indem man den Leuten die Müllräume und die Müllgefäße zeigt und ihnen die richtige Trennung nahe bringt. Wir fordern das schon lange, das ist ein notwendiger Schritt im Rahmen des Umweltbereichs, und das gehört, wie gesagt, in die Integrationsarbeit implementiert.

Bezüglich Parkanlagen ist ein neuer Trend wahrzunehmen, dem wir unsere Zustimmung nicht erteilen. Wir sagen: Es soll selbstverständlich Spielplätze und Sportanlagen für unsere Kinder und Jugendlichen geben, ich glaube aber nicht, dass es der richtige Weg ist, dass wir nunmehr Erwachsenenspielplätze von der öffentlichen Hand zur Verfügung stellen. Dabei handelt es sich mehrheitlich um Fußballspielplätze für erwachsene Männer. – Wir haben eine große Anzahl von Sportvereinen in Wien, und ich glaube, es ist eine gute Tradition, dass sich jemand, wenn er Lust hat, Sport zu betreiben, was natürlich gefördert werden soll, einem Verein anschließt und die dort vorhandenen Sportplätze, Sporthallen beziehungsweise Turnsäle benützt. Ich glaube nicht, dass es notwendig ist, dass wir Erwachsenen Spielplätze zur Verfügung stellen, die aus öffentlichen Mitteln finanziert werden! (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich werde meine Stellungnahme sicherlich nicht abschließen, ohne zum wiederholten Male auf ein ganz bestimmtes Thema zurückzukommen, das mir ein großes Anliegen ist: Es sind dies die öffentlichen Grillplätze, und zwar vor allem diejenigen, die im Wald- und Wiesengürtel im Wienerwaldbereich liegen. Ich erspare mir jetzt, auf die diversen Missstände einzugehen, die auf diesen Grillplätzen verursacht werden. Wenn Sie Naturschutz in Wien wirklich ernst nehmen, dann kann ich nur an Sie appellieren: Heben Sie die Widmung für diese Grillplätze auf! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Smolik. 

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich möchte zu drei Bereichen sprechen.

Erstens komme ich zum Thema Biotonne: In den letzten Jahren beziehungsweise im letzten Jahr ist es verstärkt dazu gekommen, dass die großen öffentlichen Biotonnen, die vor allem in den Randbezirken beziehungsweise auch in den Großflächenbezirken aufgestellt waren, entfernt wurden. Es wurde denjenigen, die Biotonnen haben wollen, darunter natürlich Gartenbesitzer-
Innen, angeboten, sich eine zu bestellen. – Es ist an sich gut, dass dort Biotonnen zur Verfügung gestellt werden. Es war aber auch diesen Herbst wieder Thema, dass das Fassungsvermögen dieser kleineren Biotonnen für die Haushalte einfach nicht ausreicht, um das Laubaufkommen zu bewältigen. Es gehen diesbezüglich unzählige Beschwerden bei uns und – wie ich annehme – auch bei den dafür zuständigen Magistratsabteilungen ein.

Als Lösung gibt es jetzt den Laubsack, den man um 1 EUR bei der Müllsammelstelle abholen kann, in den man das Laub einfüllt. Im Hinblick darauf kann man hinterfragen: Warum ist dafür 1 EUR zu bezahlen? Außerdem erhebt sich die Frage, wohin man den Laubsack stellt, wenn man keine Biotonne hat. Die meisten Leute verzichten daher auf den Laubsack, und das Laub landet wieder in den Restmüllsammelbehältern beziehungsweise wird nicht sachgemäß in der Biotonne, die übergeht, entsorgt.

Ich glaube daher, dass wir vor allem hinsichtlich der Stadtaußenbezirke beziehungsweise Großflächenbezirke, wo viel Grasschnitt, Baumschnitt und Heckenschnitt und im Herbst viel Laub anfallen, überdenken sollten, dass dort wieder öffentliche Biotonnen aufgestellt werden. Es ist nämlich ein Ärgernis für jene, die ihre Laub- und Strauchschnitte nicht in der normalen Mülltonne entsorgen wollen, dass sie diese in der Biotonne nicht unterbringen. Ich glaube, hier sollten wir die Wienerinnen und Wiener besser unterstützen als mit dem Laubsack, der für manche zu klein ist, um die anfallende Laubmenge aufzunehmen.

Ein weiterer Bereich, den ich ansprechen möchte, sind die schon von anderen RednerInnen erwähnten Park- und Spielplätze. – Kollegin Kato hat gemeint, die Opposition betreibe „therapeutische Aufarbeitung“. Das halte ich, gelinde gesagt, für einen Witz! Wenn Sie Kritik oder unterschiedliche Sichtweisen der Opposition nicht aushalten können, dann müssen Sie vielleicht daran arbeiten! Wenn Sie das aber als „therapeutische Aufarbeitung“ bezeichnen, denn empfinde ich das als etwas mickrig! 

Ich möchte die MA 42 ausdrücklich loben beziehungsweise ihr meinen Dank aussprechen, denn das Leitbild zur Parkgestaltung ist vorbildlich für andere Magistratsabteilungen: Es wird aufgezeigt, nach welchen Gesichtspunkten Parks, aber auch Spielplätze gestaltet werden, wie das Gender Mainstreaming zu berücksichtigen ist und wie Parks, Spielanlagen und Spielplätze barrierefrei gestaltet werden können. Ich glaube, dass der eingeschlagene Weg gut ist und dass wir hier noch viel mehr machen könnten. Es werden sukzessive Spielplätze und Parks umgestaltet, wobei die Interessen der AnwohnerInnen und der BenutzerInnen berücksichtigt werden, und ich glaube, dass sich Magistratsabteilungen hier wirklich abschauen könnten, wie man so etwas macht und auch transparent macht.

Dafür möchte ich der Abteilung wirklich danken, und zwar auch für die Unterlagen, die in der Behindertenkommission bezüglich barrierefreie Gestaltung zur Verfügung gestellt wurden, ich möchte sie aber auch auffordern, hier nicht nachzulassen und alle Spielplätze und Parks wirklich im Sinne der Barrierefreiheit zu gestalten, sodass alle Kinder, alle BürgerInnen und alle Menschen sie auch benützen können, denn bei der Nutzung des öffentlichen Raums in einer Großstadt sind gerade Spielplätze und Parks sehr wichtig. 

Das letzte Thema, auf das ich zu sprechen kommen möchte, ist heute im „Standard“ nachzulesen und betrifft teilweise die Abteilung. Es ist eine sehr rührselige Geschichte, vielleicht haben Sie diese gelesen. Die Schlagzeile lautet: „Ein Fuchs auf Hausbesuch“ – Ich denke, die Geschichte ist symptomatisch dafür, wie es engagierten Wienerinnen und Wienern, die sich über den Tierschutz beziehungsweise Artenschutz Gedanken machen, ergeht, wenn sie im Zusammenhang mit diesem Thema mit dem Moloch der Verwaltung konfrontiert werden.

Ich möchte Ihnen das kurz schildern: Es geht darum, dass in Penzing ein Fuchs vor der Terrassentüre eines Hauses saß. Die Bewohnerin dieses Hauses hat sich um den Fuchs Sorgen gemacht, weil es ja eigentlich nicht normal ist, dass ein Fuchs sich vor einem Haus niederlässt und nicht weggeht. Ihrer Meinung nach hat er auch nicht sehr gesund ausgehen, und sie war halt um dieses Tier besorgt und hat versucht, ihm zu helfen.

Zunächst hat die Frau bei der Tierschutz-Hotline angerufen. Das ist eine gute Idee, das würden wahrscheinlich viele tun. Allerdings waren die Antworten, die sie erhalten hat, wirklich eine Frechheit für einen engagierten Menschen. Daher würde ich Sie bitten, Frau Stadträtin, diesbezüglich eventuell geschäftsgruppenübergreifend zu wirken! Wie hat man dort nämlich reagiert? – Man hat bedauert, dass man eigentlich für Wildtiere nicht zuständig sei und hat die Empfehlung gegeben: Klatschen Sie in die Hände, dann verschwindet er! Die Frau hat dann in die Hände geklatscht, der Fuchs hat sich aber nicht gerührt. Das war also nicht sehr beeindruckend.

Der zweite Tipp war dann – und ich zitiere jetzt aus dem Artikel: „,Rufen Sie uns bitte wieder an, wenn das Tier verendet ist’, empfahl der telefonische Tierschützer: Man werde denn den Kadaver abholen." – Ich glaube, das kann es nicht sein! Das ist nicht der richtige Weg!

Aber das Schicksal des Fuchses war damit Gott sei Dank noch nicht zu Ende. Es ging weiter. Die Dame hat sich mit der genannten Antwort nicht zufrieden gegeben und hat dann das Tierschutzhaus und die Tierrettung angerufen. Dort wurde ihr erklärt, dass man vor allem nicht für depressive Wildtiere, sondern für Haustiere zuständig sei. Der Dame wurde der Tipp gegeben, es bei der Forstverwaltung zu versuchen. Auch das hat die Dame getan, und ich finde das bewundernswert, denn man muss sich wirklich durch mehrere Telefonnummern durchkämpfen, bis man wirklich dort ist, wo man angeblich gute Tipps bekommt. – Sie hat also bei der Forstverwaltung angerufen, und dort hat man darauf hingewiesen, dass man aus rechtlichen Gründen nichts tun kann, da der Umgang mit Wildtieren in Wien „eine Grauzone“ sei, „grauer als der November“. – Das war also wieder keine Lösung für den Fuchs und für die Frau. 

Dann hat sich diese Frau entschlossen, den Fuchs auf eigene Kosten tierärztlich untersuchen zu lassen, weil es ihr keine Ruhe ließ, dass er immer noch vor ihrer Tür saß. Sie hat versucht, herauszufinden, ob es einen Tierarzt gibt, der sich um das Tier kümmern kann. Die Information war, dass die Tierärzte hier über keine Wildtierausrüstung verfügen: Nur ein Kollege verfüge über eine solche, dieser liege aber mit Bänderriss im Spital. – Blöd für das Tier, kann ich nur sagen, dass der einzige Tierarzt, dem das möglich wäre, dem Tier auch nicht helfen konnte! Ich hoffe, es geht dem Tierarzt jetzt wieder besser! 

Die Tierklinik hat dann noch den Tipp gegeben, es beim Veterinäramt zu versuchen, wo man von 8 bis 9 Uhr in der Früh anrufen kann. Es war aber leider schon Vormittag. Es hat sich dort aber laut Artikel im „Standard“ dann offensichtlich doch jemand gekümmert und gemeint, man könne um 3 Uhr vorbeischauen. Ein Jäger hat dann noch den Tipp gegeben, doch die Polizei zu holen. Also hat die Dame bei der Polizei angerufen, und die kamen auch. O Wunder, die Polizei ist gekommen und hat festgestellt, dass es sich um einen Fuchs handelt! (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Das war eine gute Erkenntnis! Die Leute von der Polizei haben versprochen, sich zu melden.

Dann hat das Veterinäramt angerufen und gemeint, dass der Fuchs eh nichts Böses tut, wenn er nur dort herumsitzt. Eingefangen dürfe er nicht werden, man solle ihn einfach liegen lassen, weil man ja nicht wisse, ob das Tier krank ist. Tollwut könne er nicht haben, denn es gibt keine Tollwut in Wien. Die Dame solle sich keine Sorgen machen und ihn draußen lassen.

Da hat die Frau, die sich wirklich sehr tapfer im Sinne der Tiere eingesetzt hat, aufgegeben und sich halt damit abgefunden, dass sie den Fuchs da draußen sitzen lässt. Dieser ist aber zum Glück nicht verendet, sondern hat sich dann aufgerappelt, ist durch den Gartenzaun gekrochen und hat sich in Richtung Gemeindebau verdrückt. – Ich hoffe, es geht ihm nun besser, dem Fuchs! 

Auch wenn Sie lachen: Ich finde das nicht so lustig, denn Füchse sind nun einmal nicht ganz gängige Tiere in Wien! Seien wir froh, dass wir sie hier in dieser Stadt noch haben! Ich glaube, dass man sich hier schon überlegen sollte, ob die Informationen, die dieser Frau gegeben wurden, wirklich passend waren. Ich halte vor allem den Hinweis, dass man warten soll, bis der Fuchs verendet, gelinde gesagt, für einen Witz! Gibt es nicht bessere Informationen oder Schulungen für jene, die von Menschen angerufen werden, die besorgt sind, weil Tiere in Not sind? Alle, die in diesem Bereich arbeiten, wissen, dass es immer wieder Anrufe bezüglich Igel und anderer Wildtiere gibt. Daher sollten wirklich Schulungen gemacht werden, damit die Leute kompetent beraten werden können, was in einer solchen Situation zu tun ist, und nicht die Empfehlung abgegeben wird, dass man warten soll, bis das Tier gestorben ist. – Ich hoffe, dass geschäftsgruppenübergreifend darauf hingewiesen wird, sodass es solche Vorfälle nicht mehr gibt! – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Nächster Redner ist Herr Dipl-Ing Stiftner. 

GR Dipl-Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Werte Damen und Herren!

Ich habe heute erstmalig im Umweltbereich so etwas wie eine rot‑blaue Koalition feststellen können! – Da redet einerseits Kollege Blind davon, dass es den Klimawandel eigentlich gar nicht gibt beziehungsweise dass man im Wesentlichen auf China und andere warten solle, da wir ohnedies nichts tun brauchen, weil wir hier eh keinen Einfluss haben. Auf der anderen Seite erklärt uns Frau GRin Kato neben einer tollen Jubelmeldung, dass 70 Prozent des Feinstaubs importiert sind, dass die Stadt ohnehin überhaupt nichts mehr tun und eigentlich die Hand in den Schoß legen kann.

Liebe KollegInnen von den Fraktionen der SPÖ und der FPÖ! Ihr habt eine wunderbare Koalition auch in anderen Punkten, das wissen wir auch, auch wenn es nicht so offensiv angesprochen wird! Etwas möchte ich aber auch ganz klar ansprechen: Dieses globale Reden speziell auf Seiten der SPÖ und das regionale Nichthandeln ist symptomatisch für die Umweltpolitik in Wien! (Beifall bei der ÖVP.)

Frau Kollegin! Sie haben mich motiviert, auch ein paar andere Punkte anzusprechen, bevor ich auf die eigentliche Budgetdebatte eingehe. – Sie haben gesagt, dass Wien eine tolle Lebensqualität hat, die man sich leisten kann. Frau Kollegin! Im Hinblick darauf frage ich Sie: Warum erhöhen Sie die Gebühren auf so exorbitante Art und Weise gerade im Umweltbereich? Es kann sich keiner mehr leisten, in Wien zu wohnen! Betriebe siedeln ab, der Betriebskostenindex steigt um einen Prozentpunkt und stärker als in Niederösterreich. Man kann sich nicht mehr leisten, im roten Wien zu leben, Frau Kollegin! (Beifall bei der ÖVP.)

Eine Meldung habe ich nicht ganz verstanden. Wenn Sie aber wirklich gesagt haben, dass die Opposition hier eine therapeutische Aufarbeitung betreibt, dann muss ich Ihnen schon sagen, dass das an der Grenze eines Ordnungsrufes ist, weil so etwas nicht zu einer ordentlichen Debatte gehört! Wir alle bemühen uns hier nämlich! (Beifall bei der ÖVP.)

Kommen wir nun zum Umweltbudget: Ich muss, wie immer, denselben Vorwurf erheben, muss aber zusätzlich feststellen, dass es auch … (Zwischenruf von GRin Sonja Kato.) Ich verstehe Ihre Aufregung! Es ist ja ganz klar, dass es unangenehm ist, wenn man das sagt! Hören Sie trotzdem ein bisserl zu, vielleicht lernen Sie doch etwas! 

Ich wollte gerade sagen: Ich meine, dass es durchaus gut ist, weil sich in der Zwischenzeit doch einige Ansätze zur Verbesserung gefunden haben, Frau Kollegin! Allerdings haben Sie es nicht geschafft, die Überschüsse in den Magistratsabteilungen 30, 31 und 48, also Kanal, Wasser und Müll, weiter zu reduzieren. Sie kommen hier, wie Kollege Maresch schon gesagt hat, in Summe auf 106,9 Millionen EUR. Da kann man argumentieren, sagen und tun, was man will. Die Frau Stadträtin wird sicherlich hier wieder einen Gebührenspiegel herausziehen.

Faktum ist allerdings: Es handelt sich hiebei um eine Umweltsteuer beziehungsweise, genau genommen, um Einnahmen aus Steuern, die auf Umweltbasis eingenommen werden. Eine Umweltsteuer ist es nämlich in Wirklichkeit nicht, weil diese ja wiederum der Umwelt zweckgewidmet sein müsste. Das ist es natürlich nicht, und damit gibt es einen enormen Überschuss aus dem Umweltbudget, der abermals ins allgemeine Budget fließt, sehr geehrte Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.)

Aber ganz allgemein ist festzuhalten, dass Ihr Budget nicht durch eigene Leistung, sondern durch die drei – wie ich sie nennen möchte – „hohen B“ zustande kommt, nämlich durch den Bund, durch die Bezirke und natürlich durch die Bürger. (Beifall bei der ÖVP.)

Gestern wurde wörtlich erwähnt, dass der Bund und namentlich Finanzminister Molterer nur seine Pflicht getan hätten. – So ist es bei Weitem nicht! Vielmehr war das ein Tribut, den der Herr Finanzminister dem budgetär notleidenden Wien gezollt und damit ein klares Signal gesetzt hat. Was aber haben Sie gemacht? Anstatt diesen budgetären Rückenwind aufzunehmen, hungern Sie die Bezirke aus, und auf der anderen Seite erhöhen Sie Gebühren. So kann man Budgetpolitik nicht machen! (Beifall bei der ÖVP.)

Gerade der Umweltbereich trägt durch die Erhöhung der Müllgebühren und der Abwassergebühren ganz besonders zum Budget bei. Was hier geschieht, ist eine reine Abzocke und hat mit ordentlicher Budgetpolitik wirklich nichts zu tun, und eine solche Budgetpolitik können und wollen wir nicht mittragen! 

Allerdings ist der Überschuss im Dienstleistungsbereich – das sei hier auch positiv erwähnt – offensichtlich dank unserer beharrlichen Oppositionskritik im Jahr 2007 um 36,9 Millionen EUR zurückgegangen. Nichtsdestotrotz beträgt dieser Überschuss nach wie vor über 100 Millionen EUR, und dieser wird natürlich nicht zweckgebunden für die Umwelt eingesetzt, sondern versickert irgendwo im allgemeinen Budget, weil andere Ineffizienzen damit abgedeckt werden müssen, sehr geehrte Damen und Herren.

Lassen Sie mich Ihnen deshalb – abermals wiederholend – einen kleinen Vorschlag machen, wie wir diese 100 Millionen EUR wirklich sinnvoll und zweckwidmungsgerecht einsetzen können: Gründen wir einen Klimafonds, der in dieser Stadt wirklich klimaschutzrelevante Energieerzeugungs‑Projekte und im Zusammenhang damit eine Effizienzsteigerung finanziert. Damit würden Sie nämlich die Umweltsteuer, die Sie einheben, den Bürgerinnen und Bürgern, vor allem auch den Unternehmern und Unternehmerinnen und insbesondere den Klein- und Mittelbetrieben wieder in Form sinnvoller und nützlicher Investitionen zurückgeben, sehr geehrte Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)

Damit bin ich bei einem der wesentlichsten Punkte der Umweltpolitik, nämlich beim Klimaschutz. Leider muss ich den Vorwurf an die Frau Stadträtin hier wiederholen, dass sie nämlich Umweltpolitik in dieser Stadt mit der Arbeit einer Werbeagentur verwechselt: Wenn sie die Klimaschutzpolitik in dieser Stadt im Wesentlichen darauf zu beschränken versucht, sich dabei PR-mäßig an die Abhaltung eines sicherlich wichtigen Pop‑Events anzuhängen, und im Vorfeld dieses Pop‑Events dann noch wörtlich in einer Zeitung über ihre Kochpraktiken berichtet, sehr geehrte Damen und Herren, dann ist das sicherlich nicht die Klimaschutzpolitik, die Wien benötigt und Wien weiterbringt! (Beifall bei der ÖVP.)

Leider verfehlt man aber auch die selbst gesteckten Ziele. Das Klimaschutzprogramm sagt ein Minus von 13 Prozent beim CO2-Ausstoß voraus, derzeit halten wir bei einem Plus von 17 Prozent, und bis 2010 ist nicht mehr viel Zeit. Sie haben punktuell einige Maßnahmen gesetzt wie die Umstellung der kalorischen Kraftwerke von Öl‑ auf Gasbetrieb, also von einem nicht erneuerbaren Energieträger zu einem anderen kalorischen Energieträger. Das bringt natürlich ein bisserl etwas, weil Gas etwas sauberer als Öl ist, aber wirklich nachhaltig ist eine solche Umrüstung nicht! 

Wenn wir dann noch hinzufügen, dass Sie auch beim Verkehr tatenlos zusehen, dann braucht man kein großer Prophet zu sein, um zu sehen, dass es in Wien in Zukunft mit dem CO2-Ausstoß wirklich weiter bergauf gehen wird.

Auch haben Sie es nicht geschafft, das Wirtschafts‑ und Wohlstandswachstum vom Energiewachstum zu entkoppeln. Auch das ist in entwickelten Städten durchaus gang und gäbe, in Wien steigt der Energieverbrauch jedoch Jahr für Jahr zwischen 1 und 2 Prozent. Und das ist natürlich kein Beitrag zur Entkoppelung.

Wenn wir so weitertun, dann wird der CO2-Ausstoß immer weiter steigen. Dann werden Sie sich wieder hinstellen – und das ist besonders ärgerlich – und den Bund dafür verantwortlich machen, dass die Kyoto‑Ziele nicht eingehalten werden. In Wirklichkeit hat der Bund, wenn Wien die Klimaschutzziele nicht erreicht, gar keine Chance, diese zu erreichen. Sie sind dafür verantwortlich, dass das Kyoto‑Protokoll in Österreich nicht eingehalten wird, werte Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.)

Aber wir können zumindest rasch symbolische Aktionen setzen. (GR Erich Valentin: Nennen Sie uns die Bundeswerte, Kollege Stiftner!) Lieber Kollege! Ich mache Ihnen gerade jetzt einen Vorschlag. Es ist wunderbar, dass hier die von Deutschland ausgehende Aktion „Licht aus für unser Klima“ über die Zeitung „Heute“ initiiert wurde. Diese symbolische Aktion soll am 8. Dezember um 20 Uhr abgehalten werden, und es soll für fünf Minuten das Licht in Wien ausgeschaltet werden. (GRin Sonja Kato: Auch in den Spitälern?) 

Ich denke, dass es eine gute Sache wäre, wenn sich die Stadt dieser Aktion anschließen könnte, und daher bringe ich gemeinsam mit meinen Kollegen Robert Parzer und Franz Ferdinand Wolf einen Beschlussantrag ein, dass die zuständige Stadträtin dafür Sorge tragen soll, dass diese Maßnahme „Fünf Minuten Licht aus“ am 8. Dezember als symbolische Option im Rahmen der Einrichtungen und Institutionen der Stadt Wien auch umgesetzt werden soll. – In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung. (Beifall bei der ÖVP. – GR Siegi Lindenmayr: Soll das auch im Operationssaal geschehen?)

Selbstverständlich soll das nur dort geschehen, wo es nicht sicherheitsrelevant ist und keine Personen und deren Gesundheit gefährdet werden! Das steht auch eindeutig im Antrag, ich habe ihn jetzt nur in verkürzter Form wiedergegeben!

Aber es hilft auch nichts, wenn sich diese Stadtregierung etwa im Bereich der Solaroffensive mit Jubelmeldungen schmückt. Vor Kurzem wurde groß hinaus posaunt, dass es einen Anstieg der Solarförderungen um 89 Prozent gäbe. – Sehr geehrte Damen und Herren! Das ist durchaus richtig. Man muss sich aber zuerst einmal die absoluten Zahlen dahinter anschauen, denn sonst könnte der Eindruck entstehen, dass von Tausenden Anträgen auszugehen ist. Tatsache ist, dass es 2005 wirklich nur 154 Anträge gab. 2006 gab es dann diesen Megasprung auf 289 Anträge. Sehr geehrte Damen und Herren! Ist das nicht auch für Sie ein lächerlich beschämender Antragsanteil für eine Millionenstadt? (Beifall bei der ÖVP.)

Ich würde mich genieren, denn das ist reine Propaganda in Anbetracht von 80 000 Eigenheimen, einer Vielzahl an Neubauten und vor allem hinsichtlich der 250 000 Gemeindebauten in Wien, die Sie selbst verwalten und wo Sie selbst gestalten können. Anstatt dort eine Anlage symbolhaft zu installieren und diese, wie es Ihre Art ist, groß PR‑mäßig zu promoten, hätte ich an Ihrer Stelle wirklich zuerst zumindest 100 solcher Solaranlagen in Gemeindebauten installiert und wäre erst dann an die Öffentlichkeit gegangen. So, wie Sie es betreiben, ist das nämlich wirklich eine Klimapolitik, die einer Umweltmusterstadt, wie Sie sie selbst bezeichnen, unwürdig ist, sehr geehrte Damen und Herren! 

Betreffend Ideen und Grundsatzprogramme ist diese Stadt aber durchaus – das sei auch lobend erwähnt – eine Vorbildstadt in ganz Europa. Wir haben mit dem KliP und dem Masterplan 2003 wirklich klassische Umweltprojekte, und auch im Bereich des STEP und des Strategieplans für Wien hat man umweltrelevante Kriterien erarbeitet.

Meine Damen und Herren! Wäre es nicht gescheiter, diese vielen hundert Seiten, auf welchen sehr viel Richtiges steht, einfach umzusetzen, anstatt diese Ideen und Projekte durch Ihre Tatenlosigkeit zu schubladisieren, sehr geehrte Damen und Herren von der Stadtregierung? – Natürlich geschieht nichts, ohne dass vorher eine Pressekonferenz abgehalten wird und die Einzelmaßnahmen groß hinausposaunt werden! – Was Sie machen, sehr geehrte Damen und Herren, ist Aktionismus und hat mit Aktivität im Umweltschutz überhaupt nichts zu tun! (Beifall bei der ÖVP.)

Ich möchte jetzt eine Maßnahme betreffend Evaluierung, die es gibt und die übrigens nicht von mir stammt, sondern von einem von Ihnen beauftragten Institut, herausgreifen und einen Punkt ganz besonders einbringen, nämlich die Frage: Wäre es nicht sinnvoll, hier so etwas wie einen Energiemasterplan zu entwerfen und einzubringen? Wenn man sich Diskussionen operativer Natur ansieht, dann kann man oft feststellen, dass sich Magistratsabteilungen mit dem Kompetenzwirrwarr entschuldigen und sagen, dass sie zum Beispiel etwas im Umweltschutzbereich nicht tun können, weil ein anderer zuständig ist. Geschäftsgruppenübergreifend funktioniert auf diesem Gebiet die Zusammenarbeit bei der Stadtregierung offenbar überhaupt nicht. Wäre es daher nicht ein guter Ansatz, einen solchen Masterplan Energie zu definieren, in dem klar geregelt ist, wer was zu tun hat?

In diesem Sinn möchte ich gemeinsam mit meinem Kollegen Robert Parzer einen entsprechenden Antrag einbringen, und ich bin überzeugt, dass Sie diesem auch zustimmen können, weil er genau das wiedergibt, was Sie sich ja auch selbst immer als Ziel geben, nämlich einen solchen zusammenhängenden Masterplan zu definieren. Ich schlage vor, dass dieser Vorschlag betreffend einen Masterplan in Form eines Zuweisungsantrages an die Gemeinderatsausschüsse für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Umwelt heute angenommen wird, damit wir in Zukunft eine bessere Koordination erreichen können, sehr geehrte Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.)

Leider ist es so, dass derzeit – aber wir sind noch froher Hoffnung – die Umweltpolitik dieser Stadtregierung eine Politik des Stillstands, des Beschönigens und des Appells ist. Dieser Appell ist aber natürlich an alle anderen und nicht an die eigene Stadtregierung gerichtet. 

Ein Budgetentwurf wie der vorliegende, der eine solche Politik vorschreibt, kann deshalb unsere Zustimmung nicht finden, und wir lehnen daher diesen Voranschlag mit Nachdruck ab. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Nachdem alle vom Energiesparen reden, möchte ich auch einen Antrag an die Verantwortlichen stellen: Ich bitte, die Scheinwerfer abzudrehen, wenn die Kameraleute nicht da sind!

Als Nächster am Wort ist Herr GR Florianschütz. 

GR Peter Florianschütz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wenn ich jetzt Revue passieren lasse, worüber von gestern in der Früh bis jetzt geredet wird, dann stelle ich fest, dass wir hier offenbar von zwei verschiedenen Städten reden: Die erste Stadt ist ein Moloch, garstig, grauslich, schmutzig, laut, schwarzweiß, das Zerrbild einer Stadt. Die andere Stadt ist eine bunte, kulturell hoch stehende Stadt, die lebenswert ist. Es ist dies, wie meine Kollegin Kato gesagt hat, eine bunte, ökologische Stadt, in der zu leben sich lohnt, eine der schönsten Städte der Welt. 

Meine Damen und Herren! Was ist nun wahr? – Ich löse es Ihnen mit einer Figur von Adorno auf: Das Erste ist wahr als Projektion der Propaganda von Seiten der Opposition, die die Stadt als Fläche ihrer eigenen Konnotationen missbraucht. Das andere ist wahr, weil es durch sozialdemokratische Politik und durch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dieser Stadt wahr gemacht wird, und dafür ist ihnen zu danken, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.)

Zum eigentlichen Budget: Das Budget der Geschäftsgruppe Umwelt ist im Vergleich zum Vorjahr um 7,5 Prozent gewachsen. Dafür gebührt, im Hinblick darauf, dass es sich um eine strategisch wesentliche und der Nachhaltigkeit verschriebene Geschäftsgruppe handelt, einerseits der Frau Stadträtin Dank, dass sie sich durchgesetzt hat, und andererseits gebührt der Frau Vizebürgermeisterin für Ihr Verständnis und dafür Dank, dass sie zuließ, dass das durchgesetzt wurde. Außerdem ist natürlich Dank an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Geschäftsgruppe zu richten, die in unermüdlicher Arbeit Tag und Nacht, sieben Tage die Woche und bei Regen und Schnee dafür sorgen, dass Wien eine der lebenswertesten und schönsten Städte der Welt ist. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Als ich mir das Budget angeschaut habe, bin ich bei der Magistratsabteilung 22 auf das Netzwerk Natur gestoßen. Dieses ist mit 250 000 EUR dotiert, und das hat mich deshalb sehr interessiert, weil die Befassung mit diesem Bereich, als ich Bezirksrat geworden bin, was schon eine Zeitlang her ist, meine allererste Aktivität war. Wir haben dort das Netzwerk Natur Simmering‑Favoriten beraten, und ich möchte darauf hinweisen, dass gerade dieses Wiener Arten‑ und Lebensschutzprogramm ganz wesentlich ist, damit sich insbesondere auch junge Menschen mit der Natur und dem, was in dieser Stadt lebt und kreucht und fleucht auseinandersetzen können.

Wir haben das dann auf ein Projekt in den Volksschulen hinuntergebrochen und versuchen, auch dort naturnahe Erziehung zu machen. Ich halte das deswegen für so spannend, weil ich dort mein Lieblingstier kennengelernt habe, nämlich die Wiener Schnirkelschnecke, die im Süden von Wien und nur dort wohnt und die vom Aussterben bedroht ist, was mir zeigt, wie wichtig es ist, sich nachhaltig um die Natur zu kümmern.

Zweitens: Im Zusammenhang mit der MA 30 ist der Budgetansatz um 11 Prozent erhöht worden. Das ist erstens ein Signal in die Richtung, wie sehr wir auf Sauberkeit und Ordnung achten, und zweitens, dass es dort sehr innovative und vernünftige Projekte gibt.

Ein Projekt, das wirklich herzeigbar ist, ist die Dritte‑Mann‑Tour. Damit wurde im Juni 2007 angefangen, und es gab bereits in den ersten vier Monaten über 5 000 Besucher. Es handelt sich hiebei um einen Zusammenschluss unterschiedlichster Stellen, die sich dem Thema Dritter Mann von unterschiedlichen Ebenen her annähern. In Anbetracht dessen meine ich, dass das eine gute Geschichte ist! Das zeigt, dass man die Gebiete Ökologie, Umwelt und Kultur sehr schön verbinden kann. – Das dazu, dass hier in diesem Hause beklagt wurde, dass es keinen Zusammenhang und keinen 
Überblick gibt. Das Gegenteil ist der Fall: Natürlich gibt es Zusammenhang und Überblick, und das ist auch wichtig!

Für mich als Favoritner ist bei der MA 31 natürlich der Bereich des Wasserbehälters Wienerberg besonders spannend. Dieses Jahr fangen wir an, ihn auszubauen. Das Investitionsvolumen beträgt 12,5 Millionen EUR, und es geht einerseits darum, die Wasserversorgung auf ein hohes und gutes Niveau zu stellen, und andererseits darum, dort ein Museum, eine Schule und einen Wasserspielplatz zu errichten.

Meine Damen und Herren! Das ist für die Gegend von besonderer Bedeutung. Es handelt sich um dicht verbautes Gebiet, es gibt dort wenig Grünflächen und Grünreserven, und wenn es gelingt, diese Fläche für die Kinder und Jugendlichen des Bezirkes zu öffnen, dann ist das eine gute Tat, und das setzt auch bei der wichtigen Auseinandersetzung von Kindern und Jugendlichen mit den Fragen der Ökologie, des vorhandenen Wasservorrats und der Daseinsvorsorge an.

Dazu muss man etwas Grundsätzliches sagen: Wien gehört – das wurde heute schon positiv angemerkt – zu den Städten mit dem besten Trinkwasser der Welt. (GR Kurth-Bodo Blind: Na geh!) Das ist wahr! Probieren Sie es!

Entscheidend dabei ist, dass Wien auch diejenige Stadt war, die der Tendenz der Liberalisierung in diesem Bereich entgegengewirkt hat. Meine Damen und Herren! Ich habe mir angeschaut, was sich in anderen Ländern abspielt, beispielsweise in Großbritannien, wo dieser Bereich der Daseinsvorsorge privatisiert wurde. Dort steht man vor den Trümmern einer fehlgeleiteten neoliberalen Ideologie. Von der Quelle bis zum Endverbraucher gehen 30 Prozent des Wassers durch marode Röhren verloren, auf der längeren Strecke des Wiener Hochquellennetzes sind es maximal zwischen 4 und 5 Prozent. Meine Damen und Herren! Das ist der Unterschied! Der Vergleich macht Sie sicher. Und wir werden ganz sicher dafür sorgen, dass diese Form von öffentlichem Gut auch öffentliches Gut bleibt und nicht der Marktlobby unterworfen wird. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Wien steht vor einer beträchtlichen Herausforderung, nämlich der EURO 2008. Sportlich ist es vielleicht keine so große Herausforderung, und es wird bereits alles unternommen, dass niemand über etwaige Ergebnisse enttäuscht sein kann. Vom Blickwinkel der Organisation und Abwicklung durch die Stadt ist es aber eine beträchtliche Herausforderung, und davon sind besonders zwei Magistratsabteilungen stark betroffen.

Einerseits werden bei der Magistratsabteilung 36 dutzende Verfahren insbesondere betreffend den Bereich der Fan-Meile samt Umgebung notwendig sein. Es ist notwendig, dass die sieben Spiele, die in Wien stattfinden werden, sicher abgewickelt werden und dafür gesorgt wird, dass nichts passiert. Außerdem wird es im Umfeldbereich eine Fülle von Genehmigungsverfahren geben. Man muss Folgendes betonen: Die Magistratsabteilung 36 hat sich ambitioniert vorgenommen, diese große Herausforderung mit dem gleichen Budget und dem gleichen Mitarbeiterstab wie im Vorjahr zu bewältigen, und dazu wünschen wir viel Glück und bedanken uns für das Engagement! (Beifall bei der SPÖ.) 

Die Magistratsabteilung 48 setzt für Reinhaltung in diesem Bereich 1 Million EUR zusätzlich ein. Diesen Betrag wird sie brauchen, wobei ich mir wünsche, dass es weniger Dreck geben wird, als man befürchten muss, aber das weiß man noch nicht.

Darüber hinaus ist das Jahr 2008 für die MA 48 nicht unspannend, denn das Konzept, dass die MA 48 sozusagen von Wand zu Wand für alle Bereiche der Reinigung zuständig sein wird, wird jetzt umgesetzt. Das ist ein innovatives, gutes Konzept. Man kann fast sagen: „Alles 48!" Und das wird durch eine ganze Menge anderer Aktivitäten ergänzt. Ich war vorige Woche dabei, als die Frau Stadträtin einen Unterflurmistkübel präsentiert hat. Das war sehr spannend! Ich habe vorher gar nicht gewusst, was das ist, und halte das für ein innovatives Konzept. (Zwischenruf von GR Robert Parzer.) Ja! Kommunalpolitik funktioniert auch im Kleinen! Und es ist eine gute Idee, das so zu machen. Das ist herzeigbar, und ich freue mich auch, dass dafür das nächste Mal auch eigene Saugfahrzeuge angeschafft werden.

Im Februar 2008 tritt das Reinhaltegesetz in Kraft, und das ist der Schluss einer – unter Anführungszeichen – wichtigen ordnungspolitischen Maßnahme. Ausgehend davon, dass mit der „Kehr-Force“ 30 Personen mehr in den Dienst für die Reinheit der Stadt gestellt und 1 000 Papierkörbe mehr aufgestellt worden sind, kommen jetzt noch 200 speziell ausgebildete Menschen im Bereich der „Waste Watchers“ dazu. Das ist ein wichtiges Signal, insbesondere bei der Problemstellung Sperrmüll und Hundekot und hinsichtlich der leidigen Einkaufswagerln, die im öffentlichen Gut herumstehen. Das schafft letztlich auch ein Gefühl von Sicherheit, und darum ist es wichtig. 

Meine Damen und Herren! Auch heute wurde mehrfach eine Stadtpolizei angesprochen und eingefordert. – Ich möchte dazu grundsätzlich etwas sagen, meine Damen und Herren: Man kann Sicherheit und Ordnung dort betreiben, wo es wirklich entsprechende Anlassfälle gibt, etwa bei den „Waste Watchers“. Gewisse Zuständigkeiten in einem bestimmten Bereich sind ganz klar definiert, es ist festgelegt, wo für Ordnung gesorgt werden muss. Dazu stehe ich hundertprozentig, und dazu steht auch die Sozialdemokratische Partei Wiens.

Die andere Idee ist, Ordnung als Fetisch zu entwickeln und über den Ruf nach Ordnung erst Unsicherheit zu erzeugen. Der Ruf nach einer Stadtpolizei inkludiert nämlich die Vorstellung, dass man sich in dieser Stadt nicht frei bewegen könne und fürchten müsse, und das ist nicht wahr! Ich meine – und das ist der richtige Weg –, dass man nicht künstlich Unsicherheit schaffen soll, sondern dort, wo es notwendig ist, Sicherheit erzeugen soll, indem man bei den jeweiligen Magistratsabteilungen und Dienststellen diverse Eingriffstruppen schafft. Man soll aber nicht so tun, als müsste man neben der Bundespolizeidirektion noch eine Ordnungstruppe und noch eine Ordnungstruppe und noch eine Ordnungstruppe schaffen.

Ein Vorredner hat die Frage in den Raum gestellt, was geschieht, wenn die „Waste Watchers“ kommen und der Bürger oder die Bürgerin nicht zahlt. Was ist denn die Alternative? – Der Schusswaffengebrauch? Wie stellen Sie sich das vor? (Zwischenruf bei der FPÖ.) In Wirklichkeit wird das schon funktionieren, da bin ich guten Mutes, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.) 

Nebenbei freue ich mich über zwei neue Parkanlagen in Favoriten, nämlich eine bei der Ausbaustufe Grundäcker Westseite mit 3 480 m² und eine in der Moselgasse mit 2 540 m². Wir brauchen diese dringend, das erhöht die Lebensqualität für unsere Kinder und Jugendlichen beträchtlich. (Zwischenruf von GR Dipl‑Ing Roman Stiftner.) Ich weiß, ich habe einige davon gebaut!

Zum Klimaschutz: Vorige Woche hat der Weltklimarat seinen Bericht zum Thema Klimaschutz vorgelegt. – Ich will hier keine Horrormeldungen verbreiten, aber für den Fall, dass es so weitergeht und nichts unternommen wird, steigen die Temperaturen im Extremfall um etwa 6 Grad, und das würde bedeuten, dass das Grönlandeis abschmilzt und der Wasserspiegel der Meere bis zu sieben Meter steigt. Jetzt werden Sie sagen: Das ist eine Tartarenmeldung! Dazu sage ich: Wenn der Wasserspiegel um nur zwei Meter steigt, dann heißt es nicht mehr „Der Tod in Venedig“, sondern dann bedeutet das den Tod von Venedig, und das wäre doch schade! Das bedeutet, dass hier dringender Handlungsbedarf besteht.

Dazu und zu der Bemerkung meines Vorredners noch eine Anmerkung. – Meine Damen und Herren! Die Einsparung von 13 Prozent bei den CO2-Emissionen ist die Bundesvorgabe laut Kyoto-Ziel. Der Bund liegt jetzt um 18 Prozent darüber. (Zwischenruf von GR Dipl‑Ing Roman Stiftner.) Wahr ist, dass Wien bereits zur Halbzeit des Wiener Klimaschutzprogramms seine Ziele mit einer jährlichen Einsparung von 2,4 Millionen Tonnen CO2-Äquivalenten erreicht hat und wir auf gutem Wege sind, bis zum Erreichen des Klimazieles jährlich 3,6 Millionen Tonnen CO2-Äquivalente einzusparen. Die Wahrheit ist also, dass Wien gut arbeitet und dass man sich hier bei den Verantwortlichen bedanken muss, dass der Bund hingegen säumig ist.

Es gibt allerdings auch Licht am Ende des Tunnels: Durch den Eintritt der Sozialdemokratie in die Bundesregierung und die Übernahme der Führerschaft wurde mit 500 Millionen EUR ein Energie- und Klimaschutzfonds gegründet, und das ist die Trendwende, meine Damen und Herren, und diese ist ausdrücklich und bitter notwendig! (Beifall bei der SPÖ.) 

Wir werden im Jahr 2008 Vorberatungen zum Klimaschutzprogramm KliP II abhalten, das wir 2009 hier in diesem Haus beschließen und im Jahr 2020 beendet haben werden.

Versöhnlich wie ich bin, meine Damen und Herren, freue ich mich darauf, mit allen Kräften dieses Hauses ein schönes Klimaschutzprogramm II zu machen, der Planet hat es wirklich notwendig. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Das Wort hat die Frau Amtsf StRin Mag Sima. 

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Zunächst möchte ich die Gelegenheit nutzen, mich bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Geschäftsgruppe Umwelt wirklich sehr herzlich zu bedanken: Vielen Dank für den täglichen Einsatz für den Umweltschutz! (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich glaube, wir können auch für die Geschäftsgruppe Umwelt einen wirklich sehr guten Budgetvoranschlag präsentieren. Wir sind für 2008 gut gerüstet, und wir werden weiterhin mit Elan und Einsatz daran arbeiten, die Umweltsituation in dieser Stadt noch weiter zu verbessern.

Ich möchte ein paar Punkte aufgreifen, die in der Debatte gefallen sind. Ein Punkt war die Winterreifenpflicht. Herr Kollege Blind! Sie wissen, dass ich mich schon seit mehreren Jahren dafür ausgesprochen habe. Ich bin aber dafür, das über das Kraftfahrzeuggesetz zu regeln, weil ich glaube, dass es Sinn macht, die Kompetenz dort zu lassen, wo sie angesiedelt ist. Wenn wir das in Wien machen wollen, dann müssten wir das, ähnlich wie bei anderen Vorhaben, überall mit Tafeln an den Landesgrenzen kundmachen. Bekanntlich haben wir ziemlich viele Landesgrenzen in Wien, weshalb das ein ziemlich aufwändiges Vorhaben wäre.

Ich glaube daher, dass die andere Lösung sinnvoller ist. Ich bin auch keine Anhängerin von fixen Daten. Erinnern wir uns zum Beispiel an den letzten Winter. Wenn wir ehrlich sind, dann haben wir vorigen Winter bis auf zwei Tage eigentlich keine Winterreifen gebraucht, weil es keine winterlichen Fahrbedingungen gab!

In Deutschland gibt es Modelle, wonach einzelne Bundesländer das dort so neu geregelt haben, dass man die Winterreifenpflicht sozusagen vom tatsächlichen Eintreffen des Winters abhängig macht, das heißt, man muss Winterreifen haben, wenn winterliche Fahrbedingungen bestehen, nicht aber dann, wenn es den ganzen Winter plus 10 Grad hat. – Ich glaube, dass man sich dieses Modell zum Beispiel näher anschauen könnte.

Meines Eindrucks nach muss man darüber sicherlich auch noch mit den Autofahrerklubs diskutieren. Diese sind nämlich aus Gründen, die mir nicht nachvollziehbar sind, gegen eine Winterreifenpflicht. – Ehrlich gesagt, ist es für mich wie für Sie selbstverständlich: Wenn draußen Winter ist, dann rüste ich mein Auto um, oder ich lasse es in der Garage stehen. Warum man aber die Auffassung vertritt, dass man mit Sommerreifen fahren können muss, ist mir ein Rätsel. Ich verstehe nicht, warum die Standesvertretung der Meinung ist, dass das ein wichtiger Punkt ist, für den man kämpfen muss, aber vielleicht kann man da noch ein bisschen bewusstseinsbildend agieren. (Zwischenruf von GR Dipl‑Ing Roman Stiftner.) 

Kollege Stiftner! Ehrlich gesagt, meine ich, dass die Rede, die Sie jedes Jahr halten, schön langsam ein bisschen fad wird. Es ist jedes Jahr das Gleiche. Lassen Sie sich doch einmal etwas Neues einfallen! Ich kann Ihnen zum Thema Überschüsse nur sagen: Laut Ihnen schwimme ich ja quasi im Geld und habe 100 Millio-
nen EUR Überschuss. Die tatsächlichen Zahlen sind jedoch anders, wie Sie auch ganz genau im Voranschlag 2008 sehen.

Sie brauchen sich nur die Kostendeckung anzuschauen. Wir haben bei der MA 30 eine Kostenunterdeckung von 95 Prozent, bei der MA 31 eine Kostendeckung von 101 Prozent, was eine ziemliche Punktlandung ist, und bei der MA 48 von 103 Prozent. Wo da die wahnsinnig tollen Überschüsse bei der Kostendeckung sein sollen, das müssen Sie mir erst einmal vorrechnen! (GR Dipl‑Ing Roman Stiftner: Dazu brauchen wir einen Kostendeckungsgrad!) Das haben Sie bisher auch noch nie gekonnt. (GR Dipl‑Ing Roman Stiftner: Sie könnten es, aber Sie wollen es nicht wissen!) Ich will es schon wissen, deswegen mache ich mir die Arbeit und schaue mir das genau an. Wir rechnen auch den Kostendeckungsgrad aus. Sie vertreten jedoch seit drei Jahren die These, dass wir quasi im Geld schwimmen und 140 Millionen Überschuss haben. Davon gehen Sie nicht runter, auch wenn Sie diese These noch nie rechnerisch in irgendeiner Weise nachweisen konnten, das muss man auch sagen. Offensichtlich ist Ihnen das halt nicht möglich!

Ähnlich verhält es sich beim Klimaschutz: Wien ist zwar das Bundesland mit den geringsten Pro-Kopf-Emissionen von ganz Österreich, das muss man auch sagen, lustigerweise sind aber angeblich wir daran schuld, wenn Herr Minister Pröll seine Ziele nicht einhalten kann. – Ich meine, das ist zwar auch ein Ansatz, aber kein wahnsinniger logischer! Da muss ich schon fragen: Wenn eh die Bundesländer die gesamte Arbeit leisten sollen, wozu brauchen wir dann eigentlich noch einen Umweltminister? – Das ist die nächste Frage, die man eigentlich stellen muss. – Irgendetwas hat es also mit Ihrer These. Das haut nicht ganz hin! (Beifall bei der SPÖ. – GR Dipl‑Ing Roman Stiftner: Ich veranstalte für Sie einmal ein Privatissimum! – Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch.) 

Kollege Maresch! Ich glaube, dass wir betreffend unsere landwirtschaftlichen Flächen eh einer Meinung sind. Wir wollen ohnedies einen längerfristigen Vertrag, das Blöde bei Verträgen ist nur, dass man einen Zweiten braucht, der das auch gerne möchte oder zumindest einverstanden ist und in Verhandlungen eintritt. – Ich glaube, dass wir jetzt einmal einen guten Schritt geschafft haben, indem wir diese Vertragsverlängerung zustande gebracht haben, und es wird auch Verhandlungen über einen Kauf dieser Fläche geben.

Interessant ist aber der wahre Hintergrund, warum es plötzlich einen so unglaublichen Druck gibt: Es wurde nämlich zu Zeiten der schwarz‑blauen Bundesregierung eine GesmbH gegründet, die ans Budget eine nicht unsubstanzielle Millionensumme abgeliefert hat und jetzt darauf bedacht ist, irgendwie wieder zu dieser Millionensumme zu kommen, indem sie diese Liegenschaft verkaufen will. Das ist der eigentliche Hintergrund. Aber keine Sorge: Wir werden um diese Flächen natürlich kämpfen, denn 100 ha landwirtschaftliche Biofläche sind für uns natürlich ein ganz wichtiger Beitrag, den wir auf keinen Fall verlieren wollen. Das betrifft selbstverständlich auch die Ökoparzellen, keine Frage. Aber wie gesagt: Dazu braucht man immer zwei.

Herr Kollege Parzer! Zum Thema Wassersparen: Ich habe jetzt die genauen Zahlen nicht bei mir, nageln Sie mich jetzt also bitte nicht auf Punkt und Komma fest! Dieses Thema ist in Wien in den letzten Jahren eigentlich sehr erfolgreich abgehandelt worden. Wir haben uns die Zahlen der letzten 20 Jahre zu diesem Thema angeschaut, und wir sehen einen Rückgang beim Wasserverbrauch um ungefähr 25 Prozent oder vielleicht sogar um ein bisschen weniger. Jedenfalls ist das aber eine wirklich substanzielle Summe, wenn man sich den Zeitverlauf der letzten 20 Jahre ansieht. Das heißt, die Maßnahmen, die wir gesetzt haben – etwa bei den Klospülungen und den Dingen, die man auf die Wasserhähne schraubt –, zeigen schon Wirkung. Wichtig ist dabei natürlich auch das, was wir ins Leitungsnetz investiert haben: So gibt es geringere Wasserverluste. – Ich habe es jedenfalls sehr beeindruckend gefunden, wie viel sich im Bereich des Wassersparens schon getan hat, und wenn man sich die Zahlen ansieht, dann sieht man auch, dass das Potenzial in diesem Bereich natürlich nicht unendlich ist und dass wird da wirklich schon viel geschafft haben.

Das Thema Sauberkeit ist von allen Parteien angesprochen worden, und es wird auch im nächsten Jahr ein weiterer großer Schwerpunkt der Geschäftsgruppe Umwelt bleiben. Das Maßnahmenpaket „Aktion saubere Stadt" habe ich schon mehrfach präsentiert und möchte das jetzt gar nicht wiederholen. Ich möchte nur kurz auf den grundsätzlichen Ansatz eingehen: Ich weiß, dass Wien eine sehr saubere Stadt ist. Unser Ziel ist es aber, noch besser zu werden und dieses Niveau auch über die nächsten Jahre zu halten. Deswegen ist es wichtig, jetzt etwas zu tun, aktiv zu werden und vor allem auch die Bürgerinnen und Bürger in ihrer Eigenverantwortung zu stärken beziehungsweise auch stärker in die Pflicht zu nehmen. Das ist unser Ziel. 

Deswegen bin ich nicht ganz Ihrer Meinung, dass wir noch mehr Personal brauchen. Wenn wir uns ehrlich sind, dann müssen wir eingestehen, dass wir nie genug Personal haben werden, dass wir für jeden Wiener und für jede Wienerin quasi eine persönliche Putzkraft zur Verfügung stellen können. Wenn wir nicht alle ein bisschen mittun und an einem Strang ziehen, dann werden wir unser ehrgeiziges Ziel nicht erreichen. Ich bin aber zuversichtlich, dass wir mit den vielen Maßnahmen, die wir setzen, und mit dem Paket, das wir geschnürt haben, auf einem guten Weg sind. Wir werden 2008 auch die dritte Müllverbrennungsanlage eröffnen. Das wird uns ermöglichen, die Deponieverordnung zu erfüllen. Ich glaube, dass das auch ein ganz wichtiger weiterer Schritt sein wird. 

Der Klimaschutz ist für uns natürlich ein Dauerbrenner für die nächsten Jahre. Dieses Thema wird uns sicherlich noch länger beschäftigen.

Außerdem wird es einen Weltwasserkongress in Wien geben. Es ist uns gelungen, diesen Kongress nach Wien zu holen. Das ist wirklich ein weltweites Großereignis, bei dem sich Wien mit seiner Wasserversorgung sehr gut präsentieren können wird. 

2008 werden wir den Bednar‑Park mit 31 000 m² eröffnen. Es ist dies eine der größten Parkanlagen, die wir in letzter Zeit neu errichtet haben.

Schließlich werden wir den Hafenumschließungsdamm fertigstellen. Das ist ein ganz wichtiger Schritt im Hochwasserschutz und einer der letzten noch fehlenden Mosaiksteine bis zur Fertigstellung des kompletten Hochwasserschutzes in Wien.

Natürlich werden wir auch weiter am Biosphärenpark arbeiten. Auch das ist ein Projekt mit Niederösterreich, bei dem der letzte Arbeitsschritt sicherlich noch lange nicht getan sein wird. Dabei geht es einfach darum, diesen Biosphärenpark noch mehr mit Leben zu erfüllen.

Meine Damen und Herren! Ich habe mir wie jedes Jahr auch die Akten aus dem Ausschuss angesehen und habe mich darüber gefreut, dass wir fast 80 Prozent einstimmig beschlossen haben. Das zeigt mir, dass wir in vielen Themen in der Geschäftsgruppe Umwelt einen guten Konsens haben, gemeinsam an einem Strang ziehen und auf gemeinsame Ziele hin arbeiten. Ich freue mich auf die Zusammenarbeit im nächsten Jahr! – Herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Frau Stadträtin. - Zur Geschäftsgruppe Umwelt liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport.

Heute ist der Tag der Kinderrechte. Ich nehme an, dass die Kollegen in ihrer Rede darauf Bezug nehmen werden.

Als Erster zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gudenus. Ich erteile es ihm. 

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin!

Man sagt oft in Debatten betreffend Kinder und Jugendliche, dass man die jungen Leute dort abholen soll, wo sie stehen. – Wenn man sich die Zahlen im Budgetvoranschlag 2008 anschaut, dann sieht man aber, dass die Jugend nirgendwo abgeholt, sondern eher wieder einmal stehen gelassen wird. Sie wird nicht abgeholt, sondern sie wird im Regen stehen gelassen mit ihren Problemen und Sorgen, und zwar durch eine falsche Prioritätensetzung in der Förderungspolitik auf Grund einer Freunderlwirtschaft der SPÖ und durch ein Chaos und eine Perspektivenlosigkeit in der Schulpolitik. Niemand kennt sich im Hinblick auf die außerordentlichen Belastungen durch die Gebührenlawine aus, wie es in Wien weitergeht. Und all das geschieht auf dem Rücken der Jugend. Es werden keine Zukunftschancen im Budget 2008 veranschlagt, es gibt hier keine Zukunft für die Wiener Jugend.

Man sieht die gebrochenen Wahlversprechen der SPÖ in den letzten zwei Jahren seit der letzten Wahl. Heuer wurde zum Beispiel ein Durchschnittshaushalt mit 50 EUR mehr belastet, und dieses Belastungspaket stellt einen gewaltigen Wahlschwindel dar. Die Jugend wird nicht dort abgeholt, wo sie ist, sondern sie wird abgezockt. – So viel zum Thema „sozialdemokratisch": Mit „sozial“ hat das Ganze überhaupt nichts mehr zu tun!

Das Belastungspaket trifft heuer schon vor allem die kleinsten Einkommen. Es trifft die Menschen in ihren zentralsten Lebensbereichen, und es wird auch der Jugend der Weg in die Selbstständigkeit, wovon Sie immer so groß sprechen, versperrt. Die Jugend sitzt auf Schulden. Wir lesen tagtäglich in den Zeitungen: „Schulden durch Handy“, „Schulden durch Kredite“. Und ich glaube, dass die Politik der SPÖ-Wien nicht gerade dazu beiträgt, dass die Jugend entschuldet wird. Im Gegenteil: Vielmehr wird der Weg in eine Abhängigkeit weiter geebnet, auf keinen Fall wird aber ein Weg in die Selbstständigkeit ermöglicht.

Natürlich ist eine gewaltige Propaganda notwendig, um von den Untaten abzulenken. Man braucht Geld für diese Nebeltopfpolitik. Die Ausgaben der Rathauspropaganda steigen im nächsten Jahr um 9 Millionen EUR oder 26 Prozent, und das Budget des Presse- und Informationsdienstes wird von 34 Millionen auf 43 Millio-
nen EUR im nächsten Jahr erhöht. Das heißt, die Gebühren werden erhöht, die Kosten für die Propaganda werden erhöht. Hingegen spart die SPÖ zum Beispiel die Bezirke kaputt. Während die Ausgaben in der Stadt in den letzten drei Jahren insgesamt um 12,3 Prozent angestiegen sind, hat man in den Bezirken nur ein Plus von 4,5 Prozent gesehen.

Das heißt, die Bezirksmittel liegen damit unter der Inflationsrate, was einer realen Kürzung entspricht, und damit sind wir schon beim Thema Generalsanierung der Pflichtschulen. – Die Bezirke müssen einen 60-pro-
zentigen Eigenfinanzierungsanteil verkraften, und dieser Eigenfinanzierungsanteil ist nicht verkraftbar. Ihr Schulfinanzierungsmodell stellt de facto einen neuen Anschlag der Sozialisten auf die Bezirksfinanzen dar. – So viel zum Thema Dezentralisierung, und allein deswegen lehnen wir dieses Budget ab. (Beifall bei der FPÖ.) 

Zum Thema Arbeitsmarktpolitik: Wien bleibt auch heuer Schlusslicht in der österreichischen Arbeitsmarktpolitik. Eine aktuelle Arbeitslosenstatistik vom Oktober 2007 zeigt, dass die Arbeitslosenquote in Wien 7,9 Prozent beträgt. Das ist sehr alarmierend auch für die Wiener Jugend. Zudem sieht man, dass das Beschäftigungswachstum, das in Wien vielleicht vorhanden ist, überwiegend den Ausländern zugute kommt. Die Anzahl der ausländischen Beschäftigten ist um 4,3 Prozent gestiegen, die Anzahl der Inländer mit einem Arbeitsplatz in Wien ist hingegen nur um 0,6 Prozent gestiegen. Das heißt in absoluten Zahlen, dass es 9 300 neue Arbeitsplätze gibt, davon wurden 5 300 mit Ausländern besetzt, und nur 4 000 Inländer bekamen eine Chance für einen neuen Job.

Dass auf dem Arbeitsmarkt eine bewusst gesteuerte Ethnomorphose stattfindet, ist eigentlich ein Skandal der höheren Klasse, und genau das lehnen wir ab. Wir lehnen diesen Austausch des Volkes vor allem auf dem Arbeitsmarkt ab. – Bevor die Politiker das Volk austauschen, sollte das Volk die Politiker austauschen, und die nächste Wahl kommt bestimmt, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.) 

Wien ist auch Schlusslicht bei den Lehrstellen, was ich noch immer nicht verstehe. Wir erwähnen das bei jeder Budgetdebatte: Es gibt so viele gute Beispiele in anderen Bundesländern, zum Beispiel in Vorarlberg ein Fondsmodell oder in Oberösterreich die Abschnittslehren. Auf Grund dieses Modells gab es 3 000 neue Lehrplätze, und in Oberösterreich gibt es mittlerweile mehr offene Lehrstellen als Lehrstellensuchende, was eine sehr positive Bilanz ist. In Wien hingegen entfallen derzeit auf eine offene Lehrstelle fünf Lehrstellensuchende. Wien ist auch in dieser Frage das Schlusslicht in Österreich, weil es auch hinsichtlich der Lehrstellen keine Visionen und keine Kreativität gibt.

Wir von der FPÖ haben heuer schon versucht, einen gezielten Schwerpunkt für die Lehre zu setzen, nämlich eine Aufwertung der Lehre. Klarerweise zählt für uns bei der Lehrlingsausbildung auch das Motto „Zuerst Deutsch, dann Schule". Außerdem wollen wir eine Führerscheinausbildung in der Berufsschule ab dem 16. Lebensjahr, für welche ein Anteil von der Gemeinde Wien finanziert werden soll. Zudem sollte eine volle Schülerfreifahrt für Lehrlinge gewährleistet werden, denn die Lehrlinge sind die Facharbeiter der Zukunft, und jede Investition lohnt sich. Wir Freiheitliche werden auch im Jahre 2008 einen Schwerpunkt für Lehrlinge setzen. 

Zum Thema Schulreform, Gesamtschule und neue Mittelschule: Man hat gesehen, dass angesagte Revolutionen selten stattfinden. Auch hier gab es eine schwere Schlappe für die Bildungspolitik in Wien, weil man die Gesamtschule krampfhaft schon im Jahre 2008 einführen wollte. Diese linke Eintopfschule ist vorerst einmal gescheitert, es gibt aber noch immer eine gewaltige Unsicherheit bei den Eltern und den Schülern, weil man ja nicht weiß, was in Zukunft kommen wird. Wird man nach dem Motto handeln: Die Theorie ist Marx, die Praxis ist Murks? – Niemand weiß, wie es weitergeht.

Vollkommen klar ist: Sie wollen diese Gesamtschule einfach in das Wiener Schulsystem hineinpressen, wobei, wenn das kommt, auf jeden Fall eine Nivellierung nach unten stattfinden wird. Anscheinend ist das aber den linken Ideologen in Wien vollkommen egal. Sie wollen diese Gesamtschule beziehungsweise diese gemeinsame Mittelschule im Jahre 2009 hier durchdrücken.

Wir alle reden von der PISA-Studie. Am 4. Dezember soll die PISA-Studie auch hier in Österreich wieder veröffentlicht werden. In den Zeitungen war in den letzten Tagen zu lesen: Die Pisa-Studie ist nicht objektiv. – Es gibt schlechte Stimmen zur Pisa-Studie, es gibt gute Argumente für die Pisa-Studie, auf jeden Fall steht aber fest: Sie ist ein Indikator, auch wenn sie vielleicht nicht der Weisheit letzter Schluss ist. Die Pisa-Studie ist auf jedem Fall ein Indikator, wie es in den Schulen aussieht, und man wird sehen, wie das Ergebnis am 4. Dezember ausschauen wird.

Wenn wir uns mit der Realität konfrontieren, dass Deutsch zur Fremdsprache wird, dass jeder fünfte Abgänger einer Pflichtschule Probleme mit Lesen, Schreiben und Rechnen hat, und wenn wir sehen, dass Leistung und Disziplin in den Schulen mittlerweile verpönt sind, dann sind wir alle wirklich schon sehr gespannt auf die PISA-Studie, die im Dezember veröffentlicht wird! In Wahrheit sind ja die Begriffe Qualität, Leistung und Disziplin die Zentralbegriffe in der Schuldebatte. Dabei geht es nicht um irgendwelche organisatorischen Reförmchen, sondern darum, dass ein guter Lehrinhalt vermittelt wird, dass die Schüler zur Leistung motiviert werden und dass auch Disziplin und Autorität des Lehrkörpers vermittelt wird, denn zur Zeit sind Disziplin und Autorität in den Schulklassen nicht mehr vorhanden. Deswegen fordern wir Freiheitliche ganz klar die Einführung eines verpflichtenden Vorschuljahres für Zuwandererkinder und eine deutliche Aufwertung der Begriffe Leistung und Disziplin in Zukunft. Das stellen wir dem verschwitzten Gleichmachereiprojekt der SPÖ und der Grünen gegenüber, die anscheinend in den letzten 30 Jahren sehr viel verschlafen haben.

Frau Brandsteidl, die Präsidentin des Wiener Stadtschulrates, wird an den Forderungen von uns Freiheitlichen zu messen sein. Wenn ich mich umschaue, dann sehe ich, dass Frau Brandsteidl wieder einmal durch Abwesenheit glänzt und während der Diskussion hier wieder einmal nicht anwesend ist. Anscheinend will sie sich der Diskussion und der Kritik nicht stellen. Anscheinend will sie aus ihrem Elfenbeinturm nicht herunterkommen. Anscheinend weiß sie gar nicht, wie die Zustände in den Wiener Schulen sind und wie schlimm es in den Schulklassen zugeht, ich nenne jetzt nur Gewalt, babylonische Sprachverwirrung und Überfremdung. Jeder fünfte Pflichtschulabgänger hat Probleme mit Lesen, Schreiben und Rechnen, das habe ich heute schon erwähnt. All das ist Realität. Da müssten bei Frau Brandsteidl eigentlich die Alarmglocken läuten! Aber Frau Brandsteidl lächelt nur immer gern in die Kameras, und alles wird schöngeredet. Ich sage: Frau Brandsteidl ist rücktrittsreif, meine sehr geehrten Damen und Herren, und dieser Rücktritt sollte besser heute als morgen erfolgen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Wir stellen die Überfremdung in den Schulklassen einem freiheitlichen Schulkonzept für Wien gegenüber, das wir schon öfters vorgestellt haben und das schon lange vorliegt. Das Motto lautet „Zuerst Deutsch, dann Schule", wie es auch im Bundesland Hessen gehandhabt wird. Wir fordern Sprachtests nach dem Hessischen Modell schon in der Vorschule oder im Kindergarten, weil gerade Zuwandererkinder sich in der Schule vor allem beim Deutschunterricht schwer tun, weil zu Hause überwiegend in der Muttersprache kommuniziert wird. Deshalb fordern wir Sprachtests schon vor Schuleintritt, um zu sehen, ob die Vorschulkinder geeignet sind, dem Regelunterricht beizuwohnen. Die den Sprachtests folgende Ausbildung sollte dann so lange vorgenommen werden, bis die Kinder reif sind, dem Unterricht zu folgen.

Das ist unser freiheitliches Schulkonzept, und darauf werden wir weiter beharren. Die ÖVP hat das mittlerweile auch schon erkannt, nur die Schlussfolgerungen sind vollkommen falsch. Sie fordern nämlich ein Vorschuljahr für alle Kinder, auch für die Kinder, die Deutsch können. – Das ist der völlig falsche Ansatz! Wir fordern für Zuwanderer ein Vorschuljahr, also für die Kinder, die Mängel in Deutsch aufweisen: Diese Kinder sollten verpflichtend in die Vorschule gehen, um die deutsche Sprache zu lernen. 

Man sieht, dass das Projekt „Multikulti" an den Wiener Schulen gescheitert ist! Die Früchte der Multikulti-Politik zeigen sich klar: Die Gewalt in den Schulklassen nimmt erschreckend überhand, und zwar nimmt nicht nur die Zahl der Gewaltvorfälle zu, sondern es zeigt sich auch steigende Brutalität in den Schulklassen. Das ist auf eine Verrohung und Perspektivenlosigkeit der Jugend zurückzuführen, die natürlich auch mit dem Einfluss der Kulturen in Zusammenhang steht, in denen Gewalt größer geschrieben wird als bei heimischen Familien.

Eine Studie der Weltgesundheitsorganisation zeigt, dass bereits jeder zehnte Schüler in Wien ein Opfer von Gewalt wird. Österreich nimmt hier einen sehr unrühmlichen Platz im Spitzenfeld ein. Zum Thema Gewalt sagt ein deutscher Soziologe, Herr Pfeiffer, dass Gewalt kulturell bedingt ist. Die Berliner Polizeistatistik in den letzten Jahren zeigt einen steigenden Zuwachs an Kriminalität von Jugendlichen mit Migrationshintergrund, und die Tendenz ist steigend. Immer mehr Berliner kapitulieren vor dieser Form von Gewalt und bleiben mit einem Gefühl der Ohnmacht zurück. In Wien schaut es leider ähnlich aus: Es gibt um 22 Prozent mehr Anzeigen auf Grund von Gewaltdelikten, und 4 000 mehr Straftaten bei den 14‑ bis 18‑Jährigen. Die Polizei in Wien sagt – ich zitiere: „Es hat sich eingebürgert, mit Messern herumzulaufen."

Klare Risikofaktoren gibt es, wenn die Eltern gewaltbereit und arbeitslos sind. Frustration und Schulabbruch sind häufig die Folge. Zwei Ursachen, die oft für die Gewaltbereitschaft von Jugendlichen genannt werden, sind Perspektivenlosigkeit und mangelnder Respekt.

Ein weiterer Aspekt ist laut dem Kriminologen Pfeiffer in Deutschland die kulturelle Prägung: Darin liege die eigentliche Ursache der Gewaltbereitschaft. Bei islamisch sozialisierten Jugendlichen liegt die Ursache für Gewaltbereitschaft im gesellschaftlichen Bereich in der innerfamiliären Gewalt. – Ich zitiere jetzt den Soziologen Pfeiffer: Er meint, die jungen Türken seien zuerst Opfer und dann Täter. Das Problem sei, dass die jungen Türken Gewalt als Zeichen von Männlichkeit akzeptieren und sich mit einer Machokultur auch in Abgrenzung zu anderen jungen Einwanderern identifizieren. Der Kriminologe Pfeiffer spricht vom orientalischen Männlichkeitswahn. Er sagt, dass türkische Jugendliche so oft gewalttätig werden, weil sie von ihren Eltern mindestens drei Mal so oft misshandelt werden wie einheimische Jugendliche und weil sie drei Mal so oft sehen müssen, wie der Vater die Mutter schlägt.

Wir können also das Thema Gewalt im Islam als generellen Begriff heranziehen – ich zitiere Bassam Tibi: „Gewalt ist ein mögliches und nützliches Mittel, um das Territorium des Islams zu erweitern und daher ein Instrument zur Erlangung des Friedens". – So viel zum Thema Gewalt im Islam. Soviel zum Thema Integration. So viel zum Thema Moschee im 20. Bezirk. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das ist eine Verallgemeinerung!) So viel zum Thema Förderung der Islamisierung in Wien. Dafür ein Dankeschön an die SPÖ! (Beifall bei der FPÖ.)

Im Hinblick darauf wäre es auch längst an der Zeit, einheitliche Schulkleidung in den Schulen zumindest einmal anzudenken. Das sollte man ohne Tabus zumindest einmal diskutieren. Die Vorteile liegen auf der Hand: Dadurch wären die sozialen und kulturellen Unterschiede nicht mehr sichtbar. Es würde kein Neid gegenüber Kindern bestehen, die von ihren Eltern besser oder teurer ausgestattet werden, und es gäbe auch eine Identifikation mit der Schule, was, wie ich glaube, auch für das Selbstbewusstsein der Schüler nicht unwichtig ist.

Ich komme zurück zum Thema Islam. Wir von der Freiheitlichen Partei fordern einen Integrationsunterricht für islamische Schüler, damit eine Bewusstseinsbildung bei Schülern stattfinden kann, die in den muslimischen Religionsunterricht gehen. Es ist nämlich Faktum und liegt auf der Hand, dass viele muslimische Kinder und viele Muslime in Wien nicht anpassungswillig sind. Wir wollen diesen Unterricht mit zwei Wochenstunden auch als Schutz vor radikalislamischen Hasspredigern einführen. Es soll dies ein neues bewusstseinsbildendes Unterrichtsfach sein, bei dem abendländische Grundwerte wie Verfassung, Demokratie, Trennung von Staat und Kirche, Gleichberechtigung von Mann und Frau und Freiheit bei der Wahl des Ehepartners – denken wir an das Thema Zwangsehe! – an muslimische Kinder vermittelt werden sollen. Wichtig Werte sind weiters die Ablehnung von Gewalt und Terror, der Respekt vor anderen Religionen und Meinungen und natürlich die Religionsfreiheit.

Im Hinblick darauf richten wir den Aufruf an Herrn Bgm Häupl als höchste Instanz im Wiener Stadtschulrat – weil Frau Brandsteidl ja anscheinend handlungsunfähig ist –, dass er endlich dafür Sorge tragen soll, dass echte Integration in den Schulen schon in der Volksschule stattfindet. Wir fordern, dass diese Bewusstseinsbildung bei islamischen Schülern in Form eines Integrationsunterrichts für muslimische Kinder erfolgt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Das radikal-islamische Schulbuch haben wir in den letzte Wochen auch bereits öfters diskutiert. Dieses wurde auf Druck der FPÖ zurückgezogen, war aber mehr als sieben Jahre im Verkehr. Darin wurde der Weltherrschaftsanspruch des Islam gepredigt beziehungsweise gelehrt, dass die Scharia ausnahmslos für alle Menschen gilt. Ein Mann dürfe bis zu vier Frauen heiraten und diese im Falle des Ungehorsams auch schlagen. – Das ist sehr interessant für die Feministinnen unter Ihnen! Weiters heißt es darin, dass die Frau der Acker des Mannes ist.

Im Hinblick darauf, dass diese Inhalte dort gelehrt werden, verlangen wir vom Wiener Bürgermeister in seiner Eigenschaft als Stadtschulratspräsident die sofortige Schließung der islamischen pädagogischen Akademie! Er soll endlich durchgreifen, dass diese Akademie geschlossen wird, weil die dort gelehrten Inhalte mit der westlichen Demokratie nicht vereinbar sind! (Beifall bei der FPÖ.) 

Abschließend noch ganz kurz zum Familienschwerpunkt, den wir nächstes Jahr setzen wollen. Dabei geht es um eine Entlastung für Familien. Natürlich wollen wir eine Familienförderung betreiben, denn wir kennen das demographische Problem, das die Akademie der Wissenschaften vor Kurzem veröffentlicht hat, dass nämlich, wenn es so weitergeht, im Jahr 2050 die Österreicher in der Minderheit und die Muslime in der Mehrheit sein werden. Deswegen ist es an der Zeit, die Familien wirklich zu entlasten! Wien sollte im eigenen Wirkungsbereich das tun, was es tun kann, nämlich den Kindergarten endlich kostenlos zur Verfügung zu stellen, denn der Kindergarten ist zwar auch eine Bildungseinrichtung, er ist aber eine Betreuungseinrichtung, die die Familien im Berufsleben entlastet. Deswegen erneuere ich die Forderung auch heute: Der Kindergarten sollte in Wien endlich kostenlos sein, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.) 

Kollege Stefan hat gestern schon die Forderung betreffend Einführung von Musikkindergärten in Wien, um die musische Erziehung zu fördern, erwähnt. Ich glaube, das wäre ein sehr guter Ansatz, den wir auch hier umsetzen könnten. Ich zitiere hier zum Beispiel Nicolas Harnoncourt oder Otto Schenk, die gemeint haben, es sei ein Verbrechen, wenn Kindern die musische Ausbildung vorenthalten wird. Und Herr Michael Frischenschlager, der ehemalige Rektor der Wiener Musikhochschule, sagt: „Von den Musikschulen hängt die Zukunft des Musiklandes Österreich ab.“ – Ich glaube, diesbezüglich könnte in Wien noch einiges mehr geschehen. Der Stellenwert der Musik soll auch in Wien gesteigert werden, und deswegen fordern wir die Einführung von Musikkindergärten in Wien. 

Zum Thema Kinderbetreuung: Eine Flexibilisierung wäre auf jeden Fall notwendig. Der Ausbau der Einrichtung und die Förderung von Tagesmüttern ist eine absolute Notwendigkeit. Sie haben „flächendeckende ganztägige Kinderbetreuungsmöglichkeiten in Wien“ versprochen. Das ist ein Zitat von der SPÖ‑Klubklausur in Rust am 22.2.2007. Aber Sie haben dieses Versprechen gebrochen! Es besteht eine krasse Unterversorgung bei den Kindern unter drei Jahren. Und ein neues Kinderbetreuungsmodell mit erhöhtem Kindergeld auf die Dauer von 18 Monaten lässt den Bedarf an Kindergrippen explodieren. Trotzdem wurde diesbezüglich seitens des roten Wien leider keine Vorsorge getroffen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich komme zum Schluss. Die Jugend in Wien verdient eine bessere Zukunft, abseits ideologischer Scheuklappen. Wir lehnen das vorliegende Budget ab. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Smolik. 

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Meine Damen und Herren!

Ich möchte zum heutigen, von der Frau Vorsitzenden schon erwähnten Tag der Kinderrechte kurz etwas sagen: 1992 wurde die UN-Kinderrechtskonvention von Österreich ratifiziert, und seither harren alle ExpertInnen und PädagogInnen sowie alle Menschen, die mit Jugendlichen und Kindern arbeiten, des Tages, an dem die UN‑Kinderrechtskonvention endlich in die österreichische Verfassung übernommen wird. Das ist jetzt schon lange her, es bewegt sich hier aber nichts, und wie man Presseaussendungen von Parlamentariern von heute entnehmen kann, werden wir jetzt wieder warten: Man wartet auf die Verfassungsreform, die wann auch immer abgeschlossen sein wird. – Da muss man sich schon fragen: Wie ernst ist es diesem Land Österreich mit der Umsetzung der Kinderrechte in der Verfassung? In dieser UN-Kinderrechtskonvention gibt es nämlich sehr viele Punkte, die relevant sind, und es wäre wirklich sehr wichtig und notwendig, dass man diese auch in der österreichischen Verfassung verankert.

Einen Punkt möchte ich kurz hervorheben, nämlich das Recht auf einen angemessenen Lebensstandard: Es ist in Zeiten, in denen die Kinderarmut in diesem Land steigt, mehr als notwendig, dass diesbezüglich etwas unternommen wird. Allerdings sieht es aus, als würde man die Verfassungsänderungen in Bezug auf die Kinderrechte wieder verschieben, obwohl das im Regierungsprogramm der momentan Regierenden enthalten ist. Es wird also wieder gewartet, und ich nehme an, dass wir nächstes und übernächstes Jahr wieder hier stehen werden, die UN-Kinderrechtskonvention aber wieder nicht in der Verfassung Österreichs verankert sein wird. 

Zum Budget: Es ist nachzuvollziehen, dass im Bereich der Kindertagesheime mehr budgetiert wurde als im Rechnungsabschluss 2006, aber auch im Voranschlag 2007, und auch die Beträge für die Förderung von Kinderbetreuungseinrichtungen wurden erhöht, was wir für positiv halten. Man könnte meinen, die Steigerung im Kindertagesheimbereich geht auch auf Steigerungen im Personalbereich zurück. Wenn man das aber über die letzten Jahre betrachtet, dann sieht man, dass die Personalentwicklung aber ganz normal ist und nicht damit zu rechnen ist, dass wir in diesem Bereich endlich mehr PädagogInnen bekommen beziehungsweise mehr Dienstposten geschaffen werden. – Ich glaube, dass das der falsche Weg ist. 

Wenn wir uns ansehen, welche Inserate von der MA 10, aber auch von anderen Trägervereinen geschaltet werden, die massiv nach PädagogInnen im Kindertagesheimbereich suchen, dann glaube ich, dass wir akuten Handlungsbedarf haben. Ich meine, man sollte nicht nur Inserate schalten, sondern sich überlegen, woran es liegt, dass sehr viele angehende KindergartenpädagogInnen mit dem Besuch der BAKIP beginnen, wo dann über 30 TeilnehmerInnen in einer Klasse sitzen – es werden auch welche abgewiesen, das heißt, der Bedarf und das Interesse bestehen nach wie vor –, die AbsolventInnen dann aber nicht oder nur zu einem sehr geringen Anteil in der Kindergartenbereich gehen, sonders anderswo zu arbeiten beginnen oder studieren. Das ist ihr gutes Recht. Ich glaube aber, dass wir uns wirklich überlegen sollten, ob erstens die Ausbildung an der BAKIP noch dem entspricht, was sich junge Mädchen – leider sind es zum Großteil nur Mädchen – erwarten und ob zweitens die Rahmenbedingungen in diesem Berufsfeld noch passend sind.

Wir haben schon öfters bei den Budgets und bei den Rechnungsabschlüssen darauf hingewiesen, dass die Rahmenbedingungen in den Kindertagesheimen in Wien für die dort arbeitenden MitarbeiterInnen unbefriedigend sind. Wir saßen erst vor zwei Wochen bei einer Podiumsdiskussion beim Berufsverband der Kindergarten‑ und HortpädagogInnen, bei der wieder einmal der Wunsch nach einer Änderung genau dieser Rahmenbedingungen geäußert wurde. Es ging darum, dass die Bedingungen in Bezug auf die Gruppengrößen und die Betreuungssituation, also hinsichtlich der Anzahl der PädagogInnen in den Gruppen, für die MitarbeiterInnen unbefriedigend und demotivierend ist und dass es diesbezüglich Änderungsbedarf gibt. 

Ich werde auch heute wieder gemeinsam mit den Kolleginnen Anger-Koch und Monika Riha einen Antrag auf Senkung der Kinderhöchstzahl und betreffend einen Betreuungsschlüssel in den Kinderkrippen, Kindergärten und Hortgruppen einbringen. Ich bringe diesen eigentlich immer ähnlich ein, habe ihn diesmal aber etwas abgewandelt. Ich habe die Vorschläge von ExpertInnen und BildungspädagogInnen betreffend die optimalen Gruppengrößen beziehungsweise die optimale Anzahl an PädagogInnen in den Gruppen herausgenommen. Das könnte nämlich der Grund dafür sein, warum der Antrag abgelehnt wird. Ich möchte nun folgenden Antrag einbringen: 

„Der Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass die Kinderhöchstzahlen in der vorschulischen Bildung und Betreuung gesenkt und der Bildungsauftrag des Kindergartens durch einen entsprechend geändert Betreuungsschlüssel unterstützt werden sollen. 

Wir beantragen die Zuweisung dieses Antrags.“

Ich hoffe, dass hier, auch wenn wir schon öfters darüber diskutiert haben, letztlich Bewegung in die Sache kommt und sich die Situation für die dort beteiligten MitarbeiterInnen endlich ändert. 

Seit vielen Jahren gibt es eine Qualitätsdiskussion im Kindergartenbereich, wobei eine Frage immer wieder zu kurz kommt, nämlich die Frage der Ausbildung der KindergartenpädagogInnen. Diese Ausbildung wird, wie ich schon erwähnt habe, mit 14 Jahren begonnen. Junge Mädchen – leider sind es meistens nur Mädchen – entscheiden sich mit 14 Jahren für die Berufsausbildung zur Pädagogin, mit der sie mit 19 Jahren fertig sind und dann quasi noch im Pubertätsalter in diesen Beruf eintreten. Es zeigt sich, dass wir in diesem Bereich betreffend das Ausbildungsniveau europaweit eher hinten sind. Nur wir und Malta haben noch dieses niedrige Ausbildungsniveau für diesen doch sehr wichtigen und immer wichtiger werdenden Beruf der Kindergarten- und HortpädagogInnen. Schön langsam wird man sich allerdings der Wichtigkeit dieser Ausbildung der PädagogInnen, die mit den Kindern arbeiten, bewusst, und man realisiert, dass es von Interesse ist, hier etwas zu ändern.

Es gibt schon seit Jahren unzählige Vorschläge von ExpertInnen des Berufsverbandes mit Ausbildungsvorschlägen hinsichtlich eines modularen Aufbaus der Ausbildung. Diese liegen in den Schubladen der zuständigen MinisterInnen, die regelmäßig wechseln. Auch hier bewegt sich nichts, um die Ausbildung der Kindergarten- und HortpädagogInnen auf ein höheres, nämlich auf ein universitäres Niveau zu heben, um der Ausbildung den Stellenwert zu geben, der notwendig ist. Ich möchte auch hiezu einen Beschlussantrag einbringen: 

„Der Gemeinderat möge die Bundesministerin für Unterricht, Kunst und Kultur sowie den Bundesminister für Wissenschaft und Forschung auffordern, umgehend eine Reform der Ausbildung der Kindergarten- und HortpädagogInnen in Richtung einer universitären Ausbildung in die Wege zu leiten. 

Ich beantrage auch hier die sofortige Abstimmung.“

Der nächste Bereich, auf den ich zu sprechen kommen möchte, der schon bei der Generaldebatte beziehungsweise auch im letzten Gemeinderat bei einer Fragestunde von mir angesprochen wurde, ist die Sanierung von Kindertagesheimen. – Es wurde gestern schon viel darüber gesprochen, was mit der Dezentralisierung alles auf die Bezirke zukommt. Es war davon die Rede, was aus Sicht der Dezentralisierungsverordnung notwendig ist und wofür die Bezirke zuständig sind. Dabei war festzustellen, dass die Bezirke eigentlich wenig Möglichkeiten und Spielraum haben, ihren Aufgaben in dem Sinne nachzukommen, dass alles Notwendige auch finanziert werden kann. Ein Teil davon ist auch die bauliche Instandsetzung von Kindergärten.

Wenn man sich die Prioritätenlisten der Bezirke ansieht – ich habe hier Kopien davon –, die nur den Bereich der MA 10 umfassen, in denen die Kindertagesheime aufgelistet sind und in welchen kurz beschrieben wird, welche Renovierungsbedürfnisse es gibt beziehungsweise was im Sinne der Wiener Kindertagesheimverordnung, die beschlossen wurde, notwendig ist, dann sieht man, dass in den Kindertagesheimen der Stadt Wien massive Umbauten im Küchenbereich und im Sanitärbereich notwendig sind. Wenn man sich dann aber ansieht, was die Bezirke in ihre Bezirksbudgets übernommen haben, dann wird deutlich, dass wir hier auf eine Situation zusteuern, die jener vieler Schulen in den letzten Jahren ähnelt, für die es jetzt ein Schulsanierungspaket gibt, über das auch schon gesprochen wurde. 

Ich möchte nur ein paar Bezirke herausgreifen, um zu zeigen, dass wirklich Handlungsbedarf besteht. In den Prioritätenlisten versehen die Bezirke ihre notwendigen Baumaßnahmen und Sanierungsmaßnahmen mit Prioritäten. So steht etwa im 2. Bezirk bei einem Kindertagesheim: Umfassende bauliche technische Instandsetzung des Gebäudeinneren: Priorität 1. Im Bezirks ist aber nichts budgetiert, weil kein Geld vorhanden ist. 

Im 3. Bezirk gibt es einige Gebäude mit Priorität 1, darunter auch den schon im letzten Gemeinderat von mir angeführten Kindergarten am Stadtpark. Drei Kindergärten wurden mit Priorität 1 versehen. Dort müssen unterschiedliche Sanierungsmaßnahmen getroffen werden, bei zwei Gebäuden steht dabei, dass eine Generalsanierung nötig wäre. Aber auch hier ist kein Geld im Bezirksbudget vorgesehen, weil es dafür keine Bezirksmittel gibt.

Im 10. Bezirk gibt es eine Liste von Kindertagesheimen mit unterschiedlicher Prioritätensetzung und unterschiedlich großen oder kleineren Instandsetzungsnotwendigkeiten. Ein Kindertagesheim benötigt zum Beispiel eine umfassende bauliche und technische Instandsetzung. Es steht dort sogar in Millionen Euro dabei, wie viel das kosten würde, es gibt dafür aber kein Geld im Bezirksbudget. 

Und so geht es weiter, unterschiedlich nach Bezirken. In einigen Bezirken wurden die Kindertagesheime in den letzten Jahren so weit saniert, dass derzeit keine größeren Maßnahmen gesetzt werden müssen. Es gibt aber viel mehr Bezirke, die Probleme haben, diese Sanierungen in Angriff zu nehmen. Das gilt auch für Sanierungen, die per Kindertagesheimverordnung vorgesehen sind, nämlich für die Sanierung der Sanitäranlagen und Küchen. Dort sollte in dem Sinne umgebaut werden, dass die Kinder, aber auch die PädagogInnen, die dort arbeiten und viele Stunden in ihrem täglichen Leben dort zubringen, sich wohl fühlen beziehungsweise sich in Gebäuden aufhalten können, die nicht eine Generalsanierung nötig hätten.

Ich möchte nun auf einen nächsten Bereich zu sprechen kommen, der in der letzten Kontrollausschusssitzung schon besprochen wurde, nämlich die ambulante Entwicklungsförderung von Kindern. Ich habe nun von Kollegin Antonov gehört, dass die Frage betreffend die langen Wartezeiten, die vom Kontrollamt angeführt wurden, dass die Kinder zu 43 Prozent zwar weniger als vier Wochen auf ein Erstgespräch beziehungsweise eine Erstuntersuchung warten, 33 Prozent aber doch ein bis zwei Monate, damit beantwortet wurde, dass man versucht, diese Situation zu lösen. – Ich finde es schade, dass es des Kontrollamtes bedarf, um aufzuzeigen, welch eklatanten Versorgungsmängel wir vor allem für Kinder mit Behinderungen haben. Wenn angeführt wird, dass die Kinder dann auch noch mehrere Monate warten müssen, bis die pädagogische Förderung beginnt, dann müssen wir uns schon fragen: Was ist da los? Warum ist das in der MA 10 nicht bekannt? – Vielleicht wurden keine Wartelisten bis zu dem Moment geführt, als das Kontrollamt gemeint hat, dass man doch einmal Wartelisten führen könnte, um zu wissen, wie die Situation aussieht. Ich glaube, dass wir das wirklich sehr schnell ändern sollten.

Auch die Situation derjenigen, die dort arbeiten, muss geändert werden, denn wenn die PsychologInnen dort keine entsprechend ausgestatteten Räumlichkeiten vorfinden beziehungsweise ihre Materialen beziehungsweise ihren Computer selbst mitbringen müssen, weil es dort die benötigte EDV-Software nicht gibt beziehungsweise die vorhandenen Geräte nicht zu benützen sind oder gar keine Geräte vorhanden sind, dann meine ich, dass wir gerade in diesem sensiblen Bereich von Kindern mit Behinderungen, die sehr rasch Förderung brauchen, etwas unternehmen müssen. Ich hoffe, dass das, was im Kontrollausschuss gesagt wurde, auch umgesetzt wird, damit wir demnächst die Versorgungsengpässe in diesem Bereich nicht mehr haben werden. 

Als Reaktion auf den Artikel im „Kurier“ habe ich von einer Mitarbeiterin einer Fördereinrichtung, die mit Kindern mit Behinderung arbeitet, eine E-Mail bekommen, in dem sie mir die Situation geschildert und bestätigt hat, dass es nicht nur im Bereich der mobilen Entwicklungsförderung in den Ambulanzen Wartelisten gibt, sondern auch in anderen Bereichen, und dass der FSW, der von diesen Wartelisten bei jenen Einrichtungen, über die diese Kollegin schreibt, weiß, seit Jahren nichts unternimmt. So wurde zum Beispiel bereits im Jänner 2006 ein Antrag betreffend eine Tagesgruppe für sechs Kinder mit autistischen Wahrnehmnungsbeeinträchtigungen gestellt, die Bewilligung ist aber nach wie vor ausständig. Offenbar reagiert der FSW entweder aus Kostengründen oder aber auch aus Kapazitätsgründen welcher Art auch immer nicht.

Es ist zu bemerken, dass es immer öfter die Diagnose gibt, dass Kinder autistisch sind. – Ich glaube, dass wir in diesem Bereich wirklich sehr vorsichtig sein sollten, denn Autismus ist ein Leiden, das sich sehr vielfältig darstellt, sodass es wirklich schwierig ist, dieses zu diagnostizieren. Trotzdem werden Kinder, die verhaltensauffällig, verhaltensoriginell oder etwas schwieriger sind, wie es im allgemeinen Sprachgebrauch heißt, aber auch Kinder, die Wahrnehmungsstörungen und teilweise wirklich massive Wahrnehmungsstörungen haben, häufig mit dem Autismusetikett versehen und kommen dann in entsprechende Fördereinrichtungen oder auch nicht. Die Anzahl der Kinder mit Autismusdiagnose steigt also, es gibt aber dennoch nicht genug therapeutische und pädagogische Plätze. In Anbetracht dessen muss man sich schon fragen, was hier los ist und warum vor allem so gerne Autismus diagnostiziert wird, zum Teil auch als Ferndiagnose, ohne dass man sich die Kinder angesehen hat. Ich glaube, das ist wirklich sehr bedenklich und dürfte nicht passieren! 

Schließlich komme ich zu den Bädern. Auch diesbezüglich hat das Kontrollamt in einigen Berichten einige Dinge aufgezeigt, die im Kontrollausschuss auch besprochen wurden. Ich habe in der Rechnungsabschlusswoche einen Antrag auf Wiedereinsetzung der Bäderkommission eingebracht. Im vorletzten Ausschuss lautete die Antwort auf meine Frage, wie es jetzt um die Bäderkommission steht, dass das juristisch geklärt werden muss. – Ich hoffe, es wurde nun schön langsam juristisch geklärt, warum es die Bäderkommission nicht gibt! Ich meine nämlich, dass das, was in den Kontrollamtsprüfberichten steht, zum Teil sehr wohl in der Bäderkommission diskutiert werden und von dieser beantwortet werden könnte. Dann könnte man zum Beispiel einmal herausfinden, was an der Geschichte mit den Legionellen wirklich dran ist. Es könnte geklärt werden, warum es in einzelnen Bädern immer wieder Legionellen gibt, wie es mit den geplanten Umbauten steht, warum Umbauten in manchen Bädern schneller vorgenommen werden und es in anderen Bädern länger dauert. Weiters könnte die Sache mit dem Chlor geklärt werden. Darüber haben wir auch mit Kollegen Schuster schon diskutiert.

Ich glaube, Gesprächsthemen gibt es genug in Bezug auf die Bäder, aber die Bäderkommission wird nicht eingesetzt. Aber vielleicht gibt es jetzt eine Neuentwicklung und ich erfahre von Ihnen, Frau Vizebürgermeisterin, wie es jetzt mit dem Antrag auf Einrichtung der Bäderkommission weitergeht.

Nun noch zum Fußball: Ich war am Freitag wie so viele andere, wie 46 000 Wienerinnen und Wiener oder Österreicher und Österreicherinnen ... (GR Dipl‑Ing Martin Margulies: 48 000!) Waren es 48 000? Es waren ja auch Engländer da, es waren ja Gott sei Dank nicht nur Österreicher und Österreicherinnen und Wiener und Wienerinnen beim Fußballmatch Österreich gegen England im Stadion! Über die Qualität des Spiels äußere ich mich jetzt nicht, darüber gibt es auch bei uns im Klub unterschiedliche Ansichten. Ich habe das Spiel nicht so schlecht gefunden, ich finde, wir haben uns wacker geschlagen, ich meine, es ist keine Schande, gegen England 1:0 zu verlieren.

Trotzdem glaube ich, dass man sich das Stadion im Bezug auf die EURO ansehen sollte. Die Einlasssituation, bis man zu seinem Sitz gelangt ist, war nämlich meiner Meinung nach, gelinde gesagt, unerträglich. Es war nicht zu packen, was sich da abgespielt hat! ÖsterreicherInnen und WienerInnen sind ja bekannt dafür, dass sie das „queuing“, wie es in Amerika und England praktiziert wird, überhaupt nicht internalisiert haben, obwohl sie es eigentlich seit dem Kindergarten lernen. Sich in einer Zweierreihe anzustellen, sollte doch jeder können, doch sobald Erwachsene das hier tun müssen, funktioniert es nicht. Die Leute bilden einen Haufen, es gibt ein Gedränge, von hinten und von der Seite wird geschoben, und wenn man dann auch noch mit einem Kind mittendrin steht, dann ist es besonders lustig, denn dann hat man immer die Wahl, selbst zerquetscht zu werden oder das Kind vor dem Zerquetschtwerden retten. Das ist nicht ganz leicht!

Für dieses Problem brauchen wir hier wirklich eine Lösung! Ich glaube, das haben wahrscheinlich alle, die dort waren und sich in den Sektoreneingängen angestellt haben, so empfunden: So können wir bei der Europameisterschaft nicht vorgehen! Wenn wir uns dann nämlich auch so anstellen, dann wird es dort, wie ich glaube, wirklich zu Problemen kommen, wenn zum Beispiel Fans mit anderen Fan-Gruppen oder Fans von anderen Mannschaften zusammentreffen und dann eine halbe oder dreiviertel Stunde lang im Pulk gegen einen Wust von Menschentrauben in Richtung Absperrung und Kontrolle drängen. 

Dafür brauchen wir eine echte Lösung. Es gibt ja unterschiedliche Beispiele, wie man auch ÖsterreicherInnen oder WienerInnen dazu bringen kann, sich in ordentlichen – unter Anführungszeichen – Reihen anzustellen. Am Flughafen geht das ganz gut, da werden Bänder aufgespannt oder Gitter hingestellt, sodass man nicht auskommen kann. Ich denke, da gibt es gute Beispiele. Aber so, wie das bei diesem Match wieder einmal war, dass man sich ewig in einem Haufen anstellen muss, kann es nicht gehen!

Zum Gender-Bugdet noch kurz ein Wort: Es ist sehr bedauerlich, wenn man sieht, dass es im Zusammenhang mit dem Gender-Budget noch immer keine echte Anhebung des Anteils männlicher Betreuungspersonen gibt. Die MA 10 bezeichnet eine solche Anhebung als Ziel, und diese Meinung teile ich angesichts der gegenwärtigen Situation, auch wenn es eine Steigerung um 5,5 Prozent gibt. Wir brauchen wirklich mehr männliche Pädagogen. Es kommt dann vielleicht das eine oder andere Inserat, ich meine aber, dass wir hier grundsätzlich etwas ändern müssen. Ich glaube auch, dass sich mehr Männer bereit erklären würden, in dieses Berufsfeld einzusteigen, wenn die Ausbildung auf ein höheres Ausbildungsniveau gehoben wird. Ich habe nämlich schon mehrmals gesagt, dass es für einen 14‑jährigen Burschen völlig uncool ist, seinem Umfeld zu erklären, dass es sein Berufswunsch ist, Kindergartenpädagoge zu werden und auf die BAKIP zu gehen. Das ist wirklich nicht das, was junge Männer begeistert!

Sie entscheiden sich auch aus diesem Grund dafür, dass sie das nicht machen, weil sie dann einfach ausgelacht werden, was ich schade finde, denn es ist ein sehr schöner Beruf. Ich glaube, dass die Männer hier wirklich notwendig sind.

Aber auch der männliche Schüleranteil in der BAKIP ist einfach noch zu erhöhen. Ich hoffe, dass wir hier wirklich gemeinsam etwas voranbringen und nicht darauf warten, dass die Burschen kommen, sondern dass wir uns vielleicht auch gemeinsam überlegen, wie wir die Burschen dazu bringen, dass sie in diesen Beruf gehen, dass sie erkennen, dass er für sie wichtig ist, aber auch für die Kinder, die dort in den Kindergarten gehen, wichtig wäre, wenn wir mehr männliche PädagogInnen hätten. Ich hoffe, dass wir auch einmal in einem Ausschuss die Gelegenheit haben, darüber zu sprechen, welche Maßnahmen wir da andenken könnten, um an die Burschen heranzukommen. - Ich danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Dr Aigner. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Meine Damen und Herren! 

Eigentlich sollte die Budgetdebatte ein Höhepunkt im Ablauf jedes parlamentarischen Gremiums sein. In Wien verkommt sie immer mehr zu einem lustlosen Ritual, das dadurch noch einen negativen Höhepunkt erfährt, dass der Herr Bürgermeister so gut wie nie anwesend ist und nicht ein einziges Mal das Wort ergreift. Das ist eigentlich umso bedauerlicher und umso negativer für unser Gremium, als der Herr Bürgermeister in vielen anderen Fragen überhaupt keine Scheu empfindet, das Wort zu erheben, meistens dort, wo er nicht unmittelbar zuständig ist! Aber die Zuständigkeit für das Budget ist eindeutig und ich vermisse den Herrn Bürgermeister schmerzlich! (Beifall bei ÖVP und FPÖ.) 

Dazu kommt, dass bei dem vorliegenden Kapitel der Bildung der Herr Bürgermeister eine Doppelrolle hat, nicht nur als Bürgermeister dieser Stadt, sondern auch als Präsident des Stadtschulrats. Auch für so ein wichtiges Thema findet es der Herr Bürgermeister nicht der Mühe wert, bei uns zu sein! 

Meine Damen und Herren, die Lustlosigkeit, die mangelnde Dynamik zeigt sich auch an der Ideenlosigkeit! (GR Mag Thomas Reindl: Bei solchen Reden kein Wunder!) Man muss Ideen nicht gleich zu Visionen ausarten lassen, aber ein paar Ideen, ein paar Gestaltungselemente würden dieser Stadt sehr gut tun! Es verfestigt sich immer mehr der Eindruck, dass das einzig Dynamische in dieser Stadt die Gebühren sind, die den Menschen und den Brieftaschen davonlaufen! Von Ideen, die uns allen vorangehen, ist leider von Ihrer Seite her wenig zu merken! (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Opposition sprüht geradezu vor Ideen. Aber auch dazu fehlt Ihnen die Größe, da das, was von der Opposition kommt, prinzipiell schlecht ist! Inhaltliche Debatten finden keine statt. Wenn man fragt, warum einem Antrag nicht zugestimmt wird, erhält man zur Antwort, er komme von den Falschen und deswegen könne von den Falschen nichts Richtiges kommen! Wir haben heute schon fast eine philosophische Debatte über die Frage, was Wahrheit ist, wer die Wahrheit hat, geführt. Wahrscheinlich werden wir noch einmal ein Verfassungsgesetz beschließen, dass die SPÖ immer recht hat! Solange es nicht in der Verfassung steht, stimmen Sie halt einfach alles nieder! Das trägt natürlich auch nicht zu einem gedeihlichen innovationsfreudigen Klima in dieser Stadt bei! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren, Schule, Jugend, Bildung, Information ist eine sehr breite Geschäftsgruppe, die die öffentliche Debatte immer wieder beherrscht. (GR Mag Thomas Reindl: Den Sport haben Sie vergessen!) Lassen Sie mich jetzt auch ein paar Worte zum konkret vorliegenden Budget verlieren. 

Es macht auch das nicht wirklich Freude, weil mit der Budgetwahrheit und der Budgetklarheit halten Sie es nicht wirklich genau. Wir sind in den Ausschüssen, auch im Bildungsausschuss, eigentlich ein ganzes Jahr damit beschäftigt, dass wir umbuchen, dort mehr Geld, dort weniger Geld ausgeben. Wenn man dann fragt, warum dafür eigentlich budgetär nicht vorgesorgt worden ist, dann wird einem immer gesagt, das kann man nicht so genau wissen und ein Budget ist sowieso nur ein Buchungskästchen und bei Bedarf wird dann umgebucht und rückgebucht. Deswegen ist es fast müßig, hier auf einzelne Budgetansätze einzugehen und man wird sich eher in Grundsätzlichem halten.

Was uns von der ÖVP in der Frage der Schulpolitik wichtig ist, ist, dass die unterschiedlichen Gebietskörperschaften in erster Linie ihre Kompetenzen ansehen und auch wahrnehmen. Wenn es immer wieder heißt, es gibt einen Schwerpunkt Bildung, dann sollte der in der jeweiligen Gebietskörperschaft auch seinen entsprechenden Niederschlag finden. Bildung hat sehr viele Facetten und ist zuallerletzt eine schulorganisatorische Materie. Sie haben in den letzten Wochen und Monaten so getan, als ob es die Schulorganisation wäre, die ein besseres Abschneiden bei allen mehr oder weniger fragwürdigen Evaluierungsmodellen unserer Schüler darstellt. Wir meinen eher, es kommt auch auf die Schulgebäude an. Und bei den Schulgebäuden gibt es in Wien, vor allem im Pflichtschulbereich, mehr als genug auszusetzen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren, in einem Schulgebäude, wo einem buchstäblich die Decke auf den Kopf fällt, lernt es sich nicht gut. In Schulgebäuden, die für Freizeit und Nachmittagsbetreuung nicht ausgestattet sind, in Schulgebäuden, wo die Turnsäle nicht gut beisammen sind, ist ein gedeihliches Zusammenleben, auch ein gewaltfreies Zusammenleben, sehr schwierig. Das ist Ihr Bereich. Für den sind Sie zuständig! Den haben Sie eigentlich, obwohl Sie hier in diesem Haus immer wieder das Gegenteil betont haben, sträflich vernachlässigt! Wir haben so oft eine Weiterführung des Schulsanierungsprogramms gefordert. Es hat immer geheißen, das sei schon erledigt, es reiche, wenn wir die laufenden Erhaltungsarbeiten leisten. Jetzt brauchen wir auf einmal ein Zehnjahrespaket, das wiederum nicht in erster Linie aus dem Stadtbudget finanziert wird, sondern das die Bezirke belastet. Da stellt sich die Frage: Was machen Sie mit dem Geldregen, den Ihre Gebührenerhöhungen in die städtischen Kassen spülen? Was machen Sie mit dem Geldregen, der sich auch aus dem Finanzausgleich über die Stadt Wien ergießt? In die Schulen zu Gunsten der Bezirke stecken Sie sicher nichts! (GR Mag Thomas Reindl: Haben Sie bis jetzt die letzten zwei Tage nicht zugehört, Herr Kollege, was alles passiert?) - Im Unterschied zu den meisten Ihrer Fraktion höre ich eigentlich sehr aufmerksam zu! Die Voraussetzung zum Zuhören, Herr Kollege, ist die Präsenz im Sitzungssaal und die ist bei mir, glaube ich, sehr gut vorhanden! (Beifall bei der ÖVP.) 

Es tut einem zwar das Zuhören oft weh, aber ich sehe einen Teil der Gage auch als Schmerzensgeld. In diesem Sinne tritt die Schmerzgeldkomponente an Tagen, wo nur Jubelpropaganda fernab jeder Realität stattfindet, stärker in den Vordergrund! (VBgmin Grete Laska: Wir bilden eine Schicksalsgemeinschaft!) - Ja, insofern bilden wir wahrscheinlich alle eine Schicksalsgemeinschaft! Auch das hat etwas Verbindendes! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren, konzentrieren wir uns auf den Pflichtschulbereich, konzentrieren wir uns auf den vorschulischen Bereich. Hier können wir ohne weitreichende schulorganisatorische Maßnahmen Verbesserungen der Unterrichtsqualität durchführen. Wir haben schon oft darauf hingewiesen, dass der Finanzausgleich, der immer mit Zustimmung von Bundes- und Landesebene stattfindet, eine Absenkung der Schülerzahlen schon längst ermöglicht hätte. Sie sind nach wie vor nicht bereit, Aufgaben der Jugendwohlfahrt, für die Lehrer eingesetzt werden, aus dem eigenen Bereich abzudecken und setzen Lehrer in einem lehrerfremden Bereich ein. Diese Lehrer gehen natürlich im Schulunterricht ab, gehen im Förderunterricht ab, gehen in der Integration ab. Das wäre eine Aufgabe, wo Sie selbst Geld in die Hand nehmen müssten, die Lehrer, die vom Bund bezahlt werden, im Unterricht einzusetzen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren, wer hindert Sie daran, in der Nachmittagsbetreuung verstärkt Sportorganisationen, Sportvereine heranzuziehen? Wer hindert Sie daran, in der Nachmittagsbetreuung musikalische Schwerpunkte zu setzen, abseits der Notwendigkeit, Musikschulen in jedem Bezirk zu errichten? Niemand hindert Sie daran! Wer hindert Sie daran, theatermäßig ausgebildetes Personal den Kindern am Nachmittag zur Verfügung zu stellen? Das wäre eine sinnvolle Abrundung. Das sage ich jetzt auch als jemand, der beruflich aus dem Schulbereich kommt. Bei der Vorstellung, dass unsere Kinder den ganzen Tag nur mehr mit ihren eigenen Lehrern zu tun haben, weiß ich nicht, ob das ein Beitrag für eine glückliche Kindheit ist. Auch wenn die Schule der Ort ist, wo Kinder mehr Zeit verbringen werden, das ist ganz klar, das ergibt sich auch auf Grund der Änderungen in der Familienstruktur, muss man doch das Angebot breiter fächern. Hier ist gerade im Pflichtschulbereich sehr viel offen geblieben! (Beifall bei der ÖVP. - Heiterkeit bei GRin Barbara Novak.)

Es ist zwar seit dem 11.11. angeblich der Fasching (GR Mag Thomas Reindl: Ja, genau!), ist aber natürlich völlig liturgisch. Ich freue mich, dass ich bei der Frau Kollegin Novak auch die Lachmuskulatur ein bisschen anstimmen kann, aber eigentlich sind das Versäumnisse, die Sie zu vertreten haben! Ich weiß nicht, was da so lustig ist! (GRin Barbara Novak: Ich werde es Ihnen nachher sagen!) Sie lachen offenkundig über die Missstände, für die Sie verantwortlich sind und die unsere Kinder bezahlen müssen! (Beifall bei der ÖVP.)

Wenn ich jetzt die „Salzburger Nachrichten" zur Hand nehme, gibt es sehr erfolgreiche Schulen. Genauso wie die meisten erfolgreichen Spitäler im katholischen Privatbereich angesiedelt sind, sind auch die katholischen Privatschulen sehr erfolgreich und sehr innovativ. Hier wird auf einer ganzen Seite das Gymnasium in Wilhering dargestellt. Der dortige Direktor gibt sich eigentlich zur jetzigen Schuldebatte sehr distanziert, weil er sagt, es bestehe eigentlich kein Bedarf, denn die Methodenvielfalt, die immer wieder als Prinzip der Lehr- und Lernfreiheit angesprochen wird, werde in Wilhering schon seit vielen Jahren auf Basis der gegenwärtigen Gesetze ausgeübt. Es werden traditionelle Unterrichtsmethoden durch Projektunterricht, durch fächerübergreifenden Unterricht, durch Teamteaching und so weiter ergänzt. Es wird auch ab der fünften Klasse des Gymnasiums angeboten, weil es Gymnasiasten auch nicht schadet, wenn sie handwerkliche Fähigkeiten haben. Hier unterrichten qualifizierte Meister derzeit die Handwerksfächer Goldschmiedekunst, Tischlerei und Fotografie. Die Förderung der Kreativität entspricht der benediktinischen Tradition. Auch wenn Sie mit der benediktinischen Tradition vielleicht nicht so viel am Hut haben, sind das alles Dinge, die man jetzt schon machen könnte. Ich frage mich eigentlich: Warum tun Sie es nicht? Warum diskutieren Sie nur über Türschilder? (Beifall bei der ÖVP.)

Besonders interessant wird es, wenn Sie überall „Her mit der Neuen Mittelschule!" plakatieren, aber kein Konzept für eine Neue Mittelschule haben. Es ist ein reines Schlagwort! Sie gehen offenkundig davon aus, dass sich jetzt Eltern und auch Schulen sozusagen für die Neue Mittelschule entscheiden und das Konzept dann irgendwann nachgeliefert wird. Das ist doch wirklich keine vorausschauende Schulpolitik, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)

Die Tatsache, dass Sie es mit der Mitbestimmung am Schulstandort nicht so genau nehmen, offenbart auch und weckt in mir den Verdacht oder steigert den Verdacht fast zur Gewissheit, dass Sie genau wissen, dass die Leute nicht sagen: „Her mit der Neuen Mittelschule!", sondern am Ende: „Nichts wie weg!", wenn die Neue Mittelschule kommt. Auch das ist kein Beitrag, um uns bildungsmäßig weiterzubringen.

Meine Damen und Herren, das Aushungern der Bezirke in Bezug auf die gute Ausstattung der Schulen habe ich schon angesprochen. Hier gibt es eine städtische Verantwortung, der Sie sich nicht entziehen dürfen!

Es hapert auch in anderen Bereichen. Sprechen wir vom Gebäudemanagement: Ich meine, wenn man hört, dass man nicht genau weiß, wie viele Quadratmeter man zur Verfügung hat, wenn man dann in den Zeitungen nachlesen kann, dass es mit der Inventarisierung im Zeitalter, wo es computermäßig Inventarprogramme gibt, hapert, dann wundert man sich eigentlich nicht, dass Sie ablenken, dass Sie Ihre Hausaufgaben nicht machen und alle Schul- und Bildungsprobleme auf eine Organisationsdebatte reduzieren. Das heißt, nehmen Sie sich, auch wenn Sie es selbst nicht entwickeln wollen oder können, ein Beispiel daran, wie gut die Bundesschulen gemanagt sind. Ich bin mir sicher, dass, nicht zuletzt auf Grund der jetzigen politischen Situation, das dort vorhandene Know-how auch gerne dem städtischen Pflichtschulenerhalter zur Verfügung gestellt wird. Das muss doch unter Genossen möglich sein! (Beifall bei der ÖVP.)

Ich glaube, auch der Vizepräsident des Stadtschulrats ist da, der als langjähriger ÖVP-Bildungssprecher schon viele Anläufe gemacht hat, einen Schulentwicklungsplan für Wien zu implementieren. Ich weiß gar nicht, warum sich eine Partei, die zumindest früher einmal doch ein gewisses Naheverhältnis zu Fünfjahresplänen gehabt hat, bei jetzt erforderlichen Plänen so ziert!

Wir bringen abermals den Antrag auf Erstellung eines Schulentwicklungsplans für Wien ein. Der soll auszugsweise folgende Punkte beinhalten: konkrete Zielzahlen für die Errichtung neuer Schulen, genaue Anforderungsprofile für die infrastrukturelle Ausstattung aller Wiener Schulstandorte. Wir möchten nämlich nicht ein paar Prestigestandorte, für die nichts zu teuer und zu billig ist und der Rest der Schulen vegetiert dahin. Das muss schon ein bisschen gleichmäßiger aufgeteilt werden. Wir wollen eine vorausschauende Planung für die Weiterverwendung baulich veralteter Schulgebäude und genauere Berechnungen hinsichtlich der erforderlichen finanziellen Mittel für die Errichtung neuer Schulstandorte. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren, ein regionales Bildungsmanagement tut Not. Die Nachrednerinnen meiner Fraktion werden noch darauf hinweisen, dass man die Bildungsproblematik nicht nur auf die Altersklasse der 10- bis 14-Jährigen reduzieren kann. Wir brauchen ein vielfältiges Angebot. Alle Umfragen ergeben, die Eltern wollen keinen Einheitsbrei, sie wollen kein Einheitsmodell, sondern es muss eine Vielfalt gegeben sein. Wir wollen keinen sozialistischen Bildungstrabbi. Wir wollen eine Modellvielfalt, eine Produktvielfalt, die auch auf die vielfältigen Begabungen unserer Kinder Rücksicht nimmt.

In diesem Sinn stellen mein Klubobmann Dr Tschirf, meine Kollegin Anger-Koch und meine Wenigkeit einen Resolutionsantrag betreffend Grundsätze des regionalen Bildungsmanagements, wo wir uns als Gemeinderat dazu bekennen, was erst jetzt gesetzlich verankert und bekräftigt wurde, für die Wahrung der Wahlfreiheit der Eltern im Bezug auf die Auswahl des Schultyps und den Ausbau der Schulautonomie. Auch da haben Sie offenkundig Ihre Probleme. Ich denke mir, das, was Sie zentral nicht gut managen können, sollen Sie doch in die Hände der jeweiligen Standorte, der jeweiligen Direktionen, geben. Ich finde, das ist doch ganz klar, wenn die Zentrale nicht kann, dann soll sie es an die untere Ebene weitergeben, weil die wissen viel besser, wo es langgeht. Das gilt genauso für die Dezentralisierung. Das ist an sich ein Erfolgsmodell, weg von der Zentrale, in der Zentrale nur mehr das zentral gestalten, was einheitlich sein soll und der Rest in die Autonomie der Menschen vor Ort. Das würde auch viel mehr Motivation und viel mehr Diversifizierung bringen. Wir möchten weiters in diesem Antrag eine forcierte Anwendung und Evaluation von Bildungsstandards in den jeweiligen Schultypen, einen Ausbau der individuellen Fördermöglichkeiten für Kinder und Jugendliche und eine Wahrung vor allem auch der äußeren Differenzierung im Schulsystem. In formeller Hinsicht wird ebenfalls die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren, Bildung hat, wie schon gesagt, viele Facetten. Es wurde auch in diesem Rahmen schon von der großen Bedeutung von Forschung und Entwicklung für unsere Stadt gesprochen. Da profitiert Wien natürlich von seiner Stellung als einzige Millionenstadt in unserem Land, vom Sitz der Bundesbehörden und vieler anderer Konzernzentralen. Die wichtigsten Universitäten sind in Wien beheimatet. Deswegen ist es ganz wesentlich, und unser Wiener Wissenschaftsminister Johannes Hahn ist ein Garant dafür, dass die Forschungseinrichtungen und die Bildungseinrichtungen in seinem Zuständigkeitsbereich auch gut dotiert werden. Aber auch Wien ist gefordert, etwas zu tun!

Deswegen verlangen wir, meine Kollegen Roman Stiftner und Franz Ferdinand Wolf sowie meine Wenigkeit, in einem Beschlussantrag, dass von der Stadt Wien jene jährlichen Mittel, die seitens des Bundesministeriums für Wissenschaft und Forschung für Forschung und Entwicklung bereitgestellt werden, entsprechend aufgestockt werden. Der Grundstock wird vom Bund gestellt. Wien tut gut daran, jeden Euro, der seitens des gesamten Landes in den Wiener Forschungsstandort investiert wird, entsprechend aufzustocken, weil der Mehrwert letztendlich uns allen in Wien zu Gute kommt. Hier verlangen wir die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Bildung, Jugend, Information und Sport. (Beifall bei der ÖVP.)

Es geht aber nicht nur um unsere Schulen in der Geschäftsgruppe, es geht auch um die Erwachsenenbildung, es geht auch um die Volksbildung. Auch hier haben sich leider Gottes, muss ich sagen, unsere Kassandrarufe bestätigt. Wir haben viele Jahre lang das Aushungern der Volkshochschulen beklagt. Mittlerweile haben wir es Schwarz auf Weiß. Wir hatten im letzten Jahr im Ausschuss auch einen Akt zu beschließen, wo die Gemeinde Wien nur durch eine Haftungserklärung für Rückstellungen für andere Ansprüche entsprechend negative Bilanzsalden und somit die Insolvenz abwehren konnte, meine Damen und Herren. (GR Heinz Vettermann: Das haben Sie missverstanden!) Jetzt denkt man eine Organisationsreform an und das kann es natürlich so auch nicht sein! Wenn einem die Volksbildung wichtig ist, dann sind die entsprechenden Mittel zur Verfügung zu stellen. Ich werde Ihnen dann auch noch Bedeckungsvorschläge bringen. Man kann jedenfalls nicht durch jahrelanges Aushungern im Endeffekt den Hebel in die Hand nehmen, um eine genehme Organisationsreform herbeizuführen! Die Volkshochschulen gehören ordentlich ausgestattet! Die eigenen Berichte sagen ja, dass sie an sich ein Erfolgsmodell sind. Natürlich ist eine Modernisierung in manchen Bereichen immer gut, aber das Aushungern der Erwachsenenbildung muss ein Ende haben! Dann kann man sich immer, wenn die Mittel ausreichend zur Verfügung gestellt werden, die passende Organisationsform zurechtfinden. (Beifall bei der ÖVP.)

Ein Budgetposten, der sich über mangelnde Dotation nicht beklagen kann, ist der Presse- und Informationsdienst der Stadt Wien, wobei, ich betone das abermals, es nicht die Mitarbeiter des städtischen Pressedienstes sind, sondern hier geht es uns um die Kampagnemittel, um die Inseratenmillionen, die Sie sich Jahr für Jahr in einem immer steigenderen Ausmaß selbst zuschanzen, und die städtische Propaganda, die sozusagen fast schon den Mitteln gleichkommt, die der Bund für eine bundesweite Tätigkeit zur Verfügung hat. Hier ist ein Einsparungspotenzial mehr als gegeben. Wie wichtig diese Propagandamittel sind, zeigt sich auch an tatsächlichen oder vermeintlichen Machtkämpfen innerhalb der Wiener Stadtregierung, wo es darum geht, wer denn für den Presse- und Informationsdienst und für das Propagandavolumen zuständig ist.

Meine Damen und Herren, die Lücke zwischen Voranschlag und Rechnungsabschluss ist nirgendwo so groß wie bei den Inseraten und sonstigen Millionen, die Sie sich hier gewähren. Da sind die ganzen anderen stadtnahen Einrichtungen wie Wienstrom, Wien Energie und so weiter noch gar nicht dabei. Das ist nur das, was Sie sich selbst genehmigen. Hier hätten Sie mehr als genug Geld, das Sie in operative Bereiche hineinstecken könnten. Wenn gut gearbeitet wird, dann sprechen die Erfolge für sich, dann braucht man sich nicht selbst noch auf Kosten der Steuerzahler in diesem Ausmaß bewerben und belobigen. 

Meine Damen und Herren, Sie werden sich im Lichte der von mir getätigten Ausführungen nicht wundern, dass wir diesem Budgetkapitel sowie dem gesamten Budget unsere Zustimmung nicht erteilen können! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Barbara Novak. Ich erteile es ihr.

GRin Barbara Novak (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Herzlich willkommen heiße ich auch die Präsidentin des Stadtschulrats und den Vizepräsidenten des Stadtschulrates, den ich auch schon gesehen habe! Ich freue mich sehr, dass ihr beide auch hier seid! (GR Mag Wolfgang Jung: Ein seltenes Ereignis!)

Zu Beginn möchte ich die Kollegin Smolik insofern auf jeden Fall unterstützen, als dass ich das Spiel am Freitag auch so wahrgenommen habe, dass wir uns eigentlich sehr gut geschlagen haben. Hätten wir einen weniger England-affinen Schiedsrichter gehabt, hätten wir, glaube ich, echte Chancen gehabt. (GR Dr Wolfgang Aigner: Das ist auch eine Selbsttäuschung!) Ich möchte diese Unterstützung auf jeden Fall aussprechen. Jetzt kriege ich dann vom Ellensohn, glaube ich, eine Lektion darüber.

Zum vorliegenden Budget für dieses Ressort: Die Frau Finanzstadträtin und Vizebürgermeisterin Renate Brauner hat uns gestern in ihrer Budgetrede vor allem zum Ausdruck gebracht, dass neben den Schwerpunktsetzungen, die wir in den letzten Jahren schon immer wahrgenommen haben, ein ganz spezieller, großer Teil in den Bereich Bildung und Jugend fließen wird. Sie hat auch gesagt, es handelt sich um eine Bildungsmilliarde und das ist der politische Ausdruck, dass wir auf Bildung in dieser Stadt ganz besonders viel Wert legen. In der Generaldebatte hat dieses Thema dann einen hohen Stellenwert gehabt, was mich ganz besonders gefreut hat, weil ich glaube, dass sich auch die Generaldebatte nicht nur um den Bereich der Unternehmungen der Stadt Wien handeln sollte, sondern auch andere Bereiche ansprechen kann. Das war beim Thema Bildung gestern der Fall. 

Allerdings hat es hier eine Rede gegeben, wo ich mir gedacht habe: So schlampig vorbereitet, sondergleichen, in Wahrheit überhaupt nichts genau angeschaut, was denn eigentlich die Zahlen sind und was im Budget steht! Das war die Rede von Frau StRin Cortolezis-Schlager, die jetzt verschwunden ist. Ihr werdet das sicher ausrichten können. Denn die ist hier herausgekommen und hat gesagt, das befinde sich nicht in den Zahlen und es gäbe gar keine Bildungsmilliarde, das sei alles nur irgendwie populistisch erfunden, um ein bisschen Budgetmarketing zu betreiben. Eigentlich wollte ich ihr gerne ein bisschen Nachhilfeunterricht im Budgetlesen und im Zahlenlesen geben. Ich weiß, das ist manchmal ein bisschen schwierig. Auch das Rechnen ist nicht immer ganz einfach. Aber wenn man sich die Budgetzahlen unseres Ressorts anschaut, dann kommen beim Thema Bildung ein paar Dinge ganz klar heraus.

Das Erste wäre die ureigenste Bildungsabteilung, nämlich die, die sich mit Schule beschäftigt und Schulerhalterin ist, die MA 56, der hier 902,821 Millionen EUR zur Verfügung stehen, also fast 1 Milliarde, da sind wir schon knapp dran. Da ist noch nicht die Abteilung dabei, die eigentlich Bildung heißt und sich um den ganzen Bereich der außerschulischen Bildung kümmert, um die Volksbildung kümmert, die noch einmal 120,299 Millionen EUR vorzuweisen hat. Das sind über 5,4 Millio-
nen EUR mehr als es im Vorjahr gegeben hat. Also soviel zum Thema, ob es sich denn in den Budgetzahlen nachlesen lässt.

Wenn wir dann zu jenem Bereich gehen, über den wir uns, glaube ich, hier schon in den letzten Jahren verständigt haben, und was, so denke ich, inzwischen einheitliche Meinung dieses Hauses ist, dann kommen wir noch zur MA 10 und zur vorschulischen Pädagogik und zu den Kindergärten und sehen da - oh, welch Wunder! - plus 22 Millionen EUR für das nächste Jahr. Also insgesamt kommen wir auf 1,381 Milliarden EUR, wenn wir uns den ganzen Bildungsbereich nur bei den drei Abteilungen aus unserem Ressort genauer anschauen. Das heißt, wir sind über die Bildungsmilliarde eigentlich drüber und nicht, wie die Frau Stadträtin gestern gesagt hat, weit davon entfernt und das sei alles nur Erfindung und irgendwie Marketing für das Budget.

Zu den Kindergärten im Detail, weil das war gestern in der Generaldebatte, aber auch schon heute, Thema. Noch einmal zur Wiederholung, denn wir hatten schon ein paar Mal Gelegenheit, darüber zu reden, was denn jetzt mit dem Vergleich zwischen Wien und den Bundesländern ist. Was höre ich dann immer? Niederösterreich hätte ein so viel besseres Angebot bei der Kinderbetreuung und Tirol hätte irgendwie, weiß ich nicht, was für tolle Betreuungsquoten und Angebote. Gehen wir noch einmal auf die Studie ein, die der Herr Kollege Wutzlhofer gestern erwähnt hat, im Übrigen keine Studie des Presse- und Informationsdienstes, auch keine Studie der SPÖ-Löwelstraße, nein, eine Studie, die sogar mit den Mitteln aller Bundesländer finanziert wurde, weil alle gerne wissen wollen, wo sie sich denn im Bereich der Kinderbetreuung finden, und die von der Universität Wien ist. 

Diese Studie sagt uns etwas über den so genannten Vereinbarkeitsindex. Ich wiederhole jetzt noch einmal, was der Vereinbarkeitsindex ist. Das ist jener Index, der sagt, welche Kindergärten mindestens 8 Stunden am Tag offen haben, eigentlich und hoffentlich eine Selbstverständlichkeit für alle Wiener, welche mindestens 40 Stunden pro Woche offen haben, auch das eigentlich eine Selbstverständlichkeit, welche viermal pro Woche mindestens bis 17 Uhr offen haben, da denken wir doch auch, dass das selbstverständlich ist, und wo es auch Mittagessen geben soll. Es wäre nicht blöd, wenn die Kinder bis 17 Uhr im Kindergarten sind, dass sie auch etwas zu essen kriegen. 

Nach diesem Vereinbarkeitsindex hat man sich die Bundesländer angesehen. Was kommt bei dieser Studie heraus? Dass 96,3 Prozent der Kinder, die in Wien unter drei Jahre sind, nach diesen Vereinbarkeitskriterien auch im Kindergarten untergebracht wurden. Das sollte auch so sein. Darüber freuen wir uns sehr. Aber wenn wir uns dann Niederösterreich anschauen, das immer ach so tolle Niederösterreich, sind dort 39 Prozent der Kinder nach diesen Kriterien untergebracht. Da brauchen wir, glaube ich, nicht weiter darüber zu reden, wer besser ist, welches Bundesland mehr im Bereich der Kindergärten investiert. 

Dann schauen wir es uns noch bei den Drei- bis Fünfjährigen an. Nach dem Vereinbarkeitsindex kommt heraus, dass bei den Drei- bis Fünfjährigen 94,7 Prozent der Kinder, die in Wien untergebracht sind, nach diesen Kriterien untergebracht wurden und es damit zu einer guten Vereinbarung zwischen Beruf und Familie kommen kann. Noch einmal Niederösterreich, wir befinden uns jetzt bei den Drei- bis Fünfjährigen: Dort sind wir bei 12,6 Prozent. Da ist ein kleiner Unterschied zwischen 12,6 Prozent und 94,7 Prozent. 

Aber weil Tirol hier auch immer genannt wird, Tirol höre ich hier so oft, in Tirol seien sie ganz toll: 7,2 Prozent der Kinder, die in Tirol in einer Kinderbetreuungseinrichtung sind, haben dort jene Kriterien wie vorher erwähnt. Und die sind nicht so hochgesteckt, 8 Stunden am Tag offen, 40 Stunden die Woche, viermal in der Woche bis mindestens 17 Uhr und ein Mittagessen. Ich meine, es ist unglaublich und da sollten wir in Wien sehr stolz darauf sein, was hier die Magistratsabteilung macht und anbietet! (Beifall bei der SPÖ.)

Sehr spannend ist auch der Bereich, den ich gerne noch erwähnen möchte, weil er auch vorher diskutiert worden ist. In der Studie gibt es auch sehr ausführliche Unterlagen zum Thema Betreuungsquote, Betreuungspersonal. Da möchte ich gerne jenen Bereich, der spannend ist, erwähnen, nämlich wie viele Kinder auf eine qualifizierte Betreuungsperson, also eine Pädagogin, kommen. Hier ist Wien nicht an der Spitze, aber auch nicht so schlecht. Wien hat den zweiten Platz nach 
Oberösterreich, mit durchschnittlich 11 Kindern pro qualifizierte Betreuungsperson. Niederösterreich: 18,5 Kinder. Oberösterreich ist um ein kleines Äuzerl besser. Das liegt aber nicht daran, nur damit keine Missverständnisse auftauchen, weil die Studie sagt uns das auch gleich, dass das Land Oberösterreich so großartige Arbeit in politischer Hinsicht leistet, sondern dass die großen Städte wie Linz das Ergebnis aufbessern. Und Linz ist bekanntlich politisch ein sozialdemokratisch gefärbtes Land! (Heiterkeit bei GRin Mag Waltraut Antonov.) - Das ist lustig? (GR Mag Wolfgang Jung: Das ist eh nicht lustig!) Wieso ist das so lustig? Was ist da? (GR Dr Herbert Madejski: Das ist eh nicht lustig! Das ist sehr traurig!) Das steht in der Studie. Ich kann nichts dafür! Ich habe sie ja nicht geschrieben! Ich freue mich sehr, dass Wien hier so gut abschneidet und sich auch im Bereich der Betreuungsquote durchaus nicht verstecken muss! 

Das zum Thema Kindergärten, wobei ich dazusagen möchte, dass das Angebot natürlich ein pädagogisch hochwertiges ist, das Angebot natürlich inhaltlich so ist, dass man auch musische Förderung in den Kindergärten in Wien hat, vielleicht nicht gerade nach jenem Konzept, das sich die Freiheitlichen vorstellen. (GR Mag Wolfgang Jung: Wie stellen wir es uns denn vor?) - Sie haben einen Antrag eingebracht, Herr Jung. (GR Mag Wolfgang Jung: Eben!) Ich sage nur gleich etwas zu Ihrem Antrag oder soll ich das ignorieren? (GR Mag Wolfgang Jung: Nein!) Dann brauche ich auch nichts dazu zu sagen, dann gehen wir zum nächsten Thema über! Das ist auch kein Problem! (GR Mag Wolfgang Jung: Sie sollten nicht gleich die beleidigte Leberwurst spielen!) 

Natürlich gibt es Förderungsmöglichkeiten zur Sprachförderung. Gerade auch im Bereich der Entwicklungsförderung gibt es Förderung. Da kurz eine Replik auf die Aussagen, die vom Kontrollausschuss vorige Woche getroffen worden sind. Sowohl im Bereich der MA 10 als auch im Bereich der MA 11 hat es Kontrollausschussberichte gegeben, die inhaltlich sehr gut waren, die auch beiden Abteilungen zu diesem Angebot eine gute Note ausstellen. Auf die Frage, wie der Ressourceneinsatz ist, wurde auch eine ganz klare Antwort gegeben, nämlich dass im nächsten Jahr, jetzt schon beginnend, verstärkt Ressourcen zur Verfügung gestellt werden. Diese Antwort hat es gegeben. Der Kollege Margulies hat gestern zwar erzählt, dass es die Kritik des Kontrollamts gibt, aber nicht erwähnt, dass am selben Ort gesagt wurde, dass es die zugehörigen Ressourcen auch gibt, sei das bei den sozialpädagogischen Einrichtungen, sei das aber auch in den Ambulanzen und bei der mobilen Entwicklungsförderung im Bereich der MA 10. Beides wurde klar kommuniziert und beides findet sich auch im Budget wieder. 

Zum Bereich der Schule: Das Schulsanierungspaket findet sich natürlich im Budget der MA 56 wieder. Es findet sich aber auch all das wieder, was in Wien Standard ist, das wir als Schulerhalterin anbieten. Das ist die Ausstattung mit den Lehrmitteln, das ist die Ausstattung mit einer ordentlichen IKT-Infrastruktur. Nach wie vor gibt es in Wien das einzige Glasfasernetz, das die Wiener Bildungseinrichtungen miteinander verbindet, vor zehn Jahren politisch hier entschieden und nach wie vor das einzige Angebot in dieser Form in Österreich. Das wird von der MA 56 bezahlt und betrieben. So auch die Frage der Ausstattung mit Computern und Internetzugang in den Klassen. All das sind Bereiche, die in der MA 56 zum Schlagen kommen, nicht nur der Durchlaufposten Lehrereinnahmen, Lehrergehälter wieder hinaus, wie gestern hier kritisiert. 

Denn auch das funktioniert nicht so, dass wir etwas bekommen und das eins zu eins weitergeben, sondern wir einmal bezahlen und dann meistens einen sehr mühsamen Prozess hinter uns bringen, um die Mittel, die wir eigentlich schon ausgegeben haben, von dort zu bekommen, von wo wir sie eigentlich ohne Probleme kriegen sollten, nämlich vom Bund. Das heißt, von Durchlaufposten ohne Wertigkeit kann hier keine Rede sein. 

Die MA 56 hat auch den Warenkorb als Angebot. Alle Mitglieder, die in dem Ausschuss Bildung, Jugend, Information und Sport sitzen, und Kollege Aigner hat den Sport vergessen (GR Dr Wolfgang Aigner: Ich kann das nicht glauben, aber ich will Ihnen nicht widersprechen, denn ich bin ja ein Gentleman!) - gerade Sie haben den Sport vergessen, ich habe ganz genau aufgepasst -, wissen natürlich, dass wir regelmäßig die Warenkorbgelder beschließen, dass wir auch die dazugehörige Anpassung immer beschließen und dass das eine Serviceleistung ist, die den Schulen und damit den Kindern, der Schulgemeinschaft vor Ort, zur Verfügung steht, jene Dinge anzukaufen, die die Schulgemeinschaft für notwendig erachtet und die gebraucht werden. Das kann von den Heften und Stiften angefangen bis zu CD-ROMs und anderen Materialien gehen und kann man hier im Warenkorb beziehen, eine Leistung, die man nicht unterschätzen sollte und auf die wir auch sehr stolz sind. 

Zur Frage der Bildungsdebatte, so wie wir sie in den letzten Jahren, eigentlich in den letzten eineinhalb Jahren, intensiver hier abgeführt haben und die sich heute fortsetzt: Wenn ich mir die Wortmeldung vom Kollegen Aigner anhöre, bin ich trotzdem noch recht optimistisch. Wieso bin ich das? Weil ich mir denke, dieses Haus hat einen Beschluss gefasst und hat eine Arbeitsgruppe eingesetzt, die arbeitet und die auch nach dem abgestimmten Zeitplan noch zwei, drei Wochen arbeiten wird, um dann ihre Ergebnisse zu präsentieren. Diese Arbeitsgruppe ist eine mit Expertinnen und Experten. Da gibt es natürlich ganz klare Aussagen, wo sich alle ExpertInnen im Vorfeld einig sind, nämlich bei der Frage der Förderung von Kindern, die ganz besondere Talente haben, aber auch bei der Förderung von Kindern, die Schwächen in bestimmten Bereichen haben, wie man diese Differenzierung und Individualisierung des Kindes im Unterricht unter den Rahmenbedingungen, die wir jetzt haben, beziehungsweise unter den neu geschaffenen Rahmenbedingungen von Pilotprojekten und Modellschulen möglich machen kann. Das ist die Aufgabe dieser Arbeitsgruppe, auch dies zu erarbeiten. 

Ich hoffe, dass die ÖVP nicht von diesem Weg abgegangen ist, indem sie hier einen Antrag einbringt, wo sie jetzt eigentlich, sehr, sage ich, ein Korsett für diese Arbeitsgruppe bilden und quasi Rahmen vorgeben möchte, bevor die Ergebnisse der Arbeitsgruppe vorliegen. Es sind noch drei Wochen, dann wird es das geben. Da, denke ich mir, ist es irgendwie komisch, dass jetzt schon ein Antrag hereinkommt, wo man eine Beschlussfassung über ganz bestimmte Kriterien vorlegen sollte. Ich glaube, dass die Ergebnisse dieser ExpertInnengruppe sehr eindeutig sagen werden, was für die Kinder und für den Unterricht geeignet und gut ist. Ich glaube auch, dass sich dieses Haus nach dieser ExpertInnenmeinung richten können wird, weil es eigentümlich wäre, wenn eine Arbeitsgruppe in unserem Auftrag tagt, etwas bearbeitet, sich auf Maßnahmen einigt, diese vorschlägt und wir dann wider besseren Wissens diese Vorschläge kübeln, ignorieren oder wie auch immer. Auf diese Ergebnisse würde ich gerne warten. (GR Dr Wolfgang Aigner: Die Frau Bundesministerin Schmied macht auch nicht alles, was ihre Experten vorschlagen!)

Ich bin nach wie vor der Meinung, dass es nicht gut ist, dass man Kinder mit neuneinhalb Jahren in unterschiedliche Schulsysteme drängt. (GR Dr Wolfgang Aigner: Diese Entscheidung ist bereits gefallen!) Ich bin nach wie vor der Meinung, dass es wichtig wäre, erst wesentlich später zu differenzieren. Deshalb gibt es auch die Möglichkeit, durch Modellregionen den Beweis anzutreten, dass es bessere Systeme als das jetzige gibt. Es hat mir nach wie vor an dieser Stelle noch niemand den Vorteil einer Trennung von Kindern mit neuneinhalb beziehungsweise zehn Jahren sagen können, weil es keinen gibt. Es gibt keinen Vorteil darin, Kinder mit zehn Jahren in unterschiedliche Schulen zu schicken und damit ihre Bildungslaufbahn zum größten Teil vorherzubestimmen. Das ist der Punkt. Es geht genau um diesen Punkt, dass wir uns immer auf eine ordentliche innere Differenzierung einigen können, weil jeder von uns möchte, hoffe ich jedenfalls, dass die Kinder gut gefördert werden, dass ihre Stärken gestärkt werden, dass ihre Schwächen abgeschwächt werden. Davon gehe ich aus. Aber hier will ich, dass irgendwann jemand herauskommt und mir sagt, was der Vorteil an der Trennung mit zehn Jahren ist. Ich sage Ihnen, es gibt keinen! Darum kommt auch niemand heraus! (Beifall bei der SPÖ.)

Die Ausbildung der Pädagoginnen und Pädagogen ist für uns auch ein ganz wichtiges Thema. Wir haben immer gefordert, dass die PädagogInnen gemeinsam eine ordentliche universitäre Ausbildung erhalten sollen. Das hat aus einem ganz bestimmten Grund nicht funktioniert, nämlich auf Grund der anderen Vorstellungen der ÖVP in dem Bereich. Darum wundert es mich ganz besonders, dass es jetzt die ÖVP ist, die hier vorprescht und einen Antrag einbringt, dass man die KindergartenpädagogInnen universitär ausbilden soll. Ich denke, dann machen wir vielleicht auch den nächsten Schritt mit, weil das kann ich grundsätzlich unterstützen, und nehmen auch die PädagogInnen mit, die zwischen dem Kindergarten und den höheren Schulen liegen und bilden die auch gleich gemeinsam aus. Dann hätten wir endlich das, wovon wir schon lange reden und was auch Sinn machen würde, nämlich dass Pädagogen eine ordentliche gemeinsame Ausbildung erhalten, differenziert nach jenen Bereichen, wo sie tätig werden, und eine innere Durchlässigkeit durch das System möglich ist, sodass man einmal in diesem Bereich und dann vielleicht auch in dem anderen Bereich arbeiten kann. Also grundsätzliche Unterstützung, vielleicht schafft ihr irgendwann den nächsten Schritt weiter, dann können wir auch diesen Bereich endlich ändern, weil der wird auf jeden Fall Voraussetzung für ganz wichtige Bildungsreformschritte sein. 

Ich möchte ganz kurz auch auf den Bereich des Öffentlichkeitsarbeitsbudgets eingehen, weil ich glaube, dass es die Kritik ab sofort nicht mehr in dem Ausmaß geben kann, wie sie jetzt wieder gekommen ist, nämlich dass es einen großen Unterschied zwischen dem Budgetvoranschlag und dem Rechnungsabschluss dieser Abteilung in den letzten Jahren gibt. Die Erhöhung, die hier im Budgetvoranschlag drinnen ist, ist richtig und logisch, wenn man sich das aus den letzten Jahren genau anschaut, nämlich dass es hier eine Differenzierung gegeben hat. Wir haben jetzt ordentlich budgetiert, wir haben das budgetiert, was wir auch brauchen werden. Es wird nächstes Jahr auch ein Großereignis in dieser Stadt stattfinden, das hoffentlich niemandem mehr entgangen ist, nämlich die EURO 2008. Auch dazu wird es notwendig sein, die Gelegenheit zu nutzen, dass Unmengen an Menschen in dieser Welt vor dem Bildschirm sitzen und nach Wien schauen. Da kann man sehr viel an Botschaften transportieren. Das ist auch sinnvoll. Das ist auch eine Unterstützung im Bereich der Wirtschaft, des Tourismus, der Kultur und so weiter. Das wünsche ich mir auch.

Dass die Opposition natürlich gegen, wie Sie immer sagen, ein „Propagandabudget" ist, verstehe ich auch. Klar ist aber auch, diese Mittel werden hauptsächlich dazu eingesetzt, jene Informationen an die Zielgruppen heranzubringen, die es brauchen, nämlich die Informationen über die Leistungen der Stadt Wien, die Informationen über die Services der Stadt Wien. Das wird mit Inseraten, mit Direct Mailings et cetera auch getätigt. Im Übrigen sind das alles Dinge, die hier im Gemeinderat beschlossen wurden und die uns nicht unbekannt sind. Deshalb finde ich es sehr gut, dass wir jetzt das Budget des Presse- und Informationsdienstes auch ordentlich dotiert haben.

Ich möchte mich abschließend bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Abteilungen herzlich bedanken, auch bei der Geschäftsgruppe und der Bereichsdirektion! Da wird ganz viel Arbeit vor einem Budgetentwurf, aber auch in der täglichen Arbeit und im Vollzug geleistet. Ich möchte mich auch bei jenen Abteilungen ganz besonders bedanken, die ich nicht in dem Ausmaß erwähnt habe, wie die Bäder oder den Bürgerdienst und das Sportamt! Die machen natürlich auch tolle Arbeit, aber ich habe immer nur 25 Minuten zur Verfügung und das geht sich irgendwie nie aus. - Herzlichen Dank! (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Der nächste Debattenbeitrag kommt von Herrn Mag Jung. Ich bitte ihn zum Rednerpult.

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Budgetdebatte, das ist für die Regierenden in Wien immer die Zeit des Sprücheklopfens, der Versprechungen, der Visionen! Meistens bleiben dann nur etwas heiße Luft und roter Sand über, den Sie uns in die Augen streuen wollen! Wie schaut es wirklich aus, meine Damen und Herren? Wie ist es mit der Realität bestellt?

Beginnen wir beim aktuellen Thema Schulreform: Die Gesamtschule, ein Lieblingsthema der SPÖ und ihres Sandkistenkanzlers und damit ohnehin schon in dieser Koalition zum Scheitern verurteilt, beschäftigt die Eltern, deren Kinder davon bedroht sind, in diesen Schultypus gezwängt zu werden. Denn es ist ja nicht so, dass durch die Gesamtschule die Wahlfreiheit erhöht wird. Durch die Gesamtschule wird die Wahlfreiheit verringert. Sie zwingen damit alle bis zu 14-Jährigen in einen Schultypus. Das ist der große Unterschied zu Ihren Behauptungen von vorhin, Frau Kollegin!

Aber dass das nicht so funktioniert, haben Sie schon merken müssen. Ich erinnere mich, in diesem Haus ist das flächendeckend für Wien für 2008 versprochen worden. Dann kam der erste Rückzug der Frau StRin Laska, die das schon nicht mehr flächendeckend, sondern nur noch in Schulversuchen machen wollte. Ihre Schulratspräsidentin, die Frau Brandsteidl, hat dann ohnehin auf 2009 abgewiegelt. Sie ist jetzt wieder nicht da. Sie kommt mir ein bisschen wie das Gespenst in der Oper vor. Sie taucht kurz auf, dann ist ihr anscheinend dieses Thema nicht zuträglich und sie verlässt den Raum wieder und ist fort. Sie findet es offenkundig nicht der Mühe wert, sich mit den Abgeordneten und den gewählten Vertretern hier auseinanderzusetzen! (GR Siegi Lindenmayr: Sie kann sich nicht mit uns auseinandersetzen!) Ich hoffe, sie ist vorhin nicht nur gekommen, um das gute Essen im Speisesaal zu genießen, Herr Kollege! Es wäre das Mindeste, was man von einer recht gut dotierten Dame schon verlangen könnte, dass sie sich auch einmal anhört, worum es bei den Schulproblemen geht! Aber Überheblichkeit ist bei manchen Personen vorhanden! (Beifall bei der FPÖ.)

Prestigeprojekte, die hier gestartet wurden, haben bereits gezeigt, dass die Idee der Gesamtschule im Prinzip auch in Wien nichts bringt, wenn ich mir die Kooperative Mittelschule anschaue, die da groß gepriesen wird. Wenn sie so gut ist, Frau Stadträtin, warum hat man es dann in der Zwischenzeit in Wien bei einer einzigen dieses Typus belassen? Es ist in Wirklichkeit nichts anderes, als dass man sich nicht zuzugeben getraut hat, Frau Stadträtin, dass dieses Schulsystem eine Pleite ist! Aber die Partei darf nicht irren, deswegen feiert man dann zig Jahresjubiläen zu Lasten der Schüler, wie gesagt! 

Dabei gäbe es wirklich dringendere Probleme zu lösen, den eklatanten Qualitätsverlust durch die mangelnde Sprachkenntnis, die Demotivation von Lern- und Leistungswillen. Wir haben riesige Qualitätsunterschiede in den Privatschulen und in den öffentlichen Schulen. Die Leute, die es sich irgendwie leisten können, die einen Platz ergattern, drängen in die Privatschulen, sogar in die religiösen Privatschulen, obwohl die Leute oft gar keinem Religionsbekenntnis angehören, weil dort Qualität verlangt wird und Leistungsmotivation gegeben wird. Das ist es, worauf die Schüler eigentlich vorbereitet werden sollten. Denn Leben heißt, Probleme zu lösen und Leben heißt nicht, Spaßgesellschaft und Spaßschule, wie Sie es vermitteln wollen!

Ein weiteres großes Problem für unsere Schulen sind der kulturelle, tiefgreifende Unterschied, der das Klima in den Schulen einfach belastet, und die zunehmende Gewalt und Kriminalität in und vor Schulen, die Angst vor der Schule machen. Ich erinnere mich noch gut, vor nicht allzu langer Zeit wurde das von Ihnen heftig geleugnet, das gäbe es in unseren Schulen nicht. Ich habe Ihnen dann Beispiele gebracht. Jetzt brauchen wir nur die heutigen Zeitungen anzuschauen: „Schüler prügeln Buben spitalsreif" oder „Schulalltag wird immer brutaler" Das ist in den Schulen, Frau Stadträtin, die Sie hier in Wien zu verantworten haben! Wo sind Ihre Gegenmaßnahmen? Es gibt keine wirklichen Gegenmaßnahmen, weil man das Grundproblem, nämlich die kulturellen Unterschiede in den Schulen, einfach leugnet und nicht zur Kenntnis nehmen will! Es ist einfach das Aufeinanderprallen völlig unterschiedlicher Kulturen und Religionen, wo viele dieser Zuwanderer einfach nicht willig sind, sich zu integrieren und diesen Unwillen, die anderen Verhaltenweisen und auch das andere Verhältnis zur Gewalt an ihre Kinder weitergeben!

Die Kriminalstatistik und die Aussagen führender Beamter stimmen darin sehr wohl überein und geben uns recht. Sie sagen, dass Gewalt, Vandalismus und leider auch Kriminalität in unseren Schulen in beängstigendem Ausmaß zunehmen. Es kann aber nicht angehen, dass Gewalt in unseren Schulen sanktionslos durchgeht, nur weil sie vielleicht nicht direkt in der Klasse, aber vor Unterrichtsbeginn, in den Pausen oder vor den Schulen stattfindet! Es kann und darf nicht angehen, dass in unseren Schulen Parallelgesellschaften nicht nur entstehen, sondern geradezu als Unterrichtsziel benannt werden!

Ich bringe Ihnen hier als Beispiel das BGBl Nr 421/1983, „Lehrplan für den islamischen Religionsunterricht an Pflichtschulen, mittleren und höheren Schulen". Darin steht, als Schulziel ist unter anderem zu vermitteln: 

Die islamische Verhaltensweise für die Männer. - Wir haben gehört, wie das Verhältnis von Männern und Frauen im Islam ist. Ist das wirklich das Ziel, meine Damen und Herren, vor allem Frauen unter Ihnen in der SPÖ, das unsere Schulen vermitteln sollten? 

Oder Gesellschaftsordnung. - Hier wird das islamische Vertragsrecht, der Kauf und Gütererwerb als Religionsfrage behandelt.

Dann wird es interessant. „Merkmale der islamischen Gesetzgebung im Zivilrecht, im Strafrecht, im Verfassungsrecht und im Völkerrecht und das Wesen des islamischen Staates“ sind zu vermitteln. - Zum Teufel noch mal! Jetzt frage ich mich wirklich, soll das Wesen unseres demokratischen Staates oder das Wesen islamischer Staaten wie Iran, Irak oder ähnlicher vermittelt werden? Ist das das Ziel, das unsere Schulen vermitteln sollen? Sie tun nichts dagegen! Sie sind die dafür Verantwortlichen, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)

Die Versuche, mit Jubelmeldungen davon abzulenken, decken die Problematik der Integration zu! Aber die verrückten Jubelmeldungen kennen wir auch aus anderen Bereichen. Ich denke zum Beispiel an die Vorbereitungen auf die Fußball-Europameisterschaft, die heute schon angesprochen wurde. Wir taumeln von einer Freudenmeldung in die andere und unter den Tisch gekehrt werden die zentralen Probleme, die noch, und das sage ich wirklich mit Befürchtungen, schlimme Auswirkungen haben können. Zu den harmloseren gehört noch die Verkehrsproblematik, besonders durch die Verlängerung der Fan-Meile bis zur Oper verschärft, die einen Verkehrsinfarkt geradezu vorprogrammiert. 

Betreffend die betrunkenen Fans auf der Fan-Meile, meine Damen und Herren, rufen Sie sich in Erinnerung, allein aus dem letzten Jahr, was im Bereich Hooligans in verschiedenen Städten Europas vorgegangen ist und was sich abgespielt hat, leider auch in einigen Fällen bei uns in Österreich. Dann stellen Sie sich ein Aufeinandertreffen der Fans von zwei Mannschaften bei uns in der Innenstadt, in unmittelbarer Nähe zu Auslagen, zu Geschäften und so weiter vor, die als besonders gewalttätig bekannt sind. (GR Karlheinz Hora: Wo sind beim Happel-Stadion Auslagen?) Die Befürchtungen der Kaufleute sind mehr als berechtigt! (GR Kurt Wagner: Schauen Sie sich keine Nachrichten an?) Ich sehe nicht, wie man gewaltbereite Hooligans davon abhalten könnte, hier wirklich schweren Schaden anzurichten (GR Kurt Wagner: Sie schauen sich keine Nachrichten an!), vor allem deswegen, weil die Vorraussetzungen, Herr Kollege, zur Bewältigung dieser Probleme fehlen! Fragen Sie Ihre Polizisten! Es fehlt elementare Grundausstattung! Wir haben nicht einmal genug Helme für diese Polizisten, geschweige denn ausreichend Schilder, Arrestantenwagen, nicht einmal genug Rettungswägen! Und da glauben und behaupten Sie, wir sind darauf vorbereitet! Wir sind es nicht und es wird höchste Zeit, dass entsprechende Maßnahmen getroffen werden! (GR Karlheinz Hora: Sie waren in der Regierung!) - Was ist, Herr Kollege? (GR Karlheinz Hora: Sie waren damals in der Regierung, als diese Politik beschlossen wurde!) Wir waren in der Regierung vor mittlerweile langer Zeit. Herr Kollege, Sie sind seit zwei Jahren in der Regierung! Sie tun nichts! Sie tun überhaupt nichts, außer jetzt zu jammern und groß zu reden! (Beifall bei der FPÖ. - GR Karlheinz Hora: Kollege Jung, Sie halten sich sehr heraus!)

Sie halten sich sehr heraus! Sie heben die Hände. Sie wollen nur kassieren! Wien soll kassieren, Wien kann keine Investitionen in dem Bereich tätigen. Wir müssen etwas tun und jetzt haben Sie einen Bundeskanzler! Ich weiß, der ist lieber im Ausland. Er fährt in ganz Europa herum, statt sich um die Probleme hier zu kümmern! (GR Karlheinz Hora: Seit wir bei der EU sind, ist es unbedingt notwendig, in Europa herumzufahren!) In Österreich gibt er nur Nachhilfestunden, sonst tut er nichts! Das ist die Realität, Herr Kollege!

Jetzt kommen wir noch zu einem anderen wesentlichen Bereich, für den ich auch noch die Zeit nützen möchte, um ihn anzusprechen. Das ist die Frage des Jugendschutzes. Auch hier nur drei Hauptprobleme, die angesprochen werden sollten: das Komatrinken, das Glücksspiel und wiederum die Jugendkriminalität, die ich vorhin ohnehin schon erwähnt habe.

Komatrinken: Leider ein ebenfalls explodierendes Problem bei unseren Jugendlichen, das wahrscheinlich sehr verschiedene Gründe hat, begonnen von Perspektivlosigkeit in manchen Bereichen, fehlenden Ideen in manchen Bereichen, auch Idealen, auch Schuld des Elternhauses, aber auch Schuld der gesamten Gesellschaft. Die Schuld der Gesellschaft liegt vor allem darin, wenn man Alkoholgenuss zu leicht macht, wenn man die Alkopops sozusagen am Silbertablett serviert. Es war bis vor Kurzem für jeden Jugendlichen ganz einfach, in jedem Geschäft Alkopops einzukaufen. Das wurde jetzt zumindest in den großen Handelsketten erschwert. Hier merkt man von Zeit zu Zeit die Kontrolle und merkt gewisse Erfolge. Wo das Problem noch offen ist, sind die Lokale und teilweise auch die Tankstellen. Hier gilt es ganz entschieden, etwas zu unternehmen! Wenn Sie heute Zigaretten kaufen wollen, dann müssen Sie sich am Automaten sozusagen ausweisen, Karte hinein. Bei den Alkopops fragt in vielen Lokalen kein Mensch, aber überhaupt kein Mensch, danach! Die Vorarlberger Landesregierung hat sich dazu entschlossen, Jugendliche als Testkäufer einzusetzen und das wird, davon bin ich überzeugt, Wirkung zeigen. Denn beim zweiten oder dritten Mal wird sich jemand überlegen, ob er an betrunkene Jugendliche noch Alkohol ausschenkt. Aber hier bei uns heißt es halt, wo kein Kläger, da kein Richter! Es wird Zeit, Frau Stadträtin, dass auch hier in Wien Überlegungen in diese Richtung angestellt werden!

Dann zum nächsten Punkt, zum Glücksspiel, ein Problem nicht nur von Jugendlichen, sondern auch von Erwachsenen. „Spielsucht ist“, wie Sie einmal gesagt haben, „ein Teil des Lebens.“, aber ein unglücklicher Teil des Lebens. Spielsucht ist wie das Rauchen ein Suchtverhalten, das von den Betroffenen daher nur sehr beschränkt kontrolliert werden kann. Gegen Raucher, ich habe es schon gesagt, wird gegenwärtig massiv vorgegangen und kontrolliert. Die Zigaretten am Automaten waren ein Beispiel. Jugendliche, die spielsüchtig sind und in ein Kasino gehen, werden nicht gezwungen, sich einer Alterskontrolle zu unterziehen. Sie können dort ihre Sucht - in Anführungszeichen - ausleben. Sehen Sie sich einmal an, wie viele dieser spielsüchtigen Jugendlichen sich gerade in der Gegend von solchen Automatencasinos, auch im Prater, einem Vorzeigeprojekt von Ihnen, dass Sie so gerne ansprechen, Frau Stadträtin, herumtreiben! Die Nikotinsucht gefährdet die Konsumenten in erster Linie selbst, die Spielsucht zerstört aber Existenzen und gefährdet ganze Familien! Hier ist es unsere Aufgabe, etwas dagegen zu tun!

Als dieses Thema vor ziemlich genau einem Jahr hier angesprochen wurde, entdeckte die SPÖ plötzlich, dass die Casinos Austria und die Novomatic zwar über viel Geld für Inserate und Reklame verfügen, aber nicht wahlberechtigt sind und daher hat der Herr Bürgermeister plötzlich, als es im Fernsehen thematisiert wurde, versprochen, eine Kommission werde eingesetzt, die das entsprechende Gesetz novellieren und verschärfen solle, vielleicht, hat er dann sogar auf Nachfrage hinzugesetzt, so weit zu gehen, wie es die Forderung des Landes Oberösterreich verlange, nämlich das Kleine Glücksspiel ganz zu verbieten. Soweit das Versprechen des Herrn Bürgermeisters. Das war vermutlich nur ein Versprechen und nicht mehr! Eines der vielen des Herrn Bgm Häupl! Die erste Einschränkung war, es war auf einmal keine Rede mehr von einer Kommission, es war eine Arbeitsgruppe aus Experten, die eingesetzt werden sollte. Wir haben nur Glück, dass der Herr Horngacher jetzt vermutlich nicht mehr als Experte eingesetzt werden kann. Vorher war er ja im Glücksspielbeirat der Stadt Wien drinnen. Jetzt ist er dafür nicht mehr verfügbar. Das Ganze ist jetzt anscheinend abgestellt.

Was haben wir in der Zwischenzeit davon gehört? Der Herr Bürgermeister hat zweimal dazu Stellung genommen: Einmal hat er vor dem Sommer eine gesetzliche Regelung versprochen, dann für den Herbst. Mittlerweile liegt der Schnee, und das Ganze scheint Schnee von gestern zu sein. So schaut es aus um Versprechungen und Zusagen eines Wiener Bürgermeisters. Was gelten die? Die gelten nichts! Er hofft auf das Vergessen in der Bevölkerung. 

Sein Versprechen gilt genauso wenig wie die Versprechen Ihres Kanzlers zu Studiengebühren und zum Eurofighter, zur Befragung der Bevölkerung in der EU. Es gilt genauso wenig wie die Versprechen Ihres Bezirksvorstehers Lacina, keine Moschee im Bezirk zuzulassen. Es gilt genauso wenig wie die Versprechen Ihres Bezirksvorstehers Braun zur Punker-Schutzhütte, die jetzt doch errichtet wird. Das Wort aller dieser SP-Granden gilt überhaupt nichts mehr, und Sie hoffen nur darauf, dass es die Wähler bis zum nächsten Wahltag vergessen haben, meine Damen und Herren in der SPÖ! (Beifall bei der FPÖ.)

Als letztes Mal die Moschee-Demonstration war, haben Sie laut gerufen und den Vorwurf erhoben, die Demonstranten dort wären alles Freiheitliche gewesen. So viele Freiheitliche, wie die, die dort auf die Straße gingen, haben wir in dem Bezirk nicht - haben wir noch nicht, meine Damen und Herren! (GR Ernst Nevrivy: Gott sei Dank! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Das waren Ihre Wähler. Aber ich kann Ihnen auch das sagen: Es waren Ihre Wähler! 

Fragen Sie einmal den GR Valentin - er war dort, hat gehört, was die Leute gerufen haben: „Der nächste Wahltag kommt bestimmt!" Merken Sie sich das, meine Damen und Herren von der SPÖ! (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Jerusalem. Ich erteile es ihr.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Die geplante Schulreform, die Gesamtschulreform, ist gescheitert. Die beiden Koalitionsparteien waren nicht dazu in der Lage, diese Gesamtschulreform auf die Schienen zu stellen. Schuld daran ist in erster Linie die ÖVP, die ja mittlerweile auch dazu übergegangen ist, den Finanzminister die Schulpolitik machen zu lassen, einen Finanzminister, der ... Jetzt weiß ich nicht genau, ob ich „dumme Briefe" sagen darf. Bekomme ich einen Ordnungsruf, wenn ich das sage? (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Nein!) 

Man darf, glaube ich, schon sagen, es war ein sehr dummer Brief, den der Finanzminister da geschrieben hat und der zum Glück eine intelligente Antwort von der unabhängigen Lehrergewerkschaft bekommen hat. Das war seine erste Großtat; mittlerweile ist er dazu übergegangen, an Schulen Pressekonferenzen abzuhalten. Das ist ja überhaupt der Gipfelpunkt! Da muss man selbstverständlich die Aufforderung an die ÖVP richten, mit diesem Unsinn aufzuhören. Die ÖVP und die SPÖ sind ohnehin parteipolitisch heftig an allen Schulen tätig, aber dass jetzt Minister dort ihre Pressekonferenzen abhalten, ist etwas, was man nicht durchgehen lassen kann. - So viel zur ÖVP. (Beifall bei den GRÜNEN.) Ich glaube, das genügt auch schon. 

Ich würde jetzt eigentlich ganz gerne Folgendes tun: Weil wir uns ja mittlerweile in einem sehr kleinen, intimen Kreis befinden, könnte man kleine Zetterl austeilen, und jeder und jede schreibt einmal drauf, was sie oder er für das größte, drängendste Problem im Wiener Pflichtschulbereich hält. (GR Mag Wolfgang Jung: Einstürzende Bauten?) Dann könnten wir uns darüber unterhalten, was so die Einzelnen finden. 

Ich möchte Ihnen gerne verraten, was ich für das drängendste und größte Problem halte. Das ist im Grunde genommen das Armutsproblem, nämlich die Tatsache, dass Kinder aus Familien, in denen die Eltern ein sehr geringes Einkommen haben und auch über eine geringe Bildung verfügen, in unserem Schulsystem so schwer benachteiligt sind. Ich glaube, etliche von Ihnen würden durchaus mit mir gemeinsam dasselbe auf diesen kleinen Zetterln stehen haben. Das ist die große Herausforderung der Wiener Schulpolitik, das ist das große Problem! Das Problem heißt Armut, und das Problem heißt geringer Bildungsgrad bereits bei den Eltern.

Jetzt könnte man in einem nächsten Schritt darüber nachdenken: Was tut man dagegen? Und vor allem, wer tut etwas dagegen? Wir könnten dann noch einmal Zetterl austeilen und die Antwort auf die Frage draufschreiben: Ist Wien personell gut aufgestellt, um dieses wesentliche und gravierende Problem zu bekämpfen oder gar zu beseitigen? - Da braucht man nur „Ja" oder „Nein" draufzuschreiben. 

Ich möchte Ihnen auch diesbezüglich sagen, was ich mir denke. StRin Laska und Präsidentin Brandsteidl sind sicher schätzenswerte, kompetente Menschen in verschiedenen Bereichen. Trotzdem möchte ich sagen, dass ich nicht der Meinung bin, dass das die zu hundert Prozent richtigen Personen sind, um dieses erste und wesentliche Problem der Benachteiligung von Kindern aus sozial schwachen Familien tatsächlich zu lösen. Ich würde also auf mein Zetterl Nein draufschreiben. 

Die SPÖ würde Ja draufschreiben, das ist mir schon klar! Das ist ja auch legitim, und man kann darüber unterschiedlicher Ansicht sein. Nur: Der Otto Glöckel der modernen SPÖ ist meiner Meinung nach nicht in Sicht, und das ist ein Problem, denn wenn eine Stadt nicht dazu in der Lage ist, das wesentliche Problem herauszudestillieren, zu benennen und zu sagen, was man dagegen unternehmen soll, dann ist sie auf dem Holzweg. 

Das Letzte, was ich von der Frau Präsidentin gehört habe - und ich hoffe, sie befindet sich noch hier mit uns in einem Raum -, war, dass sie sich jetzt in Wien auf die Suche nach zehn Volksschulen macht, denen sie ein Begabungssiegel geben kann. Zehn Wiener Volksschulen von, glaube ich, 249 sollen also jetzt in die Lage versetzt werden, auch hoch begabte Kinder mit zu unterrichten, denn in jeder Klasse befinden sich eines oder zwei. 

Das ist das Problem? Ist das das Problem, dass man nicht dazu in der Lage ist, bereits jetzt nicht dazu in der Lage ist, eine ganz normale Volksschulklasse zu unterrichten mit ihren sehr begabten, weniger begabten oder in jeder Hinsicht irgendwo auch wieder begabten Kindern? Das kann man nicht? Da muss man sich zehn heraussuchen, und dann chauffieren die Eltern die Kinder durch die Gegend und suchen diese zehn Schulen? - Das sind nicht die wesentlichen Probleme!

Ich sage Ihnen aber auch, was mir dazu einfällt und was ich mir dazu denke, wenn in einer derart krisenhaften Situation, in welcher Kinder derart benachteiligt sind, Sie sich so etwas einfallen lassen. Ich denke mir - und ich habe den Verdacht mit vielen Leuten, auch aus Ihrer Partei, besprochen -, der Wunsch, tatsächlich eine Gesamtschule zu haben, ist bei den Wiener Politikerinnen und Politikern schaumgebremst. 

Ich möchte Ihnen noch sagen, wie ich zu diesem Schluss komme. Warum ist es so, dass im Wiener Volksschulbereich neben der Volksschule auch noch eine allgemeine Sonderschule existiert? Warum? (GR Heinz Vettermann: Bitte?) Ich hätte gerne, dass mir das einmal jemand erklärt. Es heißt immer: Wir, die SPÖ, wollen eine Gesamtschule! Warum machen Sie nicht wenigstens aus der Volksschule eine Gesamtschule? Warum nicht? Gibt es irgendwen, irgendwas, das Sie daran hindert? Warum teilen Sie die sechs- bis zehnjährigen Kinder in jene ein, die eine Volksschule besuchen, und in jene, die eine allgemeine Sonderschule besuchen? Warum gibt es nicht längst die Gesamtschule Volksschule? 

Ja, man kann nur den Kopf schütteln, es findet sich keine Erklärung. (GR Heinz Vettermann: Das ist ja ...!) Es werden einfach Kinder nicht erst mit zehn Jahren ausgesondert, sondern bereits mit sechs oder sieben, weil man ihnen die Fähigkeit und die Intelligenz abspricht, in der ganz normalen Volksschule mitzukommen, und weil Sie einfach nicht bereit sind, aus der ganz normalen Volksschule eine ganz normale Gesamtschule zu machen. Fangen Sie einmal dort an, wo gar keine gesetzlichen Barrieren vorhanden sind, wo man eigentlich nur den politischen Willen dazu haben müsste!

Weil ich weder bei der Frau Stadträtin noch bei Präsidentin Dr Brandsteidl den politischen Willen dazu sehe, zumindest einmal aus der Volksschule eine Gesamtschule zu machen, deswegen habe ich so meine Zweifel, ob Sie überhaupt eine Gesamtschule haben wollen. (GR Heinz Vettermann: Aber das ist absurd!) Das ist das, was ich mir dazu denke. Das ist das, was mittlerweile vielen Menschen in Wien auch einfällt. Das ist das, was sich viele Lehrerinnen und Lehrer fragen. (GR Kurth-Bodo Blind: Sagen Sie drei Namen!)

Ich möchte aber auch ... (GR Kurth-Bodo Blind: Wer redet Ihnen so einen Blödsinn ein? Drei Namen!) Herr Blind spricht mit mir! (GR Kurth-Bodo Blind: Ja!) Das ist jetzt natürlich eine besondere Situation. Nur: Ich stelle mich nicht hierher und sage, jetzt gibt es da die drei blöden Lehrer, die finden, dass die Volksschule eine Gesamtschule werden sollte (GR Kurth-Bodo Blind: Die drei Gescheiten sind das ja!), sondern da gehe ich gerne noch einen Schritt weiter und sage Ihnen: Viele Lehrerinnen und Lehrer sagen, dass sie die allgemeine Sonderschule, in welcher Kinder, kleine Kinder, ganz kleine Kinder zwischen sechs und zehn Jahren ausgemustert und ausgesondert werden und den Stempel Sonderschule aufgedrückt bekommen, oft für ihr ganzes Leben (GR Dr Wolfgang Aigner: Die werden gefördert!), falsch finden, so falsch wie ich. 

Wenn sie den Stempel einmal aufgedrückt haben, dann kommen sie da nur noch schwer heraus. Der bleibt ihnen ein Leben lang. Gehen Sie dann einmal als Jugendlicher und suchen Sie sich mit dem Stempel Sonderschule eine Lehrstelle - na bravo, gute Unterhaltung wünsche ich Ihnen dabei!

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich möchte an einigen wenigen Beispielen, weil die Zeit natürlich rasch vergeht, noch einmal darauf hinweisen, woran man sehen kann, dass für diese Kinder, die so benachteiligt sind, weil sie aus armen Familien oder aus Familien mit sehr schlechter Bildung kommen, viel zu wenig geschieht, ja ganz im Gegenteil in den letzten Jahren ein Rückschritt zu vermerken war. Sie alle erinnern sich sicherlich daran: Die unverbindlichen Übungen sind irgendwann einmal zu einem Großteil - nicht alle, aber zu einem Großteil - verschwunden. Gestrichen wurden Dinge wie Theater Spielen, Musikmachen, Sportangebote und so weiter und so fort, eigentlich alles das, was Kindern besonders großen Spaß macht.

Verschwunden ist das alles für die Kinder, deren Eltern kein Geld haben; für die anderen Kindern ist das nicht verschwunden, weil sie das jetzt aus der eigenen Tasche privat zukaufen. Wer es nicht privat zukaufen kann, hat diese Angebote nicht mehr. Und noch viel perfider, als man glaubt, dass eine sozialdemokratische Stadt je sein kann, finden diese privat finanzierten, Spaß machenden, tollen Nachmittagsangebote an Schulen statt! Die einen können sich anmelden, die es aus der eigenen Tasche zahlen können, und die anderen sehen: Aha, das gibt es alles, aber für mich nicht, weil ich kein Geld habe, weil meine Eltern kein Geld haben und das nicht bezahlen können. 

Ich finde, da gehen Sie einen Schritt zu weit. (GR Heinz Vettermann: Das ist ja mit den Volkshochschulen gemeinsam!) Da gehen Sie einen Schritt zu weit, weil das noch einmal etwas ganz anderes ist, als wenn es an einer Volkshochschule oder sonst irgendwo außerhalb der Schule stattfindet. Ich halte das für eine Fehlentwicklung und könnte derartige Entwicklungen niemals gutheißen. 

Zwischen Reich und Arm geht auch an den Pflichtschulen die Schere eindeutig auseinander. Schauen wir uns den Nachhilfeunterricht an, da ist es ganz genauso. Kinder, deren Eltern Geld haben, bekommen Nachhilfeunterricht, Kinder, deren Eltern Geld haben, haben auch meistens Eltern, die selbst ein bisschen Nachhilfeunterricht geben können. Die anderen Kinder, wo kein Geld und keine Bildung zu Hause ist, haben das nicht. Sie können es auch nicht zukaufen, sie bleiben übrig. 

Jetzt sollte man annehmen, dass eine sozialdemokratisch regierte Stadt dafür sorgt, dass genau diese Kinder, um die es da geht, vor allem und als Allererste in den Genuss einer ganztägigen Schule kommen. Aber auch das ist nicht der Fall. Es gibt in Wien tatsächlich, glaube ich, 63 von diesen 249 Schulen, die ganztägig geführt sind; ich rede nicht von den Horten, ich rede von den ganztägig geführten Schulen. Da ist dennoch das oberste und erste Kriterium immer die Berufstätigkeit beider Eltern - dann tut man sich sehr viel leichter, wenn man in diese Schulen kommt -, während das soziale Kriterium immer das zweite ist. Auch da finde ich, dass die Entwicklung eine falsche ist.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Was die Zeit jetzt nicht ermöglicht, ist, dass ich Ihnen Briefe vorlese, die ich von Schulen und Elternvereinen bekomme, in denen es eigentlich immer darum geht, dass sie sich auf die Suche nach Sponsoren machen, um dafür sorgen zu können, dass bei Tätigkeiten und Unternehmungen der Klasse alle Kinder dabei sein können. Unentwegt suchen LehrerInnen nach Sponsoren, die vielleicht dort einen Schikurs finanzieren, da eine Exkursion mitfinanzieren und so weiter und so fort, weil es viele Kinder gibt, die zu arm sind, um sich das leisten zu können.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich könnte Ihnen noch viele Beispiele vorlesen. Ich könnte Ihnen auch vorlesen - aber das können Sie selbst lesen -, was die neue Unterrichtsministerin zum Schulanfang uns allen mitgeteilt hat über das Thema: mehr Bildung und mehr von allem und mehr von allem, was wunderschön ist. Ich muss aber jetzt leider Schluss machen und möchte Ihnen abschließend sagen, was mein Eindruck ist: Wien ist auf einem falschen Weg, was die Pflichtschulen angeht, so leid es mir tut! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau Mag Anger-Koch. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Frau Kollegin Jerusalem, um nur kurz auf Ihre Ausführungen über Gesamtschule mit Sonderschule und Volksschule einzugehen: Ich glaube, wir haben in Wien die Sonderschule, weil wir Kinder mit besonderem Bedarf haben, und da rede ich jetzt nicht nur von Kindern, die vielleicht sehr kränklich zur Welt kommen und dann im Grunde genommen nicht mit den anderen Kindern mitkommen. Ich kann Ihnen so einen Fall nennen, den kleinen Jonas, der von Geburt an ständig hat operiert werden müssen, weil er einen offenen Gaumen hatte, weil er schlecht hört et cetera. Er ist sehr froh, dass es solche Schulen gibt, dass er quasi langsam das nachholen darf und kann wie die Kinder in den Volksschulen.

Aber zurück zum Budget: Für uns ist dieses Budget eine Fortschreibung der Zahlen aus den letzten Jahren. Mir geht einfach diese Nachhaltigkeit ab, die für die Wiener und Wienerinnen geschaffen werden muss. Gerade im Bereich der Familien ist Ihnen anscheinend nicht aufgefallen, dass es da einen Strukturwandel gibt, der in der letzten Zeit vor sich geht, gerade wenn man sich das im Bereich der Familien ansieht. Die Scheidungsraten in Wien steigen, und es gibt immer wieder andere Formen des Zusammenlebens in Wien, angefangen von Alleinerziehern oder Patchwork-Familien, die man eigentlich bedenken muss und die auch in Zukunft bedacht werden müssen. 

Was machen Sie für die Familien? Sie steigern die Kosten, Sie überlegen nicht, was das alles in Zukunft für die Familien heißt und wie das Kostenniveau in Zukunft von den Familien gehalten werden soll. Das ist eine familienfeindliche Politik, die hier betrieben wird, vor allen Dingen unter dem Aspekt, dass dafür nächstes Jahr 480 Millionen an Mehreinnahmen zur Verfügung stehen. Uns fehlen da einfach die Visionen und die Schwerpunkte und auch, wo die Effizienz und der bedarfsgerechte Verzehr dieser Steuergelder für Wiener und Wienerinnen hingeht. (Beifall bei der ÖVP.)

Wissen Sie, dass die Privatverschuldung der Familien jährlich steigt? Wissen Sie, dass eine vierköpfige Familie nun rund 20 Prozent mehr an Kosten hat, verglichen mit dem Jahr 2001? Das reicht vom Kindergartengeld über die Parkscheinerhöhung und die Parkpickerl bis zur Fahrscheinerhöhung, und was die Familien ganz arg trifft, sind natürlich Strom, Abwasser und Müllabfuhr. 

Was ist das Fazit? Viele junge Menschen, die vor der Entscheidung stehen, eine Familie zu gründen, werden sich nicht für die Familie entscheiden, weil sie ganz einfach Zukunftsangst haben. Wir haben seit den 30er Jahren stagnierende Geburtenraten, das heißt, der Generationsvertrag kommt ins Schwanken, und es wird ein Ungleichgewicht entstehen. 

Denken Sie doch daran, dass die Kinder unsere Zukunft sind und wir hier Schwerpunkte und Maßnahmen setzen müssen, von der Erziehung und Ausbildung bis hin zur Beschäftigung. Investieren Sie das Geld für die Zukunft, und setzen Sie Maßnahmen für Familien, für die Wirtschaft, für den Standort Wien. Fördern Sie den Freizeitbereich der Kinder gerade im Breitensport, die Vereine und die Verbände, dass sie diesen Breitensport auch anbieten können. Fördern Sie die Kooperation zwischen den Sportvereinen und den Schulen, sodass in der Nachmittagsbetreuung die Angebote umgesetzt werden können, und inszenieren Sie in Wien den Sport nicht immer nur als Event, sondern schauen Sie, dass die Ziele für den Breitensport und Freizeitsport im Vordergrund stehen. Berücksichtigen Sie bitte in Zukunft auch die infrastrukturellen Bedürfnisse des Sports, indem Turnsäle und Sportstätten sowie die Sportanlagen in den schulfreien Zeiten besser genutzt werden können, sodass auch die Vereine, die bemüht sind, ihre Trainingseinheiten in den Schulen in der Sommerzeit weiterzuführen, hier nicht scheitern. 

Wir fordern auch wieder einmal den Sportstättenplan und stellen diesbezüglich den Antrag an die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport, dass auf Basis internationaler Kriterien für die Verfügbarkeit von Sportstätten ein Sportstättenplan in Wien zu erarbeiten ist. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber auch ein anderes Thema ist für uns wichtig, das in den letzten Monaten immer wieder durch die Medien kursiert ist, und zwar, dass wir uns mit dem Bereich Jugend mehr beschäftigen und dass da kein Stillstand entsteht, sondern dass wir hier nachhaltig arbeiten. Unsere Jugend braucht einen Raum, sie braucht Platz, und sie braucht einfach menschliche Unterstützung. Sie planen ein Bauprojekt und haben sich noch keine Gedanken darüber gemacht, dieses auch den Erfordernissen von Jugendlichen anzupassen. 

Um dem jugendspezifischen Aspekt der Stadtförderung stärker als bisher Rechnung zu tragen, bedarf es einer Definition der Kriterien von Jugendverträglichkeit und der Erstellung eines diesbezüglichen Katalogs. Wir bringen auch hier einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein:

„Die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport möge in Absprache mit dem amtsführenden Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr und dem amtsführenden Stadtrat für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung folgende Schritte setzen: Definition von Kriterien für die Jugendverträglichkeit von Bauprojekten und Zusammenfassung dieser Kriterien in einem eigenen Katalog, Einführung einer verpflichtenden Jugendverträglichkeitsprüfung bei Bauvorhaben, wenn diese gewisse quantitative Ausmaße überschreiten, Anwendung des Jugendverträglichkeitskatalogs bei der Entwicklung und Errichtung neuer Stadtteile. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt." (Beifall bei der ÖVP.) 

Das Konfliktpotenzial vieler Jugendlicher findet dann quasi auch seinen Ausdruck in den Schulen. Um hier rechtzeitig entgegenzusteuern und den Lehrern und Eltern sowie auch den Schülern Hilfe zu geben, müssten von der Stadt Wien für schulbegleitende Sozial- und Jugendarbeit geschulte Jugendsozialarbeiter und Schulpsychologen bereitgestellt werden. Das heißt, hiefür müssen die finanziellen Ressourcen sichergestellt werden. Auch im Bereich der Schulmediation, der Kinder- und Jugendanwaltschaft finden die Personalressourcen keinen Niederschlag. Wir haben schon sehr oft erwähnt, wie wichtig gerade die Schulmediation in den Schulbereichen ist, weil sie eben auch in den Bereich der Familien hineinkommt. 

Deshalb stellen wir auch hier einen Antrag betreffend Aufstockung der finanziellen und personellen Ressourcen für schulbegleitende Maßnahmen an die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport. Sie möge im Budgetvoranschlag für 2008 die vorgesehenen finanziellen Mittel für schulbegleitende Maßnahmen um 30 Prozent erhöhen und die Anzahl der an den Schulstandorten tätigen Schulpsychologen und Jugendsozialarbeiter derart aufstocken, dass eine bedarfsorientierte Betreuung an den Schulen gewährleistet ist. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.)

Jugendliche dürfen in dieser Stadt nicht länger als Störfaktor oder Feindbild zählen, sondern wir müssen mit ihnen arbeiten, wir müssen sie stützen, und wir müssen sie unterstützen. Ich habe Ihnen jetzt schon einige Sachen gesagt, auch im Bereich des Sportes. Wir müssen ihnen alternative Freizeitangebote geben.

Aber es gibt auch im Bereich der musischen Erziehung Möglichkeiten, die Jugendlichen zu beschäftigen. Da liegt in Wien sehr vieles noch im Argen, weil es hier bis dato und de facto keine breitenwirksame Förderung des musikalischen Unterrichts gibt und diese nicht stattfindet. Wien verfügt im Vergleich mit anderen Bundesländern eigentlich über die geringste Anzahl der Musikschulen. Auch hier werden wir noch einmal einen Antrag einbringen betreffend Schaffung von bedarfsgerechten Musikstandorten in jedem Wiener Bezirk:

„Die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport wird ersucht, dafür Sorge zu tragen, dass auf Basis eines umfassenden Musikschulkonzeptes bis Ende 2012 in jedem Wiener Bezirk eine dem jeweiligen örtlichen Bedarf entsprechende Musikschule errichtet wird.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt." (Beifall bei der ÖVP.)

Jetzt bin ich mit meinen Anträgen fertig, und ich möchte eigentlich nur mehr zusammenfassend sagen, dass Sie Ihrer Verantwortung in Wien nachkommen sollen, gerade im Jugend- und familiären Bereich, was mir auch ein persönliches Anliegen ist. (GRin Martina LUDWIG: Machen wir!) Das macht ihr; danke, das freut mich.

Versuchen Sie einfach mehr Qualität statt Quantität und investieren Sie die Steuergelder dort, wo es notwendig ist, eben im außerschulischen Bereich. Fördern Sie den Breitensport und somit auch unsere Dachverbände, sie haben es wirklich notwendig. Bringen Sie den Sport und die musische Erziehung in die Nachmittagsbetreuung. Helfen Sie unseren Familien, zocken Sie diese nicht ab, und investieren Sie bitte in die Zukunft und in die Nachhaltigkeit der Wiener und Wienerinnen. - Ich danke vielmals. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Mag Reindl. Ich erteile es ihm.

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister! Meine Damen und Herren!

Bevor ich mit meiner Rede beginne, erlaube ich mir, kurz auf ein, zwei Äußerungen meiner Vorredner einzugehen. Ich möchte mit Herrn Jung beginnen; er ist, glaube ich, leider im Moment nicht im Saal, aber vielleicht kann man ihm das ausrichten. Herr Ebinger, vielleicht können Sie das Ihrem Parteikollegen sagen. (Zwischenruf von GR Kurth-Bodo Blind) Herr Blind, Sie auch, passen Sie bitte gut auf, wenn Sie ... (GR Kurth-Bodo Blind: Nein, es steht ja im Protokoll!) 

Ich möchte aufs Schärfste die Wortwahl und die Äußerungen, die Herr Jung über unsere Frau Stadtschulratspräsidentin Brandsteidl gemacht hat, zurückweisen! Sie ist menschenfeindlich, menschenverachtend, niederträchtig, feig und hinterhältig - ich erwarte von Herrn Jung, dass er sich bei der Frau Präsidentin für seine unmenschlichen Äußerungen entschuldigt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich möchte auch die Kritik an unserer Frau Vizebürgermeisterin und an der Frau Präsidentin zurückweisen (GR Kurth-Bodo Blind begibt sich in Richtung Vorsitz. - GR Harry Kopietz: Herr Kollege Blind! Jung soll sich entschuldigen, nicht Sie!), die von der Opposition gekommen ist. Diese ist als absolut unzulässig zurückzuweisen. Ich glaube, Sie kennen doch alle die Verfassung und wissen, was ein Land, was eine Stadt machen kann und darf und wofür der Bund zuständig ist. Ich kann Ihnen sagen, dass gerade wir in Wien in vielen Bereichen dank der hohen Kompetenz der beiden Frauen zu den Besten der Besten gehören, was die Bildungspolitik betrifft. 

Wir können nichts dafür, dass Österreich unter zehn Jahren Gehrer noch immer leidet, dass die Rahmenbedingungen, die dort vorgegeben wurden, bestenfalls in die Monarchie gepasst hätten und vielleicht damals Reformen gewesen wären. Aber diese altertümliche Schulpolitik zu entgegnen, ist, glaube ich, in Wien hervorragend gelungen. Dafür muss man sowohl der Frau Vizebürgermeisterin als auch unserer Stadtschulratspräsidentin ein Kompliment machen und eine hohe Auszeichnung aussprechen. (Beifall bei der SPÖ.)

Ich möchte zu Frau Jerusalem nur kurz Folgendes sagen: Frau Jerusalem, entschuldigen Sie, aber das versteht doch niemand, wenn Sie das wirklich ernst gemeint haben. Ich werte das als einen Beitrag zum Fasching, was Sie gesagt haben - dass wir in der Volksschule keine Gesamtschule haben -, weil ich das einfach nicht anders bewerten kann. (GRin Susanne Jerusalem: Was ist mit der Sonderschule?) Ich bin nicht der größte Bildungsexperte in meiner Fraktion, aber selbst für mich erscheint das teilweise als pädagogischer Unsinn, was Sie gesagt haben. (GR Harry Kopietz: Warum die Einschränkung?) 

Ich möchte auch darauf hinweisen, dass die SPÖ weiterhin auf ihrer Linie bleibt, dass wir weiterhin für die gemeinsame Schule der 6- bis 15-Jährigen eintreten. Dass es mit dieser ÖVP, mit diesen konservativen Damen und Herren an der Spitze im Moment leider nicht möglich war, mehr zu erreichen, als wir erreicht haben, tut uns leid. Wir hätten gerne viel mehr gehabt, aber man muss auch, wenn einem die Sache wichtig ist, einen politischen Kompromiss eingehen. Das haben wir gemacht, und dazu stehen wir auch. 

Ich möchte auch sagen, dass der Beschluss, der jetzt in der Bundesregierung gefasst wurde, ein Fenster ist, eine Möglichkeit, wie wir etwas Sinnvolles - eine Modernisierung des Schulwesens, ein Weiterentwickeln des Schulwesens - machen können, dass es sinnvoll ist, dass es positiv ist. Ich hoffe, dass sich alle Beteiligten anstrengen, dass der Versuch erfolgreich wird. Ich bin zuversichtlich, dass er erfolgreich wird: Er wird von vielen Lehrern gewünscht, er wird von vielen Eltern gewünscht, und er wird von vielen Schülern gewünscht. Ich bin auch sehr froh, dass im Moment die Schule entscheidet, ob sie am Schulversuch mitmachen möchte oder nicht. Das gibt den Eltern, den Lehrern und auch den Schülern Sicherheit. 

Ich bin aber auch dafür, dass die Abstimmung darüber, ob eine Schule am Schulversuch mitmacht oder nicht, in den AHS nicht nur die Oberstufen treffen sollen, sondern diejenigen, die es betrifft, nämlich die Kinder in den dritten und vierten Klassen der Volksschulen, sodass also die Eltern der Kinder mitreden können, und auch die Eltern der Kinder in der ersten und zweiten Klasse der Mittelschulen. Ich glaube, das ist die Zielgruppe, die der Schulversuch betrifft, und diese soll auch darüber bestimmen können, ob die neue Schule gut für ihre Kinder ist. (Beifall bei der SPÖ. - StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Ist aber nicht Gesetz!)

Frau Cortolezis, es ist nicht im Gesetz, aber ich darf einen politischen Wunsch äußern. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Genau!) Wenn Sie in Ihrer Partei ein zielgerechtes Gesetz machen würden, dann würden Sie auch wissen, dass das kein schlechter Vorschlag ist. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Das Gesetz ist die Linie!) 

Sehr positiv finde ich es auch, dass nach einem Regellehrplan unterrichtet wird. Was ich mir für die Zukunft wünschen würde, ist, dass die AHS-Lehrer und die Hauptschullehrer eine gemeinsame Ausbildung und auch eine gemeinsame Gehaltsstruktur bekommen, weil ich glaube, dass das im Moment vielleicht zumindest für Herrn Neugebauer einer der größten Gründe ist, warum er dagegen ist, dass es eine weitere Schulentwicklung gibt. 

Meine Damen und Herren! Wir leben im Jahr 2007, die Entwicklung der Wirtschaft ist rasant, die Globalisierung greift massiv um sich, und es wird entscheidend werden - als Standortfaktor, und es ist auch politisch entscheidend -, wie gut die Menschen in einem Land, in einer Stadt ausgebildet sind, wie gut ihr Know-how ist und wie weit sie auch für Neues offen sind. Daher ist es aus ökonomischer Sicht ganz entscheidend, dass die Qualität der ausgebildeten Menschen sehr hoch ist, weil diese entscheidend für Wachstums- und Wettbewerbseffekte in einem Land sind.

Wenn wir in Österreich und in Wien weiterhin ökonomisch an der Spitze sein wollen, müssen wir unsere Jugend und unsere Kinder darauf vorbereiten, damit wir auch den Wettbewerb der Zukunft bestehen können. Daher ist es umso wichtiger, dass wir vorrangig in unsere Jugend und in unsere Schüler investieren. Daher ist es auch richtig, dass mit der gemeinsamen Mittelschule die Basis dafür gelegt wird, dass hier eine bestmögliche Ausbildung gegeben wird und dass ein höheres Qualitätsniveau unserer Jugend erreicht wird. 

Die SPÖ will das! Wir haben das frühzeitig erkannt, wir arbeiten schon lange daran, dass wir dieses Ziel erreichen, und wir werden auch weiter dafür kämpfen. Es ist dies sehr wichtig, und ich hoffe, dass auch die ÖVP irgendwann einmal aus ihrer Maria Theresianischen Sicht, die zur damaligen Zeit sehr gut war, aber heute nicht mehr up to date ist, aufwacht. (Beifall bei der SPÖ.)

Meine Damen und Herren! Ich möchte mich nun einer anderen Bildungseinrichtung widmen, dem Kindergarten. Wir haben in Wien den Benchmark für den Kindergarten, unser Kindergarten ist transparent, vorbildlich und sehr professionell aufgestellt. Wir haben 95 Prozent aller Drei- bis Sechsjährigen jetzt schon im Kindergarten, und bei den Kleinkindern von null bis drei Jahren sind wir nahe an 55 Prozent. Ich darf Ihnen mitteilen, dass wir uns mit diesem Erfolg nicht zufriedengeben, sondern dass wir massiv weiter investieren und ausbauen. 

So hat die Frau Stadträtin, also die Frau Vizebürgermeisterin, kürzlich drei neue Kindergartenstandorte mit insgesamt 300 neuen Plätzen allein in den letzten beiden Monaten eröffnet; ich erspare es mir jetzt hinzuzufügen, in welchen Bezirken das war. Diese Kindergärten sind nach dem modernsten Standard ausgestattet und geben auch entsprechend weiten Raum, damit sich die Kinder sportlich aktiv bewegen können. Die Kindergartenpädagogen sind nach den neuesten Methoden und Standards ausgebildet. Aber wir geben uns mit diesen Erfolgen nicht zufrieden. Wir werden weiterhin in Kindergärten und Kinderkrippen investieren. So werden wir nächstes Jahr zwei weitere Projekte in Angriff nehmen. 

Ich möchte auch hervorheben, dass die Stadt nicht nur selbst Kindergärten errichtet, sondern dass auch die Gruppenförderung für Privatkindergärten sehr gut angenommen wird. Wir können auch hier das Budget wesentlich erhöhen, und zwar auf 52,2 Millionen EUR, meine Damen und Herren! Das ist ein sehr wichtiger Faktor dafür, dass auch die kleinen Kinder einen guten Platz bekommen. 

Es wurde nicht nur die Förderung der Infrastruktur und die Förderung der Privatkindergärten erhöht, sondern es gibt auch eine personenabhängige soziale Förderung. Es ist ja schon oft erwähnt worden, aber ich möchte gemäß dem Motto unserer Frau Vizebürgermeisterin, dass Wiederholung den Lerneffekt erhöht, auch mitteilen, dass ein Drittel der Kinder im Kindergarten nichts bezahlt, weil die Eltern sozial dazu nicht in der Lage sind; ein Drittel bezahlt 0 bis 100, und nur ungefähr ein Drittel aller Kinder bezahlt den vollen Betrag. Ich glaube, da müsste auch die ÖVP erkennen, dass das eigentlich eine sehr gute und vorbildliche soziale Staffelung ist, noch dazu, wo wir hier von einem ganztägigen Angebot sprechen.

Aber nicht nur in die Kindergärten, auch in die Schulen investieren wir sehr massiv. Das Schulpaket-Neu mit 570 Millionen hat ja Barbara Novak schon erwähnt. Ich möchte auch, weil von Herrn Aigner die Kritik gekommen ist, dass da die Stadt jetzt erst aufwacht und auch jetzt erst zu investieren beginnt, darauf hinweisen, dass wir in den letzten Jahren das Schulpaket 2000 hatten. Da haben wir ungefähr 1 Milliarde in 100 Neu- und Umbauten investiert. Dann haben wir das Generalsanierungsprogramm mit 120 Millionen EUR für 27 Schulen gehabt, und nunmehr für 42 Schulen das jetzige Programm, wobei ich aber sagen möchte, dass natürlich auch davor schon sehr viel passiert ist und investiert wurde und dass wir insgesamt für unsere Jugendlichen eine sehr tolle Infrastruktur in der Schule zur Verfügung stellen werden.

Ein Wort noch zur MA 44: Die Bäder sind eine hervorragende Einrichtung, eine Sport- und Freizeiteinrichtung, aber auch eine soziale Einrichtung. Die gestützten Tarife, die wir haben, sind meiner Ansicht nach sehr gut und wurden auch heuer wieder sehr erfolgreich aufgenommen. Wir haben heuer einen hervorragenden Besuch gehabt, natürlich auch bedingt durch das schöne Wetter. Aber es wird in den Bädern durch die Leitung der Bäder auch sehr innovativ vorgegangen. 

Die Bäder tragen auch maßgeblich zur Verbesserung des Umweltschutzes bei. Durch das Energie-Contracting sind Energiekosten eingespart worden, um 50 Prozent beim Wasser- und beim Abwasserverbrauch. Das ist eine hervorragende Leistung. Es ist schon in vielen Bädern Energie-Contracting durchgeführt worden.

Die MA 44 ist so gut, dass sie für das Hallenbad Brigittenau heuer - nämlich übermorgen - den European Energy Service Award von der Europäischen Union bekommen wird. Ich gratuliere der Frau Vizebürgermeisterin, aber auch dem Leiter der MA 44, Herrn Dipl-Ing Schuster, recht herzlich zu dieser Auszeichnung. Es ist eine Ehre für diese Stadt und auch für uns, dass wir diesen Preis gewinnen konnten. (Beifall bei der SPÖ.)

Abschließend ein paar Worte zum Sport: Herr Blind, Ihr Bild der Europameisterschaft deckt sich nicht mit unserem. Ich meine ... (GR Mag Wolfgang Jung: Wir werden noch darüber reden! So wie über Ihre Aussprüche!) Herr Jung, Sie leben in einer Welt, in der Sie nur, glaube ich, mit Maske, Helm und Schlagstock auf Sportplätze gehen. (GR Mag Wolfgang Jung: Schauen Sie sich die Polizisten einmal an!) In Wien ist das nicht Realität und wird es auch nicht Realität sein. 

Aber ich möchte schon darauf hinweisen, weil Sie hier die schwache Ausrüstung der Polizei ansprechen (GR Mag Wolfgang Jung: Ja! Zu schwach!) - wobei da im Übrigen schon nachgekauft und nachinvestiert wurde von der Bundesregierung und von der Stadt (GR Mag Wolfgang Jung: Wäre gescheiter, Sie nutzen die Zeit, um sich zu entschuldigen!) -, dass Sie in der Regierung Schüssel gemeinsam die Polizei, vor allem hier in Wien, ganz massiv ausgehungert haben, was sowohl die Ausrüstung als auch die Mannschaft betrifft. 

Wir wollen eine sehr erfolgreiche Europameisterschaft haben, eine Völkerverständigung, einen Beitrag zum Frieden. Wir wollen auch präsentieren, dass Wien Lebenslust ist. 

Zum Abschluss meiner Rede möchte ich noch kurz mein Bedauern darüber aussprechen, dass es heuer im Sommer einen sehr negativen Vorfall für die Stadt gegeben hat. Es wurde nämlich von Seiten der GRÜNEN der Host-City-Vertrag an Medien gespielt. Das war leider nicht sehr positiv für die Stadt. (GR Mag Wolfgang Jung: Die Zeit ist aus!) Wir haben hier einiges nachjustieren müssen. (GR Mag Wolfgang Jung: Schlusswort!) Aber ich hoffe, dass hier die GRÜNEN auch erkennen, was positiv ist und was man verkaufen kann, aber was man vielleicht auch besser nicht sagen kann im Interesse der Stadt. (GR Mag Wolfgang Jung: Schlusswort!)

Mein Schlusswort gilt dem Dank und der Anerkennung für die 20 000 Beschäftigten im Ressort der Frau Vizebürgermeisterin. Sie leisten Hervorragendes für diese Stadt. Ich bin mir sicher, auch 2008 wird dieses Ressort hervorragend aufgestellt sein und hervorragend seine Aufgaben erfüllen. - Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn. - Bitte.

StR David Ellensohn: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich werde etwas später auf den Host-City-Vertrag zurückkommen. Beginnen möchte ich mit etwas, was man fast eine tatsächliche Berichtigung nennen könnte, und zwar zu dem, was von der FPÖ eingangs oder in zwei Redebeiträgen gekommen ist, nämlich zur Macho-Kultur im Zusammenhang mit AusländerInnen und dem Islam. 

Zumindest bei uns GRÜNEN und bei vielen Leuten draußen ist es so: Wenn wir von Macho-Kultur in der Politik reden, dann meinen wir die FPÖ. Unter anderem deswegen, weil im Parlament bei 21 Personen 19 Männer und 2 Frauen sitzen und hier in diesem Haus bei 14 PolitikerInnen die „-innen" genau 2 und die Politiker 12 sind. Das ist auch eine Macho-Kultur! So gesehen, sollten Sie mit so etwas gar nicht so ein Problem haben, sondern dort fast Verbündete sehen - wenn es denn so wäre! (Zwischenrufe bei der FPÖ.)

Es gibt eine Studie, die Jugend-Wertestudie, die gestern unter anderem auch im „Standard" publiziert wurde. Da wird darauf eingegangen, woher tradierte Rollen kommen und wer denn heute noch daran glaubt. Der wesentliche Punkt, der herauskommt, ist, dass der Gender-Aspekt beim Geschlechter-Rollenverständnis eine viel größere Bedeutung als Kultur und Religion hat. 

Das wird mit Zahlen untermauert. Es sind über 1 200 junge Menschen befragt worden, davon ein Viertel mit Migrationshintergrund. Tatsache ist, junge Männer ohne Migrationshintergrund haben ein sehr, sehr tradiertes Rollenverständnis, und die ZuwanderInnen haben sogar ein kleineres Problem damit, sie haben ein moderneres Verhältnis dazu. Es sind die jungen Männer, in dem Fall die jungen Österreicher, die heute tatsächlich ein Problem mit dem Rollenverständnis haben. Das geht zumindest aus dieser Studie hervor. Sie lesen wahrscheinlich nicht alle den „Standard", aber es ist auch anderswo erschienen.

Weil die Gender-Gerechtigkeit den GRÜNEN am Herzen liegt, komme ich auch beim Sport gleich als Erstes genau auf diesen Punkt zu sprechen. Meine Kollegin Monika Vana hat gestern in der zuständigen Geschäftsgruppe auf den mangelnden Gender-Aspekt im Budget insgesamt und im Speziellen im Sportbereich hingewiesen. 

Ich möchte von einer Pressekonferenz zitieren, was denn im Sport alles zu machen wäre: Frauen machen Sportpolitik - Forderungen für eine gender-gerechte Sportpolitik. Unter anderem: Gender Budgeting im Sport verwirklichen, Frauenquoten in Bundes- und Landes-Sportorganisationen, Förderprogramme für Trainerinnen. Dann kommt eine längere Aufzählung: Österreichische Sportlerinnen bringen hervorragende Leistungen, sie sind anerkannt und gelten als große Vorbilder. Aber wo? In den Sportorganisationen sind Frauen unterrepräsentiert. Das geht hinunter bis auf 7 Prozent; der höchste Satz waren 29 Prozent der Vereinsmitglieder. 

Da gibt es eine Studie zu Frauen in der österreichischen Sportstruktur. Die Geschlechterverteilung ist nicht ganz halb-halb bei den Mitgliedern in den Vereinen, sondern beträgt 59 zu 41 bei insgesamt 94 000 Mitglie-
dern. Je höher in der Sportorganisation wir kommen, desto niedriger wird der Frauenanteil. Es wird dann noch gelobt, dass es in kleinen Bereichen funktioniert. Und: Was würde man sich im Sportbereich unter Gender Budgeting vorstellen beziehungsweise was hat anderswo funktioniert?

Am Ende dieser Unterlage stehen zwei positive Beispiele. In Berlin hat eine Studie zutage gebracht - ich glaube, es würde in Wien kein anderes Ergebnis herauskommen -, dass Sportplätze stärker von Buben und Männern benützt werden, wegen Fußball unter anderem oder vor allem, und Mädchen und Frauen eher in Turnhallen Sport betreiben. Daraus folgte in Berlin eine Umschichtung von Mitteln in Richtung Turnhallen, das wird hier als positives Beispiel angeführt. In der österreichischen Gemeinde Baumgarten haben Mädchen gemeint, sie würden auch gerne Fußball spielen; das hat dazu geführt, dass mit Unterstützung ein Mädchen-Fußball-
verein gegründet wurde. 

Das alles sind Forderungen, die die GRÜNEN unterstützen können. Es war dies eine Pressekonferenz von Barbara Prammer - sie gehört nicht zu den GRÜNEN, sondern zur Sozialdemokratie - im vergangenen Jahr. Es ist alles richtig, was da drinsteht. 

Jetzt dazu, wie es in Wien läuft: Da haben wir auf Seite 278 im Budget die Dienststelle MA 51 - das ist ein Absatz, der insgesamt vielleicht vier, fünf Finger breit ist -, dort sind zwei Veranstaltungen erwähnt, nämlich der Österreichische Frauenlauf und der Mädchenfußballtag. Darunter steht in den Erläuterungen: Das Sportamt der Stadt Wien unterstützt Vereine und Verbände in ihrer Tätigkeit und bei der Erhaltung von Sportanlagen unabhängig vom geschlechtsspezifischen Anteil der Sportausübenden. Derzeit gibt es daher keine Aufzeichnungen über die konkrete Frauenquote in diesem Bereich.

Das haben wir hier schon letztes Jahr besprochen - da war es nämlich noch ein bisschen lapidarer ausgedrückt, es war aber derselbe Inhalt -, und jetzt steht es wieder da. Das wäre aber genau das Wesen, dass man das tut! Genau das würde ja Gender Budgeting heißen, dass man das tut, worüber da steht: Das tun wir nicht. Es geht nicht, dass sich hier das Sportamt von einem zum anderen Mal verweigert, verweigert und verweigert. Es wäre dringend notwendig, dass das Sportamt dazu übergehen würde - wie von der SPÖ selbst gefordert -, Gender Budgeting auch im eigenen Bereich einzuführen. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Ich komme zur EURO 2008. Der Host-City-Vertrag ist ein Geschäftsstück, das wir hier vor knapp einem Jahr beschlossen haben. Ich habe nachgeschaut: Am 15. Dezember 2006 war das nach 22 Uhr hier Gegenstand der Debatte, es gab eine längere Debatte und lange Wortmeldungen dazu, hin und her, und anschließend war die nichtöffentliche Sitzung. Meines Erachtens sind Geschäftsstücke, die hier in öffentlichen Sitzungen behandelt werden, öffentlich! 

Ich weiß daher nicht genau, wo das Problem liegt. Es war ein hier öffentlich abgehandeltes Geschäftsstück, wobei über Internet Leute zuschauen, wobei auf der Galerie Leute zuhören dürfen, wobei Leute mitbekommen, was hier gesagt wird, wobei man das im Protokoll nachlesen kann, auch im Internet, was ich hier ebenfalls vorher getan habe. Wie man das geheim halten soll oder warum man das tun sollte, erschließt sich mir nicht! Und ein Gespräch mit einem Journalisten oder einer Journalistin über Geschäftsstücke, die wir hier herinnen beschließen oder auch nicht beschließen, halte ich nicht für verwerflich.

Österreich - England: Ich halte mich nicht lange beim sportlichen Aspekt auf, weil hier meine Position tatsächlich von jener von zwei Vorrednerinnen, nämlich von zwei Fraktionen, differiert. Ich sage nur, die englischen Tageszeitungen waren nachher enttäuscht davon, dass man Scott Carson - das war der Tormann bei den Engländern, der zum ersten Mal eingesetzt wurde - nicht in Aktion gesehen hatte, ihn nicht testen konnte und jetzt nicht weiß, ob er überhaupt quasi der neue Einser-Goalie werden soll oder nicht und ob er am Mittwoch gegen Kroatien - England ist ja noch nicht qualifiziert - eingesetzt wird oder nicht. Das war die Position der englischen Zeitungen, die natürlich auch hin und wieder schönfärberisch mit der eigenen Mannschaft umgehen. 

Aber darum geht es mir nicht, sondern um die EURO 2008 und darum, wie es mit dem Aspekt Sicherheit ausschaut. Wie schaut es mit dem Einlass beim Stadion aus? Claudia Smolik hat ausgeführt, wie es ihr ergangen ist, als sie gekommen ist. Sie ist gegen 20.15 Uhr beim Sektor A aufgetaucht und war dann immerhin um 20.50 Uhr auf ihrem Platz. Das geht sich wenigstens aus, wenn man früh genug kommt, offensichtlich noch 10 Minuten vor Ankick. 

Ich habe erst etwas später Zeit dazu gefunden, ins Stadion zu kommen. Ich bin auch im Sektor A gesessen, war um 20.30 Uhr draußen und habe schon damit gerechnet, dass es knapp wird, weil dies hier leider des Öfteren der Fall ist. Um 20.30 Uhr bin ich so hineingekommen, dass ich um 21.02 Uhr, also ungefähr 15 Se-
kunden nach Ankick - den hat man nämlich, glaube ich, um eine oder zwei Minuten verschoben -, sodass ich eben exakt den Spielbeginn noch gesehen habe.

Das ist jetzt schön für mich, dass ich noch hineingekommen bin. Etwas weiter drüben - das war der Sektor A1 - gab es noch eine sehr, sehr viel längere Schlange, und außerdem waren auch hinter mir noch Leute angestellt. Ich nehme an, dass sie alle nicht rechtzeitig hineingekommen sind. 

Jetzt muss man sagen, das war ein Freundschaftsspiel mit sehr wenigen Fans von der Gastmannschaft. Nächstes Jahr sind dort nicht nur 50 000 Leute, die hineinwollen, sondern noch einmal 20 000, 30 000 vor Ort, die gar keine Karte haben, aber dort auch den Platz verbrauchen. Und es tut mir leid - ich gehöre nicht zu denen, die die EURO madig reden wollen, ich bin froh, dass das Turnier kommt, und ich hoffe auch, dass es nicht nur ein spektakuläres Turnier wird, sondern tatsächlich so wie in der Bundesrepublik Deutschland auch dazu genutzt wird, dass man nachhaltig im Tourismus noch bessere Werte erzielen kann und dass natürlich die Sympathiewerte von Wien durch so ein Turnier und die Kompetenz des Sportbereichs gesteigert werden -, aber es nützt nichts, wenn man die Augen davor verschließt: Das ist jetzt ein Ernstfall zum Testen gewesen, so viele Länderspiele finden nicht mehr statt, und es hat wieder nicht funktioniert! 

Es funktioniert eigentlich seit Jahren nicht. Das mit dem Einlass haut nicht hin, am Schluss ist es immer dasselbe: Kontrolliert wird nicht mehr. Ich bin natürlich nicht mehr kontrolliert worden. Mit den Karten funktioniert es auch nicht, diese werden nicht mehr hineingehalten, sondern es wird irgendwie schnell abgerissen, damit man die letzten Tausenden Personen noch hinein ins Stadion bringt. So kann das nächstes Jahr nicht funktionieren!

Jetzt frage ich mich aber, wann wir den Ernstfall probieren. Denn mit Freiwilligen werden wir es nicht machen können, und so viele große Spiele kommen nicht mehr. Gegen Tunesien wird es in dieser Woche schon wieder nicht voll sein. Es ist schade, dass das bis jetzt nicht funktioniert hat.

In anderen Ländern hat man öfter gesehen - so auch bei der Weltmeisterschaft -, dass man einen größeren Kreis und einen kleineren inneren Kreis zieht. Das hätte man zumindest einmal ausprobieren können, das habe ich noch immer nicht gesehen. Auch wenn es kommt, befürchte ich, dass unsere eigenen Ordnungskräfte zumindest Schwierigkeiten haben könnten, die Aufgabe zu bewältigen, weil sie es nicht üben. Das kann man nicht theoretisch üben, das kann man nur im Ernstfall üben, und das wäre eine Möglichkeit gewesen. Ich hoffe, dass das mit dem Einlass wesentlich besser funktioniert; es muss anders geregelt werden und schneller über die Bühne gehen.

Es nützt auch nichts, wenn die WEGA mit ihrer martialischen Uniform massenweise durch die Gegend steht, daneben werden die Leute trichterartig zum Eingang hingeführt, wo du dich hineinquetschten musst, und die machen dort alle nichts. Ich bin auch auf anderen Spielen gewesen - das war ja nicht mein erstes Fußball-Match -, das läuft nicht überall so. Das ist bei der WM nicht so gewesen in Nürnberg und nicht in München, das ist in den englischen Stadien auch nicht so, und dort kommen regelmäßig 50 000 Leute. Die haben das eben im Griff, weil sie es tagein, tagaus oder zumindest jeden Samstag so erleben. Unsere Leute scheinen da überfordert zu sein. Ich hoffe, dass man sich besinnt und internationale Leute dazu heranzieht, weil wir das selbst so nicht schaffen.

Ganz kurz zum PID: Dieser ist hier von ÖVP und FPÖ richtigerweise kritisiert worden. Wir haben als Opposition keine Lösung, das schwillt einfach an. Vielleicht sollte man darüber nachdenken, ob man die Gesamtausgaben deckelt, da es zwischendurch Steigerungen von 25 Prozent im Jahr gibt, vielleicht bei 50 Millionen oder bei 100 Millionen. Oder man sagt uns, es gibt kein Ende der Fahnenstange, und das wird eben jährlich festgesetzt mit 20 Prozent Steigerung, wie es offensichtlich geplant ist. 

Wir hätten gerne, dass der PID nicht automatisch jedes Jahr mehr Geld bekommt, sondern dass er zumindest nach dem nächsten Jahr wieder zurückgefahren wird. Es sollte da nach meiner Meinung zu einer klaren Deckelung in Relation zum Gesamtbudget kommen und dadurch viel weniger zur Verfügung stehen.

In der Geschäftsgruppe sind so viele verschiedene Punkte, dass ich zum Glücksspiel nur ganz kurz Folgendes sagen möchte: Glücksspiel, Armut, SchuldnerInnenberatung, wir alle kennen diesen Kreislauf. Es gibt eine Kommission, wir bekommen keine Berichte, wir wissen nichts davon. 

Die Position der GRÜNEN bleibt aufrecht: Wir hätten lieber kein Kleines Glücksspiel. Jetzt gehen wir davon aus, dass die SPÖ dieses Kleine Glücksspiel behalten möchte und auch die über 40 Millionen EUR an Einnahmen, die jährlich allein aus der Aufstellgebühr dieser Apparate kommen. Dann hätten wir wenigstens gern, dass das Jugendschutzgesetz in dem Bereich exekutiert wird. Das wird es nicht, wie es ein Leichtes war, dies gemeinsam mit der ORF-Sendung „Wie bitte?" vorzuführen. Wir hätten außerdem gern, dass Geld zur Verfügung gestellt wird - und das finde ich jetzt im Budget auch nicht - für Prävention und die Therapie von Spielsüchtigen. Auch das habe ich im Budget nicht gefunden - ein Grund mehr, warum wir das Budget ablehnen.

Zur Schule, weil es da ein paar Missverstände gegeben hat: Beinahe lächerlich gemacht wurde der Vorschlag - nein, nicht beinahe, sondern wirklich lächerlich gemacht wurde der Vorschlag von Kollegin Jerusalem. Kollegin Jerusalem hat den Vorschlag unterbreitet, die Sonderschule mehr oder weniger aufzulassen. Das ist ein visionärer Ansatz, über den man nachdenken und nicht einfach nur lachen sollte. 

Es sind in Wien über 3 000 Kinder zwischen 6 und 14 Jahren in der Sonderschule. Wo diese nachher sind, das wissen wir auch: Die machen keine Karriere mehr. Mit 14 Jahren ist vorbestimmt, wo sie in der Hierarchie unserer Gesellschaft bleiben, nämlich ganz, ganz weit unten! Sie bleiben natürlich schlecht gebildet, weil sie das schon vorher sind. Da gibt es nichts mehr, niemand holt ein Kind mehr heraus, das einmal dort hineinrutscht. Da gibt es keine Erfolgsquote. Es sind 3 360 Kinder, die im Moment ohne jede Chance in diesen Schulen herumhängen.

Darüber sollte man nicht lachen, sondern man sollte darüber nachdenken, was man diesen Kindern bieten kann, damit sie aus dem Teufelskreis „Schlecht gebildet und Armut" ausbrechen können. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Riha. - Bitte. 

GRin Monika Riha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ich möchte ganz kurz etwas zu Herrn Ellensohn sagen: Sichtlich haben die Damen eine andere Meinung. Es steht jetzt drei zu eins, denn ich bin auch der Meinung, dass unsere Burschen gar nicht so schlecht gespielt haben! (StR David Ellensohn: Drei zu drei!) Drei zu drei? Gut. Das ist also doch nicht ganz so eindeutig.

Wenn Herr Reindl gemeint hat, dass er kein Bildungsexperte ist, dann kann ich sagen, dass ich wirklich keine Fußballexpertin bin, und daher kehre ich jetzt wieder zu meinem Thema zurück, nämlich zur Bildung im Speziellen an dem Punkt, an dem die Kinder das erste Mal in eine institutionelle Bildungseinrichtung eintreten, und das ist der Kindergarten. Diesbezüglich stehen für die nächsten Jahre einige Herausforderungen an, im Besonderen auch für das Jahr 2008.

Im Bereich der Elementarpädagogik gibt es auf zwei Ebenen Herausforderungen, einerseits bei den Kindern unter drei Jahren und auf der anderen Seite bei den Fünf‑ bis Sechsjährigen.

Im Zusammenhang mit der Schaffung einer ausreichenden Anzahl an Plätzen für Kinder unter drei Jahren möchte ich Frau Novak antworten: Es nützt nichts, wenn die Öffnungszeiten lang genug sind, und der beste Vereinbarkeitsindex nützt den Eltern nichts, wenn sie gar keinen Platz bekommen. Voraussetzung ist also einmal, dass sie einen Platz bekommen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Für die Schaffung neuer Plätze stellt der Bund 15 Millionen EUR zur Verfügung, und 20 Prozent davon soll die Stadt Wien erhalten. Das ist ein ziemlich großer Brocken. 1 000 Plätze wurden uns für das nächste Jahr versprochen. Der Herr Bürgermeister hat gesagt, dass es 3 000 Plätze in den nächsten drei Jahren geben wird. – Aus meiner Sicht wird das nicht reichen. Ich habe das im Juni schon einmal hier dargestellt: 1 000 Plätze sind ungefähr 50 Gruppen, das sind ungefähr 44 Kinder pro Bezirk. Ich weiß von allen Trägerorganisationen, dass bereits jetzt 50 bis 100 Kinder auf der Warteliste sind, ganz speziell in den Bezirken 22 und 23, wo es wirklich ganz große Engpässe gibt. In Anbetracht dessen sage ich: Das wird sich nicht ausgehen!

Zweitens soll es ab Mai 2008 laut Unterrichtsministerium erstmals Sprachstandserhebungen im Kindergarten geben, und auch dafür wird zusätzliches Geld benötigt. Alle Kinder zwischen dem vierten und fünften Lebensjahr sollen an einer Sprachstandserhebung teilnehmen. Dafür wird es, um die Sprachstandserhebungen in qualitativ guter und aussagekräftiger Form stattfinden zu lassen, notwendig sein, erstens ein gutes Setting zu entwickeln und zweitens einen Pool von MitarbeiterInnen zu schaffen, die die Kindergartenpädagoginnen und –pädagogen auch dabei begleiten und bei der Umsetzung der Sprachförderung unterstützen.

Drittens müssen die Kindergartenpädagoginnen und Kindergartenpädagogen für diese neuen Aufgaben der intensiven Sprachförderung geschult werden.

Viertens ist festzuhalten, dass es sich bei den Kindern, die Sprachförderung brauchen, sowohl um Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache als auch um Kinder mit deutscher Muttersprache handeln wird, weil das, wie Sie gesagt haben, oft Kinder aus bildungsfernen Schichten sind, die besondere Unterstützung im Kindergarten brauchen und denen der Kindergartenbesuch besonders zugute kommt. – Auch dafür stellt der Finanzminister 5 Millionen EUR zur Verfügung, von denen 37 Prozent nach Wien fließen werden.

Laut OECD-Bericht 2006 liegt in Wien die Betreuung der fünf- bis sechsjährigen Kinder – und da unterscheiden sich die Daten wieder einmal, aber Zahlen sind eben geduldig – nur bei 87,5 Prozent. Laut OECD-Bericht gehen nur 87,5 Prozent der Fünf‑ bis Sechsjährigen in Wien in den Kindergarten. Eine Studie der Arbeiterkammer spricht sogar nur von 85 Prozent. Der österreichweite Schnitt liegt jedoch bei 95 Prozent. Da haben wir in Wien eindeutig Aufholbedarf, und zwar gerade deshalb, weil vorrangig Kinder aus bildungsfernen Schichten nicht in den Kindergarten gehen und es für diese besonders wichtig ist, einen geeigneten Kindergartenplatz zur Verfügung gestellt bekommen.

Das Ziel sollte aus meiner Sicht unbedingt sein, dass möglichst alle Kinder in den Kindergarten gehen, zumindest das letzte Jahr beziehungsweise, besser noch, zwei Jahre. Aus diesem Grund fordern wir diesmal einen für zwei Jahre von allen Gebühren befreiten Kindergarten.

Für all diese neuen Maßnahmen, die neuen Plätze für die Fünf‑ bis Sechsjährigen und für die Kinder unter drei Jahren wird es nötig sein, neue Räume zu schaffen, einzurichten und auszustatten sowie neues Personal zu requirieren und anzustellen. Und damit sind wir beim nächsten Problem: In ganz Wien gibt es im Moment bei allen Trägern einen Personalengpass beim pädagogischen Personal. Es gibt nicht genügend Kindergartenpädagoginnen und –pädagogen. Der Grund dafür ist erstens, dass nur 20 Prozent der SchulabgängerInnen aus der fünfjährigen Ausbildung tatsächlich in den Beruf gehen – und auch dann bleiben nicht alle –, und zweitens, dass im Moment eine Offensive in Niederösterreich startet, die Kindergartenpädagoginnen und –pädagogen, die bis jetzt nach Wien gependelt sind, abzieht. Da wird es also Handlungsbedarf geben, denn sonst wird, selbst wenn wir die neuen Gruppen haben, einfach nicht genug Personal vorhanden sein, damit wir diese Gruppen auch besetzen können.

Gleichzeitig gibt es aber viele Menschen, die schon die Matura, eine Ausbildung oder die Berufsreifeprüfung haben, die KindergartenpädagogIn werden wollen, und da wäre es wirklich wichtig, eine Offensive zu starten, um diesen Menschen eine Möglichkeit zur Ausbildung zu geben. Ich bin noch immer voll der Hoffnung, dass wir es schaffen, die Ausbildung an der pädagogischen Hochschule anzusiedeln, und wir haben mittlerweile geklärt, dass wir diesbezüglich gar nicht uneins sind. Bezüglich der universitären Ausbildung möchte ich Ihnen widersprechen, dass die ÖVP das verhindern will: Ich habe mit dem damaligen Noch‑Stadtrat Gio Hahn schon 2005 eine Pressekonferenz zu diesem Thema abgehalten, bei der wir massiv gefordert haben, dass die Ausbildung auf das Niveau der pädagogischen Hochschule gehoben werden soll.

All die bisher von mir aufgezählten Maßnahmen können sich aus meiner Sicht mit diesem Budgetvoranschlag nicht ausgehen. Bei Betrachtung der letzten Jahre sehe ich, dass es 2005 eine Überziehung um 11,5 Prozent gegeben hat. Darauf wurde um 7,8 Prozent erhöht. Das ist immerhin um 1 Prozent mehr, als wir jetzt erhöhen, denn jetzt erhöhen wir um 6,8 Prozent. Trotzdem ist sich das nicht ausgegangen, und es musste wieder um 8,7 Prozent mehr Geld aufgewendet werden als veranschlagt worden war. 2007 wurden nur mehr 4,9 Prozent dazugegeben, und wenn man nur ungefähr davon ausgeht, dass die Entwicklung ähnlich sein wird wie in den Jahren zuvor, dann ist schon jetzt abzusehen, dass der Kostenvoranschlag für 2008 wahrscheinlich nicht einmal den Realabschluss von 2007 deckt. Wenn wir die Investitionen, die wir brauchen, wirklich vornehmen wollen, dann kann sich das mit diesem Voranschlag nicht ausgehen!

Allein die Lohnerhöhungen werden einen großen Teil dieser Budgeterhöhung verschlucken. Wir wissen noch nicht, wie die Verhandlungen ausgehen werden. Sie werden sich voraussichtlich auf etwa 3 Prozent belaufen, und da kann man sich ungefähr ausrechnen, wie groß dieser Brocken sein wird. Dabei ist noch überhaupt nicht angedacht, dass es auch wichtig wäre, die derzeit bestehende Qualität und die Rahmenbedingungen, den Personalschlüssel und die Gruppengrößen zu verbessern.

In diesem Punkt muss ich Ihnen leider wiederum widersprechen: Sie haben recht. Wir haben in Wien tolle Öffnungszeiten. Es gibt aber Bundesländer – und Sie haben Oberösterreich angesprochen –, die nicht deshalb besser sind, weil Linz eine sozialdemokratische Stadt ist, sondern weil es dort ein neues Kindertagesheimgesetz gibt, gemäß welchem ab einem Kind unter drei Jahren bereits eine zweite Pädagogin in die Gruppe gestellt wird. Auch Salzburg hat einen besseren Personalschlüssel. Dort ist ab dem fünften Kind eine zweite Pädagogin in der Krippe. – Ich weiß, dass bei Bundesländervergleichen die Stadt einmal gewinnt und einmal verliert. Wien hat aber jedenfalls als einziges Bundesland noch immer keinen gesetzlichen Verteilungsschlüssel im Verhältnis Vorbereitung und Arbeitszeit.

Bildung ist ein elementares Recht. Heute ist der Tag der Kinderrechte, wie die Frau Vorsitzende vorher einleitend erwähnt hat. Und in diesem Sinn gibt es auch etwas Erfreuliches: Ich war vorige Woche bei einer Sitzung aller Kindergartenträger, und dabei haben sich alle Kindergartenträger positiv für den Bildungsplan ausgesprochen. Das war für mich unglaublich positiv, denn die Anregung, dass der Bildungsplan, der jetzt nur für die städtischen Kindergärten gilt, dann für alle Wiener Kindergärten gelten soll, kam ja von der ÖVP. Und es ist wirklich sehr erfreulich, dass sich alle Wiener Kindergartenträger dafür ausgesprochen haben. (Beifall bei der ÖVP.)

Wien wird im OECD‑Bericht 2006 zu den sechs reichsten Ballungszentren Europas gezählt. In derselben Studie wird explizit darauf hingewiesen, dass sich Investitionen für frühkindliche Bildung rechnen und insbesondere für Kinder aus bildungsfernen Schichten Chancengleichheit herstellen, was zwei Studien der Wirtschaftsuniversität Wien, welche die Stadt Wien mitgetragen hat, belegen. Ich meine, das ist wirklich mit ein Grund, in Kinderbetreuungseinrichtungen zu investieren. Die Wiener Kindergärten, und davon sind mehr als die Hälfte private oder gemeinnützige Träger, schaffen 12 766 Voll-
zeitarbeitsplätze. Die Kindergärten sichern eine direkte und indirekte Steigerung der volkswirtschaftlichen Produktion von zirka 520 Millionen EUR. All das gäbe es alles nicht, wenn es den Kindergarten nicht gäbe. Kindergärten sichern direkte und indirekte Wertschöpfungseffekte von 272 Millionen. Sie können sich also ausrechnen, was alles in dieser Stadt nicht machbar wäre, wenn es den Kindergarten nicht gäbe!

Dabei ist überhaupt nicht mit einberechnet – und das wäre meiner Meinung nach eine interessante Rechnung, die allerdings nur sehr schwer anzustellen ist –, was man sich an Reparaturarbeiten sparen würde, wenn man rechtzeitig präventiv in diesen Bereich investiert. – Ich finde, das ist ein Grund, das Budget für den Elementarbereich um einiges mehr und dem Bedarf entsprechend aufzustocken und einen Teil der voraussichtlichen Mehreinnahmen des Jahres 2008 den Jüngsten in dieser Stadt zu widmen. (Beifall bei der ÖVP.)

Ich darf nicht vergessen, jetzt noch zwei Anträge einzubringen. Den erste Antrag bringe ich gemeinsam mit meiner Kollegin Mag Anger-Koch ein: 

„Der Gemeinderat der Bundeshauptstadt Wien spricht sich dafür aus, KindergartenpädagogInnen auch auf Hochschulebene auszubilden und ihnen im Rahmen des jeweiligen Studienabschlusses eine europaweit anerkannte Berufsausbildung zu ermöglichen. Auf Basis eines wissenschaftlich und praxisorientierten Lehrplans sollte die neue akademische Form der Ausbildung an den pädagogischen Hochschulen erfolgen und entsprechende Möglichkeiten zur Höherqualifizierung beinhalten. 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Bildung, Jugend, Information und Sport beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP.)

Der zweite Beschluss- und Resolutionsantrag, den ich ebenfalls mit meinen Kolleginnen Mag Anger-Koch, Mag Barbara Feldmann und Mag Sirvan Ekici einbringe, betrifft die Förderung der vorschulischen Kinderbetreuung. Diese Punkte habe ich vorher an und für sich schon alle besprochen. Zur Umsetzung all dieser Maßnahmen mögen im Budget der Stadt Wien die erforderlichen Mittel vorgemerkt werden. – In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.)

Jetzt ist aber Schluss. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Weitere Debattenbeiträge liegen mir zu diesem Kapitel nicht vor.

Damit ist bereits die Vizebürgermeisterin am Wort. – Bitte, Frau Amtsf StRin Laska. 

VBgmin Grete Laska: Sehr geehrte Damen und Herren!

Herzlichen Dank für diese intensive Diskussion! Ich möchte mich vor allem bei unserer Finanzstadträtin und Vizebürgermeisterin Renate Brauner bedanken, weil es bei der Budgeterstellung und bei der Erarbeitung dessen, was wir Ihnen hier zur Abstimmung vorlegen, wirklich in einer wunderbaren Art und Weise mit ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern möglich war, jene politische Prioritäten, die wir setzen wollten, tatsächlich in Zahlen umzusetzen und damit im Budgetvoranschlag festzuhalten. Das ist gerade in meiner Geschäftsgruppe ganz wichtig, und viele von den Schwerpunkten, die hier heute diskutiert wurden, finden sich im Budgetvoranschlag.

So findet sich gerade im Zusammenhang mit dem Bildungsbereich das, was zu tun wir politisch entschieden haben, nämlich das große Sanierungspaket anzugehen, im Budget wieder. So kann es 2008 nach der hervorragenden Vorbereitung, die gemeinsam mit fast allen Bezirken bis auf einen stattgefunden und auch funktioniert hat, zu einer entsprechenden Umsetzung kommen. 

Es wurde schon gesagt, dass es auch im Kinderbetreuungsbereich und im Bereich der Kindertagesheime eine entsprechende Dotierung gibt, die nicht nur die Standards ermöglicht, die wir derzeit haben. Man könnte jetzt lange über die verschiedenen Statistiken, Berichte, Vergleiche und so weiter reden. Bekanntlich hinken diese, das wissen wir. Es bestätigt jedoch jede Zahl, egal, von welcher Seite man sie anschaut, die hervorragende Position Wiens, was nicht heißt, dass man nicht noch besser werden kann. Deshalb gibt es auch in diesem Budgetteil Erweiterungen bei den Zuschüssen, die wir für unsere Partnerinnen und Partner brauchen. Das ist wichtig, und ich wiederhole an dieser Stelle noch einmal: Die hohe Qualität der Kinderbetreuung wird einerseits durch die Einrichtungen der Stadt und andererseits durch unsere PartnerInnen im Kinderbetreuungsbereich sichergestellt. Ich bedanke mich auch bei Letzteren sehr herzlich, und zwar auch dafür, dass die Diskussion über die Institutionalisierung des Bildungsplanes zumindest im ersten Schritt für die Drei‑ bis Sechsjährigen bei den großen Trägern auf Zustimmung stößt. Das beweist, dass Wien bereits eine VorreiterInnenrolle für die Gesamtbildungsplandiskussion einnimmt, die gemäß 15a-Vereinbarung zumindest angedacht ist, welche in der Zwischenzeit als Vorschlag zur Diskussion aufliegt und dann für ganz Österreich umgesetzt werden soll.

Vieles wurde schon diskutiert. – Es hat mich auch gestört, dass sich bei der Dotierung des Budgets des Presse‑ und Informationsdienstes im Laufe des Jahres immer ergeben hat, dass man nachdotieren muss. Dank der Neufestlegung durch die Vorgaben der Finanz ist es für 2008 möglich, hiefür bereits einen Betrag im Budget zu haben, der sich vom Rechnungsabschluss – wie ich jetzt einmal sagen möchte – sicherlich nur marginal unterscheiden wird. Es handelt sich hiebei um jene Summe, die wir in den vergangenen Jahren im Laufe des Jahres immer nachdotieren mussten, um das Auslangen zu finden.

Ich habe jetzt die Gelegenheit genutzt, obwohl ich auch der Diskussion sehr intensiv gefolgt bin, der Aufforderung des Herrn GR Aigner nachzukommen und darüber nachzudenken, wo es trotzdem im PID vielleicht Einsparungsmöglichkeiten gegeben hätte. – Herrn GR Aigner und die VertreterInnen von der ÖVP wird es sicherlich speziell interessieren, dass mir da etwas eingefallen ist. Ich werde dann darüber diskutieren, ob es da nicht doch eine Möglichkeit gibt, zumindest die eine oder andere Position einzusparen. Darüber werden wir noch reden.

Ich freue mich natürlich, mich für diese sehr kluge Budgeterstellung bedanken zu können. Bei der Finanzstadträtin, der wir diese zu verdanken haben, habe ich mich schon bedankt. Auf der anderen Seite nehme ich aber auch die Gelegenheit wahr, mich bei all meinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und den Mitarbeitern in allen Abteilungen zu bedanken. Vor allem möchte ich mich aber auch ganz herzlich – und alles in diesem Haus hat Namen und Adresse – bei Kollegin Vastag-Siklosy für die koordinative Funktion in dieser Geschäftsgruppe bedanken. Es ist Knochenarbeit, ein Budget zu erstellen, und es ist noch mehr Knochenarbeit, es zu kontrollieren und es zu vollziehen. Daher sage ich dir und deinem Team ein ganz herzliches Dankeschön! (Beifall bei der SPÖ.)

Ich möchte ganz schnell auf einige Punkte eingehen, die in der Diskussion erwähnt wurden, weil sie mir ganz wichtig sind. Ich fange mit der Europameisterschaft und den Punkten an, die in diesem Zusammenhang angesprochen wurden, und nehme heute zwei Punkte sozusagen als Aufforderung aus dieser Diskussion mit. 

Alle Parteien wissen, dass wir, wie ich meine, einen sehr guten Weg gewählt haben, nämlich gemeinsam in einer Arbeitsgruppe über auftretende Fragen zu diskutieren, gemeinsam nach Lösungen zu suchen und damit auch sicherzustellen, dass alle denselben Informationsgrad haben und auch nach außen gegenüber den Wienerinnen und Wienern, aber natürlich gegenüber den Journalisten dementsprechend informiert auftreten können, um das zu verhindern, was vor allem von einem Medium mit Freude betrieben wird, nämlich möglichst alles schlecht zu machen. Das wollen wir nicht, dazu haben wir uns gemeinschaftlich verstanden.

Zwei Punkte werde ich beim nächsten Termin der Arbeitsgruppe zur Sprache bringen. Ein Punkt ist die Frage der Sicherheit und wie man damit umgeht. Diese Frage betrifft nicht die Stadt Wien selbst, sondern das ist vor allem Bundesangelegenheit. Ich lege aber großen Wert auf die Sicherheitspartnerschaft, die hier entstanden ist, und wir werden seitens der Stadt Wien, wie wir das letzte Mal schon besprochen haben, sehr viel einbringen. Ich werde Mag Müller bitten, diesen Wunsch etwa an den zuständigen Koordinator des Innenministeriums oder die jeweils zuständige Person heranzutragen, die sich uns in ihrer Fachlichkeit dann zur Verfügung stellt, damit wir genau die Fragen besprechen können, die heute angesprochen wurden. 

Sehr positiv ist mir aufgefallen, dass diesmal beim Ländermatch im Stadion selbst keine Polizei zu sehen war. Das ist bereits eine Orientierung an internationalen Standards: Es fühlen sich nämlich manche Leute schon allein auf Grund der Anwesenheit von Uniformierten unter Umständen zu Dingen provoziert, die im Stadion nichts verloren haben. – Das war ein sehr positiver Schritt, und das möchte ich besonders bemerken.

Andere Punkte sind sicherlich zu diskutieren. Es stimmt mit Sicherheit – aber das wissen Sie, da brauche ich Ihnen nichts zu erzählen –, dass es gerade bei der Europameisterschaft zu einem Zusammentreffen von unterschiedlichen Fan-Gruppen aus unterschiedlichen Ländern kommt. Wir reden in diesem Zusammenhang von Länder-Fan-Gruppen, die ganz unterschiedlich zu Fan-Gruppen einzelner Fußballklubs sind. Beim Stadioneingang ist aber nicht einmal das Zusammentreffen von Länder-Fan-Gruppen möglich. Das haben wir bereits diskutiert, das wissen Sie, und daher sollte man nicht so tun, als ob das so wäre, denn das ist allein von der gesamten Organisation überhaupt nicht möglich.

Außerdem werde ich sowohl den Veranstalter von Länderspielen wie dem letzten als auch den Veranstalter der EURO zu uns in diese Arbeitsgruppe einladen. In beiden Fällen ist der Veranstalter nicht die Stadt Wien, und die Stadt Wien ist daher auch nicht für jenes Personal zuständig, das die Eingangskontrollen macht. Die Stadt Wien wird auch für das Personal, das die Zugangskontrollen bei der EURO durchführen wird, nicht zuständig sein. Diese Themenbereiche sollen hier aber auch diskutiert werden, und ich werde die Diskussion, die heute hier stattgefunden hat, zum Anlass nehmen, sowohl den ÖFB als auch die EURO 2008 SA zu bitten, jeweils Vertreter zu entsenden, damit man das diskutieren kann. Es ist wichtig, dass man solche Punkte ausschließt. Es ist nämlich wohl das größte Missverständnis, das in der medialen Öffentlichkeit noch immer herrscht, dass nicht wirklich bekannt ist, wer tatsächlich Veranstalter und wer wofür verantwortlich ist.

Zum gesamten Bildungsbereich möchte ich kurz zusammenfassend sagen: Ich finde diese Diskussion grundsätzlich wirklich super! Ich bin lange genug in diesem Haus, um erlebt zu haben, dass es hier nicht immer solch intensive Bildungsdiskussionen gegeben hat. Grundsätzlich ist es daher gut, dass es diese Diskussion jetzt gibt. Grundsätzlich ist das gut, solange die Diskussion auf Sachlichkeit, aber auch auf der deutlichen Unterschiedlichkeit der einzelnen parteipolitischen Positionen beruht. In Anbetracht dessen würde ich mir wünschen, dass diese Diskussion teilweise noch deutlicher wird.

So würde ich mir zum Beispiel wünschen, dass Sie, lieber Kollege Gudenus, uns das nächste Mal, wenn wir wieder die Gelegenheit haben, hier über Bildung zu diskutieren, ganz genau erklären, was Sie wirklich unter „Disziplin und Autorität“ verstehen. Wenn man nämlich solche hingeworfenen Begriffe hört, dann kann man schnell einmal sagen: Dafür bin ich! Oder: Dagegen bin ich überhaupt. Allerdings sollte man so allgemein überhaupt nichts sagen. In der Allgemeinheit liegt nämlich die Gefahr, dass man zum Beispiel Sie falsch interpretiert und Ihnen in einer Gegenäußerung vielleicht Unrecht tut, oder dass man Ihnen zustimmt, und Sie interpretieren das dann so, dass man zu etwas irgendeine Zustimmung gegeben hätte, dem man überhaupt nicht zustimmen will. – Daher würde ich mir wirklich wünschen – und das ist ein ernst gemeinter Wunsch –, dass Begriffe genau präzisiert werden, damit man dann sagen kann, dass es in bestimmten Punkten Gemeinsamkeiten gibt oder dass es in anderen Punkten absolute und fundamentale Unterschiede gibt. 

Dasselbe gilt natürlich auch für alle Bereiche, welche die ÖVP hier angesprochen hat. Ich kann mir schon vorstellen, wie schwierig es ist, auf diesem schmalen Grat der Schulpolitik zu wandeln. Da gibt es das geniale Schulduo Schüssel – Neugebauer auf der einen Seite, und da finden sich auf der anderen Seite ein fortschrittlicher Bildungspolitiker der ÖVP wie Wissenschaftsminister Hahn, der Leiter der Arbeitsgruppe Schilcher, Vertreter der Industriellenvereinigung, Vertreterinnen und Vertreter der Wirtschaftskammer und vor allem auch Kirchenvertreter. Da wandelt man, wie gesagt, auf einem schmalen Grat, muss sich aber irgendwann doch darüber klar werden, welche Entscheidungen man trifft.

Lieber Herr Kollege Aigner! Ich bin mir nicht ganz sicher, ob das, was Sie hier gesagt haben, und die Anträge, die Sie eingebracht haben, Auftragsarbeit oder Selbstüberzeugung sind. Auch hiefür würde ich mir irgendwann einmal eine Klarstellung wünschen, weil das die Diskussion leichter macht. – Wenn das eine Auftragsarbeit im Sinne der Schüssel-Neugebauer-Linie ist, dann verstehe ich das voll und ganz. Dann brauchen wir gar nicht weiter diskutieren, denn diese Position ist uns hinlänglich klar! Damit kommen wir nicht weiter, da unterscheiden uns Welten in der Bildungspolitik! Wenn das auch weiterhin Ihre Position bleibt, dann ist auch vollkommen logisch, dass Sie erwarten, dass der Antrag, so wie er gestellt und eingebracht wurde, auch abgestimmt wird. – Wie Sie wissen, ist es zu einem mühsamen Kompromiss auf Bundesebene gekommen. (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.) Das ist natürlich ein Kompromiss, Herr Kollege Jung! Ich brauche Ihnen nicht erklären, dass man in einer Bundesregierung, in der zwei Parteien, die so mehrheitsmäßig ausgestattet sind, wie sie sind, Kompromisse schließen muss. Glauben Sie mir: Ich würde mir wünschen, dass es auch auf Bundesebene eine so eindeutige Mehrheit gäbe, dass solche Kompromisse nicht notwendig sind!

Aber Kompromisse müssen eben geschlossen werden, und ein solcher Kompromiss wurde auch in Bildungsfragen geschlossen, und jetzt kommt dieser Antrag, der diesen Kompromiss auf Bundesebene total konterkariert. Das nehmen wir zur Kenntnis, und Sie werden sich wohl nicht wundern, dass wir diesen Antrag ablehnen. Irgendwann werden Sie sich aber zwischen dem Schüssel-Neugebauer-Kurs und dem, was jetzt Kompromiss ist und was es auch in Wien möglich macht, einen Kompromiss mit Ihnen zu finden, entscheiden müssen! Wenn Sie das nicht wollen, dann sollten Sie es sagen, aber nicht diesen Weg gehen, mit dem Sie in Wirklichkeit ausweichen. Ausweichen ist nämlich nicht einmal für einen Lehrer im zweiten Bildungsweg ein Weg, den ich mir für einen Kollegen wünsche, der im Wiener Bildungssystem tätig ist! (Beifall bei der SPÖ.) 

Dasselbe gilt für den Bereich der Volksbildung. Lieber Herr Kollege! Entweder wollen Sie es nicht verstehen, oder Sie haben es nicht verstanden. Gerade im Kontrollausschussakt wurde mit aller Deutlichkeit klargestellt, dass jene Beschlussfassung zur Haftungserklärung der Stadt Wien überhaupt nichts damit zu tun hatte, dass die Volksbildung ausgehungert wurde. Ganz im Gegenteil! Dadurch wurde die Volksbildung in die Lage versetzt, jene Rückstellungen, die in den letzten Jahren gebildet wurden, ins Budget zu nehmen, und dadurch wurde den Einrichtungen die Sicherheit gegeben, dass, wenn es in bestimmten Fällen notwendig wird – wie übrigens auch bei allen Vereinen –, die Stadt Wien einspringt und das nötige Geld zur Verfügung stellt. Das war der Grund. Und selbstverständlich beinhalten die Conclusio und die Empfehlungen im Kontrollausschussakt genau das, was der Verband in den letzten Wochen und Monaten wirklich vorbildlich gemacht hat, nämlich die Vorbereitung einer Organisationsveränderung, die in der Zwischenzeit auch in allen Gremien der Volksbildung abgestimmt und – wie Ihnen wohl nicht neu sein wird – einstimmig beschlossen wurde. Das versetzt jetzt wiederum uns in die Lage, die nötigen Beschlüsse zu fassen und das in die Tat umzusetzen, was wir auch tun werden. Ob Ihnen das passt oder nicht, hätten Sie uns hier sagen können. Die Botschaften, die geschickt wurden, sind jedoch, so leid es mir tut, nicht richtig. Daher bitte ich Sie, sich das im eigenen Bereich vielleicht noch einmal erklären zu lassen, damit diese Irrtümer rechtzeitig aufgeklärt werden können.

Zum Schluss möchte ich noch eine Feststellung zu den Anmerkungen der Rednerinnen von den GRÜNEN machen. Ich sage bewusst Rednerinnen, weil das Kollegin Smolik und Kollegin Jerusalem betrifft. – Auch Sie werden sich irgendwann einmal zwischen sachlich-politischer Argumentation und billigem Populismus entscheiden müssen! Ich kann mit beidem leben, und ich habe auch kein Problem damit, liebe Frau Kollegin Jerusalem, wenn Sie meine fachliche Kompetenz in Frage stellen. Man nimmt eben alle Dinge im Leben so hin, wie sie sind. Aber jeder hat in unserer Demokratie Gott sei Dank das Recht auf Meinungsäußerung und persönliche Überzeugungskraft, und dieses nehme ich auch für mich in Anspruch.

In diesem Sinne nehme ich das, was Sie gesagt haben, zur Kenntnis. Trotzdem wird sich, wie gesagt, herausstellen – und das gilt für alle anderen auch –, ob Sie auf dem Weg des Populismus, der Ihnen offenbar manchmal notwendig erscheint, bleiben oder ob wir uns sachlich auseinandersetzen wollen. Dabei könnten wir nämlich feststellen, wo es unterschiedliche politische Linien zwischen der Politik der GRÜNEN und der SPÖ gibt. Ich meine, da gibt es viele, und aus meiner Sicht sollte man auch diese deutlich machen. Damit will ich jetzt auch schon wieder aufhören, weil ich mich eben nicht auf jene Ebene des Populismus begeben möchte, sondern sehr an sachlichen Diskussionen interessiert bin.

Eine Anmerkung zur Frage, wann die Bäderkommission kommt: Das Ganze ist in Vorbereitung. Nachdem juristisch nicht feststellbar war, in welchem Zustand sich die Altaltaltkommission befindet, habe ich entschieden, dass das keine Rolle spielt, und habe eine Arbeitsgruppe einberufen. In den nächsten Tagen wird ein Brief an alle Fraktionen mit der Bitte ergehen, zwei VertreterInnen zu nominieren und auch Vorschläge für die ersten Diskussionspunkte zu machen. Wir werden im Jänner die erste Sitzung abhalten.

Herzlichen Dank für die Diskussion. Eigentlich hätte ich mir erwartet, dass Sie alle dem Budget zustimmen! (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zur Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Wir kommen nun zu Beratung der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Madejski. – Bitte schön. 

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! 

Vorab ein Thema, das überhaupt nichts mit Stadtentwicklung und Verkehr oder mit anderen jetzt zur Debatte stehenden Kapiteln zu tun hat: Etwas ärgert mich maßlos, und ich glaube, das ärgert viele, die hier im Saal sitzen, und zwar fraktionsübergreifend: Es ist nicht einsichtig, dass das teilweise jugendliche Personal, das in der Rathausküche für uns arbeitet, gestern bis spät in die Nacht da draußen, wo es kalt war wie in einem Vogelhaus, bei ungefähr 8 Grad arbeiten musste! Und auch die Rathauswache friert sich draußen die Füße ab. Dass sind indiskutable Arbeitsbedingungen, meine Damen und Herren! 

Ich frage Sie: Wieso lassen wir das zu? Es geht nicht nur darum, ob wir hier besser sitzen oder nicht. Aber das Essen wird kalt und ist dann ungenießbar, die armen Lehrlinge hatten gestern am Abend klamme Finger, konnten nicht einmal mehr ordentlich arbeiten, verkühlen sich und werden krank. Bitte schaffen Sie das in Zukunft ab! Der Saal drüben ist nämlich leer wie die Rapid-Kassa oder die GAK-Kassa! So ist das! Wir müssen darauf schauen, dass die Arbeitsbedingungen hier im Rathaus zumindest jenen, die in der EU bestehen, angeglichen werden. – Danke schön für Ihre Aufmerksamkeit, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)

Kollege Wutzlhofer hat gestern Statistiken vorgelegt, dass Wien zwischen 2025 und 2050 etwa 1,8 bis 2 Millionen Einwohner haben wird. Ob wir uns das wünschen und woher die Leute kommen, steht jetzt nicht zur Debatte. Wahrscheinlich wird das stimmen, was uns die Statistiker sagen. Daher ist es eine Notwendigkeit, meine Damen und Herren, dass man vor allem in einem Ressort wie dem für Stadtplanung und Verkehr, in dem ja langfristig angesetzt wird, Visionen und Ideen hat, wie die nächsten Ziele vor allem auch im öffentlichen Verkehr formuliert werden.

Ich möchte mich jetzt ein bisschen auf die U-Bahnen konzentrieren. Meine Damen und Herren! Lieber Herr Stadtrat! Wenn man agiert wie Herr Kollege Ekkamp – und das wahrscheinlich mit Duldung der SPÖ –, der in einer Presseaussendung über die Vorstellungen von uns Freiheitlichen betreffend U-Bahn-Verlängerungen der nächsten 20 Jahre sagt, dass das ins Blaue geplant und insgesamt ein Blödsinn sei und dass alles bereits ausfinanziert ist, der ist visionslos, ideenlos, verantwortungslos und leider auch planlos. Das passt an sich zum Ressort!

Ich möchte Ihnen nur ins Stammbuch schreiben: Es kann doch nicht sein, dass wir uns jetzt zurücklehnen und sagen: Bis 2018 ist alles ausfinanziert, es gibt jetzt die U1-Verlängerung nach Rothneusiedl, es gibt die U2-Verlängerung nach Aspern und die Verlängerung Richtung Hauptbahnhof, Richtung Gudrunstraße, U2 südlicher Ast, und damit hat es sich! Meine Damen und Herren! Man muss sich doch bereits jetzt überlegen, wo die nächsten U-Bahn-Verlängerungen vorgenommen werden sollen, wo die Planung ansetzen kann, was sinnvoll und was weniger sinnvoll ist beziehungsweise was vielleicht nicht wirtschaftlich, aber doch sinnvoll ist.

Lieber Herr Stadtrat! Lieber Rudi! Eine U-Bahn muss nicht immer wirtschaftlich sein. Sie soll ökonomisch sein, wenn es möglich ist. Aber ein öffentliches Verkehrsmittel hat nebst den verkehrspolitischen und wirtschaftlichen Aspekten auch einen sozialen Aspekt. Es ist zu wenig, immer nur die Ökonomie als Parameter zu nehmen. Genauso könnte man ein Äquivalent zum Beispiel für 6 000 Haushalte nehmen und die Frage aufwerfen: An dieser Stelle gibt es nur 2 000 oder 3 000 Haushalte, dafür gibt es eine Unmenge von Pendlerzügen und Autobuslinien, die hereinkommen, rechnet sich die U-Bahn dort nun oder nicht? (Beifall bei der FPÖ.)

Meine Damen und Herren! Die FPÖ hat sich jetzt ja nicht einfach eine Verlängerung ausgedacht oder aus dem Finger gezuzelt, wie man in Wien sagt. Nein! Vielmehr bin ich in bester Gesellschaft. Die FPÖ befindet sich hier in einer Gesellschaft, in der alle sagen, dass es diesbezüglich eine Weiterentwicklung geben muss, ob das jetzt die Industrie, die Wirtschaftskammer, der VCÖ, der ÖAMTC, Raumplaner, Umweltexperten oder zum Beispiel auch der Herr Stadtrat persönlich sind. 

Der Herr Stadtrat hat ein wirklich zukunftsweisendes Interview in der „Presse“ vom 20. August gegeben. Interessant ist das vor allem deshalb, weil er da eigentlich nichts anderes sagt als das, was wir jetzt zu Papier gebracht haben! Wir müssen jetzt nicht über Einzelheiten diskutieren, ob eine Station in einer gewissen Straße oder Gasse sein muss. Der Herr Stadtrat sagt aber unter anderem das, was wir immer gesagt haben: „Die U-Bahn muss einmal bis zum Wienerberg fahren.“ – No na! Es ist schön, dass du jetzt überhaupt draufkommst, dass sie bis zum Wienerberg fahren muss! Das sagen wir schon seit Jahren! Der unselige Planungsstadtrat Swoboda hat uns das Ganze ja eingebrockt, indem er dort etwas hingebaut hat, ohne irgendwelche Anschlüsse zu planen.

Du sagst richtigerweise, dass es diese Verlängerung geben muss. Da kann ich dir zustimmen! Schau dir unser Konzept an! Dann wirst du feststellen, dass unsere Konzepte nicht sehr weit auseinander liegen! Daher möchte ich dich ersuchen, dass die Pressedienste der SPÖ nicht immer alles nur herunter machen, sondern dass wir in Zukunft konstruktiv miteinander die neue U-Bahn-Planung angehen! 

Du sagst in dem Interview zum Beispiel: „Ob eine Verlängerung Richtung Reumannplatz und weiter bis zum Wienerberg möglich ist, das werden die Untersuchungen ergeben.“

Weiters sagst du: „Der U-Bahn-Bau ist mit der jetzigen vierten Ausbaustufe sicher nicht abgeschlossen.“ – Das Gleiche sagen wir! Lies dir das genau durch! Lies dir unsere Pressemappe und unsere Aussendungen durch! Wir sagen das ebenfalls. 

Du sagst: „Es wird sicherlich noch eine fünfte Phase geben. Möglicherweise werden meine Nachfolger draufkommen, dass auch eine sechste Phase benötigt wird.“ – Das ist in Wirklichkeit nichts anderes als das, was wir sagen! Wir reden von 10-Jahres-Programmen, dass es 2018 bis 2028 eine fünfte und 2028 bis 2038 eine sechste Ausbaustufe geben wird. Und man kann jetzt fraglos darüber diskutieren, was in die fünfte und was in die sechste Ausbaustufe genommen wird.

Ich möchte da jetzt ein bisserl nachhelfen. Ich kann mir zumindest aus unserer Sicht vorstellen, was prioritär ist. Du wirst mir dann vielleicht eine Antwort geben, vielleicht auch nicht. Möglicherweise wird das dann Kollege Ekkamp tun, der offensichtlich der Fachmann für den 
U-Bahn-Bau ist, denn ich allerdings jetzt nicht sehe. 

Ein Beispiel: Die U1-Verlängerung geht nach Rothneusiedl, und wir könnten uns einen Lückenschluss in Richtung Oberlaa/Kurzentrum beziehungsweise Richtung Laaerberg/Monte Laa und wieder zurück in die Troststraße vorstellen. Warum macht das Sinn? – Das macht deswegen Sinn, weil das Kurzentrum Oberlaa jetzt um zirka 120 Millionen EUR – bis zum Endausbau werden es 140 Millionen EUR sein –ausgebaut wird. Das wird ein Tourismusmagnet sein. Die Wienerinnen und Wiener werden das Angebot in Anspruch nehmen. Man wird dort Kuren abhalten. Lieber Freund! Dann werden tausende Menschen dorthin fahren. Sollen diese Leute dann dort mit dem 67er quasi „herumruacheln“ oder vielleicht mit dem Privatauto dorthin fahren? Wollen wir nicht den Individualverkehr zurückdrängen? Wollen wir nicht, dass die Leute zu solchen touristischen Einrichtungen mit öffentlichen Verkehrsmitteln fahren? – Daher macht eine Verlängerung wirklich Sinn!

Wenn wir schon bei Rothneusiedl sind, dann frage ich: Warum machen wir nicht endlich zwei alternative Masterpläne für Rothneusiedl? Einer sollte das Stadion und das Einkaufszentrum enthalten und einer nicht, weil wir offensichtlich noch immer nicht genau informiert sind. Niemand weiß – beziehungsweise weiß es vielleicht der Herr Bürgermeister –, ob der Streifen jetzt verkauft ist oder nicht. Aber das ist im Augenblick belanglos, lieber Herr Stadtrat. Wir können ja zwei alternative Masterpläne machen, das kann doch nicht so schwierig sein! Die U‑Bahn kommt sowieso hin, das Stadterweiterungsgebiet kommt auch, öffentliche Einrichtungen kommen auch, Schulen kommen auch, Kindergärten kommen auch. Machen wir doch einmal einen Masterplan in diese Richtung, und erstellen wir dann eine Alternative, nämlich einen Masterplan mit den Möglichkeiten einer Mehrzwecksporthalle, eines Stadions oder eines Einkaufszentrums. Damit ist noch nicht festgeschrieben, was letztlich kommt, und es wird auch die Größenordnung nicht festgeschrieben. Fangen wir aber bitte endlich an, einen Masterplan auszuarbeiten und bauen wir nicht die U-Bahn irgendwohin nach Rothneusiedl, so dass letztlich vielleicht die nächste Siedlung 700 m davon entfernt im Süden liegt! Das kann es nicht sein, lieber Stadtrat! Wir fordern den Beginn der Erarbeitung eines Masterplans 1 ohne und eines Masterplans 2 mit Stadion und Einkaufszentrum. – Das ist die Zukunft in Rothneusiedl. (Beifall bei der FPÖ.)

Du hast richtigerweise gesagt, dass die U2 nach Süden in Richtung Wienerberg oder Schöpfwerk verlängert werden soll. Das ist ganz richtig! Es gibt dann zwei Möglichkeiten, einerseits eine Verlängerung von der Gudrunstraße. Zur Gudrunstraße möchte ich übrigens sagen: Das ist die falsche Station, aber leider ist sie jetzt schon geplant. Die Gudrunstraße ist die falsche Station für die U2 beim Hauptbahnhof, und zwar nicht, weil sie vom Hauptbahnhof weg ist, dort passt sie schon hin. Man hätte aber zum Beispiel eine weitere Verlängerung in Richtung Keplerplatz machen können. Das hätte Sinn gemacht, dann hätte man nämlich wirklich einen Lückenschluss zur U1 gemacht. Warum diese eine Station nicht geplant wurde, ist mir unklar! Das ist aber nur ein Kritikpunkt. Das kann man jetzt nicht ändern. Man sieht daran aber, dass sich auch Planer einmal verschätzen und falsch planen können.

Der Plan für eine U5 geistert schon seit Jahren herum. Es war aber in den letzten Jahren gar nicht möglich, die U5 von ihrer Dimension her zu planen, da gebe ich dir vollkommen recht! Jetzt muss man das aber angehen. Jetzt muss eine Planung der U5 vorangetrieben werden, und zwar von Dornbach im Westen Wiens in Richtung Rathaus. Somit erreicht man alle westlichen Bezirke über die Alser Straße. In der Weichenhalle beim Rathaus mündet die geplante U5 – ob fünfte oder sechste Ausbaustufe, lassen wir dahingestellt – in die jetzige U2 und führt dann hinüber in Richtung Gudrunstraße und in weiterer Folge irgendwann einmal ebenfalls in Richtung Süden, Wienerberg, Schöpfwerk oder Schedifkaplatz. 

Das ist eine Zukunftsvision. Natürlich ist das eine Vision! Wenn man jetzt sagt dass diese nicht finanzierbar ist, dann sage ich: Selbstverständlich ist sie das! Wenn ihr von der SPÖ das behauptet, dann seid ihr schwache Verhandler! Ich kann mir nämlich nicht vorstellen, dass die Stadt Wien, wenn sie weiß, dass sie weitere Ausbaustufen braucht, nicht mit dem Bund weiter verhandelt und immer weitere 10-Jahres-Programme mit dem gleichen Schlüssel vereinbart, egal, welche Regierung es auf Bundesebene gibt. Der Bund und Österreich müssen nämlich Interesse daran haben, dass die Hauptstadt, der Wirtschaftsraum Wien, die Region Ost weiter gut existiert und immer bessere wirtschaftliche Daten hervorbringt, und dazu braucht man eine U‑Bahn. 

Ich wiederhole: Es ist egal, welche Regierung es auf Bundesebene gibt, es liegt an euch oder an der zukünftigen Regierung in Wien – die ja wahrscheinlich keine SPÖ-Alleinregierung mehr sein wird –, mit dem Bund zu verhandeln und die nächsten zehn Jahre, also 2018 bis 2028, und dann im Jahr 2025 die Finanzierung der Jahre 2028 bis 2038 auszuverhandeln. Ich kann mir nicht vorstellen, dass das so schwierig sein wird! Daher ist es eine blöde Ausrede, dass das nicht finanzierbar ist. (Beifall bei der FPÖ.)

Meine Damen und Herren! Dann gibt es noch die U6 und die U4. Natürlich kann man auch da über Verlängerungen diskutieren. Ich lege mich nicht fest, wann das geschehen muss, aber es muss klar sein, dass die U6 über den Rendezvous-Berg nach Stammersdorf fahren wird. Die Situation der Station ist noch nicht ganz klar, weil man noch nicht ganz genau weiß, wo das Spital in Floridsdorf liegen wird. Ich bin kein Insider, aber ich nehme nach all dem, was man so hört, an, dass das neue Großspital für den Norden Wiens im Bereich des Heeresspitals errichtet werden wird. Und daher macht es natürlich Sinn, die U-Bahn dorthin zu verlängern.

Soweit ich weiß, ist das in etwa bereits ausverhandelt. Noch dazu gibt es dort einen starken sozialistischen Bezirksvorsteher, der sich massiv dafür einsetzt, daher steht diesem Projekt in Wien wahrscheinlich gar nichts entgegen. Das macht auch Sinn, auch wenn es dort einen roten Bezirksvorsteher und außerdem eine rote Stadtregierung gibt. Alles ist ja nicht immer schlecht, und auch ihr müsst hie und da den Menschen mit eurem Handeln entgegenkommen. Daher sage ich: Floridsdorf braucht die U6-Verlängerung zum Rendezvous-Berg! 

Zur U4: Die Verlängerung der U 4 ist von der SPÖ-Alleinregierung gestrichen worden, obwohl sie im Wahlkampf noch als Alternative gebracht wurde, wahrscheinlich, um die Penzinger und die Leute im Westen Wiens zu beruhigen. Natürlich macht aber auch die Verlängerung der U4 Sinn, ob das jetzt wirtschaftlich ist oder nicht. Jetzt wird immer damit argumentiert, dass dort so wenig Leute leben und dass das Auhof-Center auch nicht wichtig ist und wir all das nicht brauchen. Im Übrigen bestünde ja schon die Park-and-ride-Anlage in Hütteldorf, von der allerdings immer wieder gesagt wird, dass sie sich am falschen Standort befindet. Das ist nun einmal so, trotzdem sollte es Überlegungen der Stadt geben, auch die U4 weiter zu verlängern.

Meine Damen und Herren! Der Individualverkehr ist auch sehr wichtig, überhaupt keine Frage. Ich bin jetzt aber im Sinne der Prioritätensetzung vorgegangen, und die höchste Priorität hat nach FPÖ-Sicht selbstverständlich der öffentliche Verkehr, und das wird auch in Zukunft so bleiben. 

Trotzdem muss der Individualverkehr, wie er jetzt ist, zwar nicht gefördert, aber in richtige Bahnen gelenkt werden. Man darf dem Individualverkehr – sprich: PKW –nicht immer gleichsam Prügel vor die Füße werfen und ihn als Financier betrachten. Er ist ein nicht wegzudenkender Wirtschaftsfaktor, und für tausende und hunderttausende Menschen auch ein Instrument, um zum Arbeitsplatz zu kommen oder die eigene Arbeit durchführen zu können. 

Meine Damen und Herren! Wenn ich das KliP II lese oder wenn ich höre, lieber Stadtrat, dass es schon immer eine deiner Lieblingsideen war, in ganz Wien beziehungsweise vor allem im dichtest bebauten Stadtgebiet die 30 km-Zone generell einzuführen, dann kann ich nur sagen: Das wäre eine Fehlentwicklung und ist von uns abzulehnen beziehungsweise wird schärfstens bekämpft werden. Warum? – Die 30 km-Zonen sind in Wien vor vielen Jahren eingeführt worden. Ich kann mich noch erinnern, dass die Begründung damals war, dass es Schutzzonen im öffentlichen Raum geben muss, etwa bei Schulen, Kindergärten, Kindertagesheimen, Spitälern oder Seniorenheimen. Dort macht es Sinn, dass der Autofahrer die Geschwindigkeit drosselt, denn dort sind Leute, die entweder schlecht sehen oder nicht mehr sehr mobil sind, oder Kinder, die halt etwas lebhafter sind. An solchen Stellen macht die 30 km-Zone Sinn, daran hat sich der Wiener Autofahrer seit Jahren gewöhnt, das weiß er, das akzeptiert er, das hat er im Kopf.

Wenn ihr aber flächendeckend zum Beispiel an der Verbindungsachse Penzing – 17. Bezirk 11 km² mit einer 30 km-Zone zupflastert, wo dann keiner mehr weiß, ob er überhaupt noch in der 30 km-Zone ist oder nicht, dann wird die Aufmerksamkeit sinken, das ist vollkommen logisch! Da könnte man dann alle 10 m einen Geschwindigkeitsmesser aufstellen, der Autofahrer wird immer Gas geben. Wenn er dann beim nächsten sieht, dass er zu spät ist, dann steigt er auf die Bremse, dann fährt ihm der Hintermann hinein und so weiter. Das wäre eine Katastrophe! So kann Verkehrspolitik nicht gemacht werden!

Wir werden flächendeckende 30 km-Zonen bekämpfen und ablehnen. Das kann es nicht sein! Dort, wo sie Sinn machen, sollen sie gelten und auch kontrolliert werden. Aber auf 11 km² kann man nicht kontrollieren, da bräuchten wir eine berittene Polizei, aber die haben wir nicht, und daher kann auch nicht kontrolliert werden. Deswegen ist das abzulehnen. (Beifall bei der FPÖ.)

Die Parkraumbewirtschaftung im Sinne der SPÖ-Mehrheit, vor allem die Kurzparkscheinregelung, ist ja voll ins Auge beziehungsweise in die Hose gegangen! Darüber brauchen wir nicht lange zu diskutieren. Ich glaube, keiner von der SPÖ wird sich trauen, das heute noch schönzureden, denn da gibt er sich der Lächerlichkeit preis, das weiß ja eh jeder!

Was mich aber besonders stört, ist, dass ihr vergessen habt, den 2-Stunden-Parkschein einzuführen. Er könnte gelb sein, ihr könntet aber auch eine andere Farbe nehmen, etwa dunkelrot, das ist mir egal, wir haben eben gelb vorgeschlagen, weil diese Farbe gut sichtbar ist und außer für ganz wenige Fixparkplätze noch nicht vergeben ist. Führt bitte den 2-Stunden-Parkschein ein! Das wäre eine Erleichterung für den Abend, für die Leute, die in Restaurants gehen, die ins Theater oder Kino gehen, damit sie nicht extra nach der Pause, wenn es vielleicht spannend wird, hinaus eilen müssen, damit sie in der Pause ihr Brötchen essen können oder nicht gerade beim Hauptgang hinausgehen müssen, um einen Parkschein zu suchen. Das wäre eine Erleichterung! 
Der 2-Stunden-Parkschein ist eine freiheitliche Forderung, und wir werden dafür sorgen, dass er eingeführt wird. Aber bitte nicht bei der nächsten Indexanpassung, lieber Herr Stadtrat, liebe Frau Finanzstadträtin und Vizebürgermeisterin! Nein! Wir wollen den 2-Stunden-Parkschein ab Jänner 2008, und zwar zu 2 EUR und nicht zu 2,40 EUR. Das wäre ein Entgegenkommen gegenüber dem Autofahrer und würde dazu beitragen, dass dieser auch ausgefüllt wird, meine Damen und Herren. (Beifall bei der FPÖ.)

Ich gehe jetzt kurz auf Anträge der Grünen ein. Es ist ja nicht immer alles schlecht, was von den GRÜNEN kommt. Ideologisch sind sie natürlich meilenwert entfernt, aber in der Sachpolitik gibt es natürlich das eine oder andere, wo wir uns durchaus treffen, denn auch Oppositionsparteien haben, vor allem, was die Geschäftsordnung betrifft, auch gemeinsame Vorgehensweisen. Man führt so etwas in einer Stunde durch, dann trennt man sich wieder und führt seine eigene Politik weiter.

Es gibt da sehr interessante Anträge, zum Beispiel den Antrag betreffend Architektenauswahl. Das ist jetzt gar nicht gegen die Architekten gewandt, die in Wien alles gewinnen, ich hatte aber zum Beispiel bei der Präsentation des Eurogate den bleibenden Eindruck, obwohl ich damit gar nicht so stark befasst bin, dass es in Wien offensichtlich eine Gruppe von Architekten gibt, die sich alles untereinander ausmachen, die in allen Gremien sitzen, die in allen Beiräten sitzen und immer mitmachen dürfen, weil sie ökonomisch so gut sind, dass sie bei jedem Projekt mittun können. Wir fordern seit Jahren, dass auch junge Architekten als Kriterium genommen werden und dass auch junge Architekten oder kleine Büros mit eingeladen werden. 

Der vorliegende Antrag geht in Richtung kleinere Büros, ich hätte ihn noch ein bisschen auf junge, kreative Architekten ausgedehnt. Aber sei es, wie es sei. Wir werden diesem Antrag zustimmen. Die Stadt Wien muss bei den Ausschreibungskriterien darauf Rücksicht nehmen, dass es auch junge Architekten in Wien gibt. Es muss nicht alles gefallen, was diese machen, aber auch sie müssen eingeladen werden und mittun können, ohne dass sie finanziell nach einem Auftrag ruiniert sind, und das Gleiche gilt für kleinere Architekturbüros.

Das Zweite betrifft die Intervallverkürzung der S50. Das ist durchaus eine sehr interessante Geschichte! Es kann nicht sein, dass zwischen Hadersdorf und dem Westbahnhof in der Früh zwischen 8.08 Uhr und 9:08 Uhr nur ein einziger Zug geht. Dort werden dauernd die Gleise repariert. Die Bundesbahn gibt keine Informationen, es heißt nur alle zehn Minuten, dass der Zug in vier Minuten kommt. Nach einer Stunde steht man aber noch immer dort im Regen, der Zug ist jedoch noch immer nicht da. Das ist ein mieses Service der ÖBB! So kann das nicht sein!

Lieber Herr Stadtrat! Lieber Herr Bürgermeister! Reden Sie mit den ÖBB! Jetzt habt ihr eh eure Genossen eingesetzt. Jetzt wird das Gesprächsthema ja besser sein als früher. Der Huber wird sich freuen, wenn er euch einmal sieht, wenn ihr antanzt und sagt: Wir wollen jetzt ein besseres Service der ÖBB, und es soll ein weiterer Zug zwischen Hadersdorf und Wien Westbahnhof in der Spitzenzeit zwischen 8 und 9 Uhr eingeführt werden. – Diesem Antrag werden wir auch zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.)

Meine Damen und Herren! Ein ganz wichtiges Thema in Wien ist der Fluglärm. Dafür gibt es ja den SPÖ-Fluglärmkapo, nämlich den Erich-alles-super-Valentin, der immer alles gutredet. Das wollen die Leute aber nicht hören! Lieber Kollege Valentin! Die Leute wollen nicht hören, was du immer erzählst, dass nämlich die dritte Flugpiste kommt. Leiwand! Ich habe jetzt gerade davon gelesen. Ich bin nicht so ein Fachmann wie du, du wirst mir eh wahrscheinlich wieder stundenlang erzählen, wie das alles in Ordnung geht. Ich möchte es jetzt nur ein bisschen popularisieren, wie das die Leute draußen sehen.

Die Leute draußen, im Süden Wiens, in Liesing, wollen ganz einfach nicht, dass die Flugzeuge permanent und eigentlich illegal drüberfliegen. Wir haben uns das angeschaut: In zwei Stunden in der Früh, zwischen 7 und 9 Uhr, fliegen permanent Flugzeuge über Liesing, nämlich um 7.17 Uhr, um 7.18 Uhr, um 7.20 Uhr, um 7.24 Uhr, um 7.35 Uhr, um 7.41 Uhr, um 7.53 Uhr, um 8.17 Uhr, um 8.24 Uhr, um 8.45 Uhr und um 8.59 Uhr. Das ist eigentlich nicht erlaubt, denn es ist an sich nicht erlaubt, die Bezirke von Süden nach Norden zu queren. Es gibt Flugbeschränkungsgebiete. Das weißt du besser als ich, ich habe das nur aus den Unterlagen herausgesucht. Das ist nur zulässig für Instrumentenflüge in Richtung Osten und Süden, und genau das geschieht in Liesing nicht. Daher sind die Leute nicht nur in Schwechat, sondern auch in Liesing, aber auch in Meidling beziehungsweise Hetzendorf von dem Fluglärm betroffen.

Liebe Damen und Herren von der SPÖ! Wir brauchen einen Stopp dieser illegalen Überflüge! Ich könnte mir eine Deckelung vorstellen. Man muss eben mit dem Flughafen in Preßburg endlich wieder Kontakte aufnehmen. Wenn eine dritte Flugpiste möglich ist, dann muss es doch auch möglich sein, mit Preßburg zu kooperieren oder östlich von Wien einen neuen Flugplatz zu bauen. Das muss ja möglich sein, wenn eine dritte Piste dort möglich ist, denn diese führt ja auch tief ins niederösterreichische Gebiet. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Noch dazu wurde heute die A6 eröffnet, wenn auch um zwei Stunden verspätet, weil es eisig war. Man kann jetzt in 50 Minuten in den Raum der Slowakei fahren. Daher wäre es für die Flughäfen Preßburg und Wien wunderbar zu kooperieren. Ich versteh nicht, warum die neue Bundesregierung hier nicht eine Kooperation eingeht!

Daneben gibt es ein zweites, sehr lokales Problem. Dafür wird unser Fluglärmkapo Erich-alles-super-Valentin keine Lösung haben: Es ist dies der Hubschrauberlärm in Meidling. Ich komme aus Meidling und kann sagen, dass der Lärm, der von der Innenministerium-Kaserne ausgeht, eine Katastrophe ist. – Ich könnte mir Folgendes vorstellen: Jetzt kommt die EM 2008, und da könnte man einen wunderschönen Test machen, ob man den Hubschrauberbetrieb nicht verlegen könnte, denn rund um die Kaserne in Meidling wohnen tausende Leute, und jeder, der die Gegend kennt, weiß, dass dort häufig Hubschrauber starten und landen. Wir werden diese Hubschrauber brauchen, aber man könnte den Flugbetrieb doch testweise nach Schwechat oder Langenlebarn verlegen. – Du nickst jetzt und wirst sagen, dass es dann dort laut ist!

Dennoch schlage ich vor: Verlegen wir das nach Langenlebarn und schauen wir einmal, ob überhaupt ein anderer Standort für Wien möglich ist. Es scheitert ja zunächst einmal daran, dass man im Innenministerium – und früher war es das Bundesheer in der Fasangarten-Kaserne – behauptet, dass das überhaupt nicht geht, der Standort muss zentral in Wien sein, damit der Hubschrauber überall hinkommt. – Mir haben aber Experten gesagt, dass es zum Beispiel bei einem Start aus Langenlebarn, egal, wohin man fliegt, nur eine Flugverlängerung von drei bis vier Minuten gäbe.

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich abschließen: Ich habe mit der U-Bahn begonnen und möchte mit der U-Bahn enden, und zwar mit der Sicherheit in der U-Bahn. Es ist unzumutbar, dass in den letzten Monaten – und das hat sich nicht gebessert, ich habe das vor drei Monaten auch schon gesagt – schwarzafrikanische Drogendealer die U-Bahn und insbesondere die U4 sehr fest im Griff haben. Das wissen Sie genauso wie wir. Sie sitzen jeden Tag zwischen Spittelau, Friedensbrücke und Karlsplatz im dritten und vierten Waggon der U4. Sie brauchen nur zu schauen. Das weiß auch die Polizei, es agiert jedoch niemand. 

Meine Damen und Herren! Die Bediensteten und die Fahrer, insbesondere die Bediensteten in der Nacht, sind erstens gefährdet und zweitens verzweifelt. Ich habe hier Fotos, Sie können das jederzeit nachvollziehen. Es liegen nämlich zum Beispiel gebrauchte Spritzen und Drogenutensilien in den Zügen und in den öffentlichen Toiletteanlagen. Das ist eher die Regel als die Ausnahme. Die öffentlichen Toiletteanlagen können vom normalen Fahrpublikum nicht mehr benützt werden. Ich habe hier auch Fotos von blutverschmierten Telefonzellen. Das ist unangenehm, ich möchte das jetzt nach dem Mittagessen nicht ausbreiten, aber Sie können sich die Fotos bei mir jederzeit anschauen!

Meine Damen und Herren! Wir fordern seit vielen Monaten und Jahren einen eigenen Sicherheitsdienst und eine U-Bahn-Polizei, insbesondere in der Nacht. Folgen Sie dieser Forderung, nicht nur im Sinne der Bediensteten, sondern auch im Sinne der Fahrer und im Sinne der Sicherheit der U-Bahn-Benützer! Ansonsten werden Letztere in Zukunft wieder vermehrt auf PKW umsteigen, und das wollen wir nicht. – Danke. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl-Ing Gretner. Ich erteile es ihr. 

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Zuschauer auf der Galerie!

Ich bin froh, dass heute zumindest vier Zuschauer anwesend sind! Ich werde Sie immer wieder daran erinnern: Ich meine, es ist eigentlich unglaublich, dass es für uns ganz normal ist, dass keine Wienerinnen oder Wiener uns bei dieser Debatte quasi live besuchen wollen, obwohl gleichzeitig Veranstaltungen im Rathaus stattfinden. Ich denke, man müsste das nur gescheiter ausschildern, dann würde sicherlich der eine oder andere vom Festsaal den Weg herüber finden. Wie immer äußere ich bei dieser Gelegenheit auch meinen Verdacht, dass das der Mehrheitsfraktion im Haus recht gelegen kommt, denn sonst würde ja auffallen, wie wenige Leute hier anwesend sind und wie wenige an dieser Budgetdebatte eigentlich teilnehmen. (GR Erich Valentin: Wo sind Ihre eigenen Kollegen?) Meine Kollegen sind gerade beim Mittagessen, aber Sie sind ja ein bisschen mehr! (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Sie sind um einige mehr! Wir haben ja weniger Abgeordnete, und dadurch haben wir es ein bisschen schwerer.

Zu meinem Vorredner, Herrn Madejski: Ich bin immer ein bisschen skeptisch, wenn sich Politiker wie beispielsweise Sie als Verkehrsplaner ausweisen wollen. Bezüglich U-Bahn-Verlängerungen zum Beispiel in Auhof oder auch in Floridsdorf verlasse ich mich lieber auf die Fachplaner im Haus und deren fundierte Meinung. Ich glaube, dass es der Politik eher darum gehen soll, Rahmenbedingungen für die Stadtentwicklung und den Verkehr zu schaffen, und darauf wird sich auch meine Rede zum heurigen Budget beziehen.

Stadtentwicklungspolitische Entscheidungen sind für das Stadtbudget sehr relevant. Anscheinend ist der Verwaltung noch immer nicht ganz bewusst, wie sehr die Kosten für die technische Infrastruktur steigen, wenn wir mit unserer Stadtentwicklungspolitik so weitermachen wie bisher. Es gibt zwar im Budget auch einige Posten, die konkrete Stadtentwicklungsprojekte betreffen, an denen man ablesen kann, dass die technische Infrastruktur sehr hohe Kosten ausmachen wird, aber ich glaube, es werden in der Planungspolitik selten entsprechende Rückschlüsse gezogen.

Ich möchte daher, wie fast jedes Jahr, darauf verweisen, dass es diesbezüglich durchaus Vorschläge gibt. Ich möchte diesmal aus einem Schriftstück des Umweltbundesamtes zitieren, in dem Möglichkeiten für eine sinnvolle Stadtentwicklungspolitik vorgeschlagen werden, nämlich konkrete Maßnahmen gegen die Zersiedelung, und zwar auch anhand von Beispielen, wie es in anderen Bundesländern funktioniert. Dem Herrn Stadtrat werden diese Dinge bekannt sein, nachdem er auch Vorsitzender der Österreichischen Raumordnungskonferenz ist, die sich dazu durchaus positiv geäußert hat.

Beispielsweise gibt es das Instrument der Baugebote. Ich möchte das jetzt wortwörtlich vorlesen, damit das den ZuhörerInnen bekannt wird: „Ein relativ stark in Eigentumsrechte eingreifendes ordnungsrechtliches Instrument sind die so genannten Baugebote. Diese bestehen in zeitlich begrenzter Gültigkeit von Baulandwidmungen und dem ex lege-Widmungsverfall nach Ablauf der Befristung, wenn die widmungsgemäße Bebauung nicht realisiert wurde – Klammer auf: entschädigungslose Rückwidmung in Grünland – Klammer zu.“ – Einen solchen Fall hat es in Wien erst einmal bei einem Hochhausprojekt für die Platte gegeben. Ich meine aber, dass das ein durchaus sinnvolles Instrument ist, das man öfter anwenden sollte, um die Ziele der Stadtentwicklungspolitik zu erreichen, die wir hoffentlich alle befürworten, nämlich etwa die Verhinderung der Zersiedelung.

Ein anderes Beispiel, das in den Bundesländern Salzburg und Steiermark erfolgreich angewandt wird, ist die so genannte Vertragsraumordnung. Dabei geht es darum, dass im Rahmen privatwirtschaftlicher Vereinbarungen fristgerechte Verwertungen auch erzwungen werden können, und auch da ist die Konsequenz, wenn man das nicht einhält, der Widmungsverfall.

Natürlich macht es durchaus auch Sinn, bei Planungen immer auch die Kostentransparenz und Kostenwahrheit im Hinterkopf zu behalten, beispielsweise hinsichtlich der Erschließungskosten.

Wie jedes Jahr möchte ich Sie auch daran erinnern, dass es durchaus Sinn machen würde, endlich ein Instrument für die Abschöpfung planungsbedingter Bodenwertzuwächse einzuführen. Auch das möchte ich wortwörtlich vorlesen, damit Sie nicht glauben, dass das eine grüne Wahnsinnsutopie ist, sondern ein durchaus anerkanntes Instrument, das vom Umweltbundesamt vorgeschlagen wird: „Indem auf diesen so genannten Planwertgewinn eine Lenkungsabgabe entrichtet wird, soll dem Hineindrängen in Baulandwidmungen zur Maximierung der Rendite gegengesteuert sowie das Horten von Bauland, um möglichst lange von der höheren Kapitalverzinsung von Baulandgrundstücken profitieren zu können, unattraktiver gemacht werden.“

Ich weiß, dass der Herr Stadtrat in seinem Schlusswort oder ein Kollege oder eine Kollegin sagen werden, dass das aus verfassungsrechtlichen Gründen nicht möglich wäre. Ich möchte Sie aber wieder daran erinnern, falls Sie es vergessen haben sollten, dass Ihre Fraktion den Bundeskanzler stellt und dass man durchaus auch auf Bundesebene Initiativen setzen könnte, um endlich dafür zu sorgen, dass das auch in Wien möglich wird.

Mein zweiter Punkt zu diesem Thema sind die Finanzausgleichsverhandlungen: Der Satz des Wiener Bürgermeisters zum Thema Rothneusiedl, der schon legendär ist, hat mich dieses Jahr besonders geärgert: „Es kann nicht sein, dass in Wien Erdäpfel angebaut werden, während in Niederösterreich die Shopping City vor der Türe steht.“ – Es ist mir unerklärlich, dass der intelligente Herr Bürgermeister diesfalls einen so engen Horizont hat, nur bis zur Landesgrenze denkt und glaubt, dass wir mit der Strategie, jetzt innerhalb der Landesgrenze Kaufhäuser zu errichten, dem entgegenarbeiten können, dass auch außerhalb der Landesgrenzen Einkaufszentren entstehen. Wie wir wissen, ist beispielsweise in Gerasdorf ein sehr großes Projekt geplant, und ich meine, dass die Finanzausgleichsverhandlungen eine gute Gelegenheit geboten hätten, endlich auch fiskalische Möglichkeiten zu schaffen, um der Zersiedelung Einhalt zu gebieten. 

Ich möchte jetzt noch ein Zitat aus diesem Schriftstück des Umweltbundesamtes bringen. Es werden gemeindeübergreifende Kooperationsformen angeregt: „Derzeit führt die Konkurrenz der Kommunen um Betriebsansiedelungen, um Steuereinnahmen und Finanzrückflüsse aus dem Finanzausgleich zu steigern, zu überschießender Ausweisung von Gewerbe- und Industriegebieten. Nicht berücksichtigt wird dabei, dass Überentwicklung auf Dauer die Lebensqualität als wesentlichen Standortfaktor und damit die Wettbewerbsfähigkeit reduziert, zudem belasten die hohen öffentlichen Kosten zur Erschließung und Infrastrukturausstattung die angespannten Gemeindehaushalte.“ – Es wird angeregt, einen interkommunalen beziehungsweise interregionalen Finanzausgleich einzuführen, wie es ihn in manchen deutschen Bundesländern gibt.

Mir fehlen in diesem Budget Antworten auf aktuelle Fragen. Trends werden kaum erkannt, und es gibt auch keine entsprechenden Reaktionen, sondern es kommt dann nur diese einfältige Aussage mit dem Erdäpfelacker. – Ich bin der Meinung, dass es in Wien sehr wohl auch Erdäpfeläcker geben kann. Ich fände das sehr gut, vor allem, wenn sie im Grüngürtel liegen, den wir ja alle schützen wollen. Ich meine, die Regionen müssen zusammenarbeiten, damit für die Gesamtregion die besten Ergebnisse erzielt werden können.

Ein weiterer Themenbereich, den ich ansprechen möchte, ist: Wie arbeitet die Wiener Stadtplanung? In diesem Zusammenhang möchte ich insbesondere auf das Thema Transparenz eingehen und hinterfragen, ob es unseren Bürgerinnen und Bürgern möglich ist, den Entscheidungsabläufen zu folgen. – Ich meine, das ist ziemlich schwierig. So hat sich beispielsweise bei der Flächenwidmung bezüglich Information der BürgerInnen leider noch nicht sehr viel geändert. Da gibt es immer noch dieses – wie ich jetzt sagen möchte – „Kasblatt“, das viele Leute einfach wegschmeißen, weil sie gar nicht erkennen, worum es da geht.

Ich möchte jetzt noch von Bürgerbeteiligungsverfahren und Bürgerversammlungen, die ich im letzten Jahr erlebt habe, berichten. Ich habe mir, wenn ich zu solchen Veranstaltungen gegangen bin, gedacht: Das sind Bürgerbeteiligungsverfahren, ich äußere mich dort nicht, denn ich bin politische Mandatarin, ich kann auch anderswo reden, ich schaue mir das nur an. Meist war ich dann aber bereits nach einer halben oder dreiviertel Stunde sehr wütend darüber, wie dieses ganze Setting läuft. Zum Teil hatten sich dann auch schon andere Mandatare gemeldet, sodass ich mich dann meist doch auch zu Wort gemeldet habe. Ich habe immer das Gefühl, die Leute sollen bei dieser Gelegenheit erst einmal zwei Stunden lang belabert werden – um es einmal so auszudrücken –, damit sie danach und nach einem harten Arbeitsalltag schon so müde und fertig sind, dass kein Widerstand entsteht.

Das letzte Mal habe ich das in Lainz erlebt. Ich bin ein wenig zu spät gekommen, habe mich aber informiert, was bisher gesagt wurde. Dort ist erst nach mehr als zwei Stunden überhaupt erwähnt worden, dass es um 1 000 neu zu errichtende Wohnungen geht. Es wurden schon Details – ganz entzückende Pläne – gezeigt, wie man die Pavillons innen umbauen kann, aber sozusagen um die „hard facts“ hat man sich so lange gedrückt, bis die Leute so müde und grantig waren, dass sie nach Hause gegangen sind. – So kann das nicht funktionieren!

Es gibt bei diesen Verfahren auch immer wieder Zeitdruck und natürlich ein Ungleichgewicht von Informationen und Möglichkeiten. Ich habe deswegen vor Kurzem in einer Pressekonferenz gemeinsam mit meinem Kollegen Maresch einen Bürgerbeteiligungsfonds verlangt, der ein bisschen für Chancengleichheit sorgen soll, vor allem auch bei größeren Umweltverträglichkeitsprüfungen, wo Bürgerinteressen den Interessen von großen Unternehmungen entgegenstehen und die Menschen gar nicht die Möglichkeit haben, die Kosten für Rechtsanwälte oder Gutachter zu bezahlen, die sie brauchen würden, um überhaupt gleichberechtigt daran teilnehmen zu können. Und auch ein Budget für Mediationsverfahren oder für wirkliche Bürgerbeteiligung habe ich in diesem Vorschlag nicht entdeckt.

Ich möchte jetzt noch ganz konkret auf ein Beispiel eingehen: Ich habe einen Antrag betreffend Augarten vorbereitet. Wir haben vor etwa einem Jahr einen Beteiligungsprozess zur Erarbeitung eines Leitbildes beschlossen. Dieser Beschluss ist einstimmig erfolgt. Es gibt aber in letzter Zeit immer wieder Gerüchte, dass möglicherweise jetzt schon Baubewilligungen erteilt werden beziehungsweise die Bundesverwaltung eine Entscheidung bezüglich Sängerknaben, Filmarchiv et cetera am Augartenspitz trifft. Deshalb habe einen Beschlussantrag vorbereitet, der da lautet:

„Der Wiener Gemeinderat bekennt sich zum Leitbildprozess. Es sollen keine gravierenden, bestandsverändernden Maßnahmen getroffen werden, solange der Leitbildprozess im Gange ist. Der Wiener Gemeinderat fordert daher den Bund als Grundeigentümer und die nahestehenden Bundesdienststellen auf, dem Ergebnis des Leitbildprozesses nicht vorzugreifen und keine weiteren Aktivitäten zu setzen, bevor der Leitbildprozess abgeschlossen ist.“

Ich glaube, es wird für Sie alle schlüssig sein, dass es sinnlos ist, sich einerseits einen Leitbildprozess zu leisten, gleichzeitig aber schon Entscheidungen zu treffen, die diesen Prozess möglicherweise konterkarieren, weshalb die Bürger zu Recht beleidigt sind. In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrages.

Ich möchte jetzt zu einem weiteren Thema kommen, das ich bereits angesprochen habe. Im Budget sind Ausgaben für gewisse städtebauliche Projekte ablesbar. Ganz interessant fand ich, dass beim Laaer-Berg in Klammer stand: Porr-Gründe. Öffentlich werden die Gründe unter dem Namen „Monte Laa“ verkauft. Da sieht man gut, was in Wahrheit dahintersteckt! Die Porr hat da eine gute Verwertung ihrer Gründe bekommen. In Anbetracht dessen ist es auch kein Wunder, dass es dort keinen U-Bahn-Anschluss gibt, das war dann nicht so wichtig.

Für den Straßenbau hat man 709 000 EUR vorgesehen, für einen Park 76 000 EUR. Leider ist dieses Verhältnis eher üblich, und ich meine, das ist sehr schade. Wenn man sich im Vergleich dazu die Großzügigkeit des sozialen Wien der 30er Jahre und die Parkflächen anschaut, die man sich damals geleistet hat, dann stellt man fest, wie erbärmlich das jetzt ist, und das noch dazu gerade in einem Gebiet, das man groß als kinder‑ und jugendfreundlich beworben hat.

Ein anderes Beispiel ist das Nordbahnhof-Gelände. Man hat sich entschlossen, dort den größten Park seit den 70er Jahren zu planen und neu zu widmen. Dafür gibt man auch gutes Geld aus, da ist das Verhältnis zum Straßenbau anders, was sehr positiv ist. Traurig ist nur, dass das seit den 70er Jahren der größte Park ist, der in Wien neu geschaffen wird. Ich denke, wir sollten da weitere Beispiele folgen lassen. Die vielen Stadtentwicklungsprojekte, die jetzt anstehen, würden gute Gelegenheiten dafür bieten.

Noch etwas zu dem Stadtentwicklungsgebiet: Wir hatten eine Diskussion über dieses Schulbauprojekt im Public-Private-Partnership-Modell und haben uns darauf geeinigt, einen Architekturwettbewerb durchzuführen. Wie ich erfahren habe, sind aber die Ausschreibungskriterien ziemlich restriktiv formuliert worden. Kleinere bis mittelgroße Büros – ich spreche jetzt gar nicht nur von den ganz kleinen Büros, sondern von den mittelgroßen – können da gar nicht teilnehmen, weil die ökonomischen Kriterien so hart sind, dass wirklich nur die größten Büros mitmachen können. 

Deshalb habe ich, wie Herr Madejski schon angesprochen hat, einen Beschluss- und Resolutionsantrag vorbereitet, in dem es darum geht, kleine Büros zu fördern. Ich habe bewusst das Wort „jung“ möglichst vermieden, weil die meisten Architekten auch schon über 40 sind. „Jung“ ist halt ein dehnbarer Begriff! Prinzipiell geht es darum, innovative Büros, die noch nicht sehr viel gebaut haben, zu fördern. Das entspricht auch der Wiener Architekturdeklaration. Ich habe in der Begründung einige Zitate daraus verwendet, zum Beispiel: „Die Kreativität junger ArchitektInnen in der Ausbildung und in der Praxis soll genutzt und gefördert werden.“ – Ich möchte, dass wir diese Deklaration ernster nehmen und diesbezüglich erste Schritte setzen. Daher lautet dieser Beschlussantrag wie folgt: 

„Der Wiener Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass bei Wettbewerbsverfahren der Stadt Wien und ihrer Tochterunternehmen in Zukunft kleine Architekturbüros im Sinne der Architekturdeklaration gefördert werden. Ökonomische Referenzen für die Teilnahme sollen nicht mehr derartig hoch bewertet werden und somit zur Ausschließung innovativer, kleiner Büros führen können. 

Ich beantrage die Zuweisung dieses Antrages an den Gemeinderatsausschuss für Wohnen und an den Gemeinderatsausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr.“

Nun zum letzten Punkt: Ich denke, dass die Stadtplanung ein ziemlich schwieriger Arbeitsbereich ist. Ich sehe, dass die Beamtenschaft hier auch ziemlich hart an ihren persönlichen Grenzen arbeitet. Es ist viel zu tun, und ich glaube, man steht auch unter großem Druck innerhalb des Magistrats, aber auch unter dem Druck durch die Baufirmen außerhalb der Verwaltung.

Ich möchte dazu ein konkretes Beispiel bringen: Einmal ging es im Ausschuss um die Entscheidung über Werbeflächen. Ein uns allen gut bekanntes Unternehmen, die Firma Gewista, hatte einfach Werbeflächen errichtet, und Monate später stellte sich heraus, dass diese gar nicht genehmigt sind. Die MA 19 wurde dann aufgefordert, ein Gutachten zu erstellen, ob diese Flächen Sinn machen und dort bleiben können. Das Gutachten umfasste etwa 30 Seiten und war äußerst ausführlich, enthielt Fotos und war sehr gut. Das Ergebnis war, dass diese Werbeflächen dort nicht sinnvoll sind. Diese Werbeflächen sind einstweilen bereits ein gutes dreiviertel Jahr gestanden. Die Entscheidung lautete dann, dass diese abgebaut werden müssen. 

Bei der Diskussion im Ausschuss ist dann herausgekommen, dass die Abteilung so gute Gutachten machen müsse, weil die Gewista ihrerseits auch Gutachter und Juristen beschäftigt. Die Gutachten der MA 19 müssten auf jeden Fall halten, damit man nicht sozusagen in drei Wochen dasselbe Problem hat. Allerdings gibt es so viele solcher Ansuchen, dass die wenigen Beamten in der Abteilung total überfordert sind. Die Ansuchen bleiben daher oft sehr lange liegen, weil man gar nicht mehr nachkommt. 

Ich meine, dass das ein wichtiger Bereich ist, der auch personell gut ausgestattet sein muss, weil man teilweise auch unter ziemlichem Druck arbeiten muss. Ich konnte allerdings am Budget nicht ablesen, dass man dem entsprechend Rechnung trägt.

Abschließend möchte ich sagen: Nach diesen eineinhalb Tagen werden Sie sich nicht wundern, dass wir auch aus diesem Grund dem Budget nicht zustimmen. – Danke. (Beifall bei den Grünen.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Mag Gerstl. Ich erteile es ihm.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Bei meiner Vorrednerin war interessant, dass sie auf die Forderungen meines Vorvorredners nur insofern eingegangen ist, als sie ausschließlich auf die Experten verwiesen hat. Das hat mich besonders verwundert, weil ich meine, dass der U-Bahn-Bau grundsätzlich ein grünes Thema wäre. Hängt das vielleicht damit zusammen, dass manche oder sogar mehrere von der grünen Partei U-Bahn-Verlängerungen ablehnen? 

Es ist für die Bevölkerung in der letzten Zeit wirklich nicht einzusehen beziehungsweise verwunderlich, dass eine Partei, die grundsätzlich dafür eintritt, dass der öffentliche Verkehr ausgebaut wird, gleichzeitig gegen eine U-Bahn-Verlängerung ist, nämlich gegen die Verlängerung der U4 nach Auhof und der U6 nach Stammersdorf. – Das zeigt, wo die grüne Partei wirklich steht! (Beifall bei der ÖVP. – GR Mag Rüdiger Maresch: Und wie ist es mit Rothneusiedl?) 

Meine Damen und Herren! Wien hat 3 Milliarden EUR Schulden, und jedes Jahr wird es mehr. Das ist das Ergebnis dieser Budgetdebatte, obwohl Wien eines der reichsten Bundesländer beziehungsweise Wien auch eine der reichsten Städte dieser Welt ist. Meine Kolleginnen und Kollegen von der Mehrheitsfraktion! Da Sie offenbar nicht daran interessiert sind, diese Schulden abzubauen und Sie in den vergangenen sieben Jahren unter anderem die Verwaltungskosten in dieser Stadt verdoppelt haben, kostet uns heute jeder Tag allein im Zinsendienst 280 000 EUR. Diese 280 000 EUR nehmen Sie jeden Tag dem Bürger in dieser Stadt weg und schießen sie den Banken zu, weil Sie sich verschuldet haben und nicht bereit sind, diese Schulden abzubauen!

Mit täglich 280 000 EUR, die Sie an die Banken zahlen, könnten wir jedes Jahr 50 ULF-Garnituren kaufen und müssten nicht bis weit in die erste Hälfte des nächsten Jahrzehnts hinein warten, bis 2014 oder wahrscheinlich sogar länger. Dann könnten wir schon bis zur nächsten Wahl 2010 alle Wiener Straßenbahnen auf Niederflurstraßenbahnen umgestellt haben. Würden Sie endlich mit dem Schuldenmachen aufhören, dann könnten wir das Geld, das jetzt für den Zinsendienst aufgeht, sinnvoll für die Bürgerinnen und Bürger einsetzen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Sie investieren in die Banken. Das freut uns als Wirtschaftspartei, das freut uns aber nicht als politische Partei, denn eine Investition in die Bürger wäre viel wichtiger, und das unterscheidet die ÖVP von der Mehrheitsfraktion SPÖ!

Anders gesagt: Würden Sie dieses Geld in den 
U-Bahn-Ausbau investieren, dann würden Sie die vierte Ausbaustufe nicht erst im Jahr 2019 fertig gestellt haben, sondern bereits 2014, und auch damit könnten Sie für Wiens Bürgerinnen und Bürger einiges tun! Man könnte dann auch bereits früher mit der fünften Ausbauphase der U-Bahn beginnen. Man könnte die U2 an den Hauptbahnhof anbinden. Man könnte die U6-Verlängerung realisieren. Und man könnte viel früher auch die U4 nach Auhof bringen. Außerdem könnte, wie Kollege Madejski gesagt hat, für diese Stadt auch die längst überfällige Planung einer U5 begonnen werden. Daher wiederhole ich: Investieren Sie in die Bürger und nicht in den Zinsendienst! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Für 100 Millionen EUR im Jahr könnten wir jährlich auch 5 000 Garagenplätze errichten, die der ruhende Verkehr in Wien so dringend brauchen würde. Sie haben 2007 jedoch anderswo investiert. Sie haben in die Parkscheine, in die Parkpickerl und in die Erhöhung der Öffi-Tarife investiert. Sie haben die Parkscheingebühr um 50 Prozent erhöht, Sie haben die Preise für das Parkpickerl um mehr als 20 Prozent erhöht, und Sie haben auch die Öffi-Tarife um über 10 Prozent erhöht.

Was haben Sie damit erzielt beziehungsweise nicht erzielt? – Sie haben damit keinen einzigen Parkplatz mehr erzielt, und Sie haben damit keinen einzigen Öffi-Benützer mehr erzielt! Sie haben aber die Parkometerabgabe zur bereits viertgrößten Einnahmequelle der Stadt Wien gemacht, und das ist eine Einnahmequelle ohne Lenkungseffekt. Das heißt, Ihre Gebührenerhöhungen haben 0,0 Promille Auswirkungen auf die Verkehrspolitik in Wien, sondern Ihre Gebührenerhöhungen im Verkehr bringen der Stadt nur Mehreinnahmen von satten 57 Prozent, wie das Budget für das Jahr 2008 ausweist. Damit nehmen Sie den Wienerinnen und Wienern im kommenden Jahr 24 Millionen EUR mehr aus dem Geldbörsel, ohne dass sie etwas davon haben. Das ist nicht die Politik, die wir wollen! Es ist nämlich klassische sozialistische Politik, dass Sie den Bürgern mehr Geld wegnehmen, als Sie ihnen zurückgeben. Das ist nicht die Art und Weise, wie wir uns Politik vorstellen! Mit diesem Sozialismus und mit dieser Art von Politik muss in dieser Stadt Schluss sein! 

Meine Damen und Herren! Es ist notwendig, dass es sich für die Wienerinnen und Wiener wieder rechnet, Geld zu verdienen. Es muss ihnen Geld im Börsel überbleiben dürfen und es darf nicht sein, dass Ihre ständigen Gebührenerhöhungen die Inflation anheizen. Die letzte Inflationsausweisung von 2,8 Prozent im Oktober zeigt, dass das Geld im Geldbörsel des Bürgers immer weniger wert geworden ist, und die Studien, die dazu Ende der letzten Woche veröffentlicht worden sind, zeigen ganz klar, dass Sie mit der Erhöhung der Kommunalgebühren ganz besonders dazu beitragen, dass die Inflation so stark angeheizt wird.

Ich gestehe Ihnen zu, dass Sie das manchmal sehr schlau machen: Sie erhöhen die Müllgebühren und die Abwassergebühren, der einzelne Wiener und die einzelne Wienerin merken das aber nicht gleich, denn man sieht erst bei der Betriebskostenabrechnung im nächsten Jahr, wie die Betriebskosten gestiegen sind. Aber wenn Sie vielleicht glauben, dass die Wienerinnen und Wiener das wieder vergessen, dann sage ich Ihnen: Sie werden nicht vergessen, dass Sie daran schuld sind, dass die Betriebskostenabrechnungen so hoch sind! Ich glaube, dass Ihr Konzept in den vergangenen Jahren wohl aufgegangen ist, sich jetzt aber eine Änderung bemerkbar macht: Die Menschen merken, dass Sie ihnen mehr Geld wegnehmen, als Sie ihnen zurückgeben. Das war vorigen Freitag und Samstag in den Tageszeitungen ganz klar zu lesen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Laut der Studie heißt es, dass die Preise für die Müllentsorgung seit 1995 um 55 Prozent gestiegen sind und die Inflation seit damals plus 20 Prozent beträgt. Die Kosten der Abwasserentsorgung wuchsen um 40,6 Pro-
zent. All das sind lukrative Einnahmeinstrumente für die Kommunen, und Sie als Stadt Wien haben sich bei dieser Abzocke ganz besonders ausgezeichnet. Sie haben ganz besonders stark ins Geldbörsel der Bürgerinnen und Bürger gelangt, und das ist eindeutig abzulehnen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir sind eine Partei, die den Verkehr wirklich unterstützen will, weil wir meinen, dass Mobilität eine Errungenschaft unserer Zeit ist, dass Mobilität im Grunde immer gefördert werden muss, weil sie mehr Wohlstand und mehr Zufriedenheit bringt und in Wirklichkeit bereits ein Grundrecht ist. Wenn wir uns die Gebühren ansehen, stellt sich aber die Frage: Geht es Ihnen wirklich um mehr Passagiere im öffentlichen Verkehr? Oder geht es Ihnen nicht einfach um höhere Finanzeinnahmen? Diese Fragen werden Sie sich immer stellen lassen müssen. 

In der vorigen Sitzung haben wir Ihnen den generellen Häupl-Brauner-Index gezeigt. Ich zeige Ihnen jetzt den Häupl-Brauner-Verkehrsindex: Schwarz ist die Inflationsrate, rot ist die Steigerung des Verkehrsindexes bei den Verkehrsbetrieben der Stadt Wien. Das zeigen Sie uns mit dem Budget 2008: Die Verkehrseinnahmen und damit die Schröpfung der Bevölkerung sind um ein Vielfaches höher als der allgemeine Verbraucherpreisindex.

Sie haben immer damit argumentiert, dass Sie eine Anpassung an den allgemeinen Verbraucherpreisindex vornehmen und erhöhen müssen. Das verstehe ich. Was tun Sie aber jetzt? – Sie landen 9 Prozent über dem derzeitigen Verbraucherpreisindex, und von jetzt an haben Sie auch noch eine Valorisierung der Gebühren beschlossen! Das heißt, ab diesem Zeitpunkt geht diese Schere nie mehr zusammen, sondern ständig auseinander. Das heißt, Ihre Preistreiberei bei den Verkehrskosten ist größer als die generelle Inflationsrate, und damit schädigen Sie gerade diejenigen, die Sie so gerne zu vertreten vorgeben, nämlich die kleineren und mittleren Einkommensbezieher. Diese leiden am schwersten darunter, wenn die Mobilitätskosten steigen. (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren! Es wäre wirklich an der Zeit und gut, wenn Sie sich nicht nur für sich selbst, sondern auch für den Hausbesorger in Wien, für die Angestellte an der Kassa eines Supermarktes, für Ihre Mitarbeiter bei der Feuerwehr und bei der MA 48 einsetzen würden, für die kleinen Mitarbeiter, für diejenigen, die über kleine Einkommen verfügen und davon abhängig sind, dass Sie die Mobilitätskosten gering halten. Sie sollten ein Herz für diese Menschen haben!

Sie haben immer argumentiert, dass eine Erhöhung um 50 Prozent nicht viel ist. In einem Kommentar in einer Tageszeitung wurde das aber sehr gut beschrieben – ich zitiere: „Da sind die Anhebungen der Gebühren im Wohnbereich noch bescheiden, wie die kürzlich erfolgte Verteuerung der Parkgebühren in der Bundeshauptstadt um satte 50 Prozent zeigt. Man stelle sich vor, der Wirt ums Eck verteuerte das Schnitzel von 10 auf 15 EUR. Das Gasthaus müsste mit einem Exodus der Stammgäste rechnen! Das sozialdemokratische Wien kann es sich leisten. Wo soll man sein Auto auch entsorgen?“ – Das ist jetzt bereits allgemein öffentliches Meinungsgut. Dem haben Sie sich zu stellen. Und ich weiß nicht, was Sie, der Herr Bürgermeister und sein Landesgeschäftsführer sagen würden, wenn Sie wieder zum Wirt ums Eck gehen und fürs Achterl um 50 Prozent mehr zahlen müssten! Wäre das das richtige Zeichen? (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Aber Sie haben in diesem Jahr 2007 nicht nur die Gebühren besonders stark erhöht, sondern Sie haben sich auch mit einem sehr leicht verständlichen Management – unter Anführungszeichen – gegenüber den Wählerinnen und Wählern besonders ausgezeichnet: Sie haben die Parkscheingebühr mit 1.9.2007 kräftig erhöht und haben den Bürger glauben lassen, dass es in der Zeit, in der er noch keine neuen Parkscheine hat, Nachsicht geben wird. Offenbar haben Sie die Wünsche der Opposition nicht gehört, Übergangsfristen zu schaffen und damit dem Bürger mehr Sicherheit zu geben. Sie haben ihn in dem Glauben gelassen, dass er nicht bestraft wird. Eine Anfragebeantwortung von Verkehrsstadtrat Schicker zeigt aber ganz klar, dass ein generelles Absehen von der Strafe nicht möglich sei, sondern immer eine individuelle Prüfung erfolgen müsse. (Zwischenruf von Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker.)

Herr Stadtrat! Manche Medien haben das ganz anders dargestellt! Ich halte fest – weil Sie gerade jetzt hinter meinem Rücken eine Bemerkung gemacht haben –: Vielleicht haben Sie es selbst konkret nicht so gesagt, es ist aber dieser Eindruck entstanden. Und ich halte es für Ihre Pflicht beziehungsweise für die Pflicht der Stadt Wien, dass man genau sagt, worauf sich die Leute einstellen müssen. Diesbezüglich war in diesem Fall die Kommunikation wirklich nicht zum Besten! Auch in einem der verschiedenen Parkscheinfolder ist nur gestanden, dass die Parkdauer zwei Stunden beträgt, und man hat vergessen, darüber zu informieren, dass die eineinhalbstündige Parkzeit in den Einkaufsstraßen weiterhin gilt. – Das ist nur ein Schmankerl, das zeigt, dass die Stadt Wien in diesem Fall bei der Kommunikation nicht wirklich gut unterwegs war.

Meine Damen und Herren! Die Bürgerinnen und Bürger hatten hinsichtlich der Kurzparkzonen wirklich ein schweres Leben, auch was die Ausschilderung dieser Kurzparkzonen betrifft, damit man sich an die jeweiligen Verkehrszeichen auch halten kann. Wir haben daher diesbezüglich einen Antrag vorbereitet, in dem wir verstärkt die Kundmachung der Kurzparkzonen durch Bodenmarkierungen fordern. Wir ersuchen Sie, dass diese Auszeichnung verstärkt wahrgenommen wird, damit es im Interesse der Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt in Zukunft keine Missverständnisse mehr geben kann. Wenn man nämlich von den Bürgerinnen und Bürgern schon Geld verlangt, dann haben sie zumindest ein Recht darauf, wirklich zu wissen, wo sie bezahlen müssen, anstatt es erraten zu müssen. 

In diesem Sinne stellen wir den Beschlussantrag, dass die eindeutige Kennzeichnung der Kurzparkzonen in Wien durch entsprechende Bodenmarkierungen zu gewährleisten ist, und beantragen in formeller Hinsicht die Zuweisung dieses Antrages an den Gemeinderatsausschuss der Geschäftsgruppe für Stadtentwicklung und Verkehr. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Was ist Ihnen 2007 noch gelungen? – Sie haben 2007 keine einzige Garage fertiggestellt. Es konnte keine einzige Garage eröffnet werden. In Ihrem Verkehrsmasterplan haben Sie – um nur eine Zahl zu nennen –, gefordert, dass man 8 000 Park-and-ride-Plätze bis 2010 errichtet. Davon haben Sie bis jetzt nur 1 200 realisiert. Somit wird das Ziel in weite Ferne rücken! Sie werden die Grundlagen, die Sie sich selbst gegeben haben, nicht erfüllen können! Ich spreche jetzt vor allem auch von der Zielsetzung, den Pendlerverkehr zu verringern und die Pendler schon früh genug vor der Stadt sozusagen zurückzudrängen.

In den vergangenen 15 Jahren ist es Ihnen gelungen, das Straßennetz um insgesamt 1,5 Prozent zu verlängern. Um nur 1,5 Prozent wurde das Straßennetz in Wien verlängert! Aber Sie erhöhen die Parkscheingebühr um 50 Prozent innerhalb eines Jahres und haben die Anzahl der öffentlichen Stellplätze nicht entsprechend vermehrt, sondern verringert.

In der Zwischenzeit liegt eine Studie vor, die einen eklatanten Bevölkerungsanstieg in der Stadt prognostiziert. Auf diesen muss man sich wirklich vorbereiten, dieser erfordert auch viele Maßnahmen im Bereich des Verkehrs. In Anbetracht dessen treffen die Ansätze, die Sie im Verkehrsmasterplan noch vor ganz kurzer Zeit festgehalten haben, nicht mehr zu. Die Evaluierung, die Sie dazu eingeleitet haben, wird wahrscheinlich zu einem vollkommen neuen Plan führen. Wichtig wäre allerdings, dass man tatsächlich Maßnahmen umsetzt und für den Bevölkerungsanstieg einen entsprechend klaren Plan erstellt.

Wir fordern daher den Bürgermeister der Stadt Wien auf, einen Maßnahmenkatalog zu Verkehrsthemen, die in Wien relevant sind, zu erstellen, um in Zukunft mit adäquaten Lösungen auf das prognostizierte Bevölkerungswachstum zu reagieren. In formeller Hinsicht fordern wir die sofortige Abstimmung dieses Antrages. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Wenn ich vorhin von den Versäumnissen im U‑Bahn‑Bau gesprochen habe, dann ist ein Teilgebiet besonders hervorzuheben, um einen weiteren verkehrspolitischen Konnex zur Sprache zu bringen, nämlich der Bau des Hauptbahnhofs. – Bis vor einem Jahr war ganz klar, dass eine Auslastung des Lainzer Tunnels zu 90 Prozent durch Güterverkehr und zu 10 Prozent durch Personenverkehr vorgesehen ist und dass es somit zu einem geringeren Teil zu einer Verlagerung von der Westbahnstrecke zum Hauptbahnhof kommen wird. Seit Verkehrsminister Faymann im Amt ist, der ja, wie ich glaube, hier in diesem Gremium gut bekannt ist, gibt es nun die Änderung von 90 Prozent zu 10 Prozent auf 40 Prozent Güterverkehr zu 60 Prozent Personenverkehr. Damit verändert sich die Anzahl der Ankommenden und Abfahrenden am Hauptbahnhof dramatisch. Von den ursprünglich geplanten 105 000 ankommenden und abfahrenden Reisenden werden es nun nach dem neuen Zugang 145 000 sein.

Das erfordert aus meiner Sicht eine klare Antwort der Stadt Wien! Das erfordert eine Antwort betreffend den Hauptbahnhof und auch eine Antwort betreffend den Westbahnhof. Auf Grund dessen haben wir nämlich unterschiedliche Nutzungen und Zugänge. Wir werden betreffend den Westbahnhof in den nächsten 10 bis 15 Jahren mit komplett geänderten Zahlen arbeiten müssen, und für den Hauptbahnhof werden die Änderungen noch viel nachhaltiger sein.

Daher fordern wir in diesem Zusammenhang die Entwicklung eines Nahverkehrskonzeptes für den Westbahnhof und fordern den amtsführenden Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr auf, mit Verkehrsminister Faymann in Gespräche zu treten, um ein geeignetes Nah- und Fernverkehrskonzept unter den neu bekannt gewordenen Gegebenheiten zu entwickeln. Wir fordern die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr. (Beifall bei der ÖVP.) 

Weiters stellen wir einen Antrag auf Erhöhung der Pendlerfrequenz auf der Westbahnstrecke. Durch die Verlagerung des Verkehrs der internationalen Fernzüge zum Hauptbahnhof wird ein Teil der Westbahnstrecke frei, und daher möge eine Intervallverdichtung im Pendlerverkehr erwirkt und ehestmöglich die Auslastung des neuen Westbahnhofes wieder hergestellt werden. Auch diesfalls fordern wir die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für die Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Es wäre an der Zeit, dass Sie nun mit aktuellen Zahlen betreffend die Verkehrsanbindung an den Westbahnhof und an den Hauptbahnhof arbeiten! Betreffend den Hauptbahnhof und die Bevölkerungsentwicklung als solche wird mein Kollege Hoch noch näher ausführen, welche Konsequenzen sich daraus ergeben. Ich glaube, für eine entsprechende Reaktion ist es nicht fünf Minuten vor zwölf, sondern bereits fünf Sekunden vor zwölf! 

Meine Damen und Herren! Was ist 2007 noch geleistet worden? – Besonders ist mir aufgefallen, dass im Jahr 2007, seit es einen sozialistischen Verkehrsminister gibt, nicht mehr über die Nordostumfahrung gesprochen wurde. In den vergangenen Jahren ist immer wieder über die Nordostumfahrung und darüber gesprochen worden, wie wichtig es ist, dass diese rasch verwirklicht wird. Heute spricht keiner mehr davon. Das ist interessant! Keiner der Verantwortlichen beim Verkehrsminister und beim Verkehrsstadtrat der Stadt Wien redet von der Nordostumfahrung! Die Einzigen, die sich darüber freuen, sind die GRÜNEN. (GR Mag Rüdiger Maresch: Ja, das ist super!) Die Wienerinnen und Wiener freuen sich aber nicht darüber. Das ist der Unterschied (GRin Susanne Jerusalem: Sind wir keine Wienerinnen und Wiener?) 

Meine Damen und Herren! Darauf sollten wir uns wirklich konzentrieren! Heute fährt man bereits im Frühverkehr von Eßling bis zur Donaubrücke mindestens eine Stunde. Die Donaustadt ist das Stiefkind der Verkehrspolitik. So darf es in Zukunft nicht weitergehen! Kümmern Sie sich darum, dass auch jenseits der Donau endlich ordentliche Verkehrsanbindungen geschaffen werden und diese nicht in Vergessenheit geraten! (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren! Wenn ich mir den Budgetplan genauer anschaue, dann fallen mir zwei Positionen ganz besonders auf: Dass bei der MA 46 das Budget zurückgegangen ist, verstehe ich noch, weil einige Kompetenzen von der MA 46 weggenommen und auf die MA 33 übertragen wurden, wie man uns erklärt hat und wie wir auch aus manchen Anträgen wissen. Wenn man sich dann aber das Budget der MA 33 anschaut, dann fällt einem auf, dass auch das Budget der MA 33 gekürzt wurde. Und da frage ich mich: Wie soll sich das ausgehen? Wir benötigen verstärkte Investitionen in die Verkehrslichtsignalanlagen, wir wollen eine neue Software, wir wollen einen Rechner, wir wollen die neuen Ampelanlagen dann auch anschließen, gleichzeitig geben wir der Abteilung aber weniger Geld. Wir wollen die Lichtanlagen der Stadt Wien umrüsten, geben der MA 33 aber weniger Geld. Das verstehe ich nicht, meine Damen und Herren! Wie soll das Ganze dann im Jahr der EURO 2008 zustande kommen?

Wenn wir uns im Budget weiters die Budgetpost „MA 5 Eisenbahnen“ ansehen, dann stellen wir fest, dass auch dort eine verfehlte sozialistische Managementpolitik Platz greift. Der Voranschlag 2007 wies unter dem Titel „MA 5 Eisenbahnen“ noch 83,4 Millionen EUR aus, für das Jahr 2008 sind es nur mehr 28,2 Millionen EUR. Wissen Sie, worauf das zurückzuführen ist? – Das ist darauf zurückzuführen, dass wir im nächsten Jahr weniger U-Bahnen bauen werden! Und ich kann nur die Vermutung äußern, dass das wahrscheinlich deswegen der Fall ist, weil wir im Management nicht weitergekommen sind, weil man weniger Ausschreibungen vollendet hat, weil weniger Baugenehmigungen erteilt werden konnten. Daher reduzieren wir im kommenden Jahr die Bauleistung im U-Bahn-Bau um zwei Drittel, und das, obwohl wir heute bereits wissen, dass die Einwohnerzahl viel größer sein wird, und wir schnell darauf reagieren und mehr ausbauen sollten. Dennoch reduzieren wir im nächsten Jahr den U-Bahn-Ausbau. Meine Damen und Herren! Das kann man nur mit Missmanagement erklären! (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren! In der Gemeinderätlichen Personalkommission kam auch zutage, dass es doch Mehrkosten für die Parkwächter in der Größenordnung von 319 800 EUR im Jahr geben wird. Das bedeutet, dass der Wiener Autofahrer Parkscheingebühren für 266 500 Stunden bezahlen muss, um allein die Zulage für die Kontrollorgane zu finanzieren. So stellen wir uns die Mobilität für den Autofahrer in dieser Stadt nicht vor!

Daher sagen wir: Mit diesem Budget und den Erhöhungen tragen Sie dazu bei, dass der Verkehr zu einer Hauptbelastungsquelle für alle Bürgerinnen und Bürger wird, und gleichzeitig tragen Sie dazu bei, dass Wien nicht mobiler wird.

Es wäre quasi ein Pleonasmus, an dieser Stelle zu sagen, dass wir dem Budget nicht zustimmen. Ändern Sie Ihre Verkehrspolitik! Geben Sie den Wienerinnen und Wienern ihre Mobilität zurück, und zwar unabhängig vom Einkommen! Mobilität ist ein Grundrecht und darf nicht nur ein Privileg für bestimmte Gruppen sein! (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Deutsch. Ich erteile es ihm. 

GR Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wien ist eine sehr attraktive und prosperierende Stadt. Alle demographischen Prognosen weisen darauf hin, dass die Bevölkerung wesentlich rascher wachsen wird als in den vergangenen Jahren. Die Gründe dafür sind vielfältig: Höhere Geburtenraten und damit eine positive Geburtenbilanz, internationale Zuwanderung ebenso wie Zuwanderung aus weiter entfernten Regionen Österreichs, aber auch eine steigende Lebenserwartung. Es ist eigentlich eine sehr erfreuliche Tatsache, dass die Menschen in unserer Stadt immer älter werden. All diese Faktoren führen zu einem Anstieg der Gesamtbevölkerung. 

Auf Basis von empirischen Daten gehen die jüngsten Prognosen daher von einem deutlich höheren Bevölkerungswachstum aus – Kollege Madejski ist in seinem Beitrag bereits darauf eingegangen – als es noch in früheren Studien prognostiziert wurde. 

Von der Magistratsabteilung 18 - Stadtentwicklung und Stadtplanung wurde eine Studie beauftragt, deren Ergebnisse ganz eindeutige Trends zeigen: Die Zunahme der EinwohnerInnenzahl bis 2035 wird mit 336 600 Personen, also einem Plus von 21 Prozent, angenommen, sodass Wien an die 2 Millionen‑Grenze heranrückt. 

Gravierend sind dabei vor allem die kleinräumigen Veränderungen, die wir uns in der Diskussion noch näher anzusehen haben. Die heute überwiegend von älterer Bevölkerung bewohnten Stadtteile wie etwa die Innenstadt oder der Westen Wiens werden durchschnittlich jünger, während die heute von jungen Familien bewohnten Stadtteile im Nordosten und im Süden unserer Stadt älter werden. Damit nimmt aber nicht nur der Bedarf an Gesundheits‑ und Pflegeeinrichtungen insgesamt zu, sondern dieser Bedarf verlagert sich auch räumlich. Gleichzeitig gestaltet sich auf Grund der prognostizierten Bevölkerungsentwicklung aber auch der demographische Alterungsprozess moderater als in anderen Ländern. 

Darauf, dass die Wiener Bezirke sich dabei unterschiedlich entwickeln werden, nimmt die Stadtplanung bereits Rücksicht. Das Bevölkerungswachstum wird sich auf die Bezirke 3, 11, 2, 20, 21, 22, 10 und 23 konzentrieren. Im Hinblick auf diese neuen Daten der MA 18 und der Statistik Austria meine ich, dass es sinnvoll und notwendig ist, auch die Daten der Studie „Leben in Wien“ zu aktualisieren beziehungsweise, wenn erforderlich, auch neu zu erheben, damit auch die Wiener Ausgangslage nochmals untersucht werden kann, weil diese Prognosen zur Bevölkerungsentwicklung auf kleinräumiger Basis eine sehr wichtige Planungsgrundlage auch für andere Geschäftsgruppen darstellen. Die Bevölkerungszahl und deren Struktur sind nämlich beispielsweise auch eine wichtige Grundlage für Bedarfsplanungen, wenn es um die Frage von Schulen, Kindergärten oder technischer Infrastruktur geht. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Vor dem Hintergrund dieser Bevölkerungsentwicklung werden aber auch die Voraussetzungen für eine wachsende Stadt optimiert. Ich meine, Herr Kollege Madejski, dass kein Anlass besteht, Visionen zu vermissen! Die Ziele der Stadtplanung sind auch im Stadtentwicklungsplan 2005 ganz klar definiert, und die Umsetzungsprogramme sind vorbereitet. 

Die kurzfristig wichtigste Herausforderung betrifft auf Grund dieser Bevölkerungsprognose die steigende Nachfrage nach Wohnraum. Bis 2020 wird ein Einwohnerzuwachs von plus 165 000 gegenüber dem Jahr 2006 prognostiziert. Die Zuwächse der Wohnbevölkerung sind dabei vor allem in jenen Regionen zu erwarten, die an den großen Verkehrsachsen liegen. Das wird uns nicht überraschen, denn an diesen Verkehrsachsen ist eine überdurchschnittliche wirtschaftliche Dynamik zu beobachten, diese Standorte weisen eine sehr gute Erreichbarkeit auf und sind für Betriebsansiedelungen attraktiv.

Daher soll bei einem so genannten „Bauland-Check“ die räumliche Entwicklung der Stadt beobachtet und gesteuert werden. Der Siedlungsbedarf wird den verfügbaren beziehungsweise mobilisierbaren Baulandreserven und Baulandpotenzialen vor allem entlang dieser hochrangigen Verkehrstrecken gegenübergestellt. Auf Grund der erwähnten aktuellen Bevölkerungsprognose wird die Mobilisierung geeigneter Verdichtungspotenziale zunehmend nicht nur zur dringlichen Aufgabe, sondern es werden auch neue Widmungsprogramme erforderlich sein. Das ist notwendig, um auf die aktuellen kleinräumigen Entwicklungen und Bedarfs- und Problemsituationen künftig noch schneller und zielgruppenorientierter reagieren zu können.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Durch den geplanten Neubau von 20 000 Wohnungen in den kommenden drei Jahren wird das potenzielle Wohnungsangebot noch verstärkt. Beim Neubau wird künftig noch ein wesentlich stärkerer Schwerpunkt auf Ökologie, Klimaschutz und bedarfsgerechte Angebote verschiedener Wohnmodelle wie Passivhaus-Wohnbauten und Generationen‑Wohnen gelegt werden. In neun der insgesamt dreizehn Zielgebiete des Stadtentwicklungsplans 2005 werden die Rahmenbedingungen für die notwendige Erweiterung dieses städtischen Siedlungsraumes geschaffen. Die aktuelle Bevölkerungsprognose ist mit den Entwicklungsperspektiven des STEP 2005 durchaus in Einklang zu bringen. Daher werden die Projekte in den Zielgebieten wie dem Flugfeld Aspern und Rothneusiedl beziehungsweise das Projekt Bahnhof Wien als die größten Stadterneuerungsprojekte der nächsten Jahre forciert vorbereitet und auch umgesetzt.

Erstens: Auf einer der größten Flächenreserven unserer Stadt, nämlich dem mehr als 200 ha umfassenden Areal des ehemaligen Flugfeldes in Aspern werden in den nächsten 20 Jahren bis zu 25 000 Arbeitsplätze und 8 500 Wohnungen entstehen. Es wird dort ein zukunftsweisender urbaner Stadtteil des 21. Jahrhunderts errichtet. Dieser multifunktionale Stadtteil soll urban und lebenswert werden. Es wird dort attraktive urbane Wohnformen mit moderner infrastruktureller Ausstattung und großzügigen Freiräumen sowie eine direkte Anbindung auch an die übergeordneten Grünraumstrukturen geben. Dort wird eine hoch entwickelte Wirtschaftszone für Wissenschaft, Produktion und Gewerbe entstehen, es sind aber auch Büro- und Dienstleistungszentren, kulturelle Einrichtungen und Einrichtungen für Sport und Wellness geplant.

Zweitens: Frau Kollegin Gretner hat einen weiteren ganz wesentlichen Punkt, nämlich Rothneusiedl, angesprochen, und ich möchte darauf kurz eingehen: Die Fertigstellung der S1 im Süden unserer Stadt, aber auch der geplante Ausbau von Straßen und Infrastruktur führen auch im Süden zu einer verstärkten Entwicklungsdynamik, und es wird daher auch zu einem gesteigerten Entwicklungspotenzial in den angrenzenden niederösterreichischen Gemeinden kommen. Dies wird interessanterweise von ÖVP und GrüneN immer akzeptiert. Dazu habe ich in der Vergangenheit noch nie ein kritisches Wort in der Diskussion gehört. Gleichzeitig wird aber ignoriert, dass diese Entwicklungsdynamik natürlich auch für Wien gelten muss und für Wien auch eine große stadt‑ und regionalpolitische Herausforderung darstellt. Es ist daher nicht nur geplant, sondern auch notwendig, das Gebiet von Rothneusiedl gesamthaft zu entwickeln.

Drittens: Das Gebiet Bahnhof Wien ist natürlich auch ein Symbol für die Rolle Wiens als Drehschreibe zwischen Norden und Süden sowie Osten und Westen. Es ist dies ein Projekt von internationaler Dimension. Neben der verkehrspolitischen Dimension geht es auch um die Entwicklung eines Standortes und damit auch um einen sehr wesentlichen Impuls für die Wirtschaft. Durch die Neuorganisation des nicht genutzten Frachtenbahnhofareals werden Liegenschaften frei, sodass auch in diesem Bereich bis zu 20 000 neue Arbeitsplätze und 5 500 hochwertige Wohnungen entstehen können. Es wird dies ein attraktiver Stadtteil mit Wohnungen, Büros, Handels- und Dienstleistungseinrichtungen sowie sozialer Infrastruktur.

Die Entwicklungszonen „Erdberger Mais/Aspang-Gründe/Arsenal“ sind Teil des großen Zielgebietes „Bahnhof Wien - Europa Mitte/Erdberger Mais“ und stellen eines der wichtigsten innerstädtischen Zielgebiete dar. Wesentliche Teile dieses rund 380 ha großen Gebietes sollen auch hier kurz- bis mittelfristig eine nachhaltige Verbesserung des Nutzungsmix sowie eine deutliche Nutzungsverdichtung erfahren. Durch Aufwertungen im Umfeld, nämlich die Errichtung des Hauptbahnhofs, die Entwicklung des Areals des Süd- und Ostbahnhofs und der Aspang-Gründe - mit Eurogate entsteht in Wien die größte Passivhaus-Siedlung Europas - wird auch das Gebiet Arsenal eine generelle Aufwertung erfahren.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! In Abstimmung mit den infrastrukturellen Voraussetzungen und Rahmenbedingungen werden für diese, aber auch für andere Zielgebiete Rahmenpläne, Masterpläne und Leitprojekte für konkrete Entwicklungsvorhaben erstellt, und diese werden fachlich begleitet. Die darauf aufbauenden Flächenwidmungs- und Bebauungspläne werden ausgearbeitet und das jeweils auch unter Einbeziehung der betroffenen Bevölkerung.

Ein weiteres Zielgebiet, nämlich das Zielgebiet Waterfront, stellt eine strategische Initiative der Stadtplanung dar, den Standortfaktor Wasser als bedeutenden Imageträger für das Stadtbild, für die Wiener Bevölkerung und für Wirtschaft, Freizeit und touristische Entwicklung zu nutzen. Bereits heute verzeichnet Wien jährlich 180 000 Kreuzfahrtpassagiere, und die Tendenz steigt. Dadurch wird nicht nur ein neues Image für diesen Teil der Stadt geschaffen, sondern es werden auch die Nutzbarkeit, die Erreichbarkeit und die Aufenthaltsqualität dieses Teilraumes entscheidend erhöht. Mit den entsprechenden Maßnahmen werden auch funktionelle Schwächen beseitigt.

Zusätzlich dazu befinden sich im Hinterland auch noch großflächige Entwicklungspotenziale wie der Nordwestbahnhof, der Nordbahnhof, Kasernenareale, das Projekt Viertel Zwei et cetera.

Als Teil dieses Stadtentwicklungsplanes 2005 wurde aber auch der Donaukanal als Zielgebiet definiert, wo neue Projektideen laufend auf ihre Umsetzbarkeit, Machbarkeit und Finanzierbarkeit geprüft werden.

Gleichzeitig ist für die Zukunft der Stadt aber auch die Aufwertung, Modernisierung und Revitalisierung innerstädtischer Stadtgebiete, die ihre ehemalige Funktion verloren haben, aber Nahversorgung und eine entsprechende soziale und verkehrsmäßige Infrastruktur aufweisen, von besonderer Bedeutung. Ein Projekt dabei ist das Zielgebiet Westgürtel/Gründerzeit. Hier soll die Erneuerungsdynamik im Gürtelbereich nicht nur aufrechterhalten, sondern inhaltlich auch noch verbreitert werden, und zwar durch Maßnahmen, welche die Aufenthaltsqualität im öffentlichen Raum erhöhen, aber auch durch Maßnahmen an den Gebäuden selbst bis zur Verbesserung der Umweltqualität, das auch zu einer Steigerung der Standortqualität beiträgt. 

Entlang der U6 zwischen Spittelau und dem Wiental sollen bis zum Jahr 2013 Verbesserungsmaßnahmen auch tief hinein in die angrenzenden Wohnbereiche realisiert werden, und damit das Gebiet selbst auch als Wirtschaftsstandort erhalten bleibt. Auch die Geschäftsstraßen sollen aufgewertet und attraktive Verbindungen über den Gürtel hinaus geschaffen werden, um Anrainerbezirke zu verknüpfen. Damit gehen die Auswertungsmaßnahmen rund um den Gürtel im Jahr 2008 in eine neue Phase.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Durch die Prognose der Bevölkerungsentwicklung und die Umsetzung der definierten Projekte in den Zielgebieten ergeben sich natürlich auch Konsequenzen für den Stadtverkehr. Entsprechend der zeitlichen Prioritätensetzung des STEP 2005 wird das Wiener U-Bahn-Netz erweitert. 

Die Realisierung der vierten Ausbauphase erfolgt, wie Sie wissen, in drei Etappen bis zum Jahr 2019. So wird die U2-Nord bis zum Flugfeld Aspern im Jahr 2013 fertiggestellt. Damit können nicht nur bereits bestehende dichte Besiedlungsgebiete, sondern auch künftige Stadterweiterungsgebiete am Flugfeld optimal erschlossen werden. Die Eröffnung der U1-Süd nach Rothneusiedl ist für 2015 geplant und die Fertigstellung der U2 in Richtung Arsenal soll bis 2019 erfolgen.

Aber all dies ist ein weiteres sehr gutes Beispiel dafür, dass Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur Arbeitsplätze sichern, aber auch schaffen. Denn mit dem neuen U-Bahn-Ausbaupaket können nach Berechnungen des Wirtschaftsforschungsinstituts pro Jahr mindestens 3 500 Arbeitsplätze gesichert werden. 

Es wurde aber gleichzeitig auch ein sehr wesentlicher Schritt gesetzt. Darauf ist Kollege Gerstl in keinster Weise eingegangen. Es hat das in seinem Beitrag eigentlich zur Gänze ignoriert. Es wurde ein sehr wesentlicher Schritt zur Verbesserung des öffentlichen Verkehrs gesetzt und damit auch ein entscheidender Beitrag für die Umwelt und für den Klimaschutz geleistet.

Allein schon aus all diesen genannten Gründen, und es gäbe noch viele mehr, steht der im Jahr 2003 vom Gemeinderat beschlossene Masterplan Verkehr nach fünf Jahren vor seiner Evaluierung. Dies ist auch notwendig, wenn ich etwa an erforderliche Trassenfestlegungen für die zukünftigen U-Bahn-Bauten oder an Straßenbahntangentialen links der Donau denke. Auf Grund dieser geänderten Rahmenbedingungen, auf Grund der neuen Prognosen der Bevölkerungsentwicklung beziehungsweise der aktuellen Klimadiskussion müssen eben auch diese Ziele und Maßnahmen wieder auf ihre Aktualität hin überprüft werden und, wenn erforderlich, adaptiert und verändert werden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das Jahr 2008 bringt aber auch einen Qualitätssprung für den Radverkehr. Für die Herstellung von Hauptradwegen sowie Radwegen im Rahmen des Lückenschlussprogramms werden im Jahr 2008 1,6 Millionen EUR bereitgestellt. Die Förderung des Radverkehrs wird zusätzlich durch eine Angebotserweiterung von Radabstellplätzen erreicht. Nach einer Bestandsanalyse beziehungsweise Potenzialabschätzung sollen auch neue Fahrradständer auf öffentlichem Grund errichtet werden.

Weiters werden das System „Gratis-Stadtrad" im 2. Bezirk erweitert und entlang der U-Bahn-Stationen der U2-Verlängerung 2008 neue Citybike-Stationen errichtet. 

Aber auch die Verkehrssicherheit steht 2008 ganz oben auf der Agenda der Geschäftsgruppe. Neben der Erfassung, der Analyse und der Sanierung von Unfallhäufungsstellen inklusive der Umsetzung der jeweils notwendigen Maßnahmen geht es dabei auch um die Weiterführung, die Ausweitung und Umsetzung der Aktionen „Verkehrssicherheit für ältere Menschen", „Verkehrssicherheit für Schülerinnen und Schüler", insbesondere die Aktion „Schulwegpläne" und die Verbesserung der Sicherheit im Radverkehr. In diesem Zusammenhang ist auch die Erneuerung der Verkehrslichtsignalanlagen und die Sanierung der zentralen Verkehrsrechner von besonderer Bedeutung. Im Zuge der Modernisierung der zentralen Verkehrssteuerrechner und der Verkehrslichtsignalanlagen werden auch Optimierungsmöglichkeiten geprüft und nach Möglichkeit umgesetzt. Darin sollen die Anforderungen der Fußgängerinnen und Fußgänger nach dem Masterplan Verkehr und die Bevorrangung des öffentlichen Verkehrs berücksichtigt werden. Es besteht damit aber zusätzlich noch die Möglichkeit, mittels geeigneter Steuerungsverfahren die grüne Welle zu koordinieren, um mit einer verbesserten Lichtsignalsteuerung den innerstädtischen Verkehrsfluss zu erhöhen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, für die Europameisterschaft 2008, diese wurde bereits in einigen Beiträgen angesprochen, das größte Sportereignis, das Wien je gesehen hat, wurde ebenfalls ein Verkehrskonzept erarbeitet, und das mit einer sehr nachhaltigen Nutzung. Die neue U2-Station Stadion wird das Kernstück für die Anbindung des öffentlichen Verkehrs. Auch für Radfahrerinnen und Radfahrer werden Abstellflächen zur Verfügung stehen. Die Prognose geht dabei davon aus, dass der Anteil des öffentlichen Verkehrs bei rund 60 Prozent liegen wird. Bezüglich der Fan-Zone sind die Ausweichrouten konzipiert, die Festlegungsverhandlungen bis Ende dieses Jahres abgeschlossen. Basierend auf dem Masterplan EM 2008 werden die verkehrstechnischen Maßnahmen detailliert und umgesetzt, aber vor allem mit den Erfahrungen des Buskonzepts, das in diesem Advent 2007 umgesetzt werden soll, erweitert.

Im Anschluss an die Europameisterschaft, bereits ab 1. Juli 2008, wird dann mit der Neugestaltung des Pratersterns begonnen. Eine 3 500 m² große Dachkonstruktion aus Stahl und Glas wird errichtet und eine Neustrukturierung der öffentlichen Verkehrssituation am Praterstern vorgenommen, um eine Wegoptimierung zu erreichen. Der Praterstern beziehungsweise der Bahnhof Wien-Nord soll damit nicht nur ein zentraler Verkehrsknotenpunkt sein, sondern auch eine Zentrumsfunktion für den 2. Bezirk wahrnehmen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich komme damit zum Schluss und halte fest, dass all diese genannten Beispiele, und es gäbe noch viele andere, zeigen, dass Wien für die Zukunft vorbereitet ist und zahlreiche Planungen bereits abgeschlossen sind. Denn ich meine, es ist für die Zukunft der Stadt positiver, wenn eine Stadt wächst und sich damit auch entwickeln kann, anstatt, wie in vielen anderen europäischen Städten der Fall, stagniert oder gar bevölkerungsmäßig zurückfällt. Wir brauchen diese Dynamik für eine zukünftige Entwicklung. Wir brauchen diese Dynamik auch, um neue Arbeitsplätze zu schaffen. - Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist GR Mag Chorherr. Ich weise darauf hin, dass die Redezeit mit 15 Minuten begrenzt ist. Ich erteile ihm das Wort.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Geschätzter GR Hora! Meine Damen und Herren!

Wenn Sie dem Herrn Stadtrat liebe Grüße ausrichten, er wird sicher einen wichtigen Termin haben!

Lassen Sie mich heute zuerst ganz kurz das Wort, was wir heute tun, ernst nehmen, die Budgetdebatte. Bei der Debatte geht man gelegentlich auf andere Redner ein. Will ich doch das glatt, um nicht sozusagen nur ausschließlich Vorgelesenes hier wiederzugeben und möchte ganz kurz (GR Mag Wolfgang Gerstl kommt hinter den Sitzreihen hervor und begibt sich auf seinen Platz.) - ja, er kommt schon vor - zum Herrn Gerstl etwas sagen.

Wie ist das mit den GRÜNEN und der U-Bahn? Weil das irgendwie ganz diffus im Raum steht, was sind das eigentlich sozusagen für dunkle Gesellen und Gretln, die gegen die U-Bahn seien? Sie haben da irgendetwas in den Raum gestellt. Was fürchten Sie da? Lassen Sie mich klarstellen: Die U-Bahn ist ein wichtiges Verkehrsmittel in einigen konkreten Regionen. Was macht die 
U-Bahn? Lassen Sie mich das an einem Beispiel, wo wir sie für sinnvoll erachten, und an einem Beispiel, wo wir sie nicht für sinnvoll erachten, darstellen:

Die U-Bahn, wie auch der hochrangige Autobahnbau, dient der Stadtentwicklung. Wo man eine U-Bahn hinbaut, kommt hoffentlich in vehementem Ausmaß die verdichtete Stadt nach. Also ist, wenn man so etwas wie das Flugfeld Aspern plant, eine dichte Stadt mit 30 000 Leuten, wo heute schon der öffentliche Verkehr schlecht ausgebaut ist, die U2-Verlängerung nach Norden eine sinnvolle Maßnahme.

Wie ist das mit Stammersdorf? Warum sind wir skeptisch? Ich könnte es fast zynisch sagen, weil wir halt ordentliche Denkmalschützer sind! Wir wollen Stammersdorf so, wie es heute ist, nett und irgendwie klein, mit den Heurigen und grün durchsetzt. Herr Kollege Gerstl, eines muss Ihnen klar sein, und da bitte ich einfach auch um Ehrlichkeit den Leuten in Stammersdorf gegenüber, wenn Sie die U6 nach Stammersdorf bauen, schaut Stammersdorf in zehn Jahren nicht mehr so aus, wie es heute aussieht, darf es so nicht mehr aussehen! Führen Sie die Leute aus Stammersdorf auf den Wienerberg, führen Sie die Leute aus Stammersdorf zur Donau City und fragen dort: „Wollt ihr, dass Stammersdorf so ausschaut?" Wenn Sie die Mehrheit dafür kriegen, sage ich Ihnen, sind wir für die U6-Verlängerung. Ich habe Zweifel. Da sind Sie unehrlich, Herr Kollege Gerstl! Sie sagen den Leuten: „Eure Einfamilienhäuser, das bleibt alles so, wie es ist. Wir kämpfen dafür. Nicht einmal einen Dachgeschoßausbau wollen wir dort." - Nur dann ist es ökonomisch dumm und falsch, eine U-Bahn wohin zu entwickeln, die das mit Abstand teuerste Verkehrsmittel in der Errichtung und, was oft vergessen wird, auch im Betrieb ist! Entweder Stammersdorf soll anders ausschauen oder die Straßenbahnerschließung reicht dort. Das sage ich nicht nur zum Kollegen Gerstl, auch zum Kollegen Reiter, wo wir auch eine längere Diskussion führen. Noch viel absurder ist, dazu komme ich aber ein bisschen später, wenn man eine U-Bahn zur Kartoffelernte nach Rothneusiedl baut! Aber dazu ein bisschen später.

Ein weiterer Grund, ich habe mitgezählt, liegt an Folgendem, warum wir einen anderen Schwerpunkt richten: Es gibt in Wien ein sehr beliebtes Verkehrsmittel, in das jahrelang kaum etwas investiert wurde und das in dieser Debatte bisher ein einziges Mal am Rande erwähnt wurde. Ich sage Ihnen, wie das Verkehrsmittel heißt: Das ist die Straßenbahn. Unsere Kritik ist, dass durch die einseitige Konzentration sowohl von den Investitionsmitteln als auch von der medialen Aufmerksamkeit her die Straßenbahn unterdotiert ist. Ich sage Ihnen, der Kollege Madejski bringt dieses S-Wort heraus. S, probieren Sie es einmal! Straßenbahn. Das beißt nicht! Auch der Kollege Gerstl bringt das S-Wort nicht heraus. Der Kollege Deutsch hat da seinen Vortrag gehabt und hat einmal gesagt, nicht wann, konkret wo, der 26er und der 25er verlängert werden. Was hat er gesagt? Ich habe es mir extra aufgeschrieben: „Es geht auch darum, an Straßenbahntangentialen links der Donau zu denken." - Der Punkt ist nicht, dass wir es denken sollen, sondern dass man das rasch bauen soll!

Ich schaue mir viele Verkehrskonzepte an, wo Termine für Straßenbahnverdichtungen vorgesehen werden. Nicht statt der U-Bahn, sondern als kleinräumige Verdichtung, die, schauen wir uns Ottakring an, schauen wir uns den Westen Wiens an, die Voraussetzungen einer urbanen Stadt sind. Da greift es nicht, Kollege Deutsch, an die Tangentialen zu denken, sondern ich würde gern einmal, zum Beispiel von StR Schicker, hören, wann daran gedacht ist, in der Tat den 25er und den 26er zu verlängern! (GR Robert Parzer: Nein!) Es ist ja gar keiner dagegen. (GR Robert Parzer: Nein!) - Lieber Kollege Parzer, ich bin ja froh, dass sich wenigstens einer traut, erstens aufzuwachen und zweitens Nein zu rufen! (GR Robert Parzer: Die kommt nicht!) Ich schreie auch oft Nein. Der Kollege Parzer sagt Nein zur Verlängerung. Beißt der 26er? Was ist das Problem? Dass Straßenbahnen gerade auch für ältere Menschen, die nicht mit Rolltreppen, kurz vor dem Zerberus, gehen wollen, die langsam und einfach für kurze Strecken zum Einkaufen, um ihre Freunde, Freundinnen zu besuchen, ein Oberflächenverkehrsmittel wollen, das ein sehr dichtes Netz an Haltestellen hat? (GR Robert Parzer: Es gibt auch einen Autobus!) 

Also Ja zu jenen U-Bahn-Verlängerungen, die ökonomisch Sinn machen und insbesondere Nein dazu, dass unter dem Titel des Ausbaus der U-Bahn die Straßenbahn völlig vergessen wird, höchstens in Budgetdebatten nach dem Motto auftaucht: „An Straßenbahntangentialen ist auch zu denken."

Nun meine Frage an den StR Schicker, von dem ich weiß, dass er sich darum bemüht, aber es ist ja nicht unmittelbar sein Ressort, könnte man auch dazusagen: Wie ist geplant und wann ist geplant, die lange in Aussicht gestellten, in vielen Verkehrskonzepten niedergeschriebenen Verlängerungen der Straßenbahnlinien 26 und 25 zu finanzieren und umzusetzen? Das ist ein ganz wichtiger Punkt und das ist der Grund, aus dem sich unsere Skepsis manchen U-Bahnen gegenüber alteriert, weil sie genutzt werden, dass der Straßenbahnausbau nach hinten geschoben wird und dann, Beispiel jetzt U2-Verlängerung zum Stadion, weite Bereiche des 2. Bezirks durch das Kippen des 21ers, Stichwort Wehlistraße schlechter gestellt werden. Das zu diesem Bereich.

Lassen Sie mich einige andere Punkte kurz ansprechen. Interessanterweise nehme ich halt die Sachen, die wieder mich interessieren, aber das ist die Vielfalt. 

Ich hatte ein wunderschönes Erlebnis gemeinsam mit den Mitgliedern des Planungsausschusses vor einigen Wochen, als wir in Amsterdam waren. Da gab es einen Vortrag über den Modal-Split in Amsterdam. Sie haben gewusst, dass das jetzt kommt. (GR Heinz Hufnagl: Wenig Straßenbahnen gibt es in Amsterdam!) - Nein, ich rede jetzt nicht über Straßenbahnen. In Amsterdam rede ich in der Tat über Fahrräder, darüber, einen Vortrag zu hören, wo das im Modal-Split mit Abstand meistgenutzte Verkehrsmittel das Fahrrad mit 38 Prozent Anteil an allen Wegen ist. Eine Referentin begann damit, dass es in Amsterdam ein Parkplatzproblem für Fahrräder gibt. Das sieht man im Übrigen in Amsterdam, weil die irgendwie überall vehement herumstehen. 

Gefreut habe ich mich auch darüber, als sie gesagt hat, wie sie den Parkraum steuern und ich manche erblassen gesehen habe, als sie auf meine Frage, wie denn im Zentralbereich die Parkgebühr für einen Monat ist, gesagt hat, die ist 800 EUR im Monat. Dazu sage ich gleich, ich verlange nicht 800 EUR Parkgebühr im Monat. Also da merke ich, ich bin soweit sozusagen eh schon vom Mainstream hier herinnen „brain gewasht“. Das traue ich mich nicht zu verlangen, 800 EUR. Aber dort traut man sich irgendwie zu sagen: „Hey, geben wir Gas, machen wir es ordentlich. Wer unbedingt parken möchte und 800 EUR im Monat hat, soll sich an die Grachten stellen, warum nicht?, soll sich ins Zentrum parken." Man traut sich, prohibitiv zu sein!

Schön war auch bei dem Stadtentwicklungsgebiet sozusagen die Fahrradkultur zu schildern. Wir haben es uns gemeinsam angeschaut, ein sehr schönes Land, das sozusagen dem Meer abgerungen wurde. (GR Heinz Hufnagl: Auch sehr flach im Gegensatz zu Wien!) Wie hat der Vortrag begonnen? Dass die Referentin gesagt hat, es gibt einen einzigen Nachteil, eigentlich braucht es schon 20 Minuten mit dem Fahrrad von dort ins Zentrum. Also alle Präsentationen haben sozusagen das Fahrrad im Zentrum jeglicher Betrachtung. Dort wird es als das genommen, was es sein soll und was ich noch immer vermisse, als zentrales, billigstes Verkehrsmittel, um kurzfristig umzuschichten.

Lassen Sie dem Kollegen Deutsch auch schöne Grüße ausrichten! Er hat gesagt, wenn ich mich recht erinnere, 1,3 Millionen EUR, irgendetwas in der Pipifassgröße war es, werden jetzt in den Radbau investiert. Das sind ja lachhafte Nichtsummen! Mit jenen Mitteln, die für den Radverkehr ausgegeben werden, können Sie nicht einmal Leitschienengutachten einer Schnellstraße machen! Das hat einfach noch immer keine Priorität und das ist schade! Ich verlange gar nicht, dass realistische 38 Prozent am Verkehr gemacht werden. Wir haben, da diskutieren wir ein bisschen, im besten Falle 6 Prozent. Wenn wir es aber auf 10 Prozent erhöhen wollen, müssen wir uns schon ordentlich anstrengen. Ich glaube, dass die bisherigen Mittel dazu nicht ausreichen.

Nächstes Thema: Man soll auch lernen. Ich erzähle noch ein bisschen etwas Interessantes von den Planungsausschussreisen. Eines habe ich sehr interessant gefunden, und da würde ich mich auch freuen, wenn der Herr Stadtrat dazu Stellung nimmt. Was in Deutschland momentan boomt, sind die so genannten Baugruppen. Das heißt, insbesondere in der Stadterweiterung überlässt man nicht ausschließlich privaten und genossenschaftlichen Wohnbauträgern, anonymisierten Wohnbauträgern die Stadtentwicklung, sondern, wenn 5, 10, 15 Leute sagen, sie wollen zusammen wohnen, sagt man: „Ja, euch wollen wir.", weil diese Menschen, die zusammen etwas wollen, meistens auch einen kulturellen Anspruch an Niveauumfeld haben, die von Kinderbetreuung über Galerien über Werkstätten sehr vieles machen. In Hamburg, wenn ich mich recht erinnere, gibt es eine Akkordanz, dass 15 Prozent der Wohnungen in Stadterweiterungsgebieten diesen Baugruppen vorbehalten sind. 

Das habe ich in Wien noch überhaupt nicht gehört. Es wird immer das schöne Beispiel der Sargfabrik hergezeigt, wo ich immer sage, so etwas wäre heute völlig unmöglich, weil die Immobilie nicht einmal mehr verfügbar wäre. Wie kommt man heute zu einem günstigen Grundstück? Ich weiß auch wenig vom Wohnfonds. Ich glaube, dass Baugruppen ein wunderbares Instrument sein könnten, um in Stadterweiterungsgebiete Leute hinzubringen, die mehr als nur eine Wohnung wollen, die etwas zum Wohnumfeld beitragen wollen.

Ganz kurz zu Rothneusiedl: Wenn Sie sich heute, manche haben eh den Computer aufgeschlagen, „Spiegel online" oder andere Online-Zeitungen anschauen, sehen Sie, dass sich die Alarmmeldungen rund um den Treibhauseffekt häufen. In den Industrieländern wachsen die Treibhausgase. Jedes Jahr steigen in den Industrieländern die Treibhausgase. Letztendlich gibt es keinen wirksameren Bereich als die Stadtentwicklung, die vorsieht, geht man zu Fuß oder fährt man mit der Straßenbahn oder wird man gezwungen, mit dem Auto zu fahren. Vor dem werde ich hier keine Rede auslassen, ohne über das Projekt Rothneusiedl zu sprechen, wo es außer der Austria, ihrem Präsidenten Häupl und dem Frank Stronach niemand Vernünftigen gibt, der dort eines der größten Einkaufszentren Österreichs bauen möchte. Es gibt kein Argument an einem Ort, wo es noch lange keinen öffentlichen Verkehr gibt, wo es außer der S1 keine Straße gibt, wo Gutachten der MA 18 sagen, für die Größenordnung, die die Magna braucht, um nebenbei das Stadion finanzieren zu können, braucht es die Hanssonspange, die richtigerweise der Minister Faymann nach hinten geräumt hat. Also könnte man sagen, man wäre ein mutiger Stadtplaner, der eines der wichtigsten Worte der Stadtplanung kennen müsste. Dieses Wort heißt: Nein. Dort hat ein großes Einkaufszentrum keinen Sinn! Lauter müsste das auch - der Hoch spricht eh nach mir - die Präsidentin Jank sagen, wo auf dem Tisch liegt, dass ein Einkaufszentrum dieser Größe die Nahversorgung in Favoriten, wie die Nahversorgung in ganz Wien gefährdet ist, noch weiter maßgeblich hinunterreitet. 

Gott sei Dank, soweit habe ich meine Ohren in manchen Sektionen der SPÖ, ist es in Favoriten bei vielen ganz normalen Leuten, die dort wohnen, nicht einsichtig, warum das gebaut werden muss. Ich höre im Bezirk, dass es da durchaus schon Änderungen gibt. Darum bleiben wir dabei, ich bin froh, dass die Bürgerinitiative - Herr Hoch, die überparteiliche Bürgerinitiative (GR Alfred Hoch: Nein, die ist nicht überparteilich!) - Unterschriften sammelt. Wenn es genügend Unterschriften gibt, werden wir ordentlich Druck machen, wird die Bürgerinitiative Druck machen, dass es dazu kommt, dass es eine Volksbefragung gibt oder dass hier von einem mutigen Planungsstadtrat gesagt wird, eine vernünftige Entwicklung von Rothneusiedl können wir uns vorstellen, aber nicht ein Shoppingcenter, sozusagen ein für internationale Finanzanlagen interessantes Immobilienobjekt. Interessante Immobilienprojekte sind EKZs, darum will sie jeder überall. Das ist am billigsten zu bauen und erwartet die höchsten Renditen. Das kann aber nicht das sein, was die Stadt Wien möchte! Deswegen werden wir daran bleiben und Rothneusiedl weiter bekämpfen.

Weil ich mich so lange mit der U-Bahn aufgehalten habe, spare ich mir einige andere Dinge für weitere Redemeldungen. 

Im Übrigen, Überraschung, Überraschung, werde ich mich meiner Vorrednerin anschließen und dem Budget auch nicht zustimmen! - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bevor ich dem nächsten Redner, Herrn GR Hoch, das Wort erteile, möchte ich zurückkommen auf eine Diskussion, die bei der letzten Geschäftsgruppe stattgefunden hat. Und zwar hat sich Kollege Mag Jung am Beginn seiner Ausführungen mit Frau Stadtschulratspräsidentin Mag Brandsteidl auseinandergesetzt und bekrittelt, dass sie nicht hier ist im Saal und es offenkundig nicht der Mühe wert findet, sich mit den Abgeordneten und den gewählten Vertretern auseinanderzusetzen. 

Ich gehe einmal davon aus, dass aus diesem Grunde auch die folgenden Worte gefallen sind. Ich sage nur, Kollege Jung, die Frau Stadtschulratspräsidentin braucht sich nicht in diesem Saal mit uns auseinanderzusetzen, weil sie kein Rederecht hat. Daher kann sie sich nicht mit uns auseinandersetzen. Deswegen meine ich, dass die folgenden Äußerungen: „Es wäre das Mindeste, was man von einer recht gut dotierten Dame schon verlangen könnte, ..." (GR Mag Wolfgang Jung: Sie verdient mehr als ein Abgeordneter!) - auch nicht sehr ordentlich – „... dass sie sich auch einmal anhört, worum es bei den Schulenproblemen geht!" - ich habe es jetzt wörtlich zitiert, und dann – „Aber Überheblichkeit ist bei manchen Personen vorhanden!", in Unwissenheit dessen erfolgt sind, dass sie nicht mit Ihnen diskutieren kann. Daher erteile ich Ihnen für diese Äußerung keinen Ordnungsruf. Ich ersuche aber trotzdem, mit Beamten dieses Hauses etwas sorgfältiger umzugehen. Sie können sich nicht gegenüber Äußerungen, die von uns, von Ihnen hier im Konkreten, gemacht wurden, wehren.

Was mich aber persönlich als Vorsitzender schon gestört hat, und ich habe es auch schon dem Herrn Mag Reindl gesagt, war das Erwidern auf Ihre Wortmeldung, und zwar ein wörtliches Zitat: „Sie sind menschenfeindlich! Sie sind menschenverachtend, niederträchtig, feig und hinterhältig!" Ich sage hier in aller Deutlichkeit, diese Formulierung wollen wir in diesem Hause nicht haben. Ich akzeptiere sie zumindest nicht. Daher ergeht an dich ein Ordnungsruf auf Grund dieser Wortwahl. 

Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Hoch. Ich erteile es ihm. 

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Bevor ich mit meinem Statement beginne, möchte ich als Christgewerkschafter nur ganz kurz das Anliegen des Kollegen Madejski am Beginn seiner Rede über die Zustände der Mitarbeiter des Buffets noch einmal hervorheben. Ich habe mir das eigentlich für einen anderen Zeitpunkt aufgehoben. Ich möchte auch gegen die Zustände protestieren, die sich da vor der Tür des Sitzungssaals abspielen! Ich hoffe, dass das derzeitige Fehlen des GR Meidlinger dazu führt, dass er versucht, da eine bessere Situation für die Arbeitnehmer zu erwirken. Der Kollege Meidlinger ist ja Vorsitzender der Gemeindebedienstetengewerkschaft. Ich denke, dass er weiß, wie er den Mitarbeitern da draußen helfen kann. (GR Kurt Wagner: Herr Kollege, die vertritt der Kollege Meidlinger zwar formell, aber nicht wirklich, weil das keine Gemeindebediensteten sind!) - Aber er ist Gewerkschafter! Der Kollege Meidlinger ist Gewerkschafter und im Vorstand der Wiener Arbeiterkammer. Ich denke, dass ihm das ein Anliegen sein muss (GR Kurt Wagner: Natürlich! Sie sollten aber als Gewerkschafter wissen, dass er nicht zur Vertretung befugt ist!), dass Arbeitnehmer, die im Rathaus arbeiten, ordentlich arbeiten können!

Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Lieber Kollege Hoch, darf ich kurz unterbrechen. Die Zeit wird eingerechnet. 

Wir haben über dies, nämlich die Art und Weise des Buffets, in der Präsidialkonferenz mehrmals diskutiert. Ich hatte noch in der Zeit, als ich Klubsekretär war, die Frage gestellt, die Sie jetzt berechtigterweise auch stellen. Damals war jeder Vertreter jedes politischen Klubs mit dieser Form der Lösung einverstanden, dass, wenn die Räume vergeben sind, wir eben diese Form der Lösung finden. Ich bitte, darauf Rücksicht zu nehmen, habe aber heute schon dem Klubvorsitzenden der FPÖ gesagt, wir werden uns in der nächsten Präsidialkonferenz sehr ausführlich auch über dieses Thema unterhalten, weil ich in weiten Bereichen Ihre Kritik teile. (Beifall bei der ÖVP.)

GR Alfred Hoch (fortsetzend): Herr Vorsitzender, ich danke und hoffe, dass eine Lösung im Sinne der Beschäftigten gefunden wird. 

Zu meinem Beitrag: Sehr geehrte Damen und Herren, Wien wächst, das haben schon einige Vorredner klar dargestellt. 2030 werden wir an die zwei Millionen Einwohner haben. Es gilt daher schon jetzt, so würde man meinen, Räume so zu definieren, dass die Ansprüche von bestimmten Bevölkerungsgruppen an die Stadt definiert und in die städtische Struktur eingegliedert werden. Das passiert in Ansätzen auch mit Hilfe des PID. Da es aber nur bedingt vorhandenen Raum gibt, können nicht alle Bedürfnisse gleichermaßen berücksichtigt werden, auch das ist klar, und die Aufgabe der Politik ist es, zwischen den verschiedenen Interessengruppen zu vermitteln. Das steht für mich außer Streit.

Für mich ist es nur verwunderlich, dass die Finanzstadträtin in ihrer gestrigen Budgetrede die Stadtentwicklung mit keinem einzigen Wort angesprochen hat, mit keinem einzigen Wort auch nur angedeutet hat, wie wichtig die Entwicklung der Stadt aus ihrer Sicht vorgehen sollte. Es geht wahrscheinlich das Motto weiter: Es reicht ein engagierter Stadtrat und der Rest wird sich weisen, der Rest wird passieren. Wie ich mich erinnern kann, hat der Vorgänger der Finanzstadträtin, Finanzstadtrat Rieder, in jeder seiner Budgetreden zumindest einen Absatz der Stadtentwicklung gewidmet. Das dürfte aber wahrscheinlich für die nächsten Jahre Vergangenheit sein. Grundsätzlich halte ich es aber schon für bedenklich, wenn sich eine Finanzstadträtin nicht mit der Stadtentwicklung auseinandersetzt, vor allem in Bezug auf den Wirtschafts- und Arbeitsplatzstandort. Stadtentwicklung bedeutet ja auch Entwicklung vor allem des Arbeitsplatz- aber auch des Wirtschaftsstandorts.

Wien braucht eine aktive Stadtentwicklung und einen engagierten Infrastrukturausbau. Auf der anderen Seite haben natürlich die Menschen, die hier leben, auch den Wunsch nach einer intakten Lebensqualität im persönlichen Wohn- um Arbeitsumfeld. Daraus ergibt sich schon das Spannungsfeld, das im Zeichen der Ostöffnung und der Globalisierung steht. Dabei kommt es immer mehr zur Tatsache, dass immer mehr Wiener Bürgerinnen und Bürger von Bauprojekten der Stadtplanung negativ betroffen sind und mit der Entwicklung eines Bauplatzes in einer größeren Dimension, mit einem Stadterweiterungsgebiet, nicht einverstanden sind. Beispiele aus der jüngsten Zeit: Bacherplatz, Entwicklung des Augartens, neuer Hauptbahnhof, Entwicklung des Stadtentwicklungsgebiets Rothneusiedl, Bahnhof Wien-Mitte. (GR Karlheinz Hora: Was für eine Entwicklung ist im Augarten?) - Ich komme gleich dazu, Herr Kollege Hora. - Die Liste ist beliebig verlängerbar. In all diesen Fällen gibt es Konflikte zwischen den erweiterten Nutzungen und den Erweiterungsprojekten. 

In vielen dieser Gegenden, und jetzt komme ich zu der Sache, haben sich bei vielen dieser Projekte Bürgerinitiativen gebildet. Warum haben sich diese Initiativen gebildet? In 90 Prozent der Fälle, und ich habe mir sehr viele persönlich angeschaut, sind es fehlende Verkehrskonzepte, ist es die Planungsabteilung, die Verkehrsprobleme einfach nicht ernst nimmt und drüberfährt. 

Ein Beispiel jetzt, weil es mein Bezirk ist: Das Paradeprojekt „Hauptbahnhof" ist an sich eine sehr gute Sache. Aber es gibt dort nur in Ansätzen ein Verkehrskonzept. Man hat am Anfang eines für den Flächenwidmungsplan zusammengezimmert. Jetzt kommen wir darauf, dass der Projektentwickler, die ÖBB, das Heft komplett in die Hand genommen hat und für den Lainzer Tunnel, der anfänglich eine Entlastung sein sollte, etwas ganz anderes vorhat. Früher hat es geheißen, durch den Lainzer Tunnel fahren 90 Prozent Güterverkehr, 10 Prozent Personenverkehr. Generaldirektor Huber hat gesagt, er möchte das anders haben, 40 Prozent Personenverkehr, 60 Prozent Güterverkehr. Was heißt das? Wir haben bei der Flächenwidmung ein Verkehrskonzept gehabt - ich habe es leider nicht da -, wo man täglich mit 120 000 Personen, die diesen Bahnhof frequentieren werden, gerechnet hat. Jetzt haben wir durch diese Ansage von Herrn Huber 180 000. Wir haben dort einen 
U-Bahn-Anschluss, der einige hundert Meter weit entfernt ist, wir haben ein paar Schnellbahnen und eine Straßenbahn, die das Stadterweiterungsgebiet südlich des Hauptbahnhofs queren wird. 

Da denke ich dann, dass man es sich mit diesen Bürgerinitiativen, und ich finde es extrem gut, dass es diese gibt, relativ leicht macht, weil wenn die Fragen stellen, bekommen sie einfach keine Antworten. Warum gibt es keinen zweiten U-Bahn-Anschluss? Da kann mir der Kollege Madejski noch einmal sagen, dass die U2 bei der Gudrunstraße der richtige Standort ist. Das ist der falsche! In Wirklichkeit, seien wir ehrlich, Herr Stadtrat, endet der dort, weil Sie Landstraßer sind, Sie drei U2-Stationen in der Landstraße haben wollen und Sie sich dort ein Denkmal setzen wollen! Das finde ich okay, aber ich meine, wenn wir schon bei der Ehrlichkeit sind, Kollege Chorherr hat das angesprochen, dann müsste man auch hier ehrlich sein! (GR Karlheinz Hora: Kollege Hoch, haben Sie sich den Berliner Hauptbahnhof angeschaut?) - Entschuldigung, den Berliner Hauptbahnhof haben wir uns eh gemeinsam angeschaut! Der hat in Wirklichkeit eine ganz andere Konzeption! Der ist in einem Regierungsviertel. Die U-Bahn kommt, also ich meine, zwei Stationen. (GR Karlheinz Hora: Dort fahren auch die Menschen zum Bahnhof!) 

Schauen wir uns doch einmal gemeinsam den Hauptbahnhof in Leipzig an. Das ist ein Paradebeispiel. Die haben drei U-Bahn-Stationen. Genau das ist übrigens der Vorteil für den Hauptbahnhof seitens der ÖBB. Wenn Sie sich das noch einmal anschauen, drei U-Bahn-Linien dorthin, zig Verkehrsmittel, übrigens auch vom Einkaufszentrum her. (GR Karlheinz Hora: Mit welcher Frequenz? Schauen Sie sich doch den Berliner Hauptbahnhof genau an!) - Kollege Hora, wir waren eineinhalb Stunden oder eine Stunde am Hauptbahnhof in Berlin. Ich war schon dreimal dort und habe mir das genauer angeschaut als Sie! Also das kann man in Wirklichkeit nicht als Vorbild nehmen, nämlich das ist dort eine Entwicklung eines Verkehrsknotenpunkts, weil die U-Bahn dort erst, glaube ich, kommt! In ein paar Jahren, sieben, acht Jahren, wird dieser Hauptbahnhof an die U-Bahn angebunden werden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Grundsätzlich aber jetzt noch einmal zurück. Ich komme dann eh noch einmal auf den Hauptbahnhof zu sprechen. Bei den Bürgerinitiativen ist es natürlich schwer, seitens der Stadt diesen schmalen Grat zwischen berechtigter Kritik und Verhinderertum auseinanderzuhalten. Berechtigte Kritik fördert die Phantasie des Entwicklers beziehungsweise des Architekten. Einfaches Verhinderertum behindert die Stadtentwicklung. Entwicklungschancen und architektonische Voraussetzungen müssen so aufeinander abgestimmt werden, dass sie den Ansprüchen der Bürger gerecht werden. 

Aber was tut die Stadt? Was tut die Stadtregierung? Die Stadt und leider auch der Ausschuss für Stadtplanung oder der Stadtrat produzieren Konzepte und warten eigentlich gar nicht, bis sie wirklich umgesetzt werden! Ich möchte nur sagen, Konzept Masterplan Verkehr, letzter Ausschuss. Im Vorwort, Kollege Gerstl hat uns berichtet, steht, der Masterplan Verkehr gilt für 20 Jahre. Im letzten Ausschuss beschließen wir plötzlich eine teure Evaluierung. Das ist nichts gegen eine Evaluierung, aber nach vier Jahren? Was dann noch dazukommt, ist, dasselbe Büro, das den Masterplan erstellt hat, evaluiert ihn auch! Das ist in Wirklichkeit wie in einem - Kultur war leider schon - schlechten Film! Ich meine, das darf man gar nicht weitererzählen! Das kann man nur in diesem Kreis sagen, dass derjenige, der den Masterplan erstellt, sich selbst evaluiert, und das auf Kosten der Gemeinde Wien! Also das ist wirklich abzulehnen! 

Der Strategieplan für Wien, der Kollege Deutsch hat heute einiges daraus referiert, aber auch der STEP, der Stadtentwicklungsplan, sind eigentlich Beispiele für Konzepte, die noch nicht wirklich umgesetzt sind. Auch bei diesem Punkt das Beispiel Hamburg. In Hamburg, glaube ich, hat man sehr gut gesehen, wie stark man als Bürgermeister und Stadtverwalter, übrigens ein christdemokratischer Bürgermeister, die Stadtentwicklung beeinflussen kann. Dort hat man sich zum Beispiel wirklich auf ein Stadtentwicklungsgebiet konzentriert, in dem Fall auf den Hafen, den wir uns auch angesehen haben, und hat innerhalb von vier Jahren etwas Brauchbares hingebaut. Das ist ein boomender Bezirksteil, noch nicht ganz fertig, das stimmt, mit Wohnraum-, Arbeits- und Freizeiteinrichtungen. Ich denke, dass das ein Beispiel wäre, wenn wir uns in der Stadtentwicklung viel mehr auf einzelne Projekte konzentrieren würden, als dass wir dauernd wie eine Werbemaschinerie jeden Tag ein anderes G’schichtl brauchen, jede Woche der Herr Stadtrat aus einer anderen Bezirkszeitung herauslächeln und ein neues Projekt bekannt geben kann. Ich denke, dass der Hamburger Weg für uns ein gutes Beispiel wäre, wie wir Stadtplanung vorantreiben könnten. 

Mit diesen Bauverbünden, die ich mir auch vorgenommen habe, aber das hat der Kollege Chorherr schon gesagt, denke ich, dass das in Richtung qualitativeres Wohnen ein sehr guter Input wäre und es sich auszahlen würde, dass man sich das einmal näher anschaut, dass sich der Magistrat dort genau umhört, wie man das bei uns tun könnte.

Damit komme ich jetzt zu Rothneusiedl, weil ich heute in der Früh selbst wieder dort war. Was die GRÜNEN in Rothneusiedl aufführen, ist peinlich, Kollege Chorherr! Sie haben dort drei, vier Leute, die Sie Bürgerinitiative nennen, die dort gemeinsam mit dem Kollegen Maresch, manches Mal ist auch die Kollegin Gretner dabei, irgendwelche Vorträge halten, wo den Leuten suggeriert wird, dort soll alles so bleiben, wie es vor hundert Jahren war! Das ist unehrlich! Sobald eine U-Bahn dort hinkommt, brauche ich dort eine Wohnverbauung und auch eine Entwicklung, die der Stadterweiterung gerecht wird. Daher finde ich es wirklich nicht fair, dass dort in Vorträgen G’schichtln gedrückt werden. Ich komme aus der Nähe und die Leute erzählen mir das, was dort für G’schichtln gedrückt werden: „Wir setzen uns dafür ein, dass alles so bleibt, wie es ist." - Das ist unehrlich und das wird in Wirklichkeit nicht so sein! Das wollen die nicht und das will auch ich nicht!

Man muss schauen, dass es dort eine Stadtentwicklung gemeinsam mit den Anrainern und gemeinsam mit einem wirklich interessierten Investor gibt. Ich weiß gar nicht mehr, was ich alles gehört habe, aber Magna ist gar nicht mehr so interessiert. Also wenn ich mir diese möglichen Ankaufsverhandlungen von Grundstücken anschaue, ist das fast schon lächerlich! Wenn Magna mehr solche Projekte gemacht hätte, hätten Sie noch nicht viel weitergebracht!

Wenn ich mir anschaue, was die GRÜNEN dort aufgeführt haben, damit sie ein paar hundert Unterschriften zusammenkriegen, ist das lächerlich! Sie wissen, es fehlen noch einige tausend Unterschriften auf diese Bürgerbefragung. Daher ist es sinnlos, dass man jetzt noch einmal diese Bürgerinitiative ununterbrochen ins Spiel bringt. Lassen wir die parteiunabhängig arbeiten, dann werden sie die paar tausend Unterschriften noch zusammenkriegen und dann haben wir die Bürgerbefragung. Es sind einfach noch relativ viele Rothneusiedler, aber auch Oberlaaer, durch die Tatsache abgeschreckt, dass dauernd irgendwo immer irgendwelche Grüne über die Schulter schauen und eigentlich dieser grundsätzlich positiven Arbeit der Bürgerinitiative keinen guten Dienst erweisen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Wenn die ÖVP das begonnen hätte, wäre das schon super!) - Nein, Kollege Maresch! Das, was Sie dort machen, diese Kasperlgeschichten, finde ich peinlich, muss ich ehrlich sagen! Ich finde es als Fast-Anrainer peinlich, was Sie dort aufführen! (Beifall bei der ÖVP. - GR Mag Rüdiger Maresch: Ihr Held Wieselthaler verkauft an Stronach!) 

Ich bin nicht befugt, über den Kollegen Wieselthaler zu reden (GR Mag Rüdiger Maresch: In der Favoritner ÖVP ist er ein Held!), aber ich kann Ihnen versichern, es hat nicht einmal irgendein Gespräch gegeben, wo irgendeine Zahl genannt worden ist. (GR Mag Rüdiger Maresch: Aber das ist doch Ihr Held!) Das sind irgendwelche G’schichtln, die ihr da erzählt, um daraus politisches Kleingeld zu schlagen! (GR Mag Rüdiger Maresch: Erzählen Sie doch dem Plenum, was für ein Held Herr Wieselthaler ist!) Ich bin eh schon fertig. - Danke fürs Zuhören. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Valentin. Ich erteile es ihm. 

GR Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Ich denke mir, diese Debatten, egal, ob es im Sommer der Rechnungsabschluss oder jetzt die Budgetdebatte ist, sind doch lehrreich und man kann sich ab und an ein Bild über die Ernsthaftigkeit machen, wie sich manche unserer Volksvertreter manchen Themen widmen. 

Wenn ich mir die Perspektive der Österreichischen Volkspartei anschaue, und mit Ihnen darf ich beginnen, weil Sie es mir relativ leicht machen, dann bin ich einigermaßen glücklich, dass Planungskompetenzen und Zukunftskompetenzen dank des Wählerwillens klar in sozialdemokratischer Hand sind. Denn wenn ich mir angehört habe, was der Kollege Hoch jetzt in den letzten paar Minuten von sich gegeben hat, dann ist das beachtlich! Ich darf die Kolleginnen und Kollegen, die jetzt im Saal verblieben sind, einladen, das mit mir Revue passieren zu lassen. 

Der Kollege Hoch hat gesagt, für ihn wäre es ein wunderschönes Beispiel, dem sich Wien nähern sollte, was der Hauptbahnhof in Leipzig sei, wunderschön, ein Zentrum der Begegnung mit drei U-Bahn-Linien. - Ich war in Leipzig. (GR Robert Parzer: Wirklich?) Das Einzige, was ich dort nicht gefunden habe, ist die U-Bahn! (GR Robert Parzer: Unter der Erde!) Ich weiß nicht, was Sie gesehen haben und wo Sie die gesehen haben! Leipzig hat keine U-Bahn und damit auch keine drei 
U-Bahn-Linien! Das, was Sie in Leipzig gesehen haben, Kollege Hoch, ist ein riesengroßer Bahnhof mit einem riesengroßen Event-Bereich und mit einem riesengroßen Einkaufs-Center! Genau das, was Sie nicht wollen! Es ist ein zwar schön historisierter Bahnhof, der dort sehr liebevoll renoviert worden ist, wo Sie im Sommer, wenn Sie wollen, sogar Schlittschuh fahren können, wo aber ein Einkaufs-Center in der Größenordnung ist, die wir ganz gewiss bei uns in dieser Lokalisation nicht haben wollen. Das haben Sie in Leipzig gesehen! Wenn Sie Leipzig als Beispiel hernehmen, dann lade ich Sie ein, das ist ein Beispiel, genau so ein Beispiel wollen wir in Wien nicht haben! Dank der Sozialdemokraten in Wien wird es ein derartiges Beispiel auch nicht geben und darüber sind wir glücklich! (Beifall bei der SPÖ.)

Reisen bildet, Kollege Hoch! Das haben Sie einmal mehr bewiesen, indem Sie von der Ausschussreise berichtet haben. Ich war nicht dabei, aber ich war schon dreimal in Hamburg. Sie haben von der Hafen-City gesprochen, dem tollen Gebiet, wo jetzt Wohnungen existieren. Haben Sie sich wirklich angeschaut, was dort passiert? Haben Sie sich angeschaut, wie dort die Finanzierung rennt? Haben Sie sich angeschaut, was dort für ein elitärer Stadtteil ohne Sozialwohnungen und soziale Durchmischung ist? Dort sind die G’stopften zu Hause! Wenn Sie sagen, Sie wollen Gegenden, Quartiere in Wien haben, wo man an der Adresse erkennen kann, wie viel Geld man im Säckel hat, dann sage ich, das werden Sie mit uns nicht erreichen! Das ist nicht das Wien, das wir uns vorstellen! Die Wienerinnen und Wiener wollen das auch nicht! Deswegen kriegen Sie in Wien auch nie die Mehrheit! (Beifall bei der SPÖ.)

Nachdem der Bildungsbereich der Reisetätigkeit nicht ganz durchgeschlagen hat, versuchen wir es jetzt einmal mit dem Lesen. Der Masterplan Verkehr ist so entsetzlich, weil er jetzt schon evaluiert wird. Lesen bildet, Kollege Hoch! Hätten Sie sich doch den Masterplan Verkehr durchgelesen! Darin steht, dass nach fünf Jahren evaluiert wird! Das steht drinnen! Das haben wir beschlossen! Das heißt, dass wir nach vier Jahren beauftragen müssen. Also das, was Sie verwunderlich finden, hat der Wiener Gemeinderat vor vier Jahren beschlossen und es steht drinnen! Also nicht nur Reisen kann bilden, sondern Lesen kann auch manche Frage lösen! (GRin Mag Barbara Feldmann: Ist Ihnen das nicht peinlich?) - Ja, es ist peinlich, wenn sich ein Mann der Tat derart wenig auf eine Rede vorbereitet! Das ist peinlich! Das haben sich die Wienerinnen und Wiener nicht verdient! Da bin ich einer Meinung mit Ihnen! Keine Frage, das gehört sich nicht! Das haben sich die Bürger und Bürgerinnen dieser Stadt nicht verdient! (Beifall bei der SPÖ.)

Wenn ich mir die Verkehrspolitik aus der Sichtweise des Kollegen Gerstl ansehe, hat Verkehrspolitik meiner Ansicht nach ein bisschen mehr zu tun, als wenn ich mit einer fixierten Zielvorstellung Klassenkampf auf Rädern mache. Denn zu dem, was Sie bei der Parkraumbewirtschaftung vermisst haben und was Sie einmahnen, nämlich, dass es keinen Lenkungseffekt hat, darf ich Ihnen schon sagen, gibt es die market-Studie die eindeutig nachweist, dass die jetzigen Veränderungen im Verbraucherverhalten eine achtprozentige Änderung bewirken. Acht Prozent sagen, auf Grund der Veränderung der Parkraumbewirtschaftung werden sie ihre Gewohnheiten ändern. 

Ich darf Sie auch daran erinnern, dass es eine Evaluierung der ersten Schritte der Parkraumbewirtschaftung gegeben hat. Wir haben beispielsweise in Bezirken wie dem 9. Bezirk, aber auch dem 20. Bezirk und anderen eine Veränderung von bis zu 20 Prozent sehen können. 20 Prozent weniger Verkehr ist das Ergebnis der Parkraumbewirtschaftung und darauf sind wir stolz! Die acht Prozent, die jetzt zusätzlich gekommen sind, kann man tatsächlich widerlegen, mit offenen Augen durch die Stadt, man sieht es, meine Damen und Herren! (GR Mag Wolfgang Gerstl: Aber der Stadtrat hat beim letzten Gemeinderat noch keine Ergebnisse gesehen gehabt!)

Meine Damen und Herren, die market-Studie liegt offen, sie ist auch nachzulesen. Ich kann Ihnen da nicht helfen! Manchmal kann man doch die Realität nicht zu dem hinbiegen, was Sie sich gerne vorstellen! Das muss man einfach sagen! Ich denke mir, das ist durchaus eine sinnvolle Zugangsweise zu den Fragen dieser Stadt.

Ich bin sehr glücklich darüber, dass der Kollege Chorherr, der viele Bereiche der Stadt, auch die Verkehrsproblematik, angesprochen hat, sich vehement dem Radfahrverkehr gewidmet hat. Ich bin mit ihm einer Meinung, dass das, was den Modal-Split betrifft, eines unserer großen Hoffnungsgebiete ist. Ich finde im Gegensatz zu ihm die 6 Prozent, die wir bis jetzt erreicht haben, schon ganz anständig. Wir werden die 8 Prozent, die im Masterplan Verkehr prognostiziert sind und die auch ein Wert sind, den wir im KliP festgeschrieben haben, erreichen. Ich hätte mich aber gefreut, sage ich jetzt ganz offen, wenn Sie neben der Hurrastimmung, dass Amsterdam jene Stadt ist, die den höchsten Radverkehr hat, mit der gleichen Heftigkeit gesagt hätten, dass der beste Modal-Split in der Europäischen Union in Wien stattfindet und das auch etwas ist, was durchaus genauso bemerkenswert ist! (GR Mag Christoph Chorherr: Ich hatte das Gefühl, das machen eh Sie! Das wollte ich Ihnen nicht wegnehmen!) - Okay, dann bleiben wir bei der Arbeitsteilung. 

Tatsache ist, dass mindestens ebenso bemerkenswert wie die Radfahrtätigkeit in Amsterdam die Tatsache ist, und darauf sind wir stolz, dass wir den besten Modal-Split in der Europäischen Union haben. Es gibt nirgendwo in der Europäischen Union eine Stadt, wo mehr Menschen mit dem Umweltverbund unterwegs sind als in Wien. Dieser Anteil ist, was den öffentlichen Verkehr betrifft, in Wien vom vorletzten Jahr auf letztes Jahr um 1 Prozent gestiegen. Das ist ein toller Erfolg, den andere Städte nicht zusammenbringen! 

Es hat auch seinen Grund. Es hat seinen Grund darin, dass, im Gegensatz zur Wortmeldung der Kollegin Puller während der Generaldebatte, das Fahren mit Öffis in Wien keine Horrorgeschichte ist, sondern in der Tat eine Sache ist, die eine ernst zu nehmende Alternative zu anderen Verkehrsträgern darstellt. Nicht umsonst sind wir stolz auf diesen Modal-Split und nicht umsonst werden die Maßnahmen verstärkt, die, wie ich bereits gesagt habe, der Kollege Deutsch gesagt hat und die ich dann noch konkret ausführen werde.

Was ein Problem ist, sage ich auch dazu, und das muss man sicher ernst verhandeln, ist der Pendlerverkehr. Da haben wir zwar europaweit einen durchaus respektablen Wert, aber es ist für Wien zu wenig. Da ist ein Potenzial von zusätzlich 10 Prozent noch drinnen, selbst mit jenen Linienführungen, die wir haben. Wir haben Umfrageergebnisse im VOR, wo wir uns angeschaut haben, wie Leute, die jetzt mit dem Auto fahren, zum öffentlichen Verkehr stehen und haben festgestellt, dass sie auf die Frage, wie sie glauben, dass es sich für sie verändern würde, wenn sie auf das Öffi umsteigen, annehmen, dass sie doppelt bis dreifach so lange unterwegs wären, als sie tatsächlich sind, wenn sie einmal im öffentlichen Verkehrsmittel säßen. Wir haben da Unterlagen der Socialdata wo wir Niederösterreich immer heftig einladen, mit uns gemeinsam zu zahlen. Allein die dafür Zuständigen in Niederösterreich entwickeln wesentlich weniger Bereitschaft als wir Wiener, für die Pendler etwas zu tun! Das ist schade!

Es ist auch schade im Zuge des jetzigen Wahlkampfs, dass sich lediglich eine Fraktion für die Veränderung der Zone-100-Grenzen in jenen Gemeinden einsetzt, die derzeit im Gemeindegebiet durchschnitten werden. Das ist die Sozialdemokratische Fraktion. Andere Fraktionen im Niederösterreichischen Landtag versuchen, diese Initiative eher zu verhindern oder halten sich dezent zurück. Das muss man einfach feststellen. Es gibt einen durchaus gut funktionierenden öffentlichen Verkehr im Umland, der besser sein könnte, aber es ist sicherlich richtig, dass in Wirklichkeit dieser öffentliche Verkehr dort ein Image-Problem hat, dass wir gern gemeinsam mit unseren Partnern im VOR lösen würden.

Es ist ein breites Gebiet und eine lange Liste, die ich Ihnen jetzt im Detail ersparen möchte, nur einige wenige Punkte herausgehoben, wie es um die Zukunft des öffentlichen Verkehrs in Wien aussieht: 

Wir haben beim Schnellbahnverkehr als weitere Schritte die Intervallverdichtung der S50, Wien-West - Purkersdorf, die Verlängerung der S45, Handelskai - Praterkai. 

Wir haben die Kapazitätserweiterungen auf der Südbahn. 

Wir haben die Ausbauphase der U-Bahn, die der Kollege Deutsch bereits angeschnitten hat. 

Wir haben auch das von Ihnen eingeforderte Programm des Straßenbahnausbaus. Die Straßenbahn beißt nicht, ganz im Gegenteil. Die Straßenbahn ist ein äußert wichtiger Verkehrsträger. Wir können glücklich sein, das wir im Gegensatz zu anderen europäischen Metropolen die Straßenbahn nicht reduziert haben, während beispielsweise in anderen Städten Europas die Straßenbahnen verschwunden sind. 

Die Terminisierung für die Linien 25 und 26 ist mit der Besiedlung dieser Gebiete 2013 angesetzt. Da haben der Bürgermeister und auch der Herr Verkehrsstadtrat und Planungsstadtrat eindeutig und klar dazu Stellung genommen, dass das unser Plan ist, von dem nicht abgewichen wird. 

Die Straßenbahn ist ein wertvoller Bestandteil eines gesamtheitlichen Konzepts, soll nicht vergessen werden und darf auch nicht vergessen werden. Da sind wir mit Ihnen einer Meinung. Sie haben es eingefordert, hier die Antwort. Wir stehen dazu. 

Es sei aber doch gesagt, wenn dies die Maßnahmen, meine Damen und Herren, des öffentlichen Verkehrs sind, wie sieht es denn außerhalb Wiens aus? Wie sieht es denn beispielsweise bei unseren deutschen Nachbarn aus? Da stellen wir fest, dass beispielsweise der öffentliche Personennahverkehr, der in Wien 35 Prozent und zuzüglich noch die Elemente, die ich gesagt habe, zwei Drittel, was den Umweltverbund betrifft, hat, in München nur 24 Prozent, in Hannover 23 Prozent, in Stuttgart 22 Prozent, in Düsseldorf 21 Prozent und in Linz 20 Prozent hat. Es hat gute Gründe, warum wir uns für den öffentlichen Verkehr entschlossen haben. Es hat auch gute Gründe, warum dieser öffentliche Verkehr tagtäglich einen wertvollen Beitrag zur Lebensqualität in dieser Stadt leistet, meine Damen und Herren!

Abschließend einige Bemerkungen über die Frage „Wien, verkehrsmäßig in einem größeren Raum". Ich bedaure immer wieder, dass bei Debatten dieser Art wenig über Wien in der Region gesprochen wird, was ein sehr spannendes Thema ist. Wir leben mit Wien im Mittelpunkt der spannendsten Region Europas, wie ich meine, einer Region, die aus vier Nationalstaaten besteht, einer Region mit 7 Millionen Einwohnern, einer Region mit sehr dynamischem Wachstum, einer Region, wo verkehrspolitisch einiges auf uns zukommt und auch schon sehr viel getan worden ist, wie beispielsweise die zusätzliche Kompetenz des VOR, was das Anbahnen von grenzüberschreitendem Verkehr betrifft. 

Wir leben in einer Situation in dieser Region, wo sich auch verkehrsmäßig vieles bewegt, was auf die Frage des Kollegen Madejski und seiner Fluglärmsituation durchaus hinspielt. Wir haben hier ein äußerst dynamisches Wirtschaftswachstum. Wir haben Menschen in unseren Nachbarregionen, die einen Nachholbedarf haben, was die wirtschaftliche Entwicklung betrifft. Wenn Westslowaken derzeit 0,2-mal im Jahr auf Urlaub fliegen, während das bei uns zwischen drei- und viermal ist, dann ist ein Nachholbedarf gegeben. Das ist auch der Grund, warum es ein derartiges Wachstum am Flughafen Wien-Schwechat gibt, wo wir uns bemühen, gerade in diesem Bereich sehr massiv auf die ökologische Perspektive zu achten. Es ist unwahr, dass Flüge derzeit illegal „gehandlet“ werden. Wir haben das seitens der Stadt Wien überprüft. Es wird die Flugverbotszone, die nicht die Landesgrenze betrifft, sondern zurückversetzt in Wien nur einen Teil betrifft, durch keine startenden Flugzeuge verletzt. Das ist in der Vergangenheit nicht geschehen und soll auch in der Zukunft nicht so geschehen. Das zur Beantwortung der Frage, die der Kollege Madejski aufgeworfen hat.

Meine Damen und Herren, nächste Bemerkung zu einer Sache, und zwar im Antrag der GRÜNEN, betreffend den Augarten: Wir werden diesem Antrag nicht zustimmen können, weil im Text steht, es geht um die Rücknahme von bereits getroffenen Maßnahmen, die mit der Flächenwidmung nicht in Einklang zu bringen sind. Es sind derzeit vom Bund keine Verletzungen der Flächenwidmung oder der Bebauungsbestimmungen getroffen worden. Deswegen können wir auch keine Rücknahme verlangen. Wir sind uns einig in der Zielsetzung mit den Zielen im Augarten, dass wir uns an die Ziele dieser Arbeitsgruppe und dieser Kommission gebunden fühlen, aber wir wollen im Antrag nicht unterstellen, dass hier Maßnahmen gesetzt worden sind, die den Gesetzen widersprechen.

Meine Damen und Herren, Schlusssatz: Ich denke mir, diese Debatte hat klar und deutlich gezeigt, dass es gut ist, dass planerische Kompetenz sehr analytisch, sehr ambitioniert, sehr dynamisch durch StR Dipl-Ing Schicker durchgeführt wird. Es ist gut für die Wienerinnen und Wiener, dies zu wissen. Ich ersuche Sie, verbunden mit dem Dank an die Kolleginnen und Kollegen der Geschäftsgruppe, den Mitarbeitern der Abteilungen, dem Budget und dem Budgetansatz Stadtentwicklung und Verkehr zuzustimmen! - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Frau GRin Dipl-Ing Gretner gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich hab jetzt leider das Formular nicht mehr vorliegen, damit ich es vorlesen kann. Aber der Inhalt des Antrags beinhaltet eine nochmalige Aufforderung an den Bund, Aktivitäten zurückzunehmen, die der Intention des Flächenwidmungsplans widersprechen könnten. Wir haben diese Sache wortgleich vor einem Jahr beschlossen. 

Also ich bin schon sehr verwundert. Ich könnte mir vorstellen, es ist ein Fehler passiert, weil Sie es vielleicht ein bisschen schnell gelesen haben und bitte Sie, das noch einmal genau durchzuschauen. Ihre Aussage war nicht richtig! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr Mag Maresch. (GR Dr Herbert Madejski zu GR Mag Rüdiger Maresch: Hast du dich nicht streichen lassen?)

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Nur weil ihr keinen zweiten herausbringt? (GR Dr Herbert Madejski: Das stimmt doch nicht!) Sucht der Kollege Mahdalik noch immer einen Parkplatz? (GR Dr Herbert Madejski: Ja, deinen!) Nein, meinen nicht, seinen offensichtlich! Er sucht wahrscheinlich den Partikelfilter für sein Dieselauto! 

Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Wir haben heute einiges zur Verkehrspolitik gehört. Aber was mir völlig abgeht, wir sind mittlerweile ja nicht mehr in derselben Situation wie vielleicht noch vor einem Jahr. Mittlerweile gibt es die IPCC-Papiere und es stellt sich heraus, dass der Verkehr mehr oder weniger einer der wichtigsten Verursacher für das CO2 ist, das da sozusagen in die Atmosphäre hinaufgeblasen wird. Der CO2-Ausstoß ist nicht das Einzige, was uns der Verkehr beschert. Er beschert uns auch Lärm, Stickoxide, Ozon und Feinstaub. Und hier wird so getan, als bräuchte man eigentlich nicht wirklich eine Debatte, das geht schon.

Und am besten gefällt mir eigentlich die Aussage - das wird die ÖVP wahrscheinlich besonders freuen - vom, wenn man so will, zentralen Verkehrsplaner der Republik. Das ist Herr Prof Zibuschka, der ja eigentlich in Niederösterreich Verkehrsreferent ist und der gemeinsam mit dem Stadtbaudirektor die Stadt Wien überzeugt hat, dass die Außenvariante die bessere Variante für Wien ist - und nicht die Innenvariante, wie in Rust beschlossen, sondern die Außenvariante der Lobau-Autobahn. Er ist auch für das Märchen verantwortlich, dass durch die Lobau-Autobahn massiv CO2 eingespart werden wird. Ich frage mich nur: Wo wird dieses eingespart? - Ganz im Gegenteil: Wir werden mindestens 2 Milliarden EUR für die Errichtung ausgeben. Prof Kummer von der WU behauptet, dass es in Wirklichkeit noch mehr werden wird, und zwar um 50 Pro-
zent, das heißt, rund 3 Milliarden EUR, wenn es blöd hergeht. Und dann stellt sich Herr Prof Zibuschka heraus und sagt: In Indien und China, da muss man Klimaschutzmaßnahmen machen - wir bauen die Autobahnen! - Genau: Wir bauen die Autobahnen, und wenn es geht, möglichst schnell den Ring rund um Wien, denn der wird uns helfen.

Mit der FPÖ schlage ich mich normalerweise immer herum, denn Kollege Mahdalik – er ist leider jetzt nicht da - verwechselt immer Nord-Süd und Ost-West, aber Faktum ist: Es ist ein Märchen, dass die Lobau-Autobahn irgendetwas entlastet. Das Einzige, was die Lobau-Autobahn bringen wird, ist Transitverkehr. Und die Lobau-Autobahn wird die Illusion bringen, dass irgendetwas beim Autobahnbau zu einer Verkehrsverringerung führen wird. – Das wird nicht so sein. (GR Dr Herbert Madejski: Der „Experte Maresch"!)

Nächster Punkt: Eigentlich müsste man ja heute hergehen, wenn wir wirklich die Klimaschutzziele der Republik erreichen wollen, und müsste den Verkehr halbieren. Das ist unbestritten. Aber nur: Wie? Wie soll das gehen?

Nun hat die Stadt Wien - Kollege Valentin hat es gesagt - sicherlich einen der besten Modal-Splits in ganz Europa - das wird stimmen -, nämlich 35 zu 65. Wenn man sich aber anschaut, wie das gegenüber dem Umland ist, dann stellt man fest: Da ist 65 Prozent nicht Umweltverbund und 35 Prozent Umweltverbund. Also ganz etwas anderes! – Man schaue sich nur die Ströme von Autos an, die jeden Tag nach Wien hereinkommen: Mindestens 200 000 Pendler fahren jeden Tag aus dem Umland, am meisten übrigens aus dem Bezirk Mödling, nach Wien herein. Sie kommen von Niederösterreich, zum Teil aus dem Burgenland, ein bisschen aus der Steiermark nach Wien herein.

Jetzt habe ich interessant gefunden, dass Kollege Valentin sich dafür ausspricht, die Zone 100 ins Umland auszudehnen. – Na wunderbar: Eine grüne Forderung, der die SPÖ zweimal hier herinnen nicht zugestimmt hat - und jetzt stellt er sich her und sagt, wir Sozialdemokraten sind die Einzigen in Niederösterreich, die da etwas fordern!

Der Punkt war: Ich war sehr überrascht, als der Herr Stadtrat gesagt hat, das müsste man ausdehnen. Das war, glaube ich, vor eineinhalb Jahren. Das hat mich sehr gefreut, denn vorher haben wir das als Einzige gesagt.

Jetzt brauchen wir gar nicht über den Urheber, über die Urheberrechte zu reden, aber Faktum ist: Das ist der erste Punkt, den wir umsetzen sollten, und zwar im VOR. 

Die zweite Geschichte ist die nicht wirklich sehr gute „Erfolgsgeschichte" – ich meine, Kollege Gerstl spricht immer davon - der P&R-Anlagen an den Stadträndern Wiens. Da gibt es eine einzige wirklich erfolgreiche P&R-Anlage, die steht im 3. Bezirk. Warum ist das so? - Weil dort rundherum Parkraumbewirtschaftung ist! Das ist der einzige Grund, warum dort die Reihen voll sind. 

In der Leopoldau gibt es eine Park-and-ride-Anlage - das muss man sich einmal vorstellen! - um teures Geld, mit einem sensationell guten Kredit für die Investoren, die sage und schreibe, als sie gratis war, ein bisschen über 20 Prozent Auslastung hatte. Jetzt ist sie nicht mehr gratis - man zahlt, glaube ich, 2,70 EUR oder 2,50 EUR am Tag -, und die Auslastung beträgt 11 Prozent. Das ist ja unglaublich: 11 Prozent für eine Anlage, die in Wirklichkeit außerdem noch am falschen Ort steht. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Man könnte eine Autobahn hinbauen!) Man könnte eine Autobahn hinbauen! – Danke Martin, das ist ein guter Vorschlag: Sofort eine Autobahn hinbauen, und das wird sofort besser!

Also noch einmal: P&R-Anlagen an den falschen Plätzen, die Zone 100 nicht ausgebaut, die 200 000 Pendler - und schon fällt uns nichts ein. 

Jetzt war doch der Ausschuss in Amsterdam. Man hat sich das Parkmodell angeschaut: Es wäre doch interessant, ob man daraus Schlüsse ziehen kann!

In Amsterdam ist es so, dass man im Stadtzentrum mehr bezahlt als am Stadtrand – das macht auch Sinn -, in Wien zahlt man im Stadtzentrum genauso viel wie am Stadtrand. Und: Es gibt in Wien kein Gesetz, das diese Frage über die Straßenverkehrsordnung hinaus regelt. Wir hatten hier schon einmal eine Debatte, da ging es um eine Parkometerabgabe, um ein neues Gesetz, und zwar ein Parkabgabegesetz für Wien. Das wurde nach einigem Hin und Her von der Finanz mehr oder weniger abgelehnt. 

Jetzt haben wir uns ein bisschen erkundigt: Wie machen das andere österreichische Städte? Und in Graz – na, ganz eigenartig! -, in der Steiermark, da gibt es ein steiermärkisches Landesgesetz, das solche Dinge für die Stadt Graz mit einer Verordnung ermöglicht. Also: Warum nicht? Auch in der Steiermark gibt es gute Dinge!

Wir stellen daher betreffend neues Modell für die Parkraumbewirtschaftung in Wien einen Beschlussantrag, und zwar.

„Die amtsführende Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke und der amtsführende Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr mögen die Erarbeitung eines Konzepts für ein flexibleres Modell der Parkraumbewirtschaftung in Wien veranlassen, welches sich am Positivbeispiel Graz orientiert, und dieses schriftlich dem Gemeinderatsausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr sowie dem Gemeinderatsausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke vorlegen.

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrages."

Der nächste Punkt war ja interessant. Kollege Deutsch hat uns erzählt - das war ein bisschen wie eine Werbebroschüre der Stadt Wien -, wo sozusagen die großen Entwicklungen der Stadt Wien stattfinden: Die Begriffe Flugfeld Aspern, Rothneusiedl, Zentralbahnhof sind gefallen. - Schauen wir uns diese Dinge der Reihe nach an!

Im Flugfeld Aspern: 25 000 Arbeitsplätze, 8 000 Wohnungen - wunderschön, ein wirklich schönes Projekt! Dem Leitbild haben wir zugestimmt. Ob wir dem Flächenwidmungsplan, der in der nächsten Zeit darauf folgen wird, zustimmen werden, das steht in den Sternen, denn die Stadt Wien verpflichtet sich ja beständig, und zwar auch in der SUPerNOW, und plant für den Nordwesten Wiens, zunächst einmal die öffentlichen Verkehrsmittel zu ertüchtigen, zu verbessern, zu bauen und dann erst sozusagen den Straßenverkehr zuzulassen. 

Na, wie wird das passieren am Flugfeld Aspern? - Wir glauben, es wird so sein wie üblich: Es wird zuerst einmal die Straße fertig, dann werden wir ein bisschen weinen, und dann wird vielleicht einmal die U-Bahn in das Flugfeld fertig sein, der wir durchaus etwas abgewinnen können, und dann vielleicht irgendwann eine Straßenbahn. Deswegen heute ein Beschlussantrag betreffend Erschließung des Flugfeldes Aspern durch öffentliche Verkehrsmittel:

„Die amtsführende Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke und der Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr mögen sicherstellen, dass zum Zeitpunkt der ersten Besiedelung des neuen Stadtteiles Flugfeld Aspern sämtliche im Masterplan Flugfeld Aspern empfohlenen öffentlichen Verkehrsmittel bereits in Betrieb sind." - Sonst werden nämlich die Menschen mit dem Auto fahren!

Ein bisschen hat mich überrascht, zu Rothneusiedl von der ÖVP zu hören, es gäbe nur wenige hundert Unterschriften. – Also, Kollege Hoch, Sie sollten es wissen: Es sind weit über 4 000! 5 000 fehlen. Wenn Sie sich ein bisschen unterstützend anstrengen, dann könnte er kommen. 

Und was den Kollegen Wieselthaler, Ihren Helden da draußen, betrifft, so möchte ich nur sagen: Kollege Wieselthaler hat in einem Interview in der „Österreich"-Zeitung gesagt, er hätte gut gepokert und er will nicht außen vor bleiben, er will ja auch Geld sehen für seine Grundstücke. - Da denke ich mir: Entweder war das Interview ein Fake, oder er wird verkaufen! - Ich bin schon gespannt auf die tatsächliche Berichtigung.

Das Nächste ist in Wirklichkeit: Sie würden ja offensichtlich gerne, haben Sie gesagt, dort draußen mit einem anderen Investor verhandeln. Das ist interessant! Also offensichtlich nicht mit dem Herrn Stronach, wie die SPÖ, sondern vielleicht haben Sie ja einen anderen Investor bei der Hand. Es würde mich interessieren, welcher Investor das ist.

Dritter Punkt: Zentralbahnhof. - Einen Zentralbahnhof, keine Frage, den brauchen wir. Ob das der richtige Ort ist, ist eine andere Frage, aber der Zentralbahnhof ist eine wichtige Geschichte. Was passiert dort? - Da gibt es nämlich eine interessante Broschüre, oder eigentlich ist es eine PowerPoint-Präsentation, die den Bürgern vorgestellt wird, und da gibt es zwei Dinge, die mir ein bisschen aufstoßen.

Es gäbe dort die tollste Bürgerbeteiligung überhaupt, wird da zunächst einmal in den Medien erzählt. Und dann gibt es eine öffentliche Auflage vom UVE Gleisprojekt, und zwar im Februar/März; im April und Mai gibt es die vom Städtebau, und im April und Mai gibt es die vom Straßenbau. - Wie sollen das die Bürger bewältigen? Wie soll das gehen? Wie sollen Menschen, die nicht hauptamtlich BerufspolitikerInnen sind, so etwas in den Griff bekommen? – Das wird ein bisschen schwierig, vor allem dann, wenn man ein bisschen weiterschaut in der Präsentation - jetzt weiß ich nicht, was da gemacht worden ist - und da steht: „Verkehrliche Rahmenbedingungen", und dann fehlt ein Verkehrskonzept! Da steht drinnen: Die Ghegastraße wird verkehrsberuhigt, und die Landgutgasse soll auch verkehrsberuhigt sein. Und zwar steht bei beiden in Klammer: „keine Steigerung gegenüber dem Bestand".

Dann schaut man sich das genauer an, und - dieses Beispiel kann ich Ihnen nicht vorenthalten - da steht dann ein bisschen weiter drinnen, beim Verkehr, dass sowohl die Ghegastraße als auch die Landgutgasse natürlich nicht verkehrsberuhigt werden, sondern in der Landgutgasse gibt es eine Verkehrssteigerung von mindestens einem Drittel, also das heißt, mehr als 30 Prozent; in der Ghegastraße sind es 15 Prozent.

Das ist keine Verkehrsberuhigung, das ist in Wirklichkeit eine Irreführung der Leute! Man kann nicht den Leuten sagen, ich beruhige eure Straße, wo ihr wohnt, und dann habt ihr einfach um ein Drittel mehr Verkehr! - Das ist in Wirklichkeit eine unglaubliche Chuzpe! 

Eine Kleinigkeit fällt mir übrigens noch ein, die habe ich völlig vergessen: Interessant ist ja in Wirklichkeit bei Rothneusiedl, dass immer gesagt wird, das muss man machen, denn sonst kommen die Niederösterreicher mit ecoplus im Süden. - Interessant. Was mich aber die ganze Zeit wundert, ist Folgendes: Die Niederösterreicher drohen im Süden der S1 mit einem großen Businesspark. Gut. Gleichzeitig gibt es aber in Gerasdorf, im Norden, von der BAI, der Bank Austria Immobilien, und von Hornbach ein unglaublich großes EKZ, und zwar die zweitgrößte Shopping City Österreichs. Und da hat es immer geheißen: Da werden wir die besten Anwälte hinausschicken, wir werden dieses Einkaufszentrum bekämpfen! - Was ist herausgekommen? – Nichts! Die Stadt Wien bekämpft dort genau nichts. Die Einzige, die einen wirklichen Einspruch gemacht hat, ist die Stadtgemeinde Wolkersdorf - aber nicht die Stadtgemeinde Wien, überhaupt nicht! Und da wundere ich mich schon: Im Süden passiert nichts, im Norden macht die Stadt Wien nichts. Es könnte sein, dass man da vielleicht ein bisschen miteinander diskutiert hat und zum Schluss gekommen ist: Ihr macht dort nichts - wir machen da nichts! Entwickeln wir beide unsere Einkaufszentren, das kann schon schön sein!

Zum Schluss noch eine Kleinigkeit – wichtig! -: die Garagen. Kollege Margulies hat es ohnehin letztes Mal gesagt: Das innovativste Projekt der Stadt Wien sind die Wohnsammelgaragen - interessanterweise. Das ist sozusagen das, was die Stadt Wien innovativ fördert. Wie gesagt, Kollege Gerstl wird es zwar bedauern, wir bedauern es nicht, denn wenn ich mir vorstelle, dass man 5 Millionen EUR vergräbt und dann in Wirklichkeit Investoren beziehungsweise Betreibern sozusagen ein schönes Körberlgeld verschafft, dann würde ich mich schon wundern, wenn man vergleicht: Was gibt die Stadt Wien parallel dazu für die Interessen ihrer Bürger aus? Wie schaut Bürgerbeteiligung in Wien aus, und was wird da wirklich investiert? 

Wenn ich mich nicht täusche, gibt die Stadt Wien bei allen Formen der Bürgerbeteiligung in Wien in einem Jahr maximal 1,8 Millionen EUR aus. 1,8 Millionen EUR für alle Formen der Bürgerbeteiligung! - Für eine Garage hingegen sind 4 bis 5 Millionen EUR ganz locker drinnen. Kein Problem! 

Zwei Kleinigkeiten noch: Was wir hier völlig zu diskutieren vergessen haben, ist, dass die meisten Leute in Wien ja gar nicht mit dem Auto fahren, sondern eigentlich zu Fuß gehen oder mit dem Fahrrad fahren. Ich würde mir eigentlich wünschen, dass die Stadt Wien die Interessen der schwächsten VerkehrsteilnehmerInnen endlich einmal beachtet. Wir reden immer von grüne Wellen in die Stadt hinein, und da frage ich mich zum Beispiel: Warum reden da nur der ÖAMTC und der ARBÖ mit? Warum nicht der VCÖ zum Beispiel? Warum diskutiert man nicht mit dem VCÖ über die Einrichtung von grünen Wellen, und zwar nicht für die Autofahrer, sondern zur Abwechslung einmal für die FußgängerInnen? Warum zum Beispiel gibt es in Wien noch immer Gehsteige, die 60 cm breit sind, obwohl doch im KliP steht: Mindestgehsteigbreite 200 cm? Wie gibt es das? - Offensichtlich keine Lobby, keine Lobby in der Stadtpolitik! - Und genau das wollen wir sein. 

Wir glauben, dass die schwächsten VerkehrsteilnehmerInnen, und zwar die RadfahrerInnen, die FußgängerInnen, die Behinderten, die Menschen mit Kindern von Ihnen in der Verkehrspolitik und in der Planungspolitik überhaupt nicht berücksichtigt werden. Wir werden uns ihrer annehmen und versuchen, das durchzusetzen gegenüber der Mehrheit, die einfach AutofahrerInnen-Interessen verfolgt. Und so werden wir weitertun! - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Hoch zum Wort gemeldet. – Bitte. 

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ganz kurz nur zum Kollegen Maresch. Ich würde dich nur ersuchen: Bitte lies, wenn du dir Zeitungsartikel durchliest, diese genau durch! Bei diesem „Österreich"-Artikel sagt die Überschrift etwas komplett anderes, als im Text drinnen steht. Die Überschrift suggeriert, dass Kollege Wieselthaler seine Grundstücke verkauft hat oder vor hat, sie zu verkaufen. Wenn du dir aber den Text genau durchliest, steht das nicht drinnen. 

Es gibt ja auch jetzt unter den Journalisten wegen dieser Geschichte einige Diskussionen. Ich denke, dass der Kollege, der diesen Artikel geschrieben hat, sich ohnedies auch mit der Ethik seines Berufes auseinandersetzen wird. Denn das Interview ist nämlich so zustande gekommen, dass Herr Kollege Wieselthaler am Traktor gesessen ist, dieser Journalist ihn anrief und fragte: Was tut sich?, und er sagte, dass ihn vor 14 Tagen jemand angerufen hat.

Zum Kollegen Valentin, der leider nicht mit in Hamburg war - ich war ja einer der wenigen; Kollege Chorherr, Kollege Gerstl und Kollege Al-Rawi waren auch dort; wir waren die Einzigen, die sich das in Hamburg bis zum Schluss angeschaut haben -: Das ist dort nichts Elitäres! Dort gibt es genauso geförderten Wohnbau – genauso, wie es natürlich auch hochqualitativen Wohnbau gibt. Also bitte, Sie waren nicht dabei, wir hingegen haben uns das im Rahmen der Führung dort bis zum Schluss genau angeschaut. Ich weiß nicht, was man Ihnen berichtet hat, aber alle anderen waren entweder nicht interessiert oder haben etwas anderes vorgehabt, keine Ahnung. Bitte schauen Sie sich das in Hamburg noch einmal an! - Danke. (Beifall bei GemeinderätInnen der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die nächste tatsächliche Berichtigung: Herr GR Mag Maresch. - Anscheinend pflegt man beim Thema Verkehr jetzt irgendwie eine andere Sprache. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Wenn es wirklich so ist, wie Kollege Hoch sagt, und der Zeitungsartikel nicht der Wahrheit entspricht, dann wundere ich mich über zwei Dinge. Erstens einmal: Warum wurde das nicht schon längst berichtigt? Warum ist es so, dass Kollege Wieselthaler nicht sagt: Das habe ich nicht gesagt!, und dass er die Zeitung nicht klagt? - Das gewinnt er ja sicherlich! - Das ist die erste Geschichte. (Zwischenruf bei der ÖVP.) – Moment!

Und die zweite Sache ist Folgendes: Da ich ja gerne die ÖVP‑Pressedienste lese, frage ich mich, warum da niemals drinnen steht, und zwar als Zitat des Originaltons von Herrn Wieselthaler: Ich verkaufe nicht an den Herrn Stronach! - Warum steht das nicht drinnen? Es steht einfach nicht drinnen! - Offensichtlich gibt es natürlich schon eine Debatte, und ich würde mir wünschen, dass Herr BR Wieselthaler in Ihrem Sinne das sehr bald öffentlich korrigiert, denn dann werden wir wissen, ob es stimmt oder nicht stimmt. (Zwischenrufe bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Tatsächliche Berichtigung war das keine. Das war eine Fragestunde. 

Zum Wort gelangt nun Frau GRin Puller. – Bitte. 

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Ein kleiner Tipp, Herr Hoch: Sie können ja zu Herrn Maresch gehen und das mit ihm ausdiskutieren. Das wäre einfacher.

Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich bin mittlerweile, nach dem Redebeitrag von Herrn Gerstl, auch froh, dass die ÖVP nicht an der Stadtregierung ist, denn sonst würde mit den öffentlichen Verkehrsmitteln nur seine Klientel bedient werden. U4 bis nach Auhof ins Ekazent, und dann gemütlich mit der U6 nach Stammersdorf zum Saufen, oder so? - So könnte ich mir das vorstellen. Es wäre also wahrscheinlich noch viel schlimmer, als es bis jetzt ist.

Ich schlage jetzt in eine andere Kerbe und komme eher von der Maschekseite: Ich möchte erinnern an den Klimaschutzbericht, der am Sonntag im Fernsehen präsentiert wurde. Es wurden erschreckende Fakten und Szenarien geschildert, wie klimamäßig in absehbarer Zeit die ganze Welt verändert wird. Es stimmt mich traurig, dass dieses Thema dann immer nur ein paar Tage medial verbraten wird. Es wird dann für das nächste halbe Jahr quasi in der Schublade versteckt, es wird schnell vergessen, weil es ja nicht wehtut, denn wir Österreicher und Österreicherinnen und gerade wir Wiener und Wienerinnen sind ja nicht Tsunami-gefährdet. Wir haben ja dazwischen unsere Alpen, und Schnee gibt es heuer auch genug, also vergessen wir es ganz schnell wieder, bis in einem halben Jahr, wenn das Thema wieder ein paar Tage lang medial verbraten wird. 

Ich möchte aber darauf hinweisen, dass im Zuge der Vorstellung dieses Klimaschutzberichtes die gesamte Welt aufgerufen wurde zu handeln - zu handeln eben, und nicht nur schönzureden! Da spreche ich Frau Kato an mit ihrer Darstellung, dass 70 Prozent des Feinstaubs ja eingeführt werden. Da stelle ich mir eine „Feinstaubschlepperbande" vor, die Österreich oder eben Wien bedroht. – Es gilt also schon zu handeln und nicht nur schönzureden und die Schuld jedes Mal jemand anderem zuzuschieben. 

Jedes Kind weiß es mittlerweile, dass die Verursacher - Herr Maresch hat das ohnedies gesagt - des Klimawandels der LKW-Schwertransport und der Individualverkehr sind, nur Herr Gerstl und die SPÖ-Stadtregierung wissen es anscheinend nicht. (GR Kurth-Bodo Blind: Die Kühe!) Die Kühe auch. Und daran sind wieder die Männer schuld, weil sie so viel Fleisch essen. Ja, wir wissen es! (Neuerlicher Zwischenruf von GR Kurth-Bodo Blind.) 

Herr Lasar, Sie hätten wirklich die längste Redezeit im Dreinquatschen! Wirklich wahr! Das ist ein ständiges Dreingequatsche von Ihnen, ... (Ruf bei den GRÜNEN: Das ist der Blind! – Ruf bei der FPÖ: Der Herr Lasar ist ja gar nicht ...!) - Ach ja, das ist der Blind! Um Gottes willen, Entschuldigung! 

Was macht Wien, um klimaschutzmäßig Maßnahmen zu treffen? Oder: Was macht Wien nicht, um klimaschutzmäßig Maßnahmen zu treffen? - Der öffentliche Verkehr wird weiterhin ständig in die Erde vergraben, es wird Platz gemacht für den Individualverkehr. (GR Kurth-Bodo Blind: Haben Sie was gegen U-Bahnen?) Was andere Städte schon hinter sich haben, macht Wien verkehrspolitisch jetzt: Es wird der öffentliche Verkehr unter die Erde vergraben, und es wird Platz gemacht für den Individualverkehr. 

Andere Städte Europas sind schon so weit, dass sie davon abgehen, und haben schon längst die Renaissance der Straßenbahn erkannt, um den Individualverkehr damit zu verdrängen. Wir sind hintennach! U-Bahn-Bau ja, aber wir sind 30 Jahre zu spät, meine Damen und Herren von der Verkehrspolitik! 30 Jahre zu spät haben wir angefangen! Jetzt fangen wir an damit, um Platz zu machen für den Individualverkehr. Herr Valentin - wo ist er jetzt? – hat gesagt, dass die Straßenbahn bei uns nicht reduziert wird. Da frage ich Sie: Was ist mit dem 21er, wenn die U2 eröffnet wird? Was passiert mit dem 64er, wenn die U1 verlängert wird? Und was ist mit dem 8er passiert, Herr Valentin? Ist das etwa keine Straßenbahnreduzierung? - Nur zur Erinnerung! (GR Kurth-Bodo Blind: Was ist mit der Stadtbahn geworden, wie die U-Bahn gekommen ist?) 

Was für Maßnahmen werden verkehrspolitisch noch gesetzt? Wie schaut es mit der City-Maut aus, etwas, was in vielen Städten gang und gäbe ist? - Unsere Verkehrspolitiker und Verkehrspolitikerinnen wehren sich mit Händen und Füßen gegen eine City-Maut. Warum wehren sie sich? (GR Karlheinz Hora: Ich erkläre es Ihnen noch einmal!) - Weil sie Angst haben, WählerInnenstimmen zu verlieren! So einfach ist die Antwort, Herr Hora. Niemand in der Stadtregierung traut sich, wirklich effektive Maßnahmen zu setzen, um den Individualverkehr zurückzudrängen. So schaut es verkehrspolitisch in dieser Stadt aus! 

Was ist die Folge davon? - In den verkehrspolitischen Entscheidungsprozessen dieser Stadt dominieren kurzfristige Effekte gegenüber der Beachtung längerfristiger Erfordernisse. Kurz zusammengefasst: Jeder amtsführende Stadtrat möchte sich ein Denkmal setzen, so wie damals Herr Bürgermeister Gratz. Ich kann mir heute schon vorstellen, wie bei der U1-Verlängerung nach Rothneusiedl alle dastehen werden, das Bandl durchschneiden werden und sich feiern lassen werden. (GR Karlheinz Hora: Inklusive der Grünen Fraktion!) Und meine Phantasie geht dann noch so weit, dass der Herr Bürgermeister und der Herr Stadtrat und Herr GR Hora und Herr GR Valentin, wenn es nicht im Fernsehen so blöd ausschauen würde, sich vielleicht auch noch auf die Brust trommeln, um sich damit ein Denkmal zu setzen. - Aber das ist menschlich, und es hat natürlich mit den Urinstinkten zu tun. Aber in der Politik sollten die Urinstinkte hintanstehen, denn wir sind in dieser Funktion, als Politiker, für die Bevölkerung, für die Menschen da, und nicht für uns selbst. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Es ist auf jeden Fall Zeit, meine Damen und Herren ... – „meine Herren", muss ich eigentlich sagen, denn eine Dame macht bei Ihnen keine Verkehrspolitik. Es reden immer nur die Männer, egal, ob es jetzt blöd ist, was meistens der Fall ist (GR Franz Ekkamp: Schsch! Schsch!), also kann ich auch ein bisschen blöd reden. Wir haben uns vorhin gerade draußen darüber unterhalten, dass wir Frauen eigentlich, weil wir eben sozial so erzogen sind, eher immer im Hintergrund sind und uns eigentlich nicht wirklich trauen, blöd zu reden, und darum müssen wir immer gescheite Reden halten.

Jetzt zu etwas anderem. Ich gehe jetzt zu meinem eigentlichen Antrag über. - Meinen Antrag habe ich jetzt vergessen! Claudia, kann mir jemand meinen Antrag bringen, bitte? - Und zwar: Mühsam ernährt sich das Eichhörnchen, und ich denke, mein heutiger Antrag betreffend Bauschutt-Abtransport von der beziehungsweise Baumaterialien-Antransport zur Hauptbahnhof-Baustelle, das wäre ein kleiner Schritt - logistisch durchaus lösbar von den ÖBB, denn die haben ja die Schieneninfrastruktur quasi gleich vor der Tür. Und da gibt es ein Papier, ausgearbeitet von BMVIT und ÖBB. Da steht: „Masterbaulogistik-Konzept UVP", und da haben wir, rot eingezeichnet: „LKW-Äquivalente Bahnabtransport", und in Blau alle externen LKW-Fahrten für Entsorgung, Kontaminierung, Betonantransport und Innenausbau für Hochbau. - Diese Balken, die schauen ja ganz gut aus, bis, sagen wir, Mitte 2010. Da wird ziemlich viel auf Schiene abtransportiert. Und dann eben hapert es bei den Betonantransporten beziehungsweise bei den Materialien für den Innenausbau für Hochbau. Da ist dies alles blau eingezeichnet, und da sieht man, dass der Transport eben mit LKW auf der Straße durchgeführt wird. Deshalb mein Antrag heute – da geht es um eine Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Umwelt:

„Die Stadträtin für Umwelt wird ersucht, sich mit den ÖBB in Verbindung zu setzen, mit dem Ziel, den Abtransport des Bauschutts von der beziehungsweise die Baumaterialien-Anlieferung zur Hauptbahnhof-Baustelle in einem wesentlich höheren Ausmaß als geplant über die Schiene abzuwickeln.

Und, wie gesagt, in formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrages an den Gemeinderatsausschuss für Umwelt.“ 

Hier ist es so trocken! Man braucht in diesem Raum einen Luftbefeuchter! (GR Harry Kopietz: Weil so viel heiße Luft hier ist! Das ist richtig!) Trockene Luft! Trockene! (Ruf bei der SPÖ: Heiße Luft trocknet!) 

Zum Abschluss: Warum ist der PKW in dieser Stadt noch immer so attraktiv? – Es wurde ohnedies gestern schon ausgeführt: Weil eben die Öffis, der öffentliche Verkehr nicht ausreichend gefördert wird. Er wird nicht ausreichend attraktiv ausgebaut - bla-bla-bla, das wissen wir eh schon alles. Gerade der öffentliche Verkehr in dieser Stadt, in einer Stadt wie Wien, muss eben qualitativ gut ausgebaut werden, attraktiv gestaltet werden, Herr Valentin, Herr Hora. Ja, es hilft nichts, man muss investieren, wenn man von PKWs auf Öffis umsteigen lassen möchte! Der öffentliche Verkehr muss so gestaltet werden, dass er „hip" wird, er muss modern werden! Er muss schneller sein, als man mit dem Auto irgendwo hinkommt. So schaut es aus! Dann werden die Leute auch lieber umsteigen, weil der öffentliche Verkehr attraktiver und moderner und zuverlässiger ist. 

Es muss - und da sind Sie gefragt! - einfach das Bewusstsein verändert werden. Warum ist bei 90 Prozent der Kleinkinder das erste Wort, das sie sagen, Auto? Warum? - Weil alles auf den Autoverkehr ausgerichtet ist! Das müssen Sie einmal ins männliche Hirn reinfiltern! So ist das! (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Karlheinz Hora: Das erste Wort von Kindern ist Mama oder Papa, und nicht Auto!) 

Dieses Bewusstsein muss genauso geschaffen werden, wie die Regierung es schafft, dass ein Raucher sich geniert, wenn er sich eine Zigarette anzündet. Dass der öffentliche Verkehr so gut und attraktiv ausgebaut wird, dass man sich als PKW-Fahrer oder -Fahrerin eigentlich schon geniert, in dieser Stadt das Auto zu benützen, weil es mit den Öffis viel, viel schneller geht - das muss möglich sein! Und ich denke, das wäre für Wien ein großer Schritt - ein großer Schritt und eine effektive Maßnahme, die verkehrspolitisch durchaus zu setzen wäre. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Kollegin Puller, ich würde davor warnen, generell zu sagen, dass die Gemeinderäte blöd reden. Das ist der Würde dieses Hauses nicht entsprechend. Ich denke, es bemüht sich sicher jeder, nicht blöd zu reden. Das wollen wir nicht unterstellen. 

Es folgt nun die letzte tatsächliche Berichtigung: Herr GR Hoch, bitte. Drei Minuten Redezeit. (GR Alfred Hoch: Nein, nein!) – Nein? – Herr Kollege Hoch verzichtet. Wunderbar. Dann gelangt Herr Amtsf StR Dipl-Ing Schicker zum Wort. 

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich bin Kollegin Puller sehr dankbar für die sehr grundsätzlichen Aussagen. Damit meine ich nicht ihre Aussagen betreffend unterschiedliche Menüpläne von Männern und Frauen, sondern ich meine ganz bewusst ihre Aussagen zur Verkehrspolitik. Sie ist seit zwei, zweieinhalb Jahren in diesem Gemeinderat, und ich verstehe schon, dass sie noch nicht alles über die Philosophie der Wiener Verkehrspolitik mitbekommen hat. 

Wir haben in dieser Stadt seit dem Verkehrskonzept 1994 eine eindeutige Orientierung auf den öffentlichen Verkehr, und die Wienerinnen und Wiener haben in den 70er Jahren sogar darüber abgestimmt, dass der öffentliche Verkehr bevorrangt und bevorzugt werden soll. Und genau daran hält sich diese Stadtregierung! Wir haben im Verkehrskonzept 1994 festgehalten, dass die Entwicklung dorthin gehen soll, dass der öffentliche Verkehr das Rückgrat aller Mobilität sein soll. Und dass das in einer Stadt, die damals auf eine Verkleinerung der Bevölkerungszahl hin orientiert war, anders aussieht als in einer Stadt, wo Wachstum stattfindet, anders aussieht als in einer prosperierenden Stadt, die sich wiederum auf eine Bevölkerungszahl hinbewegt, die wir das letzte Mal zu Ende des Ersten Weltkrieges hatten, das ist wohl selbstverständlich. 

Das heißt, es waren Veränderungen im öffentlichen Verkehrssystem notwendig, die Sie richtigerweise ansprechen, nämlich eine Orientierung dahin, dass das Hochleistungsverkehrsmittel U-Bahn dort fährt, wo besonders viele Menschen wohnen, dass die Straßenbahn die Funktion hat, die Fläche ordentlich zu erschließen und die Achsen, die in die Fläche hinausführen, zu bedienen, aber gleichzeitig auch die Zubringerfunktion zur U-Bahn, und dass zusätzlich die Busse die Verteilerfunktion in die Verästelungen der Bezirke und der Siedlungsgebiete übernehmen. Dies führt dazu, Frau Kollegin Puller, dass dort, wo U-Bahnen gebaut werden, das Parallelführen von Straßenbahnen keinen Sinn macht, sondern dass Straßenbahnen dann dort hinführen sollen, wo sie Sinn machen. 

Wenn wir jetzt darangehen, die Detailplanung für die U1-Südverlängerung abzuschließen, dann geht es doch nicht darum, dass wir den 67er weiter führen, sondern dann geht es darum zu prüfen: Was kann man dann mit dem 67er Neues erschließen in Favoriten, wo sind Siedlungsgebiete, die vielleicht jetzt noch schlechter erschlossen sind? Wenn wir jenseits der Donau die Ausweitung des Wohngebietes, die Ausweitung des Siedlungsgebietes durchführen, dann geht es erstens darum, dass wir den Zusammenschluss mit der Stadt herstellen, nämlich die U-Bahn vom Zentrum dorthin bringen, wo die neuen Zentren entstehen. Das ist in Kagran schon der Fall, das wird in Stadlau mit der Verlängerung der U2 der Fall sein, und das wird in Aspern der Fall sein mit der Verlängerung der U2. Und damit auch die Flächenerschließung, die Tangentialerschließung zwischen der Donaustadt und Floridsdorf funktioniert, wird es in sehr absehbarer Zeit, und wenn es funktioniert - da sind auch UVPs zu erstellen - zur selben Zeit wie die Erschließung des Flugfeldes Aspern mit der U-Bahn, den 26er und den 25er geben: damit die Verbindung daquer, tangential zwischen zwei bevölkerungsstarken, ganz bevölkerungsstarken Bezirken noch besser funktioniert. 

Und wir haben mit diesem System, nämlich auch der Bevorrangung des öffentlichen Verkehrs, und zusätzlich den Instrumenten, die zur Verbesserung des Umweltverbundverkehrs, des Zufußgehens und des Radfahrens in Wien führen, sehr, sehr viel erreichen können. Es ist Wien - wie offensichtlich von allen Fraktionen in diesem Gemeinderat anerkannt - die Stadt, wo der öffentliche Verkehr den Individualverkehr im Verkehrsanteil, im Modal-Split bereits überholt hat. Wir haben einen höheren Modal-Split-Anteil im öffentlichen Verkehr als im Individualverkehr, nämlich 35 Prozent. Wir haben nur mehr 34 Prozent aktuell im Individualverkehr - tendenziell zur Zeit sogar sinkend, weil die Verkehrsleistung im Individualverkehr zurückgeht; das liegt an vielen Faktoren, aber unter anderem auch daran, dass der ÖV bei uns so gut ist -, und wir haben im Radverkehr eindeutige Steigerungsraten. Wenn sogar der Hauptvertreter des Radverkehrs in den Oppositionsparteien, Kollege Christoph Chorherr, jetzt schon von 6 Prozent spricht, glaube ich, haben wir schon sehr viel erreicht. - Vor wenigen Wochen hat er noch von 4 Prozent gesprochen. 

Es gibt ja die Zahlen dafür. Wir haben die automatischen Zählstellen, und wir können diesen Trend nachweisen. Es ist ja nichts, das nicht kontrollierbar ist. Und wir werden im Gemeinderatsausschuss in der nächsten Woche dann auch vorlegen, wie es im Radverkehr auch bei Einzelzählungen ausschaut, was so in Befragungen beim Radverkehr herauskommt. Und da zeigt sich ein ganz großer Unterschied zu dem, was in anderen Städten der Fall ist, nämlich dass in Wien mit dem Rad viel längere Strecken gefahren werden als in anderen Großstädten. Der Radverkehrsanteil ist natürlich noch geringer, aber Sie werden sich erinnern, dass erst vor Kurzem wieder, nämlich vor fünf Jahren, der Radverkehr zu einer zentralen Aufgabe der Stadt gemacht wurde. Da war ich schon Stadtrat. Sonst, wenn wir es bei den Bezirken belassen hätten, wo es mein Vorgänger geparkt hatte, wären wir im Radverkehr nicht wirklich weitergekommen. 

Wir haben uns zusätzlich - und das ist die Umweltorientierung! - auch zur Aufgabe gestellt, dass der Fußgängerverkehr in dieser Stadt attraktiviert wird. Es ist nicht von ungefähr, dass wir uns im Masterplan Verkehr vorgenommen haben, dass Gehsteige 2 m breit sein sollen, dass wir mit 1,50 m gerade noch auskommen. Aber wir müssen auch anerkennen, dass es in dieser Stadt nicht von heute auf morgen gehen kann. Es gibt viele Aufgaben, und wenn Gehsteige einmal schmäler gebaut sind, dann müssen wir noch eine Zeit lang damit leben, bis wir sie wieder rückgewinnen können, Kollege Maresch. Das ist ein Prozess, der nicht von heute auf morgen geht. Du warst selbst in einer Bezirksvertretung. Alle Fraktionen bejammern, dass die Bezirke angeblich so wenig Geld haben. Vielleicht sollte man das Geld nicht so sehr für das Abstützen von Christbäumen verwenden, sondern mehr zum Beispiel für den Rückbau von entsprechend gefährlichen Kreuzungspunkten einsetzen. Das wäre zum Beispiel auch ein Thema für die Bezirke. 

Also: Wir haben in unserem Masterplan Verkehr, Kollegin Puller, das festgeschrieben, was Sie einfordern - und wir setzen es in die Tat um. Wir setzen es in die Tat um, sonst hätten wir nicht diese Erfolge!

Wenn in anderen Städten der Radverkehrsanteil höher ist, wie Chorherr das richtigerweise erwähnt hat, so muss man auch sehen, dass dort der Anteil des öffentlichen Verkehrs deutlich niedriger ist als in Wien und dass dort trotz des hohen Radfahranteils der Anteil des Individualverkehrs 41 Prozent beträgt. Und das ist etwas, was bei uns eben anders ausschaut. 

Und das Gesamtpaket, die Umweltverbundverkehre zu unterstützen und den Individualverkehr dort zu belassen, wo es gescheit ist, ihn zu benützen, führt uns auch dazu, Kollege Gerstl, dass wir nur 1,5 Prozent Straßenfläche mehr haben, und ich bin stolz darauf, dass es nicht noch mehr ist. Wir bauen dort die Straßen, wo wir sie benötigen in den Stadterweiterungsgebieten, wir bauen sie dort, wo wir sie benötigen in der Umfahrung von alten Ortskernen, und wir ermutigen die Republik dazu, dass die ASFINAG auch in Wien den Regionenring endlich weitertreibt und zum Abschluss bringt, denn jede kleine Ortschaft in Österreich hat eine Umfahrungsstraße, nur die Bundeshauptstadt nicht, und wir benötigen sie genauso!

Genauso mit dem Klimaschutz: Hin oder her, in diesem Fall geht es darum – und so ist das auch gemeint von Prof Zibuschka –, dass durch die Flüssigkeit des Verkehrs auch weniger Schadstoffe entstehen. Und genau das wird passieren, wie wir das an der S1 zur Zeit schon ablesen können. Wir haben eine deutliche Entlastung für die Südosttangente, und das ermöglicht uns erst wieder, von den kleineren Straßen in den Bezirken Verkehr auf die Südosttangente verlagern zu können. Also wir nehmen den Durchzugsverkehr dort, wo die Menschen wohnen, heraus und verlagern ihn auf die Hauptrouten, wie zum Beispiel die Südosttangente. Und das ist jetzt wiederum möglich, weil es mit der S1 die Umfahrungsstrecke gibt.

Ein weiterer Punkt, auf den ich hinweisen möchte: Wir haben in Zentraleuropa die Situation, dass Wien anerkannt wird als ein funktionierendes Zentrum, als ein international bekanntes Zentrum, wo es Sinn macht, auch die Konzernzentralen anzusiedeln und von hier aus Mittel-/Osteuropa und die ferneren Regionen in Osteuropa zu bedienen. Das führt dazu, dass die Menschen gerne hierher kommen und sich ansiedeln, und das ist nichts Böses. Das bedeutet aber, dass wir damit rechnen und kalkulieren müssen, dass in den nächsten zehn Jahren in Wien etwa 140 000 Menschen hinzukommen. Und das ist ein Thema, das in allen Politikbereichen zu behandeln und durchzuarbeiten ist, und dieses Behandeln ist in Wien frühzeitig passiert.

Ich kann mich noch sehr gut daran erinnern, wie fachliche Kritik aufgebrandet ist in Bezug darauf, dass wir im Stadtentwicklungsplan 2005, nämlich vor zwei Jahren, einen Zuwachs von 140 000 Menschen angenommen haben. Wir haben das sehr bewusst getan, nämlich um Flächenreserven rechtzeitig zu mobilisieren, rechtzeitig Bauland für den Wohnbau zur Verfügung zu haben, rechtzeitig Bauland für Betriebsansiedlung zur Verfügung zu stellen und auch die Chance zu bekommen, mit dem starken öffentlichen Verkehr umweltorientierte Verkehrspolitik weiterverfolgen zu können und nicht dem Individualverkehr zu verfallen, so wie das viele Städte in Mittel- und Osteuropa leider getan haben. In Prag, in Budapest, in Bratislava ist ein höherer Motorisierungsgrad als in Wien, und es ist in jedem anderen Bundesland von Österreich der Motorisierungsgrad höher als in Wien. Und das ist ausschließlich darauf zurückzuführen, dass es in Wien ein derart hervorragendes Angebot bei den Umweltverbundverkehren gibt.

Lassen Sie mich noch zu den Zielgebieten ein paar Punkte sagen, weil das von einigen ja angesprochen wurde, und in der Regel Punkte, die im Wesentlichen nur Details betreffen. Wir haben eine Fülle von Zielgebieten, die sich mit der bestehenden Stadt beschäftigen - ich denke nur an die Gürtelzone, an die Donaukanalzone, an die Innere Stadt selbst, an das Wiental. Das sind ganz wesentliche Zonen für uns. Hier geht es darum, dass wir diese Zonen belebt in Funktion erhalten. Dort haben wir die höchste Infrastruktur, die es geben kann, drei, vier 
U-Bahn-Linien im nähesten Bereich. Dort sollen die Menschen wohnen, dort soll auch Arbeit sein, dort sollen die Touristen hinkommen können - und dies ist zu erhalten!

Wir haben weiters für jene, die zuwandern, für jene, die zusätzlich in Wien ihren Wohnsitz suchen, die Möglichkeit, in den Zielgebieten auf den alten Industriearealen, auf den alten Bahnhöfen nachzurüsten, neue Standorte zu schaffen. Und wir haben auf den weiter draußen liegenden Gebieten glücklicherweise die Gebiete wie das Flugfeld Aspern und Rothneusiedl. Das Flugfeld Aspern ist hervorragend, ganz offensichtlich anerkannt, wie auch einstimmig hier beschlossen; trotz der Diskussionen um die sakralen Möglichkeiten an diesem Ort - die ja natürlich geschaffen werden - einstimmig beschlossen. Und wir werden es so umsetzen! Dort ist es einfach: Dort gibt es die Republik Österreich mit der Bundesimmobiliengesellschaft und zwei der Stadt Wien gehörende Fonds als Grundeigentümer, dort kann man das schnell umsetzen. Darum hat das Priorität!

Wir würden sehr, sehr gerne auch im Süden von Wien die Umsetzung des Stadtentwicklungsgebietes, Stadterweiterungsgebietes Rothneusiedl beginnen. Wir haben die Zusage des Bundes, den U-Bahn-Bau zu finanzieren. Wir haben aber von den Grundeigentümern noch nicht das Verständnis, dass dort, wo sozialer Wohnbau errichtet werden soll, die Bodenpreise nicht so hoch sein können wie am Stephansplatz. Solange sich das nicht ändert, wird sich in Rothneusiedl nichts ändern, und solange sich das nicht ändert, Kollege Madejski, wird die Stadt Wien auch keinen Masterplan für die Entwicklung dort vorlegen. Denn sonst – egal, wie die Grundeigentümer heißen - wird herausgepickt: Dort ist das, wo ich am meisten verlangen kann.

Und da ist all das, was dort von den GRÜNEN an Inszenierung passiert, nicht hilfreich, absolut nicht hilfreich. Niemand von der Stadt hat dort ein Rieseneinkaufszentrum versprochen, angedacht oder jemals irgendetwas im Hinblick auf die Widmung vorbereitet. Niemand hat dort gesagt, dass wir diesem oder jenem ein großes Einkaufszentrum vor die Nase knallen. Das sind ausschließlich Sie, ausschließlich Sie in Ihren Aktivitäten! Jawohl! (GR Mag Christoph Chorherr: Ich wache in der Früh auf, und mir fällt ein Einkaufszentrum in Rothneusiedl ein?!) Das ist das, was die GRÜNEN dort in dieser Zone verbreiten, mit Unterschriftenlisten verlangen und dann sagen: Haltet den Dieb! - Genau das ist es, was ihr dort provoziert! (GR Günter Kenesei: Der Herr Bürgermeister lügt, oder was?) Und wenn man die Bodenpreise anschaut, die für Grundstücke für Einkaufszentren verlangt werden können, dann seid ihr die Preistreiber dort, und ihr verhindert, dass überhaupt eine Entwicklung dort möglich ist! (Beifall bei der SPÖ. – Neuerliche Zwischenrufe der GRe Mag Christoph Chorherr und Günter Kenesei.)

Wir haben in diesem Areal seit dem Stadtentwicklungsplan 1994 ein Stadterweiterungsgebiet, wo der soziale Wohnbau in weiten Teilen Platz greifen soll. Es liegt an euch, dieses zu ruinieren und dieses Gebiet weiterhin zurückzustellen und liegen zu lassen, viele, viele weitere Jahre - und dann zur Kenntnis zu nehmen, dass auf niederösterreichischer Seite der Speckgürtel wächst. Und genau dieses Wachsen des Speckgürtels kann man dann wiederum trefflich beklagen. Da kann man sich dann herstellen, wie Kollege Maresch, und sagen: Ein Wahnsinn, was dort draußen in Gerasdorf passiert! Seid doch ehrlich in euren Ansagen! Seid ehrlich in eurer Politik und versucht nicht, billig auf dem Rücken jener, die dann Wohnungen, sozial erschwingliche Wohnungen suchen werden, Politik zu machen! (Beifall bei der SPÖ.)

Das ist eine Form, Politik zu machen (GR Mag Christoph Chorherr: ... der Frank Stronach ...!), die ich jemandem wie dir, Kollege Chorherr, nicht zugetraut hätte. Ich kann gerne nochmals die Artikel herausholen und sie dir zeigen, wo wir beide dem „Falter"-Redakteur vis-à-vis gesessen sind und das Stronach-Stadion angesprochen wurde und du gesagt hast, das Stadion ist nicht das Problem.

Also: Wir haben durch eure Aktivitäten in Rothneusiedl steigende Bodenpreise, sodass der soziale Wohnbau nicht verwirklicht werden kann, sodass wir dort zur Zeit nicht das Logistikzentrum der Bundesbahn hinbekommen. Und dafür „herzlichen Dank"! „Herzlichen Dank" für diese Art der Politik der GRÜNEN! 

Lassen Sie mich auch noch auf das eingehen, was seitens der GRÜNEN heute zum Thema Architektur in dieser Stadt gesagt wurde, eine Thematik, über die sich Kollege Madejski offensichtlich zu wenig erkundigt hat, sich aber diesem Antrag anschließt - aber vielleicht gibt es da ja noch Überlegungen -:

Kollegin Gretner beklagt, dass die Architektur in Wien so zu kurz kommt und dass nur die großen Büros drankommen. - Jetzt müsste man einmal definieren, was große Büros sind, Frau Kollegin Gretner. Wenn Sie damit meinen: die Büros eines … (Zwischenruf von GRin Dipl-Ing Sabine Gretner.) Wen? - Es fällt Ihnen also gar niemand ein? - Ganz offensichtlich gibt es also diese Großbüros, die international in der Architekturszene aktiv sind, in Wien in dieser Dichte nicht. Sie werden wahrscheinlich auch dagegen sein, dass jemand wie Architekt Perrault, der aus einem Wettbewerb hervorgekommen ist, dann in Wien baut - der hat ein relativ großes Büro. Sie sind vielleicht auch dagegen, dass Coop Himmelb(l)au in Wien etwas baut (GR Dr Herbert Madejski: Nein, überhaupt nicht, aber wir haben so viele andere Projekte ...!) - Coop Himmelb(l)au hat nämlich zur Zeit auch ein relativ großes Büro. Sie sind vielleicht dagegen, dass Heinz Neumann, der als Sieger für den UNIQA-Tower herausgekommen ist, dann diesen auch in Wien bauen hat können. Möglicherweise sind Sie auch gegen einen der vielen Winner, die in der Architektur in Wien unterwegs sind.

Sie führen das anhand eines Beispiels aus und stellen dazu auch einen Antrag - ohne zu wissen, was dort tatsächlich läuft, ohne sich zu erkundigen! Aber es ist fesch, wenn man sagt, in Wien haben nur die großen Architekturbüros etwas zu arbeiten. - Erkundigen Sie sich doch! Machen Sie sich doch kundig! Da gibt es eine internationale Interessentensuche, da gibt es Kriterien, die so angesetzt sind, dass kleine und mittlere Büros - und insbesondere Büros der jüngeren Generation - ordentlich drankommen können. Und Sie behaupten genau das Gegenteil! - Aber ich kann Ihnen gerne die Namen sagen, da ist jetzt nichts geheim.

Wenn Sie mir sagen wollen, dass das Büro Karl + Bremhorst oder die ARGE IG Zeininger, oder Kaufmann-Wanas oder Treusch oder Fasch & Fuchs, oder Zinterl oder ARTEC oder S.O.F.A. und Junger_Beer die Riesen-Büros sind und die Büros, wo nur die alten Herren etwas zu sagen haben, dann, Frau Kollegin Gretner, lassen Sie sich das Geld für Ihr Studium zurückgeben und zahlen Sie die Gemeinderatsgage zurück, das sind Sie dann nicht wert. (Lebhafte Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) 

Sie haben an diesem Projekt gezeigt, Frau Kollegin Gretner, dass Sie keine Ahnung von der Architekturszene in Wien haben. Sie haben gezeigt, dass Sie keine Ahnung davon haben, wie Architekturprojekte und -wettbewerbe in Wien vergeben werden. Sie diffamieren Leute, Sie diffamieren Büros, die zur jungen Generation gehören. Sie sind ganz offensichtlich nicht bereit, sich ordentlich zu informieren. (Ruf bei der ÖVP: Das ist keine Art! – GR Günter Kenesei: Das ist eine Gemeinheit!) Wir bieten Ihnen das seit vielen, vielen Wochen und Monaten an, aber Sie gehen nicht darauf ein. Ich verstehe nicht, warum Sie das so tun. Ich denke, es liegt an der Unwissenheit. 

Wir können auch bei dem Antrag zum Augarten weitermachen, Frau Kollegin Gretner. Sie sind in einer tatsächlichen Berichtigung hier herausgegangen und haben gesagt, dieser Antrag sei derselbe wie im vergangenen Jahr. Frau Kollegin Gretner, das ist er nicht! Ich kann Ihnen das gerne vorlesen. In einer tatsächlichen Berichtigung zumindest sollte man das Richtige sagen - und nicht das, was nicht der Wahrheit entspricht.

Ich verstehe, dass es bei der Politik, die in dieser Stadt gemacht wird, manchmal schwer ist, sich wirklich zu differenzieren. Aber Sie bringen Dinge, die nicht stimmen! Wenn Sie sagen, der Antrag ist derselbe wie im vergangenen Jahr, dann lassen Sie außer Acht, dass diesmal zumindest fünf Zeilen darin anders sind. (GR Günter Kenesei: Das Datum ist auch anders!) Und diese fünf Zeilen gehen auf ein anderes Thema ein. Das heißt, Sie haben ganz offensichtlich versucht, mit einer tatsächlichen Berichtigung etwas vorzuschützen, was nicht der Wahrheit entspricht. 

Wenn wir nun zum Thema U‑Bahn-Bau übergehen, dann, Herr Kollege Hoch, muss ich in aller Entschiedenheit Ihre Behauptung zurückweisen, dass die U2 so geführt werde, weil sie über den 3. Bezirk geht und der Schicker sich das so gewünscht hätte, damit er sich dort ein Denkmal setzen kann. Das haben Sie hier gesagt; ich hoffe, Sie widersprechen … - Gut, Sie widersprechen hier nicht. Ist okay. Wenigstens einer, der sich noch daran erinnert, was er vorher gesagt hat.

Zu diesem Punkt: Herr Kollege Hoch! In die U‑Bahn‑Planung und die Trassenführung nimmt der Stadtrat so viel Einfluss, dass er es dann unterschreibt, wenn es fertig ist. Bis zu diesem Zeitpunkt läuft das auf der Expertenebene. Und diese Expertenebene hat mehrere Varianten ausgearbeitet, und eine Vielzahl - ich glaube, 16 Varianten waren es - über die Trassenführung zwischen dem Karlsplatz und der Gudrunstraße. Das Ergebnis ist die Trasse, die am ehesten und am meisten Potenzial hat, auch Menschen zu treffen - und nicht irgendwo vorbeizufahren. Wir haben das x‑mal expliziert, warum das so ausschaut und nicht anders.

Es hat also nichts mit mir zu tun. Auch wenn es ein Stadtrat aus dem 21. Bezirk oder aus dem 5. Bezirk oder aus dem 10. Bezirk gewesen wäre, er hätte es genau so zu entscheiden gehabt. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich verstehe, dass man manchmal versuchen muss, sich zu differenzieren, zu unterscheiden, die Unterschiede zur Mehrheitsfraktion herauszuarbeiten. Ich möchte aber alle doch ersuchen, sich daran zu erinnern, dass die Arbeit für diese Stadt in unser aller Interesse ist und dass das Interesse gerade zu Zeiten der Hauptdebatte über den Klimaschutz auch in der Verkehrspolitik nur in die Richtung der Umweltverbundverkehre gehen kann, und dass die Stadtentwicklung nur so funktionieren kann, dass wir die kompakte Stadt gemeinsam erarbeiten und entwickeln und dass wir hier zu einer Situation kommen, wo es in dieser Stadt im Interesse der Menschen und jener, die zuziehen, eine hohe Lebensqualität gibt und erhalten werden kann. - Herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Herr GR Kenesei hat sich zum Wort gemeldet, und nach ihm spricht noch einmal Frau GRin Dipl-Ing Gretner im Rahmen einer zweiten Wortmeldung mit 8 Minuten Redezeit. Kollege Kenesei hat 15 Minuten Redezeit. (GR Günter Kenesei: Die brauch' ich nicht!) Gut. 

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat!

Ich bin bei Weitem nicht der Verteidiger von irgendjemandem hier herinnen, nur: Das, was Sie jetzt abgeliefert haben, Herr StR Schicker, das war unterste Schublade. Das war unterste Schublade! (Beifall bei der ÖVP und den GRÜNEN.)

Wenn Sie sich hier herstellen und sagen, irgendjemand hier in diesem Raum wäre schuld daran, dass jetzt über ein Einkaufszentrum Rothneusiedl gesprochen wird, dann haben aber Sie einen Grund, diesen Platz hier zu verlassen, aber ganz geschwind, denn das ist ein Rücktrittsgrund! (Beifall bei GemeinderätInnen der ÖVP und bei den GRÜNEN.)

Sie kennen ja offensichtlich nicht einmal die eigenen Papiere in Ihrer eigenen Magistratsdienststelle, wo Herr Dipl-Ing Karl Glotter für die MA 18 auf wien.at schreibt: „Die Errichtung eines Einkaufszentrums/Fachmarkt-
zentrums wird als vertretbar angesehen." - Lesen Sie nicht, was in Ihrer Abteilung passiert? Gehen Sie in Wien nur spazieren, sodass Sie nicht wissen, was Ihre Beamten in der Stadt machen? (GR Kurt Wagner, vom Platz des Schriftführers aus: Das ist ja ein Wahnsinn!) - Das ist ein Wahnsinn, genau das ist ein Wahnsinn: Jemandem zu unterstellen - sei es dem Kollegen Wieselthaler, sei es der Grünen Fraktion, sei es der Wirtschaftskammer, der Präsidentin Jank oder sonst irgendjemandem -, ein Einkaufszentrum in Rothneusiedl zu erfinden, wenn sich der gesamte Magistrat, der mit der Stadtplanung zu tun hat, schon längst über dieses Einkaufszentrum mit dem Herrn Stronach, mit dem Herrn Bürgermeister und den planenden Beamten unterhalten hat! Das ist eigentlich der Skandal, der hier in diesem Saal stattgefunden hat! (Beifall bei der ÖVP und bei GemeinderätInnen der GRÜNEN.)

Ich kann es Ihnen vorlesen, wenn Sie es nicht glauben - Webservice der Stadt Wien, wien.at -: Stadtentwicklungsplan 2005, Zielgebiet „Rothneusiedl – Klammer: Entwicklungsoption". - Da gibt es die „Herausforderungen", dann gibt es die „Entwicklungsziele", die „Strategien", und dann gibt es den folgenden Punkt: „Auch Sportanlagen für publikumsträchtige Sportarten sind denkbar. Die Errichtung eines Einkaufszentrums/Fach-
marktzentrums wird als vertretbar angesehen." 

Dazugehörende „Maßnahme" ist: der „Aufbau einer Organisationsstruktur zur Umsetzung der raumplanerischen Zielsetzungen", „Erstellung eines für den gesamten Bereich gültigen und wirksamen Masterplans als Grundvoraussetzung für eine stadtverträgliche Umsetzung der Entwicklungsvorstellungen, ..."

Das kann aber natürlich auch ein Fehler gewesen sein, dass das hineingerutscht ist. Ich kann Ihnen aber noch eine weitere Seite zum Nachlesen empfehlen, nämlich - warten Sie, ich sage Ihnen gleich, was das gewesen ist; das war eine STEP-Sitzung, bilde ich mir ein -: In Zukunft: Wien - Stadtentwicklung, MA 18; Protokoll: Zielgebiet Rothneusiedl, 1. Sitzung der Zielgebietsplattform, 18. Jänner 2007. 

Ich gehe davon aus, dass das für eine Person, die nicht irgendwelche Probleme mit dem Gedächtnis hat - um das jetzt einmal freundlich zu formulieren -, durchaus nachvollziehbar ist. Da gibt es einen Punkt - jetzt ist mir die Seite davongerutscht; ah, da haben wir sie schon wieder -, Tagesordnungspunkt 3, Stand der Überlegungen zum Leitbild: „In den letzten Monaten wurde auf Basis des STEP 05 ein Entwurf für ein Leitbild Rothneusiedl erarbeitet. Zu den im STEP genannten Nutzungen kamen in der Zwischenzeit Wünsche von Magna International, ein Einkaufszentrum, ein Fußballstadion, eine Seniorenresidenz sowie eine Fachhochschule am Standort zu errichten. Die zukünftigen Nutzungen werden weitgehend von den bestehenden geplanten Infrastrukturanlagen determiniert. Die Verlängerung der U1 sollte nahe an bestehende und geplante Wohngebiete erfolgen.

Ich bitte Sie, Herr Stadtrat - zumindest habe ich Sie in den letzten Jahren so kennen gelernt -, halbwegs bei der Wahrheit zu bleiben. Was Sie hier heute abgeliefert haben, ist weit davon entfernt. (Beifall bei der ÖVP und den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Nächste Rednerin ist Frau GRin Dipl-Ing Gretner. Redezeit acht Minuten. - Bitte.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Ich muss sagen, ich bin schon einigermaßen überrascht. Anscheinend habe ich da einen wunden Punkt getroffen, dass Sie mich so attackieren. Ihr Maß an Aggression deutet, würde ich meinen, auf eine massive Überforderung hin. (Beifall bei den GRÜNEN und der ÖVP.)

Auch einen gewissen Koordinationsbedarf sehe ich in Ihrer Fraktion, nachdem ich mit dem Herrn Ausschussvorsitzenden die Anträge durchgesprochen habe, sogar geringfügige Änderungen vorgenommen habe und eigentlich relativ klar war, dass sich die SPÖ-Fraktion ernsthaft überlegt, diesen Anträgen zuzustimmen. Dass dann Herr Valentin in einer Rede etwas Gegensätzliches behauptet, ich das richtig stelle, mich auf einen ganz spezifischen Wortlaut im Antragstext beziehe und Sie mir jetzt unterstellen, ich hätte behauptet, der ganze Antrag wäre genau so schon einmal gestellt worden, ist absolut lächerlich. 

Denn natürlich können wir genau denselben Antrag noch gar nicht gestellt haben, weil er sich auf das Ergebnis des Leitbildprozesses bezieht. Diesen Leitbildprozess haben wir eben genau vor einem Jahr beschlossen, und in diesem Text war ein Teil dabei, den ich jetzt zur Bekräftigung wiederverwendet habe. Das kann ich Ihnen gerne nachher noch einmal zeigen, wenn sich das noch nicht herumgesprochen hat vom Kollegen Valentin zum Kollegen Hora und bis zu Ihnen.

Was den zweiten Antrag betrifft, die Architekturszene, können Sie sich sicher sein, dass ich mir das nicht in meinem Büro ausgedacht habe, sondern dass ich relativ gut vernetzt bin. Ich könnte Ihnen auch Namen nennen - nur mache ich das nicht - von mittelgroßen Büros, die mir gesagt haben: Bei solchen Ausschreibungen können sie nicht teilnehmen, das können sie sich nicht leisten. 

Die Büros, die jetzt glücklicherweise zum Teil gewonnen haben, sind Büros, die sich zusammengeschlossen haben, beispielsweise die Liste IG-Architektur Zeininger. Das ist ein Konglomerat, wobei die IG-Architektur aufgefordert hat, möglichst viele Büros zusammenzusuchen, damit sie diese Ausschreibungsbedingungen erfüllen können, die eben genau darauf abzielen, die Kleineren auszuschließen. 

Mein Antrag ist durchaus ein konstruktiver. Ich verstehe Ihre Aggression in diesem Fall überhaupt nicht und verstehe auch nicht, warum Sie nicht über Ihren Ausschussvorsitzenden sozusagen mit mir kommunizieren, wenn Sie es schon nicht selbst mit mir tun, sondern auf diese Weise mich im Nachhinein, auf gut Wienerisch, angehen. Wie gesagt, ich nehme es ziemlich cool, weil ich denke, die Szene wird beurteilen, wer recht hat. Und da bin ich mir meiner Sache ziemlich sicher. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN und der ÖVP.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Hora gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Liebe Kollegin Gretner, darf ich Sie berichtigen: Thema Augarten - Sie haben mit mir gesprochen, ich habe Ihnen gesagt, dass man diesem Text nicht zustimmen kann, habe Ihnen auch konkrete Vorschläge gemacht, wie das wäre. 

Ich möchte es jetzt fürs Protokoll zitieren: „Der Wiener Gemeinderat fordert daher den Bund als Grundeigentümer und die nachstehenden Dienststellen auf", und dann ist ein neuer Teil dazugekommen: „dem Ergebnis des Leitbildprozesses nicht vorzugreifen und" - und das ist wieder der alte Teil – „keine weiteren Aktivitäten zu setzen, bevor der Leitbildprozess abgeschlossen ist."

Es ist richtig, dass dies voriges Jahr hier bei derselben Debatte sogar einstimmig als Vier-Parteien-Antrag beschlossen wurde. Was dazugekommen ist - und das haben Sie jetzt unter den Tisch fallen lassen -, ist: „Außerdem bekräftigt der Wiener Gemeinderat die Aufforderung an den Bund, keine weiteren Schritte zu setzen beziehungsweise solche auch zurückzunehmen, die nicht den gültigen Flächenwidmungen entsprechen und auch den Grundgedanken und den Rechtsvorschriften eines Parkschutzgebietes Schutzzone widersprechen."

Das war ein von Ihnen schon geänderter Antrag. Den ursprünglichen - das habe ich Ihnen ja gesagt - kann man gar nicht einbringen, weil Sie da verlangt hätten, dass der Gemeinderat eine Rechtsbeugung beschließt. Das haben Sie auch eingesehen. 

Dann habe ich Ihnen gesagt, das kann man anders formulieren. Wir können gerne miteinander auch das Thema bekräftigen, dass wir von Seiten des Wiener Gemeinderates nicht gewillt sind - ich habe ja auch die entsprechenden Presseaussendungen gemacht, und es gibt auch die dementsprechenden Beschlüsse -, die Flächenwidmung zu ändern. Also habe ich Sie zu diesem Teil darauf aufmerksam gemacht, dass das so nicht geht.

Auch zum zweiten Teil, Architektur, möchte ich Sie berichtigen, und zwar dahin gehend, dass ich gesagt habe, ich muss mich über diesen Inhalt informieren und erkundigen. Das habe ich auch getan, und Sie haben dann einen Antrag abgegeben - in dem zum Beispiel auch in der formellen Vorgangsweise eine Änderung vorhanden war -, den ich bis heute nicht habe, den ich nur durch den Vorsitz bekommen habe. Die technische Erklärung dazu hat Ihnen der Herr Stadtrat gegeben, und dazu habe ich Ihnen auch schon gesagt - und das hat auch Kollege Valentin gesagt -, warum wir diesem nicht zustimmen. 

Ich würde Sie also bitten: Ich bin gerne bereit, mit Ihnen zu reden, aber dann sagen Sie auch das, was ich gesagt habe. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet hat sich der amtsführende Stadtrat. - Bitte.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich habe dem, was Kollege Hora zur Frage Augarten gesagt hat, nichts hinzuzufügen. Es ist ausreichend erklärt, und das erklärt wohl auch die Emotionen, die auch Stadträte haben, wenn permanent versucht wird, hier Dinge in andere Richtungen zu drehen, als sie in der Tatsache waren. 

Zur Frage Rothneusiedl: Natürlich bin ich nicht blauäugig und vergesslich. Wo ist er denn jetzt, der Herr Kenesei? (GR Günter Kenesei: Da bin ich!) Natürlich ist mir bekannt, dass es Überlegungen von anderen Stellen seitens der Stadt gibt, und das hast du richtig zitiert, was im Stadtentwicklungsplan drinsteht. Du hast auch richtig zitiert, was in dieser Sitzung im Jänner besprochen wurde, nämlich dass von anderen Stellen dort ein Einkaufszentrum überlegt wird. Du kannst ruhig weiter daraus zitieren, etwa von dort weg, wo es auch um die Größe geht. Es ist darin ordentlich festgehalten, dass das seitens der Stadt so und in dieser hypertrophen Form nicht forciert wurde.

Und das ist genau der Punkt: Die Stadt hat niemals gesagt, wie groß wir uns ein Einkaufszentrum oder eine Anlage vorstellen können, weil wir die nicht selbst überlegen! Wir sagen nur, was die Rahmenbedingungen sind. Das ist es, was auch Kollege Hoch an den Unterlagen der GRÜNEN zum Thema Rothneusiedl kritisiert hat. Dort steht nie etwas drin von einer Größenordnung, die verträglich ist, sondern dort steht immer: zwischen 60 und 120 000 m². Von dieser Größenordnung ist seitens der Stadt selbst nie gesprochen worden. Wir haben immer davon gesprochen, dass wir dort ein Stadterweiterungsgebiet haben, wo Wohnbau hinkommen soll, und dass dort Flächen für das Logistikzentrum der Österreichischen Bundesbahnen gebraucht werden.

Deswegen werde ich grantig, wenn immer wieder behauptet wird: Die Stadt plant dort ein Einkaufszentrum. Da steht Kollege Chorherr hier und verkündet das mit aller Macht, und dann muss es stimmen - aber es stimmt nicht! Die Stadt plant nie ein Einkaufszentrum, auch dort nicht. Und die Stadt sorgt dafür, dass dort nicht das passiert (GR Mag Christoph Chorherr: Gelegentlich ist schon ...!), was immer wieder als Vorwurf implizit mitschwingt: „Wir bestellen, Sie widmen." Das gibt es in dieser Stadt nicht, und das spielt es in dieser Stadt nicht! (Heiterkeit bei GR Günter Kenesei.)

Das ist der Punkt, in dem Kollege Kenesei in seiner Vergangenheit, als er noch auf der anderen Seite des Gemeinderates saß, genau so agiert hat, wie jetzt seine Nachfolger bei der Grünen Fraktion agieren. Damit muss ich mich abfinden. Aber man muss sich auch damit abfinden, dass Stadträte auch bereit sind, diese Dinge aufzudecken, sie nicht eins zu eins zu akzeptieren, den Kopf hinzuhalten und zu sagen: Bitte, haut nur drauf!

Es ist Rothneusiedl ein sehr wichtiges Stadterweiterungsgebiet, und es ist das ein Stadterweiterungsgebiet (GR Günter Kenesei: Das der Herr Bürgermeister wünscht!), wo wir an die Grenze dieser Stadt herangehen, wo die große Chance besteht, mit der U-Bahn eine ordentliche Erschließung zu bekommen. Aber es ist ein Stadterweiterungsgebiet, wo wir auch das leistbare Wohnen drinnen finden müssen. Und wenn die Grundpreise dort davonlaufen, dann wird es dieses Stadterweiterungsgebiet nicht geben, dann wird sich Entwicklung nur auf niederösterreichischem Gebiet abspielen!

Dann werden wir auf niederösterreichischem Gebiet die Wohnungen haben, dann werden die Betriebe dort sein, und wir werden den Verkehr haben. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das stimmt nicht! Ihr habt am Dienstag ...!) Wenn euch das lieber ist, bitte, dann agiert eben so weiter. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Herr Stadtrat. - Zur Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr liegt jetzt keine Wortmeldung mehr vor.

Wir kommen zur Beratung der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung.

Ich schlage vor, die Debatte zur Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung mit der Postnummer 5, das ist der Wirtschaftsplan der Unternehmung „Stadt Wien - Wiener Wohnen" für das Jahr 2008, gemeinsam durchzuführen, die Abstimmungen über den Voranschlag der Bundeshauptstadt Wien und den Wirtschaftsplan „Stadt Wien - Wiener Wohnen" jedoch getrennt vorzunehmen.

Ich erblicke gegen diesen Vorschlag keinen Einwand. Dann können wir so vorgehen.

Wir kommen jetzt zur Beratung über diese Geschäftsgruppe. Ich darf den Herrn amtsführenden Stadtrat bitten, Platz zu nehmen. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Frank. Ich erteile es ihr.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Planen, wie wir es jetzt gehört haben, und Wohnen sind irgendwo untrennbar miteinander verbunden, und daher werden wahrscheinlich auch einige Ausführungen in das Gebiet der Planung eingreifen.

Zuerst möchte ich sagen, wir haben zwei Tage Jubelmeldungen gehört. Vieles, was in Wien passiert, ist gut, manches ist aber auch im Argen, und es sollte daher der Regierungspartei schon auch ein bisschen Kritikfähigkeit ins Stammbuch geschrieben werden. Denn immer gleich so zu tun, als gäbe es das alles nicht, entspricht einfach nicht den Tatsachen. 

Ich kann aber auch nicht anstehen, vorweg zu sagen, dass gerade im Wohnbau Herr StR Ludwig bemüht ist, zumindest die Opposition einzubeziehen, sei es jetzt mit dem Arbeitskreis Bauordnung oder § 69, Exkursionen, Vorträgen und so weiter. Ich wünsche mir, dass das auch in der Form weitergeht, weil wir hier dann doch die Möglichkeit haben, uns auch aktiv einzubringen. 

Enttäuscht war ich, als Frau StRin Brauner gestern das Budget vorgestellt hat, denn sie hat dem Bereich Wohnen gerade einmal 1,5 Minuten eingeräumt - 1,5 Minuten! Genauso schwach war dann auch das, was sie zu präsentieren hatte, nämlich nur eine minimale Erhöhung der Wohnbauförderung, auf die ich dann auch noch eingehen werde. 

Sie sprach davon, dass der Jugend ein sehr hoher Stellenwert zugewiesen wird, vor allem in Verbindung mit Bildung. Aber ich meine, wenn man hier die Jugend und Bildung anführt, dann hat das auch etwas mit Wohnen zu tun. Denn wenn jetzt Familien mit Kleinkindern, ein Ehepaar mit zwei kleinen Kindern, auf 35 m² wohnt, dann wird es dort schwierig sein, auch entsprechend lernen zu können oder sich weiterzubilden, weil ja einer den anderen ständig stört. Ich wünsche mir doch, dass man hier auf die Bedürfnisse solcher Menschen ein bisschen mehr eingeht, um so die Entfaltungsmöglichkeiten vor allem auch für diese Kinder zu gewährleisten.

Gesprochen wurde auch von der gesteigerten Lebensqualität, und ich gebe zu, dass sie in diesem Zusammenhang auf Grund des Fonds Soziales Wien mehr auf die mobile Pflege zu sprechen kam. Aber es ist auch immer ein großes Anliegen gerade der Freiheitlichen, dass wir einfach ausreichend Wohnungen brauchen, sowohl für betreutes Wohnen, dass Menschen mit besonderen Bedürfnissen zu Hause versorgt werden können, vor allem aber auch für die generationsübergreifenden Wohnformen. Hier ist es leider in beiden Fällen viel zu wenig. Herr Stadtrat, Sie wissen das! Sie haben ja auch schon zugesagt, hier mehr zu tun. 

Es ist vielleicht nicht immer ganz verständlich, dass dann, wenn gerade eine Nachbarwohnung frei wird und man dort gerne die Mutter oder einen zu pflegenden Teil einquartieren möchte, damit man diese Leute vor Ort betreuen kann, Fremde diese Wohnung bekommen - mit Fremden meine ich jetzt nicht zur Familie Gehörige -, sodass dort jemand völlig Unbeteiligter einzieht, obwohl ganz einfach eine Lösung für beide Fälle gegeben wäre. Es ist dies sehr traurig, aber es ist leider auch sehr häufig der Fall. 

Es wurde dann von der Frau Stadträtin - das habe ich ja vorhin kurz erwähnt - noch die Steigerung der Wohnbauförderung angeführt. Und zwar soll sie gerade einmal 16 Prozent ausmachen, und es sollen 6 000 neue Wohnungen im Jahr 2008 gebaut werden. Aber wie wollen Sie dieses Kontingent von 1 000 Wohnungen mehr erreichen - das entspricht einmal einem Prozentsatz von 25 -, wenn Sie parallel dazu um 16 Prozent die Wohnbauförderung erhöhen? 

Jetzt sagt auch noch Herr StR Schicker, dass wir innerhalb der nächsten zehn Jahre einen Zuzug von 140 000 Menschen haben werden, die auch hier wohnen wollen. Das ist ja in überhaupt keinem Ansatz gedeckt, wenn wir schon jetzt die Zielsetzung haben, die sich die Stadt Wien selbst gegeben hat, nämlich bis zum Jahr 2009 oder 2010 - je nach Medien ist das eine unterschiedliche Jahreszahl - 20 000 Wohnungen mehr haben zu wollen. Das kann sich überhaupt nicht ausgehen!

Wenn man dann noch die neu eröffneten Wohnhausanlagen des letzten Jahres betrachtet und die eklatant hohen Preise sieht, zu denen sie errichtet wurden, dann ist es nicht schwer nachzurechnen, dass diese Zielsetzung vielleicht zukunftsorientiert sein mag, jedoch nicht realistisch ist, vor allem auch nicht im Hinblick auf diese ständig steigenden Neubaukosten.

Jetzt möchte ich gleich auf diese Neubaubeispiele eingehen. Beginnen wir mit dem Projekt Hadersdorf. Es musste einmal enorm dicht verbaut werden - und zwar sehr zum Unmut der international renommierten Architekten -, um nur einigermaßen die ausufernden Kosten in den Griff zu bekommen. Damit es dem Schallschutz entspricht, wurden über einem Objekt - ich nenne es jetzt einmal so - Sehschlitze eingebaut. Denn als Fenster kann man das wirklich nicht mehr bezeichnen, das schaut aus wie Schießscharten in einer Burgfassade. Das Haus daneben ist das genaue Gegenteil, das hat nämlich überdimensional große Fenster, die ebenso die Energieeffizienz in Frage stellen wie die Sehschlitze, die dann auch noch viel künstliches Licht erfordern werden. 

Dieses Projekt war sowieso ganz einzigartig. Denn die STRABAG wollte sich mehrmals davon verabschieden, und wenn es eine weniger kapitalstarke Baufirma gewesen wäre, dann hätte Wien einen Konkurs mehr mit Wohnbaufördermitteln zu verantworten gehabt. Denn die finanzielle Unterstützung einiger Firmen wie zum Beispiel der FOAMGLAS(, die dort zugesagt wurde, ist gar nicht in dem Ausmaß eingetroffen, wie man es ursprünglich bei der Berechnung vorgesehen hatte, und die 
STRABAG selbst musste ohnehin sehr tief in die Taschen greifen. 

Die Verantwortlichen der Stadt Wien wollten hier nicht zugeben und dieses Projekt nicht stoppen, dass ihr Begehren zu ehrgeizig war, und mussten mit aller Gewalt und viel Verlust mit dem Projekt „9 = 12", und später wurde es ja dann ohnehin schon auf „9 = 10" umgebaut, damit das fertig wurde. Ich frage mich aber schon auch, wo hier die Kontrollorgane der Stadt Wien sind. Denn wenn ich eine Planung und eine Kostenschätzung habe, dann ufert das alles aus, und ich weiß überhaupt nicht mehr, wie ich diesen Rahmen noch in den Griff bekommen kann, dann ist es schon sehr bedauerlich, das alles mit Wohnbaufördermitteln unkontrolliert oder nur teilkontrolliert zu finanzieren. 

Vor allem aber erhebt sich für mich die Frage: Wer soll diese Wohnungen - und ich rede noch immer von Hadersdorf - beziehen? Denn die Wohnungsgröße liegt bei 80 bis 130 m², zum Teil sind es Maisonetten, und Herr StR Schicker hat sich bei der Eröffnung noch irgendwie dessen gerühmt, dass ja bei diesem tollen Projekt der Quadratmeterpreis knapp über 6 EUR liegt.

Wissen Sie, meine Damen und Herren von der 
SPÖ, was das bedeutet? Netto-Mietkosten von 480 bis 780 EUR! Dann kommen 10 Prozent Umsatzsteuer dazu, und dann kommen die Betriebskosten dazu, die sowieso alle Jahre eklatant steigen, und zwar etwa diese Wasser-, Kanal- und Müllsteuer, die Erhöhung der Gas- und Strompreise sowie der Kanal- und Müllgebühren. 

Allein diese Belastungen ergeben für einen Durchschnittshaushalt bereits eine Mehrbelastung von rund 40 EUR im Monat oder 480 EUR im Jahr. Das sind nur Mehrkosten, denn die normalen Betriebskosten sind sowieso zu zahlen, sodass dann so eine Wohnung im Schnitt auf 650 bis 1 000 EUR bei diesen Wohnungsgrößen zu liegen kommt. Da kann man nicht vom sozialen Wohnbau sprechen, weil sich das niemand leisten kann.

Jene Menschen, die diese Wohnbauförderung bekommen, müssen ja gewisse Kriterien erfüllen, so sie nicht etwa, wie Herr StR Ellensohn das letzte Mal sehr genau ausgeführt hat, durch gewisse Tricks dann doch hineinfallen. Aber wenn sie nicht mehr verdienen, dann können sie eben nicht diese horrenden Preise zahlen. Ich verstehe also dieses Kalkulationssystem nicht. 

Vielleicht ist das auch ein Grund, warum so viele Jungfamilien nach Wien einpendeln - das hat ja auch Frau StRin Brauner gesagt -, aber die kostengünstigere Wohnvariante von Niederösterreich oder dem Burgenland in Anspruch nehmen, weil Wien und Wiener Wohnen, und das sagen auch die Studien, bei ihren Wohnungen einfach bereits im normalen Durchschnitt liegen. Das ist nun einmal für ärmere und schwächere Leute nicht leistbar, das müssen Sie einfach zur Kenntnis nehmen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Aber es ist ja noch nicht einmal so, dass es sich bei Hadersdorf um ein Ausnahmeprojekt handeln würde, sondern es werden grundsätzlich nur mehr Wohnungen gebaut, die nicht immer bedarfsorientiert geplant und errichtet werden. Ich werde später beim Projekt Zaha Hadid noch näher darauf eingehen. Denn ein pikantes Detail in Hadersdorf war auch, dass dort so unwohnlich gebaut wurde, dass der Handwerker, der dort war, springen musste, um den Fensterriegel zu erreichen und das Fenster zu öffnen, und bei den Maisonettenwohnungen müssen sie eine Leiter anlehnen, dass sie das Küchenfenster öffnen können - und das alles ist Wiener Wohnbau!

Beim Projekt Mühlweg ist das wahrscheinlich für die Zukunft der richtige Weg, wenngleich in einigen Jahren auch dort Verbesserungen oder Alternativen möglich sein werden. Die in aller Munde angeführte Wohnsiedlung ist extrem teuer. Wenn man hier scheinbar noch das Auslangen mit den Kosten gefunden hat, die der Wohnbauförderung entsprechen - immerhin wurde sie ja zwischenzeitlich auch erhöht, denn sonst würden hier auch die Kosten herausfallen -, eine Dauerlösung ist das sicher nicht. 

Denn welche Kosten sind im Quadratmeterpreis nicht enthalten? Wenn man jetzt den Fachleuten, die damit betraut waren, glauben darf, dann wurden hier verschiedene Kosten - wie etwa die Planung und so weiter - herausgenommen, um überhaupt das Niveau halten zu können, dass es mit Wohnbaufördermitteln gedeckt ist. Nur die Errichtungskosten wurden zugrunde gelegt, und auch das soll in Zukunft, so die Fachkräfte, mit diesem Mittelaufkommen nicht mehr möglich sein.

Nun ist es so, dass hier wohl die Errichtungskosten höher lagen, aber dafür große Einsparungen bei den Betriebskosten erwartet werden. Wir hoffen, dass das klappt, und wir wünschen es uns auch angesichts der strukturellen Klimaänderung. Was aber bei diesem Objekt auffällig ist, ist, dass es bereits Bauschäden gibt, wobei man nicht weiß, woher sie kommen und wie sie zu sanieren sein werden. Die Frage ist wieder einmal: Wer bezahlt diese Schäden? Es wäre dies nicht das erste Projekt, bei dem die Stadt Wien so lange zuschaut, sage ich einmal, bis eventuelle Garantiefristen verfallen sind, und übrig bleibt der Mieter. 

Ich gebe aber zu, Herr StR Ludwig, dass Sie für diese beiden genannten Objekte, ebenso wie für das Objekt Spittelauer Lände, nur bedingt mit verantwortlich sind, weil eben der Bau entweder schon so weit fortgeschritten war oder die Weichen so klar gestellt waren, dass Sie dazu gar nicht mehr richtig eine andere Stellungnahme abgeben konnten.

Aber jetzt komme ich gleich zum Thema Eurogate. Das hat ja hier die Herzen schon massiv höher schlagen lassen, und die Emotionen sind hoch gegangen. Es war wieder einmal eine Präsentation mit großem Medienrummel - wie übrigens bei den anderen Projekten auch -, aber was wird hier geboten? Ich sage ganz ehrlich, es ist wieder einmal eine vertane Chance!

Wohl soll es jetzt die größte Passivhaus-Siedlung werden, aus Stahlbeton; das finde ich nicht gerade glücklich, es gibt mittlerweile auch schon andere Dinge, vor allem, wenn es eine Passivhaus-Siedlung werden soll. Man hätte vielleicht auch, bevor man eine so große Siedlung baut, noch abwarten können, wie sich die Dinge am Mühlweg entwickeln. Denn es ist ja noch nicht so ausgegoren, dass wir sagen können, das ist der Weisheit letzter Schluss. Aber jetzt ist es einmal so; hoffen wir, dass sich eventuelle Fehler dort nicht multiplizieren. 

Es standen sechs Bauplätze zur Verfügung. Es wäre interessant gewesen, wenn es schon international renommierte Architekten sein müssen, welche Vorschläge bei einem entsprechenden ehrlichen Wettbewerb herausgekommen wären. Aber bei drei Bauplätzen gab es bereits Fixstarter-Architekten, und Herr StR Schicker und vielleicht auch Sie, Herr StR Ludwig, müssen sich schon den Vorwurf gefallen lassen: Es ist eben immer die gleiche Klientel, die für Wiener Wohnen tätig ist. 

Bei diesem Wettbewerb, bei diesen drei Bauplätzen, die im anonymen Wettbewerbsverfahren vergeben wurden, ist es dann passiert: Es hat nämlich jemand einen Wettbewerbsbeitrag abgegeben, der gar nicht zum Zug kommen durfte, und er flog bei der Präsentation sofort wieder hinaus. Aber einer, der zum Siegerprojekt - und ich sage es jetzt einmal so - gekürt werden musste, durfte das Projekt zweimal umzeichnen, um in die Gunst der Stadt Wien zu kommen.

Meine Damen und Herren, wozu machen wir einen Wettbewerb? Nur um EU-Richtlinien und so weiter Genüge zu tun? Denn dann haben Sie zwar den Wettbewerbsbeitrag, der ohnehin schon ein paar Mal umgezeichnet ist, aber gebaut wird er noch einmal anders. Es sind die Architekten sauer, es hat die Stadt Wien nicht das, was sie sich vielleicht erhofft hat, es ist niemandem damit gedient, und nur, weil es international renommierte Architekten sind, wird es letztlich auch noch sauteuer. Ich meine, wir lehnen so eine Art des Einsatzes von Wohnbaufördermitteln strikt ab!

Das Ergebnis lässt sich nun einmal auch nicht wirklich gut sehen. Denn was ist jetzt herausgekommen? Hätte man das in den 60er Jahren gebaut, dann hätte es fast schon Ähnlichkeiten mit Plattenbauten. Es sind lange, zeilenartige, monotone Reihenbauten mit Grünanlagen dazwischen, das sei zugegeben. Aber Polizisten weisen immer wieder darauf hin, dass gerade diese elendslangen Fassaden, weil sie nicht mehr überschaubar sind, massiv dazu verleiten, dass dort etwas passiert. Da ist wieder nichts geschehen.

Wir haben schon den Antrag gestellt, man sollte doch auch hier einmal darauf Rücksicht nehmen und im Vorfeld etwas machen. Nein, man baut mit internationalen Architekten die Architektur der 60er Jahre, ohne Innovation, ohne lebendig wirkende Fassade, ohne intime Grün- und Freizeitbereiche, ohne Durchblicke, Bauklötze in U-Form mit Grünfläche. Dass diese Räume gar nicht wirklich angenommen werden, das zeigen ja entsprechende Großprojekte. Gehen Sie doch einmal – egal, ob Montag, Mittwoch, Sonntag - durch die Wienerbergsiedlung: Sie werden niemanden treffen, die Leute fühlen sich in diesen uniformen Gegenden nicht wohl. Das muss man auch einmal zur Kenntnis nehmen. 

Hier wäre einmal mehr die Möglichkeit gegeben gewesen, tatsächlich eine gelockerte, den menschlichen Bedürfnissen entsprechende Architektur leistbar zu errichten und nicht etwas hoch zu loben, weil Architekten mit Namen daran beteiligt waren. Modern ja, aber nicht monoton; leistbar auf jeden Fall; menschlich ansprechend wäre schön. (Beifall bei der FPÖ.) 

Im Jahr 1933 hat bei der internationalen Bauausstellung seinerzeit die Charta von Athen bereits Grundregeln festgelegt, die für das Bauen unabdingbar sind. Vieles ist, zugegeben, überholt, aber vieles würden wir uns jetzt wünschen, wenn es für Wien noch aktuell wäre, wie zum Beispiel: Die Wohnung muss das Zentrum aller städtebaulichen Bestrebungen sein. Der Arbeitsplatz muss von der Wohnung minimal entfernt sein. Freiflächen müssen den Wohngebieten zugeordnet und als Freizeitanlagen der Gesamtstadt angegliedert werden. Und - ein ganz wichtiger Punkt, der immer eingefordert wird - der Verkehr hat eine der Verbindung der städtischen Schlüsselfunktionen dienende Aufgabe. Leider ist es ja so, dass noch immer Großbauten errichtet werden, bei denen - was ein wesentlicher Teil der Wohnqualität ist - der Anschluss an öffentliche Verkehrsmittel nicht funktioniert. 

Jetzt komme ich noch zum vierten Beispiel. Ich habe diese vier Beispiele sehr bewusst ausgewählt, weil es - mit Ausnahme des Mühlwegs, das möchte ich schon sagen - vier Beispiele sind, die medial enorm verkauft wurden, aber nicht das sind, was sie versprechen. Beim Bau auf der Spittelauer Lände kennen Sie alle den Artikel: „Wohnt da jemand?" Nun, jetzt nicht mehr! Denn mit 31. Oktober ist der Vertrag des letzten Mieters ausgelaufen, und er ist auch schon ausgezogen. „Damit ist es hier auch offiziell das, was es schon lange schien: ziemlich leer."

Zuerst hat die Stararchitektin Zaha Hadid gemeint, mit einem mutigen Wohnbau über den Spittelauer Stadtbahnbögen sollte der triste Donaukanalabschnitt belebt werden, ein Treffpunkt sollte geschaffen und Zeichen gesetzt werden. Im Grunde genommen sind es ja immer die gleichen Floskeln, die hier verwendet werden, wenn neue Projekte kommen. Auch das ist schon auffallend.

Die Realität sah aber dann anders aus. Der Preis - und das ist schon sehr eklatant - betrug 10 Millio-
nen EUR für 29 Wohnungen, eine Bar, ein Restaurant und einen Klub. Das sind doch, bitte, Renommierobjekte für Menschen, die gerne in den Medien stehen, aber nicht für den normalen Bürger zum Bewohnen! Wir geben immer Wohnbaufördermittel, aber wir haben zu wenige Wohnungen und setzen die Wohnbaufördermittel nicht gezielt ein! Je weniger wir diese Wohnbaufördermittel erhöhen und je mehr wir uns solche Projekte leisten, desto weniger können wir auf die Bedürfnisse der Menschen, die die Wohnungen wirklich brauchen, auch eingehen. Denn dort will niemand wohnen, das ist ja schon bewiesen. 

Es ging auch weder das Wohnkonzept auf noch eröffneten im Erdgeschoß und in den zugehörigen Stadtbahnbögen jemals die Lokale. Wie sich die Bilder gleichen: Auch in Hadersdorf wurden teure Architekten engagiert, aber als man die Auswirkungen bei den Baukosten sah, mussten diese jeweils Kompromisse eingehen, die sie nicht wollten und mit ihren Projekten nicht beabsichtigten. Das war ja dann auch hier der Fall. 

Beim Nutzungskonzept der Zaha Hadid hat man zuerst für schicke Wohnungen geworben. Das preist man ja den Leuten an, auch wenn es dann schief geht wie im Fall SEG, zum Beispiel auch in der Kirschenallee, weil einfach die Bauträger überfordert sind, die jede Menge Aufträge bekommen. Das muss man auch sagen: Sie streuen ja auch die Bauträgen nicht so, dass, wenn einmal etwas passiert, nur ein Projekt betroffen ist. Nein, es ist immer komprimiert auf wenige Einzelne. 

So ist es ja auch dort. Im Vorjahr, also ein Jahr nach der Fertigstellung des Prestigeobjektes, ist der Bauträger SEG in die Pleite geschlittert und dann in den Konkurs. Seither trägt dieses Bauvorhaben ein Fragezeichen, und wieder wird es vielleicht die Stadt Wien sein, die etwas investiert, um es wenigstens noch weiterverwenden zu können, dass wir nicht wieder eine moderne Bauruine haben. Aber, bitte schön, wir können doch nicht nur Bauvorhaben planen, die niemand will, und dann investieren wir, dass wir einen anderen Zweck haben! Das ist doch alles verfehlt. Es muss ja ein Konzept vorhanden sein, das dem auch entspricht. 

Der einzige Optimist, der im Fall Spittelauer Lände etwas sagt, ist bedauerlicherweise der Masseverwalter, der ja doch hofft, dass es jetzt mit einem Studentenheim zu einem raschen Ende kommt. Das war nicht geplant, und das war auch nicht beabsichtigt. 

Der Stadtplaner Reinhard Seiß bringt es etwas deutlicher zum Ausdruck: „Es ist bezeichnend, dass von jenen, die das Projekt zuvor forciert hatten - vom ehemaligen Wohnbaustadtrat Werner Faymann bis hin zu den Experten im Grundstücksbeirat - nach dem Bau nichts mehr dazu zu hören war." 

Direktor Steiner vom Architekturzentrum meint: „Dass die Vorstellungen von Zaha Hadid mit sozialem Wohnbau nicht vereinbar sind, hätte man sehen müssen." Noch dazu, wo ja der Standort schon heikel genug ist. Es ist natürlich jetzt auch beim Zukunftsbudget, das viel zu niedrig ausfällt, ein Problem, dass man wieder solche Bauten baut und wir das Geld dazu nicht haben. 

Ich möchte Ihnen hier noch ein paar Meinungen der Bürger zu diesem Objekt von Zaha Hadid mitteilen, das ja immerhin mit deren Steuermitteln errichtet wurde. Das muss man auch einmal sagen: Es wurde mit deren Steuermitteln und nicht mit Geld aus der Privatschatulle der SPÖ gebaut, wie man es gerne hinstellen möchte! Das ist ein ganz wichtiger Faktor. 

Diese Leute schreiben - und da merkt man, sie haben noch das Gespür am rechten Fleck -: Dieses Gebilde hat absolut nichts mit dem ursprünglichen Entwurf zu tun, weder inhaltlich noch formal. Es ist vielmehr die in Beton gegossene Fehlmeinung mancher Bauträger, sich mit großen Namen zu schmücken und zu glauben, wenn es zirka und ungefähr so ausschaut, wird man damit schon Furore machen. 

Oder eine andere Meinung: Einfach vergeudete Mittel, das System gehört längst umgestellt. Traumatisierte Träumer realisieren mit anderer Leute Geld Dinge, die keiner braucht und, wie man feststellt, auch keiner will. 

Jetzt möchte ich zur Freude meines Kollegen Dietbert Kowarik noch eine dritte Lesermeinung kundtun: Das wäre doch etwas für die Punks aus Mariahilf - keine Anrainer, die sich belästigt fühlen, Ersparnis an Umbaukosten et cetera.

Herr StR Ludwig! Hören Sie auf die Meinung der Mitbürger, und bauen Sie nicht an den Benutzern vorbei, vor allem deshalb nicht, weil es eben nicht die SPÖ mit ihrem Privatvermögen ist, die dieses Vorhaben finanziert, sondern jeder Wohnungssuchende selbst. Wohnungssuchende haben in der Regel kein Interesse an Rankings, aber sie haben ein Interesse daran, wie sie zu leistbaren Wohnungen kommen. 

Gäbe es endlich die von uns längst geforderte Subjektförderung, dann müssten sich Bauträger und die Stadt Wien überlegen, welche Art von leistbaren Wohnungen sie anbieten. Denn dann wäre der Wohnungswerber nicht mehr Bittsteller, abhängig von der Gunst dieser beiden, sondern dann wäre er als Kunde König. (Beifall bei Gemeinderäten der FPÖ.) 

Ich glaube, dass Wiener Wohnen respektive die Stadt Wien dadurch, dass sie keine Wohnbauten mehr errichtet, sondern nur mehr das Füllhorn der Wohnbauförderung über die Bauträger und Genossenschaften ausschüttet, jeglichen Realitätsbezug für bedarfsorientiertes Bauen verloren hat. Rankings stehen vor den wahren Bedürfnissen der Wienerinnen und Wiener. 

Die geringe Aufstockung der Wohnbauförderung für 2008 einerseits und das Streben nach internationaler Anerkennung andererseits machen deutlich, dass die Leistbarkeit von ausreichenden Wohnungen für sozial Schwache in weite Ferne gerückt ist - ein weiterer Grund, dieses Budget abzulehnen. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Ich möchte Ihnen mitteilen, dass ab 18.40 Uhr Herr Mag Chorherr entschuldigt ist. 

Zum Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn. Ich erteile es ihm.

StR David Ellensohn: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Ein sehr umfangreiches Themengebiet! Ich konzentriere mich heute im Wesentlichen auf einen Punkt und möchte vorher ganz kurz ein paar Bereiche streifen. 

Gründerzeitviertel-Blocksanierungen: Ich wohne im 16. Bezirk in der Nähe des Brunnenmarkts, der umfangreich revitalisiert wird. Was leider oft gleichzeitig mit den Revitalisierungen einhergeht, sind Eigentümer und Eigentümerinnen von Häusern, die nicht ganz so vornehm vorgehen, wie wir es gerne hätten. Weil sich gerade bei mir in den letzten Tagen ein paar Fälle aufgestaut haben, möchte ich das gerne auch hier mitteilen. 

Gerade in dem Bereich, im 16. Bezirk am Gürtel, kommt es jetzt immer wieder verschärft zu angedrohten Absiedlungen von Mietern und Mieterinnen. Das ist einer Mitarbeiterin der GRÜNEN aktuell passiert. Da hängt auch ein Zettel an der Tür: „Bitte schnell bei der Hausverwaltung anrufen", und das Erstgespräch läuft dann so, dass es heißt: „Sie müssen da ausziehen, weil wir abreißen müssen." 

Wäre sie nicht gut beraten - natürlich passiert ihr das nicht, aber dort wohnen viele Leute, die nicht vorher Jus studiert haben und relativ schnell eingeschüchtert werden können. Da haben wir es anders gemacht, da haben wir einen Juristen mitgeschickt. Die verhandeln jetzt eher über die Höhe, die sie bekommt, und sie wird hoffentlich am Ende nicht so schlecht aussteigen. Das Glück hat aber nicht ein jeder, dass er bei jemand landet, der in der Lage ist, einen Juristen oder eine Juristin zur Verfügung zu stellen. 

Deswegen bin ich zwar nach wie vor natürlich der Meinung, die Blocksanierungen voranzutreiben, wie das ja auch passiert, und der Erhöhung der Wohnzufriedenheit durch Entkernungen auch weiterhin Vorschub zu leisten. Aber die Entkernung, wie sie mancher Vermieter versteht - nämlich: Ich entkerne die Mieter und Mieterinnen, die vorher drinnen waren, auf eine Art und Weise, die sehr zu wünschen übrig lässt -, sollte möglichst scharf bekämpft werden. Ich hätte gerne, dass in diesen Problemzonen hart durchgegriffen wird, notfalls auch mit dem § 6 Mietrechtsgesetz.

Ein paar Punkte, die eigentlich eine längere Würdigung verdient hätten: Die Kürzung der Mietbeihilfe war schon länger das Thema an diesem Ort, deswegen sage ich es heute nur in aller Kürze. Es ist sehr schade, dass den Mindestpensionistinnen und Mindestpensionisten durch die Erhöhung des Selbstbehalts von 68 auf 93 EUR monatlich insgesamt pro Jahr 300 EUR verloren gehen. Die Stadt Wien erspart sich damit zwischen 2 Millionen und 2,5 Millionen EUR. Das ist schade. Die Anträge dazu haben wir uns diesmal erspart. Wir haben sie in der Vergangenheit, in den letzten Monaten eingebracht; sie waren wirkungslos, und ich habe keine Hoffnung gehabt, dass es heute anders ist. 

§ 69 Bauordnung, ein immer wiederkehrendes Thema: Es gibt mittlerweile eine Arbeitsgruppe, die sich unter anderem auch um den 69er und insgesamt um die Bauordnung kümmert. Kollegin Sabine Gretner sitzt in dieser Arbeitsgruppe. Ich hoffe, dass nicht nur der 69er in eine andere Form gebracht wird, sodass Kinderspielplätze und anderes nicht mehr so leicht weggestrichen werden können. 

Wir hätten natürlich wieder eine Serie von Anträgen einbringen können: Wir brauchen mehr barrierefreie Wohnungen. Bei den Gemeindewohnungen wäre es für die Stadt am leichtesten, damit anzufangen. Die demographischen Daten - auch wenn man nicht zu denen gehören möchte, die hier alles ganz furchtbar zeichnen, was wir 2030 oder 2050 vor uns haben, aber unbestreitbar werden wir in ein paar Jahrzehnten eher mehr barrierefreie Wohnungen benötigen. Das sollte früh genug angegangen werden. 

Jetzt komme ich zum Hauptbereich. Ich gönne mir und Ihnen heute ein bisschen ausführlicher die Baupolizei, ein paar unschöne Dinge in der Stadt, ein paar kritikwürdige Vorgänge in der Stadt. Ich nehme an, dass das sogar die Mehrheitsfraktion so sieht.

Im 1. Bezirk geht es zu! Es ist immer wieder ein Thema, wie sich dort einzelne Bauherren aufführen. Schönlaterngasse: ein riesiger Aufbau auf dem Dach, statische Probleme. Das Hotel Riviera - das ist kein Hotel, sondern ein Lokal - hat zugesperrt. Sonnenfelsgasse: Das Bundesdenkmalamt ist involviert; einmal ein Baustopp, dann geht es weiter, dann wieder ein Baustopp. Wipplingerstraße 33: Abbruch im Zusammenhang mit der Absiedlung der OPEC. 

Dort hätten wir gerne ein eindeutiges Bekenntnis der Stadt Wien zum Wert der Innenstadt. Aber auch die Stadt Wien verkauft am Schottenring ein Amtshaus, das bislang Dienststellen des KAV ungebracht hat. Das wird also wahrscheinlich auch nur ein verfrühter Wunsch ans Christkind bleiben. 

Zur Baupolizei haben sich in der Vergangenheit alle Oppositionsfraktionen schon geäußert. Frau Frank hat im September in einer Aussendung schreiben dürfen: In regelmäßigen Abständen kann man Berichte über Korruption bei der Baupolizei lesen. Niemand hat sich aufgeregt, und offensichtlich hat keiner sie geklagt. Die ÖVP hat in einer Aussendung von 2 300 illegalen Bauführungen berichtet, und sie hat gemeint: Bautätigkeiten im Kleingartenbereich sollten vielleicht ein bisschen genauer betrachtet werden, und es wäre nicht uninteressant, das Thema der Wintergärten rechtlich zu klären. Ich teile diese zwei Positionen und möchte deswegen auf ein paar Fälle einzeln eingehen. 

Baupolizistin agiert als Bauherrin: eine längere Geschichte, die nur in der „Wiener Zeitung" erschienen und deswegen noch nicht zu einem großen Skandal ausgeartet ist; eine Geschichte, die es sich verdienen würde, dass der „Standard", die „Presse", der „Kurier" oder meinetwegen die „Krone" sich dieser Geschichte auch annehmen würden. Am 14. September beginnt diese Serie, sage ich jetzt einmal, diese kleine Serie: Rathaus-Mitarbeiterin plant profitable Dachwohnungen. 

Konkret geht es um eine Baupolizistin, die nicht nur als Bauträgerin für ein profitables Dachgeschoßprojekt fungiert, sondern dafür auch ihre dienstliche Mail-Adresse der MA 37 benutzt. Gleichzeitig soll sie bei der Präsentation offensichtlich ihre guten Beziehungen gepriesen haben.

Dann geht es weiter: Es folgt ein Beschwerdebrief von Bewohnern des Hauses an den Leiter der MA 37. Der sieht einmal vorerst noch kein Problem und sagt: Grundsätzlich hat sich die Stadt nicht in das Privatleben einzumischen, sofern dadurch nicht das Standesansehen verletzt wird. - Das würde ich auch noch gelten lassen, ja, das ist kein Problem.

Ein bisschen später kommt die Baupolizistin wieder in das Haus zurück, sie beschwert sich, dass sie angeschwärzt wurde, und droht einmal gleich jedem, der irgendetwas schreibt, mit einer Klage. Der Schreiber dieser Zeilen ist nicht geklagt worden. Sie droht mit Klagen, wer immer bei ihrem Vorgesetzten anruft. Sie hat niemanden geklagt, hat also offensichtlich zuerst einmal groß geredet, es aber dann nicht geschafft.

Am Anfang war das alles noch kein Problem. Selbstverständlich ist es auch Mitarbeitern der Baubehörde gestattet, selbst als Bauherr tätig zu werden; so hat es am Anfang geheißen. Das war aber nicht das erste und nicht das einzige Projekt - vielleicht ist es das letzte Projekt dieser Baupolizistin -, sie hat zusätzlich mit Bauherren, die in den Problemhauslisten der Gemeinde Wien aufscheinen, des Öfteren zu tun gehabt und auch dort Geld verdient. Es stellt sich die Frage, ob Geschäftsbeziehungen von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Baupolizei mit Firmen, die eigentlich von der Stadt bekämpft werden, toleriert werden sollen.

Mittlerweile ist die Interne Revision eingeschaltet. Die Geschichte geht ein paar Tage später weiter und weitet sich aus. Inzwischen sagt der Magistratsdirektor: Tätigkeit als Bauherrin absolut unvereinbar. Jetzt nenne ich nicht die Vorwürfe, die anonym kommen, weil das nichts bringt, aber der Sprecher der MA 37 sagt: Ein Mitarbeiter der Baupolizei kann nicht gleichzeitig Bauunternehmer sein. 

Es droht die Versetzung. Noch einmal zwei Tage später: Baupolizistin wird mit sofortiger Wirkung in eine andere Magistratsabteilung versetzt. Da steht extra dabei: Das passiert auch zu ihrem Schutz, denn solange jemand nicht fertig verurteilt ist, gilt das nicht. Mittlerweile hat sie allerdings - was sie zuerst abgestritten hatte - zugegeben, in ein Kleingarten-Immobilienprojekt verstrickt zu sein. 

Gut, andere Geschichte: Schönlaterngasse; immer noch Schönlaterngasse, wie schon vorhin angesprochen. Wohnbaustadtrat Michael Ludwig: Ein Wahnsinn, was sich dort abspielt! Da hat es eine Genehmigung für einen Ausbau mit strengen Auflagen gegeben. Die Baubewilligung wurde mit strengen Auflagen erteilt, sagt die Sprecherin des Stadtrates, Frau Daxböck. Unter anderem wäre dabei die Stärkung der Fundamente notwendig gewesen. Das ist nicht passiert. 

Daniel Jelitzka, der Hauseigentümer - das Haus hat er von der Gemeinde Wien gekauft -, sagt in einer Stellungnahme: Ich habe den Baubescheid falsch interpretiert, deswegen habe ich einfach einmal angefangen zu bauen, und vergessen, die Fundamente zu stärken - was dazu geführt hat, dass das Haus leicht gesenkt ist. 

Jetzt kommt aber der brisante Teil: Höchst brisant ist nun jedoch, dass der Fall vor Baubeginn wegen der vielen Bedenken bei der Bauoberbehörde im Rathaus landete. Diese an sich unabhängige Berufungsinstanz setzt sich aus Fachleuten zusammen. So sitzt zum Beispiel der Architekt und frühere Kammer-Vizechef Rudolf Rollwagen in dem Gremium. Rollwagen scheint in der Schönlaterngasse 13 aber auch als der für das Baumanagement zuständige Architekt auf. Rollwagen hätte sich in der Sitzung vom 25. April wohl für befangen erklären müssen, tat es aber nicht. 

Jetzt sagt Herr Gerlich von der MA: „Rollwagen war anwesend. Der Beschluss erfolgte einstimmig." Dann sagt Rollwagen: „Selbstverständlich habe ich mich der Stimme entschlagen und den Raum bei der Abstimmung verlassen." Der Retour-Konter: Entspricht nicht unseren Aufzeichnungen. Recht hat der Sprecher des Magistrats, wie sich wieder wenig später herausstellt. 

Da geht es dann darum, dass auch Frau Stenzel von der ÖVP sagt: Der übliche Gang, nämlich über den Bezirk und über den Ausschuss im Bezirk, ist hier nicht passiert, sondern der Bezirk ist überhaupt nicht eingebunden worden. Es ist ein klassisches Staffelgeschoß, normaler Ausbau, und deswegen ist der Bezirk ausgeschaltet. Das Bundesdenkmalamt schließt sich der Kritik an und ist auch nicht glücklich. 

Herr Rollwagen sagt, er hat die Sitzung nicht verlassen, wie er vorher noch den Journalisten gesagt hatte: „Ich habe mich geirrt", er war doch drinnen. Dann sagt der Leiter der Bauoberbehörde: Die Optik ist nicht die beste, weil Rollwagen einen Monat später in das Projekt eingestiegen ist - was er natürlich einen Monat vorher schon gewusst hatte. 

Dann wieder Herr Jelitzka: Aufstand im Arsenal gegen die Arsenal-Pläne. Das ist wieder derselbe Besitzer wie in der Schönlaterngasse. Auch hier soll wieder gebaut werden, und auch hier gibt es wieder die Diskussion darüber, wer was wo zulässt.

Jetzt weiß ich, dass die Baupolizei eine Menge Arbeiten zu tun hat. Die stehen auch auf der Homepage: viele Tausend Bewilligungen, 18 500 - vielleicht sind es jetzt 19 000 - Baubewilligungen, 8 900 Überwachungen von Bauführungen, 1 500 Bauaufträge und so weiter und so fort, Führen behördlicher Dokumentationen. Dann sagt man, das alles sind Einzelfälle. Nur ist es nach meiner Meinung leider so, dass sich, sagen wir, die Einzelfälle häufen - ohne dass wir das gleich noch viel schärfer formulieren. 

Es gibt bei wien.gv.at unter anderem auch ein Projekt Antikorruption. Das heißt, Korruption ist ein gesellschaftliches Phänomen - das steht so auf der Homepage -, Korruption findet statt, doch man spricht nicht gern darüber. In unterschiedlichen Ausprägungen ist kein Staat, keine Verwaltung und so weiter vor ihr gefeit. Das glaube ich auch. 

Ich glaube zu wissen, dass der Leiter der MA 37, Herr Dr Gerhard Cech, es gerne hätte, dass in der Baupolizei alles einwandfrei abläuft. Überhaupt kein Vorwurf an ihn, im Gegenteil! Ich lese aber über keine Abteilung im Haus immer noch und höre so viel: mit weißen Kuverts, Bauen ohne Bewilligung und so weiter und so fort. Ich habe das an dieser Stelle schon mehrfach gesagt: Ich hätte gerne, dass man sich darum kümmert, dass in der Baupolizei die interne Revision nicht einen Fall nach dem anderen kontrolliert, sondern dass die interne Revision sich die ganze Abteilung vornimmt.

Noch einmal: Ich glaube, dass wir mit dem Leiter der MA 37 jemanden haben, der das auch so sieht, und ich hätte gerne, dass die Mittel zur Verfügung gestellt werden, dass die vielen Gerüchte, die sich dann immer wieder in solchen einzelnen Fällen bestätigen, in der Stadt irgendwann einmal aufhören. In vielen Bereichen gibt es das nicht mehr, aber - es tut mir leid, das sagen zu müssen - in der Baupolizei scheint es einige Leute zu geben, die ihre Arbeit ordnungsgemäß machen, es scheint aber auch so zu sein, dass es einige gibt, die das nicht so machen.

Es genügt nicht, wenn die Sozialdemokratie es schafft, dass einzelne Tageszeitungen es nicht berichtenswert finden, weil unter anderem sehr viele Anzeigen auch aus der Baubranche in Zeitungen erscheinen. Und es genügt nicht zu hoffen, dass ausschließlich die „Wiener Zeitung" darüber berichtet. 

Ich hätte gerne, dass auch die „Wiener Zeitung" keinen Grund hat, darüber zu berichten, und würde Sie ernsthaft bitten - ich habe das schon einmal gesagt, und diesmal ein bisschen deutlicher -, dass in der Baupolizei das gemacht wird, wofür es diese Antikorruptionsabteilung gibt - das hat ja auch einen Grund, dass sie eingerichtet ist und arbeitet -, dass wir nicht hier stehen und einzelne Fälle vorlesen, weil ich sonst wiederkomme und mehrere Fälle vorlese.

Irgendwann werden wir dann einmal addieren, wie viele Fälle es sind, und dann kann man nicht mehr von einem Einzelfall reden. Ich möchte nicht, dass wir hier stehen und einen Flächenbrand löschen müssen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die nächste Wortmeldung kommt von Herrn StR Walter. Ich bitte ihn zum Rednerpult.

StR Norbert WALTER, MAS: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Ich muss noch mit einem Thema beginnen, das in Wahrheit nur am Rande zum Thema Wohnen gehört. Aber da wir im Wohnen ja auch Kindergärten mitbauen, denke ich, dass es hoch an der Zeit ist, auch noch einmal in diesem Hause darüber nachzudenken, wie gerade hier in Wien mit uns Kindern, nein, mit den Kindern von uns umgegangen wird. - Ein Freud’scher Versprecher ist manchmal auch nicht schlecht. 

Jedenfalls ist heute der Weltkindertag, und die Kärntner Landesregierung hat auch mit den Stimmen der SPÖ in Kärnten das Gratis-Kindergartenjahr, sprich, die Gratis-Kindergartenjahre der Drei- bis Sechsjährigen, beschlossen für die Zeit ab 2008. 

Wenn ich mir anschaue, dass wir in Wien die Kindergartenkosten um fast 15 Prozent erhöht haben und allein heuer erstmals die Wohnkosten – sprich, Müll, Strom, Gas, Wasser - die Kurve der Erhöhungen des Mietpreisindexes überschneiden, dann denke ich, dass es hoch an der Zeit wäre, noch einmal darüber nachzudenken, was das für unsere Kinder und Kindeskinder heißt. Die SPÖ, seit sechs Jahren absolut regierend, brummt jeder Familie rund 725 EUR an jährlicher Erhöhung auf. Sie machen das Leben in Wien zum Luxusgut!

Jetzt komme ich zum eigentlichen Thema Wohnen. Wenn Sie in der Chronik des 5. November 1947 nachlesen, des Tages, an dem zum Beispiel eine Wiener Wohnbaugenossenschaft gegründet wurde, so steht dort nachzulesen: Bei Eintritt der kalten Witterung wird die Stadtverwaltung 42 Wärmestuben eröffnen. Jedem Hilfsbedürftigen ist dadurch Gelegenheit geboten, sich täglich während der Zeit von 14 bis 20 Uhr in einem geheizten Raum aufzuhalten und einen halben Liter gute Suppe markenfrei und kostenlos zu konsumieren.

Ich weiß schon, es ist 60 Jahre her, aber die Grundidee, leistbaren Wohnraum zu schaffen, ist in den 60 Jahren gleich geblieben. Es ist auch gleich geblieben, dass sich die Menschen den Wohnraum aussuchen können sollen. Es hat sich die Anforderung geändert, die Größe, die Einrichtung, die Infrastruktur, natürlich auch die Umgebung, und wenn ich mir anschaue, dass vor 20 Jahren die Wohnungsgrößen noch bei etwa bei 70 m² waren, dann spricht man heute von 85. 

Herr Stadtrat! Sie werden uns verstehen: Wir können natürlich diesem Budget zum einen aus bereits genannten Gründen nicht zustimmen, und ich habe mir deshalb auch erlaubt, zehn Fragen an Sie zu stellen. Diese möchte ich jetzt kurz berichten. Vielleicht können wir dann in einem der Folgejahre der Periode doch dem Wohnbaubudget zustimmen.

Zum Punkt 1: Das hängt damit zusammen, dass die Statistik Austria prognostiziert, dass Wien in den nächsten zwölf Jahren mit zirka 180 000 Einwohnern mehr rechnen kann, durch die gute wirtschaftliche Entwicklung, vor allem aber auch durch die bevorstehende Grenzöffnung. Das sagt jedenfalls die Projektion und die Prognose voraus. Aktuell haben Sie die Neubaurate mit 20 000 Wohnungen für die nächsten drei Jahre festgelegt. Ich frage Sie: Ist das genug?

Zweite Frage: Gibt es eine ausreichende Wohnvorsorge für die wachsende Stadt? Langfristige Pläne kann ich zumindest hinsichtlich der Verfügbarkeit von Bauland nicht wirklich erkennen. Denn Baulandpläne, die wir sieben bis zehn Jahre vorausschauend erstellen sollten, gehen jedenfalls von einer Baulandreserve von mindestens 50 000 Wohnungen aus.

Was machen Sie mit der Inneren Stadt, mit der Innenstadt? Angesichts des durchschnittlichen Flächenverbrauches ist doch einerseits auch sicherzustellen, dass dem innerstädtischen Bereich seine Urbanität bewahrt bleibt. Manche Bereiche vertragen auf jeden Fall höhere Dichte, nicht zuletzt auch, um die soziale und technische Infrastruktur besser zu nutzen und damit leistbareren Wohnraum zu schaffen. Was für Maßnahmen planen Sie in dieser Hinsicht? Können Sie sich eine Höherzonung in ausgewählten Gebieten vorstellen? Können Sie sich das gemeinsam mit StR Schicker vorstellen? Ich habe es an dieser Stelle auch schon einmal gesagt: In Wahrheit gehören das Planungsressort und das Wohnbauressort zusammengelegt, und ich glaube, Sie könnten das bestens meistern. (Heiterkeit und Beifall bei der ÖVP.)

Vierte Frage: Was ist der Klimaschutz im Wohnbau? Eine Stadt wie Wien hat die Chance, ein System mit minimalen Emissionen im Gebäudesektor zu werden. Null-Emission ist ein realisierbares Ziel, und mein Kollege Umweltsprecher Stiftner hat diesbezüglich auch schon gestern und heute vieles in dem Hause gesagt. Was tut die Wohnbauförderung dazu? Die Sanierungsausgaben haben 2006 mit nur 192 Millionen EUR jedenfalls den tiefsten Stand seit 2003 erreicht, in den 90er Jahren haben wir wesentlich mehr Geld dafür ausgegeben. Jetzt frage ich Sie, wie das mit den aktuellen Schwerpunktsetzungen zusammenstimmt.

Fünfte Frage, die Zielgenauigkeit der THEWOSAN-Förderung: Sie wissen, die THEWOSAN-Förderung wird nicht voll ausgeschöpft. Das Programm wurde ursprünglich - klarerweise, Wien hat 220 000 Gemeindewoh-
nungen - primär für den eigenen Wohnhausbestand konzipiert. Was ist aber mit den Eigentumswohnanlagen und den Mietshäusern? Wann denken sie, geeignete Instrumente zu schaffen, um auch diese Zielgruppen zu erreichen?

Sechstens: Was wird gemacht, um die öffentlichen Bauten der Gemeinde Wien thermisch auf Vordermann zu bringen? 2006 wurden 142 Millionen EUR in nicht wohnbaurelevante Infrastrukturmaßnahmen investiert, vor allem aber wurde dort soziale Infrastruktur gebaut, und - ich habe es heute eingangs schon angeschnitten - theoretisch könnte die Wohnbauförderung auch für, sage ich jetzt einmal, Amtsgebäude verwendet werden. Was passiert in dieser Richtung, um diesen Gebäudebestand zu optimieren?

Siebente Frage: Sie haben eine Reform der Bauträgerwettbewerbe angekündigt. Die Bauträgerwettbewerbe mussten gerade in den letzten Jahren eine große Einbuße an Effizienz verzeichnen. Die Beurteilung hat an Ausgewogenheit verloren, Ergebnisse standen immer wieder im Voraus fest. – In Anbetracht dessen frage ich Sie: Was tun Sie, um wieder an die ursprüngliche Qualität der Bauträgerwettbewerbe anzuknüpfen?

Frage acht: Die Bauträgewettbewerbe sind zu einer Veranstaltung mit immer denselben Spielern geworden. Insbesondere auf dem gewerblichen Sektor tut sich seit Jahren nichts mehr, und es gibt praktisch keine Newcomer. Welche Maßnahmen können Sie sich vorstellen, um den Wettbewerb zu beleben und neue gewerbliche Akteure einzubinden? 

Neunte Frage: Wohin geht die allgemeine Wohnbeihilfe? – Die allgemeine Wohnbeihilfe hat sich seit 2003 nahezu verdoppelt und kostet mittlerweile 26 Millio-
nen EUR. Das ist in etwa halb so viel wie die Wohnbeihilfe im Neubau. Wie stellen Sie sicher, dass die Wohnbeihilfe nicht von den Vermietern durch stille Mietenerhöhungen abgeschöpft wird?

Die zehnte Frage betrifft mein Lieblingsthema: Eigentum. – Wie Sie wissen, gibt es viele unterschiedliche Einkommensgrenzen. Wann denken Sie daran, diese zu durchforsten und zu harmonisieren?

Das waren zehn Fragen, die nicht schwer zu beantworten sind. Sie bedürfen natürlich einiger Leistung.

Zum Abschluss möchte ich noch einmal darauf hinweisen, dass es zu wenig ist, nur Einzelmaßnahmen in dieser Stadt voranzutreiben, zum Beispiel nur eine Solaranlage auf den Dächern zu errichten oder nur dann und wann ein gutes Beispiel von Freiraumerschließung herzuzeigen.

Mehr Bürgernähe und mehr Dienstleistung sind notwendig, vor allem auch bei Wiener Wohnen. Die ganze Frage des Callcenter hängt permanent wie ein Damoklesschwert über dieser Stadt. Man könnte durchaus darüber nachdenken, wenn einem die Verwaltung von 220 000 Gemeindewohnungen zu aufwendig und zu schwierig ist, die städtische Verwaltung zu privatisieren. Zum Teil geschieht das ja schon.

Was ist mit dem Service von Wiener Wohnen?

Außerdem ist auch der Schuldenstand von Wiener Wohnen von 1,7 Milliarden EUR deutlich zu reduzieren. Und vielleicht denken Sie auch daran, die rund 3 800 Reihenhäuser ins Eigentum der Mieter überzuführen und so den Schuldenstand zu reduzieren.

Ich betone noch einmal: Eigentum muss harmonisiert und gerecht gefördert werden, die innere Stadterweiterung muss forciert werden, die Grätzelsanierung muss vorangetrieben werden. Die Sanierung soll nicht nur einzelne Wohnblocks betreffen, sondern es soll ein anständiges Sanierungspaket geschnürt werden. Dafür ist die Anhebung der Wohnbauförderung gerade beim Neubau in Anbetracht der Erhöhung bei den Baukosten ein gutes Beispiel. Das sollte auch bei der Sanierungsförderung geschehen, denn bis dato ist nichts Diesbezügliches geschehen und die Kosten steigen ja auch bei der Sanierung.

Weiters muss ein anständiges Sicherheitspaket geschnürt werden. Ich erinnere an einbruchshemmende Türen und an Alarmanlagen. Niederösterreich fördert das mit 2 000 EUR, Wien nur mit maximal 400 EUR, aber nicht bei Eigenheimen, Reihenhäusern oder Kleingärten.

Ein Letztes: Es muss umweltbewusst und nachhaltig gebaut werden. Solaranlagen sind zu forcieren. Wir wissen, dass man für Fernwärme pro Quadratmeter Anschluss bezahlt und letztlich die Grundkosten so hoch sind, dass es für die Nutzerinnen und Nutzer uninteressant ist, ob sie viel oder wenig Wärme verbrauchen. Theoretisch kann man Tag und Nacht das Fenster offen lassen, denn das kostet ohnedies nur ein wenig mehr.

Deshalb fordere ich Sie auf; Handeln Sie für die Bewohnerinnen und Bewohner dieser Stadt! – Ich möchte jetzt noch Adalbert Stifter zitieren, der gesagt hat: „Die großen Taten der Menschen sind nicht die, welche lärmen. Das Große geschieht so schlicht wie das Rieseln des Wassers, das Fließen der Luft, das Wachsen des Getreides." – Daher sage ich Ihnen: Lärmen Sie weniger und betreiben Sie eine gerechte, leistbare, vielfältige Wohnbaupolitik. Dann werden wir dem Budget zustimmen können. Diesmal lehnen wir es ab. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Vettermann. Ich erteile es ihm.

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich komme kurz zu einigen Punkten, welche die Vorredner angesprochen haben. Alle Fragen möchte ich aber wirklich nicht beantworten. 

Zu GRin Frank möchte ich nur sagen: Sie haben uns erklärt, was Ihrer Meinung nach bei Wiener Wohnen nicht leistbar ist. Ich sehe das ganz konträr zu Ihnen! Hinsichtlich der Verbauungsdichte sollte man sich allerdings entscheiden. Sie beklagen wortreich, dass in einer sehr günstigen Lage im 14. Bezirk relativ dicht gebaut wird, nennen uns die Kosten und fragen, wie es da zu einer so dichten Verbauung kommen kann. – Das ist ja gerade der Grund, warum diese Wohnungen im Vergleich zu privaten Wohnungen, die Sie dort bekommen, deutlich günstiger sind! Glauben Sie mir: Ich weiß, wovon ich spreche. Ich wohne in der Josefstadt in einem privaten Haus, und dort zahlt man etwas mehr!

Zur Vorstellung, dass der Kunde König ist, wenn alles privatisiert ist, kann ich nur sagen: Alles Gute! Gerade wenn man sich die Preisentwicklung im privaten Sektor in Wien trotz des preisdämpfenden geförderten gemeinnützigen Wohnbaus und unserer preisdrückenden Gemeindebauten ansieht, dann kann man sich vorstellen, was sich hier abspielen würde, würde man alles dem freien Markt überlassen! Diese Vision entspricht sicherlich nicht dem, was die Wienerinnen und Wiener wollen! Die SEG-Pleite war von uns nicht vorgeplant. Dass Sie sagen, dass die Stadt diesbezüglich wohl handeln müssen wird, ist zwar richtig, selbstverständlich kann da aber kein Vorsatz angenommen werden. Dass so etwas auch vorkommen kann, ist wohl klar.

Zu StR Ellensohn möchte ich sagen, dass du offenbar der Blocksanierung auch positiv gegenüber stehst. Das verbindet uns! Zur Frage, was mit jenen geschieht, die trotzdem solche Briefe bekommen, möchte ich sagen, dass da die Mietervereinigung eine gute Adresse ist. Dort kümmert man sich um die Probleme. Es wurde gesagt, dass sich nicht jeder einen Anwalt leisten kann. – Das stimmt. Aber dafür gibt es ja die Mietervereinigung, die sich damit befasst. Gerade im 16. Bezirk gibt es einige gute Beispiele, die ohnedies bekannt sind: Dort sind wir jetzt fertig geworden, es wurde saniert, der Großteil der alten Mieter ist geblieben, und die Mieten liegen durchaus noch im leistbaren Bereich und sind mit den Mieten, die dort in Ottakring generell verlangt werden, vergleichbar.

Ich kann jetzt nicht sagen, ob die Zahl der Einzelfälle – die eben Einzelfälle sind – zunimmt oder abnimmt. Aber wie gesagt: Einzelfälle bleiben Einzelfälle. Man sollte das generell sehen und sich nicht in Einzelfälle verheddern.

Vor drei Jahren hat es eine Organisationsanalyse gegeben, und deren Ergebnisse werden umgesetzt. Die Interne Revision prüft jetzt gewohnheitsmäßig alle Abteilungen, und zwar natürlich auch im Hinblick auf Einzelfälle. Es bedarf eines Anlassfalls, dass die Interne Revision über das normale Maß hinaus prüft. Man kann da keine Dauersupervision einführen. Dass die Interne Revision jedoch funktioniert, ist den Beispielen zu entnehmen: Es wird reagiert, es wird versetzt, es wird geprüft, es wird abgestellt, es wird gehandelt. Selbstverständlich war in den geprüften Fällen nicht alles, was geschehen ist, super. Das Ganze zeigt aber doch, dass die Interne Revision und die interne Kontrolle sehr wohl funktionieren. Und ich glaube ich, wir sind einer Meinung, dass wir auch mit noch mehr Nachdruck versuchen, solche Einzelfälle zu verhindern.

Zu StR Walter möchte ich im Hinblick auf die Einkommensentwicklung sagen: Die WienerInnen sind diejenigen, die sich am meisten leisten können, und daher brauchen wir uns auch nicht zu verstecken.

Das schöne Zitat mit den Wärmestuben kenne ich schon. Es zeigt uns aber auch den Unterschied. Daran sehen wir, wie es früher ausgeschaut hat und wie die Wienerinnen und Wiener heute wohnen. Der soziale Wohnbau leitet seine Funktion gerade aus diesem Zitat ab!

Dazu, dass sehr viel für die thermische Sanierung geschieht, komme ich noch sozusagen in einem eigenen Block.

Ich werde jetzt nicht auf alle zehn Fragen eingehen. In einigen Punkten erschließt sich die Antwort aus meinen Ausführungen sozusagen von selbst. Bei manchen Fragen würde mich interessieren – denn daraus ergeben sich auch die politischen Unterschiede –, was neben der Frage die Antwort der ÖVP wäre. Allerdings gibt jemand, der fragt, zunächst einmal selbst keine Antworten. Wir werden sie geben, und wir werden handeln, und dementsprechend wird – frei nach dem Stifter-Zitat – das Getreide hinauf wachsen und wird die Sonne der sozialdemokratischen Regierung auf das Wiener Wohnen scheinen. In diesem Sinn wird es ja sehr poetisch weitergehen, und es ist fein, dass auch das einmal angesprochen wurde!

Es wurde schon gesagt, das es eine neue Initiative gibt, dass die Mieter die Hausverwaltung ja wechseln können, wenn sie wollen, dann allerdings für fünf Jahre. Das können wir ja einmal probieren, allerdings prophezeie ich denen, die das wirklich machen, ihr schwarz-blaues Wunder, wenn sie sich mit einer privaten Hausverwaltung einlassen! Ich wohne zum Beispiel in einem Haus, das von der größten privaten Wiener Hausverwaltung verwaltet wird, und wünsche daher alles Gute! Wie wir allerdings wissen, sind die Mieterinnen und Mieter durchaus zufrieden mit Wiener Wohnen. Es hat sich übrigens auch noch keine Mietergruppe gemeldet, die diesen Wechsel haben möchte, aber man sollte auch niemandem sozusagen den Weg ins Unglück verbauen.

Es wurde das leistbare Wohnen in Wien angesprochen: Wir brauchen das zum Beispiel nicht nur mit Paris zu vergleichen, auch in Prag oder Bratislava, wo die Mieten ja billiger sind, gibt es eine rasante Mietentwicklung. Wir haben uns das angeschaut: Natürlich sind auch in Wien die Mieten gestiegen, im internationalen Vergleich aber wesentlich moderater und äußerst günstig für eine so stark wachsende, boomende Stadt wie Wien. In solchen Städten wird normalerweise Wohnraum knapp und ist Spekulation Tür und Tor geöffnet.

Unser Rückgrat sind natürlich die 220 000 Gemeindebauten, die wir in Wien haben. Im Gemeindebau zahlt man eben im Schnitt um 50 Prozent weniger als auf dem freien Wohnungsmarkt. Und weil es diese Wohnungen gibt, die selbstverständlich den sozial Schwachen zur Verfügung stehen, wird auch der Preisanstieg in allen anderen Sektoren entsprechend gedämpft. Daher sind wir froh, dass wir die Gemeindebauten haben. Sie sind gut verwaltet, und wir wollen hier auch nicht privatisieren. Davon ist jetzt auch die ÖVP schon abgekommen, sie versucht jetzt halt, irgendeine neue Verwaltung zu installieren, aber ich prophezeie, dass auch das im großen Stil nicht klappen wird.

Dass Wiener Wohnen hier entsprechend investiert, möchte ich Ihnen ebenfalls nicht vorenthalten: 232 Millio-
nen werden in den baulichen Bereich investiert, 390 Mil-
lionen in die Erhaltung, das sind zusammen 622 Millio-
nen für die Mieterinnen und Mieter. Und die IFES-Studie, die von allen, auch von der Opposition, gerne zitiert wird, zeigt, dass 72 Prozent der Betroffenen sehr zufrieden oder zufrieden sind. Es ist also ein sehr hohes Ausmaß an Zufriedenheit vorhanden. Natürlich ist das Ziel immer 100 Prozent, aber man muss sagen, dass die Mieterinnen und Mieter mit Wiener Wohnen zufrieden sind, und wir sind stolz darauf, dass wir mit Wiener Wohnen derzeit eine gut funktionierende Hausverwaltung haben.

StRin Brauner und StR Ludwig ist es gelungen, die Wohnbauförderung auf gleichem Niveau zu halten. Das war an sich schon ein Erfolg, denn es hat auch ganz andere Pläne gegeben. Wir brauchen das Geld, und wir setzen es auch entsprechend ein. Es ist geplant, dass wir bis zum Jahr 2010, also in den nächsten drei Jahren, 20 000 Wohnungen errichten, und diese 20 000 Wohnungen werden sicherstellen, dass die Mieten trotz des Wachstums nicht ins Endlose steigen können, weil entsprechend dem steigenden Bedarf eben mehr gebaut werden kann.

Der geförderte Wohnbau ist daher wichtig für die Mietenhöhe, aber nicht nur für die Mietenhöhe, sondern er ist auch für die Bauwirtschaft im Sinne des Wirtschaftswachstums und der Arbeitsplätze, die damit gesichert werden, wichtig. Bei der Objektförderung im Neubau haben wir am 19. Juni des heurigen Jahres die Förderung bis zu 115 EUR angehoben. Voraussichtlich werden heuer 6 800 Wohneinheiten gefördert, und die Objektförderung wird von 251 auf 291 Millionen angehoben. 

Zur Sanierung: Wir versuchen, gerade bei speziell ausgesuchten Gebieten die Sanierung voranzutreiben, aber auch zum Beispiel bei Gemeindebauten, Dachgeschoßwohnungen et cetera, et cetera. Es geschieht also auch etwas sozusagen im eigenen Wohnraum, und es stimmt nicht, dass Wien nichts tut. In den bestehenden Bauten geschieht sehr wohl auch etwas: Im gürtelnahen Bereich wird saniert, die Wohnsubstanz wird verbessert, und wir versuchen damit, keine großflächigen Problemräume zuzulassen, was uns auch gelingt. Natürlich gibt es fallweise trotzdem da oder dort Bausünden von Privaten, hinsichtlich welcher wir aber entsprechend vorgehen und versuchen, das hintanzuhalten.

Zur Subjektförderung: Auch die einzelnen Mieter werden mit 116,5 Millionen EUR gefördert. Die allgemeine Wohnbeihilfe von 31 Millionen EUR ist für 26 000 Wohnbeihilfenbezieher vorgesehen. Dabei muss man hinzufügen, dass wir vor wenigen Jahren mit 14 000 BezieherInnen gestartet sind, jetzt aber bereits auf 26 000 Wohnbeihilfenbezieher kommen werden. Bei der Wohnbeihilfe im geförderten Bereich gibt es 19 000 Neubauförderungen und 8 100 Sanierungsförderungen.

Wir sind stolz drauf, dass es das gibt, besser wäre es aber selbstverständlich, wenn die MieterInnen das Geld hätten, um die Miete gleich zu bezahlen. Ich befürworte, dass man Wohnbauförderungen durchführt und dass es eine Subjektförderung gibt. Allein kann das Wien aber nicht machen. Das ist auch eine Frage der Wirtschaftspolitik und eine Frage von Kollektivverträgen. Das Beste wäre natürlich, wenn die Leute das Geld hätten und wir das Geld direkt für Objektförderung verwenden könnten, aus der sich dann wieder geförderter Wohnbau ergibt.

Jedenfalls ist die Entwicklung so, wie ich sie geschildert habe. Die Geldaufwendungen steigen, und das leisten wir uns als Stadt. Die Wohnbauförderung zeigt, dass wir entsprechende Mittel aufwenden. Sozusagen die Hardware ist, dass wir mit Förderungen neu bauen und auch Subjektförderung betreiben. Ein neuer Schwerpunkt ist die allgemeine Wohnbeihilfe für entsprechende Wohnzufriedenheit und Wohlfühlen. Das wurde auch stark durch StR Ludwig veranlasst, und wir versuchen, das noch auszuweiten. Wenn das eine die Hardware ist, dann ist das die Software, dass wir uns darum kümmern, wie sich die Menschen fühlen und wie das Zusammenleben funktioniert. Es ist nämlich entscheidend, wie man sich beim Wohnen in Wien fühlt. Mit drei Komponenten, die eh bekannt sind, kann es zu einem entscheidenden Durchbruch kommen:

Erstens gibt es nun Mietervertreter bei Wiener Wohnen. Es ist dies übrigens die einzige Hausverwaltung mit einem eigenen Statut, wonach die Mietervertreter gewählt werden. All das gibt es bei Privaten nicht, und ich meine, es ist gut, dass Wiener Wohnen hier als Vorbild herangezogen werden kann. Wir versuchen, mit diesen Mietervertretern gemeinsam zu arbeiten. Der Stadtrat selbst hat bei einer sehr gut besuchten Veranstaltung im Rathaus den Startschuss gegeben. Es gibt hier Schulungen und Unterstützung der Mietervertreter gemeinsam mit dem Wiener Wohnservice. Das ist eine Schiene, wie wir Wohnzufriedenheit stärken können, denn so können die Mieter direkt in ihre unmittelbare Umgebung eingreifen. Natürlich können sie zum Beispiel auch Betriebskostenabrechnungen nicht nur überprüfen, sondern auch Rückfragen stellen und beeinspruchen.

Zweitens treibt der Stadtrat ein modernes Hausbesorgergesetz voran. Da sind wir auf den Bund angewiesen. Umfragen unter den MieterInnen zeigen jedenfalls, dass sie sich mehrheitlich wieder einen Hausbesorger oder eine Hausbesorgerin wünschen. Natürlich soll es die Wahlfreiheit der MieterInnen geben, aber es geht auch in Anbetracht der Umfragen darum, dass wir im Bund ein modernes Hausbesorgergesetz schaffen, das arbeitsrechtlich natürlich neu strukturiert sein muss und das den neuen Herausforderungen entspricht, gemäß welchen weniger Wert auf Überwachung nach dem klassischen Verständnis, hingegen mehr Wert auf Mediation und Hilfe gelegt wird. Das müssen wir beim Bund durchsetzen. 

Der dritte Teil, der auch schon kommuniziert und ausgebaut wurde, sind die Gebietsbetreuungen. Wir haben die klassische Gebietsbetreuung in die Gebietsbetreuung Stadterneuerung umgewandelt, wir haben neue Gebiete für diese Gebietsbetreuungen Stadterneuerung fixiert, und die Sanierung soll in diesen Gebieten gemeinsam mit der Bevölkerung vorangetrieben werden. Das geschieht teilweise auch deshalb in neuen Gebieten, weil die alten Gebiete ja entsprechend gut bearbeitet wurden. Die Verlegung erfolgte in neue Gebiete, wo entsprechender Handlungsbedarf besteht, denn in den alten Gebieten waren wir bereits erfolgreich. Einer dieser erfolgreichen Teile ist zum Beispiel der Karmelitermarkt. In solchen Gebieten kann man klarerweise nicht immer weiter sanieren. Schließlich sind diese Arbeiten einmal erledigt und man muss anderswo weitermachen.

Das ist mit diesen Neuausschreibungen geschehen. Eine besondere Erneuerung war – wie sie im Volksmund heißt – die „Gebietsbetreuung Gemeindebau“, die offiziell „Gebietsbetreuung städtische Wohnhausanlagen“ heißt. Auch hier versuchen wir, entsprechend zu arbeiten. Hier erfolgte insofern eine Neustrukturierung, als das jeweils mit einem Servicezentrum von Wiener Wohnen, vor allem, was das Gebiet betrifft, korrespondiert. Das bedeutet, dass es, wenn man etwas mit der Verwaltung zu besprechen hat, entsprechende Ansprechpartner und ‑partnerinnen gibt, mit denen man ein Vertrauensverhältnis aufbauen kann. Das hat sich bisher sehr gut bewährt. Es wurde hier schon über Mediation, über Streitbeilegung und Konfliktregelungen gesprochen. Aber natürlich kommt auch das Städtebauliche nicht zu kurz: Es geht ja nicht immer nur um Streit zwischen den Mietern oder um Lärmprobleme, sondern zum Beispiel auch darum, dass Grünflächen neu gestaltet werden, dass Sportgeräte woanders untergebracht werden sollen und so weiter. Es gibt also auch weiterhin eine Anlaufstelle für städtebauliche Leistungen.

Der Kontakt mit den MieterInnen ist aber natürlich vordringlich und auch politisch sehr erwünscht, wobei es nicht nur um Konflikte geht. Zudem wurde auch die muttersprachliche Mediation ausgebaut, und zwar in einer zentralen Einsatzgruppe, damit man Wien-weit agieren kann.

Es geht aber, wie gesagt, nicht nur um Konflikte, sondern auch um Gestaltung und Planung, und die stadtplanerische Qualität ist auch gegeben. Gemeinsam mit den MietervertreterInnen und der Gebietsbetreuung versuchen wir, das friedliche Zusammenleben in Wien entsprechend zu fördern. Wenn es dann auch noch das Hausbesorgergesetz gibt, was ja beim Bund liegt, dann werden wir vermutlich das getan haben, was Politik eben leisten kann. Man kann nämlich nicht erwarten, dass alle Konflikte von der Politik – so wohlmeinend und gut sie auch sein mag – gelöst werden können. Irgendwelche Nachbarschaftskonflikte wird es immer geben. Das, was wir tun können, hätten wir aber dann über die drei Schienen erreicht, und wir haben, wie gesagt, auch Instrumente, die entsprechend greifen.

Ich habe es schon erwähnt: Die Wienerinnen und Wiener wohnen gerne in den städtischen Wohnhausanlagen. Ich möchte jetzt noch auf die Zukunft des Wohnens und auf unsere Ökoforderungen eingehen: Es gibt 168 Anträge für Niedrigenergie-Passivhäuser, 179 Anträge für Wärmepumpenförderung, 324 Anträge für Gasbrennwertgeräte, 106 Anträge für Biomasseförderung und 297 Anträge für Solaranlagen. Das betrifft insgesamt über 4 Millionen EUR, und das zeigt, dass wir nicht nur qualitativ, sondern auch quantitativ entsprechend arbeiten. Ich erspare Ihnen jetzt Details, um ein bisschen an Tempo zuzulegen, ich möchte nur zeigen, dass auch dafür viel Geld ausgegeben wird.

Für die thermische Gebäudesanierung wurden 30 Millionen EUR mit rückzahlbaren Baukostenzuschüssen aufgewendet. – Das zu der Frage, was eigentlich im Bereich der thermischen Sanierung geschieht. 

Diese Förderungen zeigen, dass wir in Wien auch ökologisch vertretbar bauen, dass die Ökoförderungen vor allem auch Eigenheime und Wohnhäuser in Kleingärten betreffen, dass wir also auch diese Wohnform nicht nur nicht vergessen, sondern durchaus erheblich fördern. 

Es zeigt sich, dass wir in Wien nicht nur Wohnungen errichten. Vielmehr hat StR Ludwig unter Einbeziehung aller Abteilungen und Mitarbeiter angefangen, auf Wohnzufriedenheit Wert zu legen, und dafür sprechen wir allen, die hier beteiligt sind, auch entsprechenden Dank aus. Meinen herzlichen Dank richte ich auch an Wiener Wohnen. Durch das Budget 2008 wird gesichert, dass Wien ein guter Ort zum Wohnen ist und bleibt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr Mag Kowarik. Ich bitte ihn zum Rednerpult.

GR Mag Dietbert Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Trotz der fortgeschrittenen Stunde werde ich mir erlauben, noch das eine oder andere Wort über unseren Geschäftsbereich zu verlieren.

Gleich am Beginn möchte ich auf den Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP betreffend Punks in Wien eingehen, der schon vorliegt und den Kollege Dworak nach mir einbringen wird. Da wird in der Begründung in – wie ich fast sagen möchte – geschwollenen Worten Verständnis für die Punks gezeigt. – Das soll so sein! Interessant wäre aber vielleicht gewesen, wenn Sie sich auch angehört hätten, was Ihre Bezirksräte in der Bezirksvertretungssitzung letzten Donnerstag dazu gesagt haben. Sie haben nämlich weniger Verständnis gezeigt. Im Gemeinderatsklub besteht aber offenbar eine andere Meinung. 

Es ist nichts Neues, dass wir von der FPÖ nicht ganz einsehen, dass dermaßen viele Mittel für ein derartiges Punkerhaus aufgewendet werden. Ich glaube, dass diese Mittel wesentlich besser eingesetzt werden können. Zur Wohnbeihilfe gehören auch Heizkostenzuschüsse, und diese könnte man zum Beispiel um dieses Geld erhöhen. Es geht ja nicht darum, dass man diesen Herrschaften überhaupt keine Unterstützung zukommen lässt, es muss aber auch klar sein, dass Solidarität keine Einbahnstraße sein kann. Das bedeutet, dass man von jemandem auch verlangen können muss, dass er auf einen zugeht und gewisse Dinge akzeptiert. Die Erfahrungen im Bereich des Ernst Kirchweger-Hauses oder auch im Bereich der inneren Mariahilfer Straße haben aber gezeigt, dass das nicht geschehen ist, und es wird leider Gottes auch bei uns im 15. Bezirk nicht geschehen. 

Richtig ist, dass der Standort Johnstraße 45 falsch ist. Die ÖVP sagt, dass ein geeigneter Standort gefunden werden möge. Vielleicht hat man diesen bereits gefunden. Die Punks waren bei den GRÜNEN ja schon zu Besuch. Wenn die ÖVP so gerne bereit ist, denen zu helfen, dann wäre ja vielleicht auch der ÖVP-Klub der richtige Platz, und vielleicht wäre auch der SPÖ-Klub nicht uninteressant.

Tatsache ist aber jedenfalls – da haben Sie schon recht, das muss noch festgestellt werden –, dass der Standort Johnstraße 45 ganz falsch ist. Ich verweise diesbezüglich auch auf unseren Antrag, den ich gestern in der Generaldebatte eingebracht habe, und ich gehe davon aus, dass die ÖVP diesem zustimmen wird. Dem vorliegenden Antrag können wir nicht zustimmen. Wir sehen, dass die ÖVP grundsätzlich für ein Punkerhaus ist. Wir sind nicht dafür und daher werden wir dagegen stimmen. 

Meine Damen und Herren! Jetzt zum eigentlichen Geschäftsbereich, zum Wohnbau. Am Beginn der Budgetdiskussion hat uns die Frau Vizebürgermeisterin gesagt, dass in Wien die richtigen Schwerpunkte gesetzt werden und wurden und dass deshalb die Lebensqualität in Wien besonders hoch ist. – Da hat sie sicherlich betreffend sehr viele Bereiche recht, das kann man hinsichtlich sehr vieler Bereiche unterstreichen. Aber leider gibt es gerade beim kommunalen Wohnbau in Wien viele Bereiche, in denen es mit der Zufriedenheit der Wienerinnen und Wiener nicht aufs Beste bestellt ist. 

Im Gegenteil: Es gibt eine Vielzahl von Beschwerden von Gemeindebaubewohnern, da seit einigen Jahren das Zusammenleben im Gemeindebau vor allem durch die massive Zuwanderung von Ausländern und Neo-Österreichern immer problematischer wird und Lebensqualität verloren geht. Das ist nichts Neues, die Probleme reichen von unzumutbarer Lärmbelästigung bis spät in die Nachtstunden, Geruchsbelästigung, Verschmutzung, Konflikte um gemeinsam zu benützende Bereiche wie zum Beispiel Waschküchen über das Negieren von Hausordnungen bis zu unüberbrückbaren Sprachbarrieren, weil viele dieser Leute mangelnde oder überhaupt keine Deutschkenntnisse aufweisen.

Meine Damen und Herren! Diese Probleme sind nicht neu, und die Stadt Wien hätte eigentlich schon Zeit gehabt, adäquat auf diese Probleme einzugehen und zu reagieren. Wir stellen fest – und viele Bewohner sagen das Gleiche –, dass die bisherigen Aktionen leider keinerlei Verbesserungen gebracht haben. Auch die großartig angekündigten Konfliktpräventionsmaßnahmen im Gemeindebau sind offensichtlich leider ins Leere gegangen und zeigen bis jetzt kaum eine positive oder überhaupt keine Wirkung. Es wäre aber durchaus Aufgabe der Politik, dafür zu sorgen, dass dieses Zusammenleben wieder funktioniert und im Gemeindebau wieder Harmonie einkehren kann.

Allerdings wissen wir, dass dazu eine ehrliche und wirksame Integrationspolitik notwendig ist, wir wissen aber leider Gottes auch, dass diese in Wien nicht stattfindet. Ich habe schon einmal dazu Stellung genommen beziehungsweise Ihnen erzählt, dass Frau StRin Frauenberger einen diesbezüglichen Geistesblitz hatte. Ich habe das schon einmal vorgetragen. Ich wiederhole es aber gerne, damit diese Erkenntnisse vielleicht auch in den Bereich des Wohnbaus durchsickern: Die Frau Stadträtin hat festgestellt, dass es klare Vorgaben für Zuwanderer geben muss und ihnen klarer als bisher gesagt werden soll, was wir unter Integration verstehen. Sie fordert von den Neo-Wienern, Kindern nicht bis nach 22 Uhr in den Hof gehen zu lassen und sich an Gesetze zu halten. – Das Problem ist also offenbar nicht mehr wegzureden, inzwischen ist ja auch schon die Frau Integrationsstadträtin draufgekommen, dass hier massive Probleme bestehen. Die Erkenntnis allein ist allerdings zu wenig, da müssten auch wirkliche Taten folgen, und diese vermissen wir leider Gottes bis jetzt.

Meine Damen und Herren! Wir stehen aber auch noch vor anderen Anforderungen im Wohnbereich in diesem Zusammenhang. Wie Sie wissen, setzt die in Kraft getretene Gleichbehandlungsrichtlinie der EU fest, dass auch Drittstaatsbürger – also Nicht-EU-Bürger – nach fünf Jahren Zugang zu Sozialleistungen der Stadt und natürlich auch Zugang zu Gemeindewohnungen haben sollen.

Wir wissen, dass bereits jetzt ein Drittel der Mieter aus Bevölkerungsgruppen mit Migrationshintergrund stammt. Einstweilen besteht noch relativ wenig diesbezügliches Interesse dieser Personengruppe. Ich nehme an, dass es noch relativ wenige Anträge gibt. Klar ist aber auch, dass rund 100 000 Personen anspruchsberechtigt wären, und diese Zahl wird sicherlich nicht abnehmen, weshalb ziemlich sicher ist, dass die Betroffenen in voraussehbarer Zeit derartige Ansprüche tatsächlich stellen werden und dass diese dann auch bewilligt werden. Damit ist auch klar, dass der Zugang der eingesessenen Wienerinnen und Wiener noch mehr zurückgedrängt wird und dass die sich schon abzeichnende Ghettoisierung in städtischen Wohnhausbereichen teilweise flächendeckende Realität werden würde. 

Wir fordern geeignete Maßnahmen, mit denen ein vernünftiges Gleichgewicht gewährleistet wird und die gegen die soziale Fehlentwicklung im Interesse der Wienerinnen und Wiener vorbeugen. Dabei geht es vor allem um eine Quotenregelung, die ja nicht nur von uns gefordert wird. Außerdem wäre es natürlich wichtig, auch im Hinblick auf die prognostizierte Bevölkerungsentwicklung – wir werden ja sehr viele neue Bürger bekommen – die Neubautätigkeit voranzutreiben. Dazu hat meine Kollegin Frank schon ausführt, dass wir uns auch wünschen würden, dass wieder Gemeindebauten errichtet werden und dass die Wohnbauförderungsmittel auch dafür benützt und nicht nur in den Genossenschaftsbereich gesteckt werden.

Zum Bereich Gleichbehandlungsrichtlinie eine kurze Anmerkung: Die Kollegen von den Grünen haben schon öfters gesagt – und das stimmt auch, das muss ich zugeben –, dass die SPÖ das Problem bis vor Kurzem negiert hat: Wenn man bei Wiener Wohnen als Berechtiger angerufen hätte, dann hätte man die Auskunft bekommen: Das gibt es nur für Staatsbürger beziehungsweise für EU-Bürger. Und auch im Internet war das bis vor nicht allzu langer Zeit falsch angegeben. Wenn man nachgeschaut hat, dann musste man feststellen, dass nach der offiziellen wien.at-Homepage nur Österreicher beziehungsweise EU-Bürger Anspruch haben. – Ich meine, dass klar ist, dass man im Fall, dass die gesetzlichen Voraussetzungen bestehen, diese auch vollziehen muss beziehungsweise richtig darstellen muss, wie die Rechtslage ist. Inzwischen wurde das aber Gott sei Dank schon geändert.

Meine Damen und Herren! Es gibt aber auch im Bereich der Verwaltung der Gemeindewohnungen Beschwerden der Mieter, vor allem bezüglich Betreuung und insbesondere im Hinblick auf die telefonische Serviceleistung. Ich glaube, da gibt es sehr viele Beschwerden. Oftmals dauert es leider Gottes mehrere Tage, bis man vom zuständigen Mitarbeiter von Wiener Wohnen zurückgerufen wird und die jeweiligen Probleme tatsächlich behandelt werden. Sogar bei an und für sich einfach zu beantwortenden Anfragen wie zum Beispiel bei der Frage nach aushaftenden Mietzinsen dauert es Tage, bis man tatsächlich vom zuständigen Sachbearbeiter zurückgerufen wird. Das ist eigentlich nicht notwendig! Hier wären Verbesserungen dringend notwendig. 

Meine Damen und Herren! Leider vermissen wir bis jetzt wirksame Verbesserungen im Bereich der Gemeindebauten und können auch in der künftigen Schwerpunktsetzung der Stadt Wien zu wenig sinnvolle Ansätze finden. Daher lehnen wir den vorliegenden Budgetvoranschlag ab. – Danke schön. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Am Wort ist Frau GRin Dipl-Ing Gretner. 

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Auf Grund der fortgeschrittenen Stunde werde auch ich versuchen, meine Ausführungen möglichst kompakt zu halten. Ich möchte drei konkrete Themen ansprechen, die im Bereich Wohnen sehr wichtig sind und eigentlich eine zu geringe Rolle in unserem Bewusstsein spielen.

Es gibt in der Geschäftsgruppe Wohnen die Magis-
tratsabteilung 69, die für Grundankäufe und –verkäufe zuständig ist. Davon handeln meist auch die interessantesten Debatten im Ausschuss, und ich meine jetzt nicht den Verkauf von Flächen für Kleingärten, sondern zum Beispiel – was leider viel zu selten vorkommt – den Ankauf von Grünräumen, um Parks zu realisieren. Es wird zwar in letzter Zeit immer wieder ein Tagesordnungspunkt angesetzt, bei dem es um den Ankauf von Flächen geht, aber ich glaube, es müsste uns allen viel mehr zu denken geben, wenn man sich die Stadtentwicklungsgebiete ansieht, wie sehr in Wahrheit die Grünräume und auch die Ausdehnung der Grünräume im Vergleich zum sozialen Wohnbau der 30er Jahre, ich nenne jetzt nur den Karl-Marx-Hof, vernachlässigt werden.

Ich finde es eigentlich ziemlich schändlich, dass wir das in unserer Gesellschaft anscheinend nicht mehr leisten können oder wollen. In diesem Zusammenhang habe ich auch eine Anfrage an den Herrn Stadtrat und an die Geschäftsgruppe Planung gestellt. In der Flächenwidmung gibt es nämlich ein Instrument beziehungsweise eine Festsetzung, das so genannte ÖZ, was die Abkürzung für „Grundfläche für öffentliche Zwecke“ ist. „Diese Flächen sollen in angemessener Form“ – ich zitiere die Bauordnung – „von der Stadt Wien angeeignet werden und sind für die Errichtung von Bauten und Anlagen, die der Erfüllung von öffentlichen Aufgaben dienen, reserviert.“

Dabei geht es also um sehr wichtige Flächen, die sich oft auch im relativ dicht verbauten Stadtgebiet befinden, die für Schulen oder auch für Parkanlagen reserviert waren. Ich sage jetzt deshalb „waren“, denn die letzte Flächenwidmungsreform fand 1996 statt. Seit damals bis vergangenen August wurden alle Pläne wegen eines Verfassungsgerichtshofurteils überarbeitet. Laut Bauordnung verfällt diese Widmung ÖZ allerdings nach zwölf Jahren. Sie wird unwirksam und kann erst wieder nach zehn Jahren festgesetzt werden. Im Hinblick darauf wird allen, die kopfrechnen können, klar, dass, wenn das 1996 festgesetzt wurde und zwölf Jahre wirksam ist, nächstes Jahr diesbezüglich ein ziemlich entscheidendes Jahr wird.

2008 entfallen diese Festlegungen, und dann wird es total wichtig sein, dass die Stadt Wien nicht verschläft, diese Grundflächen rechtzeitig angekauft zu haben oder zumindest in Verhandlungen getreten zu sein. Wenn das nämlich verfallen ist, dann ist es zu spät, und das wäre wirklich ein großes Problem, weil man diese Flächen für öffentliche Aufgaben vor allem im dicht gebauten Stadtgebiet dann nur noch sehr schwer bekommen kann. – Ich bin jetzt deshalb sehr neugierig, was die Anfragebeantwortung ergeben wird, und hoffe, dass entsprechende Schritte schon eingeleitet worden sind, weil ich meine, dass es genau unsere Aufgabe ist, für die Durchsetzung dieser öffentlichen Zwecke rechtzeitig Sorge zu tragen. 

Der zweite Themenbereich wurde schon kurz angeschnitten, die Bauordnungsreformgruppe. Ich finde es sehr angenehm, dass es diese gibt. Ich sehe es sehr positiv, dass wir da rechtzeitig unsere Ideen einbringen können. Das Klima ist sehr gut in dieser Gruppe. Zwar habe ich bereits einen bösen Blick geerntet, weil ich relativ gut vorbereitet bin und doch etwa 30 Paragraphen für diskussionswürdig halte, aber ich glaube, dass wir da einiges weiterbringen werden. Die Bauordnung soll durch diese Reformgruppe ja nicht komplizierter gemacht werden, sondern es könnten Lücken, die wir aus der Praxis kennen, geschlossen werden, und die Bauordnung könnte vielleicht sogar in dem einen oder anderen Paragraphen verbessert, vereinfacht und vor allem verständlicher gemacht werden. 

Die Schwierigkeit in dieser Gruppe sehe ich darin, dass es da um sehr viele Themen geht. So ist beispielsweise die Information bei Flächenwidmungsverfahren in der Bauordnung geregelt, obwohl das eigentlich mehr die Planungsgruppe angeht. Dasselbe gilt für die Kontrolle durch ZivilingenieurInnen bei Bauvorhaben. All diese Themen sind eigentlich geschäftsgruppenübergreifend zu sehen. Da wird eine Zusammenarbeit mit der Planungsabteilung nötig sein, und wie sich heute wieder einmal gezeigt hat, ist diese nicht immer ganz einfach. Trotzdem bin ich zuversichtlich, dass wir gemeinsam einiges Positives erarbeiten werden. 

Dritter Punkt: Ich möchte Herrn Kowarik wieder einmal widersprechen. – Man kann Ihre Darstellung nicht unwidersprochen lassen, dass Migrationshintergrund automatisch soziale Fehlentwicklung bedeutet. So haben Sie das aber in etwa formuliert. Migrationshintergrund haben nämlich beispielsweise auch viele Bewohner und Bewohnerinnen des 19. Bezirks, weil sie im diplomatischen Dienst arbeiten, und nach Ihrer Theorie müsste es ja auch dort zu sozialen Fehlentwicklungen kommen. Die Verknüpfung, dass Migrant automatisch Problem bedeutet, dürfte aus Ihren Köpfen leider nicht hinauszubekommen sein! Dennoch ist das wirklich eindeutig zurückzuweisen. 

Ich glaube eher, dass der positive Ansatz wichtiger ist, Gebietsbetreuungen und Mediation personell besser auszustatten. Ich glaube, die Leute dort arbeiten ziemlich am Rande ihrer Kräfte, tragen große Verantwortung und bräuchten sehr wohl eine stärkere personelle Ausstattung und logischerweise auch mehr Budget für diese Aufgaben. Dort geht es eher um soziale Konflikte als um sonstige Konflikte. Nachdem diese Budgetmittel aber nicht vorgesehen sind, werden wir dem Budget auch im Bereich Wohnen nicht zustimmen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Ing Mag Dworak.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

„I have a dream“, so beginnt die große Rede von Martin Luther King jr, die er anlässlich der großen Protestkundgebung in Washington DC am 28. Juni 1963 vor mehr als 250 000 Teilnehmern der Bürgerbewegung hielt.

Die Rede endet mit „I have a dream today“ und weist auf die großen Ziele und Visionen hin, die der Stadt aber fehlen. Ich glaube, diese Stadt hält es mit dem SPÖ-Altbundeskanzler Franz Vranitzky, der einmal gesagt hat: „Wer Visionen hat, soll zum Arzt gehen.“

Schon 2020 wird Wien mehr als 2 Millionen Einwohner haben, also um rund 10 Prozent mehr als heute. Die geförderte Wohnbauleistung von 5 500 Wohneinheiten im heurigen Jahr soll innerhalb der nächsten drei Jahre auf insgesamt 20 000 Wohneinheiten wachsen.

Wie sieht die weitere Zukunft aus? – Bei der letzten wohnwirtschaftlichen Tagung der gemeinnützigen Wohnbauträger konnte man hinsichtlich des jährlichen Neubaubedarfs bis 2015 von einem Anstieg von rund 8 500 auf etwa 12 500 Wohneinheiten hören. Das entspricht einem Plus von 48 Prozent.

Auf diese Frage ist uns der Herr Stadtrat aber eine Antwort schuldig geblieben. Vielleicht machen sich einzelne Beamte der Stadt Wien Gedanken. Vom Herrn Stadtrat haben wir bisher in diese Richtung aber noch nichts gehört. Das Budget der Stadt Wien im Bereich Wohnbau ist eine phantasielose Fortschreibung der Vergangenheit. Mit diesem Budget verspielt Wien seine Zukunft.

Es gibt zu wenige Sanierungsprojekte für den Gürtel, obwohl uns jedes Sanierungsprojekt des Gürtels als Großtat der Stadt Wien im Wohnbau stolz verkündet wird. Wie viele Einzelpresseaussendungen hat es nicht schon zu diesen Projekten gegeben? Am Gürtel und in unmittelbarer Nähe des Gürtels gibt es allerdings auch heute noch eine ganze Reihe von Wohnbauten, die seit 1910 mehr oder weniger nicht mehr renoviert wurden. Zwar ist der Anteil an Substandardwohnungen in den letzten Jahren deutlich zurückgegangen, trotzdem gibt es in Wien noch rund 7,5 Prozent C- und D-Wohnungen, in welchen viele Menschen unter erbarmungswürdigen Umständen leben: Überbelag, Klo auf dem Gang und Kriminalität sind auch dort ein Problem.

Statt dass man ein Konzept erarbeitet, das viele Wohnobjekte entlang des Gürtels einbezieht, die oft auch privaten Hausbesitzern gehören, hat man zu diesem Übelstand in unserer Stadt keine wirklichen Antworten.

Ein negatives Beispiel für die innere Stadterneuerung ist für mich der Verkauf von hochwertigen KAV-Gründen, wie das zum Teil in Hietzing beim Geriatriezentrum am Wienerwald oder in Penzing bei den Steinhof-Gründen geschieht. Meist erfolgen die Ausschreibung und die Projektbetreuung durch die Wien Holding, die sich zum größten Spekulationsunternehmen der Stadt mausert.

Auch auf die Energieproblematik gibt es derzeit nur zögerliche Antworten. Während die Stadt selbst durch die Wien Energie kräftig an den Energiekosten beteiligt ist und mit jeder Erhöhung kräftig verdient, hat sie keine wirkliche Antwort auf die steigenden Energiepreise. So könnten beispielsweise die durch die Tariferhöhung zusätzlich verdienten Millionen in eine Stadtsanierungsinitiative gesteckt werden, um so den Mieterinnen und Mietern zumindest einen Teil der Heizkosten zu ersparen. Durch eine thermische Vollsanierung könnte der Energiebedarf um bis zu 90 Prozent vom ursprünglichen Verbrauch reduziert werden.

Auch im Zusammenhang mit dem Eigentum geschieht nicht wirklich etwas: Diese Stadtregierung fördert kaum Projekte im Eigentum. Nur knapp 160 Projekte wurden gefördert, und das ist viel zu wenig. Das passt wohl nicht in das ideologische Konzept dieser Stadt! Hier ist man der Meinung, dass Miete die beste Lösung ist, denn so kann man die Menschen in Abhängigkeit halten, und sagt: Pfui, Eigentum! 

Meine Kollegin Gretner hat zur Bauordnung schon etliches gesagt. Ich möchte einige Punkte trotzdem teilweise wiederholen und auf diese hinweisen. – Für mich ist das größte Problem für die Bezirke der § 69. Es gibt zwar einerseits ein Verständnis für den Interpretationsspielraum der Behörde. Dass aber praktisch bei geringfügigen Überschreitungen der Bauordnung bereits ein Rechtsanspruch geschaffen wird und somit die Bauentscheidung in erster Instanz den Bezirksbauausschüssen entzogen wird, ist nicht akzeptabel. Auch die anderen Punkte betreffend Dachgeschoßausbauten, die Lösung für den § 84.1, ob trapezförmig oder dreiecksförmig, beziehungsweise die relativ neue Erdbebennormklasse 8 und die Durchführung mittels Kataster scheinen mir persönlich noch nicht ausgegoren zu sein.

Die Sicherheit im Bauverfahren und bei der Baudurchführung – in diesem Zusammenhang haben wir heute schon von der Schönlaterngasse gehört – ist für mich auch noch nicht gelöst. Die MA 37 beziehungsweise der Herr Stadtrat sind hier sicherlich gefordert. Der vierstöckige Ausbau und Aufbau ist widerrechtlich. Ich meine, hier muss mehr mit dem Krisenmanagement der Stadt gemacht werden. 

Kommen wir nun wieder zum Thema Wiener Wohnen und zur diesbezüglichen Endlosgeschichte: Wir hören von Problemfällen, von Organisationsproblemen, wir kennen die Ausreden wegen der Hausbesorger und die Schwäche in der Kontrolle.

Zuerst geht es mir einmal um das Budget von Wiener Wohnen: Der Abgang 2006 betrug 70 Millionen EUR, der Abgang 2007 betrug 100 Millionen EUR. 181 Millio-
nen EUR Neuaufnahme wurden budgetiert, real wurden es dann noch einmal 11,3 Millionen EUR mehr. Heuer wird es einen Abgang von 133 Millionen EUR bei 205 Millionen EUR Neuverschuldung geben. Die Gesamtschulden betragen somit 2,4 Milliarden EUR.

Über die Werkbundsiedlung haben wir schon sehr oft diskutiert. Das ist eine fast unendliche Geschichte! Bis heute konnte man kein Konzept für die Werkbundsiedlung mit ihren rund 64 Häusern anbieten. Bereits seit 2000 ist bekannt, dass diese Sanierung ansteht, bis heute ist aber nicht wirklich etwas geschehen. Für dieses architektonische Juwel aus der Zwischenkriegszeit, das 1932 gebaut wurde, gibt es bislang keine Lösungen. Ich erwarte mir trotzdem Lösungsvorschläge für das nächste Jahr.

Es gibt viele Einzelprobleme bei Wiener Wohnen wie die Fernwärme-Abrechnung oder die sich in die Länge ziehenden Termine für Wohnungsinstandsetzungen. Diese Probleme belasten Wiener Wohnen zusätzlich, weil somit die Wiedervermietung oft in weite Ferne rückt.

Weiters erwähne ich zum Beispiel die unnötigen Werbekosten. Sie alle kennen sicherlich die Beilage von heute. Es ist dies bestimmt wieder eine Jubelpostille, wie toll und schön es bei Wiener Wohnen ist. Die Kosten muss natürlich Wiener Wohnen zahlen, und wir jubeln mit. (Beifall bei der ÖVP.)

Kommen wir bei Wiener Wohnen auch zur Kontrolle: Bis heute kennen wir kein funktionierendes Kontrollsystem für die Abrechnungen der Gewerbetreibenden. Aussagen von Werkmeistern, die lauten: Wir haben zu viele Abrechnungen, wir können nicht jeden Auftrag kontrollieren!, sind einfach nicht akzeptabel.

Der jüngste Fall, der von der Mieterbeiratsplattform mieterecho.at aufgezeigt und in der „Kronen Zeitung“ veröffentlich wurde, betrifft die Sanierung des Dachs in einem Simmeringer Gemeindebau: Die Wohnung der Evelyn A wurde auf Grund unsachgemäßer Arbeit an der Isolierung des Daches viermal überflutet. Offen bleibt die Frage: Wer zahlt der Mieterin die zusätzlichen Kosten? – Solche Fälle zeigen, wie wichtig die Mietermietbestimmung im Gemeindebau ist! Wiener Wohnen sollte diesen Menschen, die sich organisieren, dankbar sein, dass sie die Arbeit von Wiener Wohnen besorgen. Dabei ist es aber auch wichtig, dass man diese Menschen ernst nimmt und die Stellung der Mieterbeiräte neu definiert. Zu diesem Zweck muss das Mietermietbestimmungsstatut von Wiener Wohnen, wie ich schon letztes Mal ausgeführt habe, geändert werden. Kollege Vettermann hat es als Großtat hingestellt, dass es dieses Mietermietbestimmungsstatut gibt. Ich finde das auch gut, allerdings muss man sich auch überlegen, wann Änderungen nötig sind.

Das Angebot an Mieterbeiratsschulungen von StR Ludwig ist leider Gottes nicht ganz so ausgefallen, wie man es hier dargestellt hat. Diese Schulungen sind von etlichen Mieterbeiräten extrem kritisiert worden. Ich möchte mich der Kommentare, die ich gehört habe, jetzt enthalten.

Dort ging es auch sehr emotional um das Thema Hausmeister, Hausbetreuung und Mietermitspracherecht, und da sind Worte gefallen, die ich so nicht im Raum stehen lassen möchte. Wenn man seitens Wiener Wohnen, die sich die HausbetreuungsgesmbH ja aussuchen konnte, sagt: Das ist unsere GmbH, und die Mieter haben da nichts mitzureden!, dann möchte ich sagen: Ich glaube, diesen Ton und diese Art haben sich die Mieterinnen und Mieter von Wiener Wohnen nicht verdient! (Beifall bei der ÖVP.)

Der neueste Streich betrifft die Außenbetreuungs GmbH im Zusammenhang mit der mangelnden Schneeräumung am letzten Freitag: Überraschenderweise ist in Wien einmal Schnee gefallen, nachdem es letztes Jahr wenig Schnee gab. Ich habe hier Fotos. In einem Fall hat es funktioniert, da haben Hausmeister diese Arbeit geleistet, im zweiten Fall waren es private Schneeräumer, die den Schnee beseitigt haben, und im dritten Fall, wo Sie auf den Fotos alles tief verschneit sehen, war die so gelobte Außenbetreuungs-Gesellschaft verantwortlich.

Ein anderer Fall ist der Kontrollamtsbericht 2006 betreffend die Weißenböckstraße, bauwirtschaftliche Sanierung: Schon seit einem halben Jahr hätte dort die interne Kontrolle von Wiener Wohnen funktionieren müssen. Bis heute gibt es jedoch anscheinend keine Abrechnung und keine Kontrolle.

Zur MA 50, Schlichtungsstelle: Es muss unbedingt eine Erklärung für immer wiederkehrende Vorfällen geben, dass nämlich die Schlichtungsstelle etwas vereinbart und Wiener Wohnen trotzdem versucht, ein Verfahren über das Gericht anzustrengen. Dazu muss man deutlich sagen: Entweder braucht man mehr Personal, oder es gibt andere Lösungsvorschläge. 

Zum Thema Gebietsbetreuung: Die Aufteilung der Tätigkeit der Gebietsbetreuung der MA 25 in drei Bereiche, nämlich für den Bereich von Wiener Wohnen, für die Stadterweiterungsgebiete und für die mobile Gruppe gegen Wohnungsspekulation, scheint mir sehr zielführend zu sein. Dabei erfolgt eine Umstellung der Gebietsbetreuung von bautechnischen zu sozialpolitischen Situationen. Diesbezüglich ist für mich noch keine Evaluierung in Sicht, ich meine aber, hier müsste unbedingt ein Evaluierungsbericht erfolgen.

Ebenso ist auch die Erhöhung der Zahl der Mediatoren auf 30 positiv. Diese Dienstleistung wird zugekauft. Weniger Verständlich ist für mich, dass diese Personen bis heute noch nicht alle eingesetzt wurden. Ich meine nämlich, dass es sehr wichtig ist, diese Mediatoren schnellstens in den Gemeindebauten einzusetzen. In diesem Zusammenhang möchte ich den Beschlussantrag zum Thema Punks in Wien Punkerhütte einbringen: 

„Die zuständige Stadträtin für Gesundheit und Soziales möge dafür Sorge tragen, dass der Standort für das Sozialprojekt für obdachlose Jugendliche ‚Punkerhütte’ im Konsens mit allen Beteiligten und Anrainern erfolgt und somit auch der Erfolg und die Akzeptanz dieses Projekts gewährleistet sind. Statt des geplanten Standortes in Wien 15, Johnstraße 45, möge ein geeigneter Standort gefunden werden. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrages.“ (Beifall bei der ÖVP.)

Zum Schluss möchte ich darauf hinweisen, dass die Stadt als Kostentreiber die Kosten für Wohnen natürlich extrem teuer macht. Der Anteil der Landesabgaben im Voranschlag für 2008 ist von zuerst 9,6 Prozent auf 10,1 Prozent gestiegen. Weiters denke ich an die Erhöhung der Kosten für die Müllabfuhr um 19,5 Prozent und für den Strom. 

Sehr aufschlussreich ist auch eine Beilage zum Budget 2008, in der über die Kostendeckung einiger Gebühren berichtet wird. Hier versucht man sicherlich wieder, Kostenerhöhungen auf Grund eines zu geringen Kostendeckungsgrads vorzubereiten. 

Ich fasse zusammen: Dieser Stadt fehlen erstens Visionen, zweitens wird das Eigentum von der Stadt Wien nicht gefördert, drittens sind die Änderungen der Bauordnungen dringend voranzutreiben, viertens ist Wiener Wohnen ein Millionengrab und mit der Organisation von rund 220 000 Wohneinheiten überfordert, fünftens greift die Neuaufstellung der Gebietsbetreuung noch nicht und muss evaluiert werden, und sechstens treibt die Stadt Wien die Wohnkosten in der Höhe. – Wir werden deshalb dem Budget nicht zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Petrides.

GRin Hedwig Petrides (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Auch wenn die Stunde schon ein bisschen fortgeschritten ist, muss ich Ihnen noch ein paar Zahlen nahebringen. Es geht schließlich ums Budget, und das Budget ist mit Geld verbunden, und Geld ist mit Zahlen verbunden. Ich werde mich aber relativ kurz halten.

Frau Kollegin Frank! Bevor ich mit meinen Ausführungen beginne, möchte ich Ihnen noch etwas zur Wohnbauförderung sagen: Wenn man die Entwicklung der Wohnbauförderung seit dem Jahr 2002 heranzieht, dann erkennt man eine jährliche Steigerung. 2002 betrug die Gesamtsumme 530 Millionen EUR, für 2008 sind 600 Millionen EUR veranschlagt, das sind um 70 Mil-
lionen EUR mehr. Ich glaube, das ist eine gewaltige Leistung der Stadt Wien! (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenruf von GRin Henriette Frank.)

Ich werde gleich bei den Förderungen bleiben: Für die Neubauförderung, also für die Objektförderung für den Wohnungsneubau sowie für die Subjektförderung anlässlich der Eigenmittelersatzdarlehen‑ und Wohnbeihilfegewährung sind 331 Millionen EUR veranschlagt.

Nach den Baukostensteigerungen der letzten Jahre – insbesondere der Stahlbetonkosten – war auch eine Valorisierung der für die Förderung zulässigen Baukosten notwendig. Um zu verhindern, dass die Baukostenerhöhungen zu 100 Prozent auf die Wohnungsnutzer überwälzt werden, wurde von der Landesregierung am 19. Juni 2007 – was, wie ich glaube, niemandem unbekannt ist – auch eine Anhebung der Förderung beschlossen. Unter Beibehaltung der Förderungssystematik im Sinne der Neubauverordnung 2001 wurden die als angemessen erachteten Baukostenerhöhungen mit einer Erhöhung der Darlehensforderungen um bis zu 115 EUR, abhängig von der Baustellengröße, abgefedert. Die Förderung besteht in der Gewährung eines Landesdarlehens als Fixbetrag, abhängig von der Baustellengröße und Rechtsform, im mehrgeschoßigen Wohnbau nunmehr in der Höhe von 440 EUR bis 700 EUR je Quadratmeter Nutzfläche.

Betreffend Wohnhaussanierung sind sowohl Leistungen für die Wohnungsverbesserung als auch für die Sockelsanierung, die thermische Sanierung und die Aufzugsförderung enthalten. Darin sind die Aufkategorisierung, die Umstellung der Heizungsanlagen auf emissionsärmere Anlagen, zum Beispiel auf Fernwärme, der Einbau von einbruchshemmenden Sicherheitstüren und, was ganz wichtig ist, Behindertenmaßnahmen enthalten. 

Für zirka 157 Sockelsanierungen wurde dem Baufortschritt entsprechend Vorsorge getroffen.

Für die thermisch energetische Gebäudesanierung – im Jahre 2005 wurden 109 und im Jahr 2006 650 Zusicherungen gegeben – werden zirka 30 Millio-
nen EUR an nichtrückzahlbaren Baukostenzuschüssen zur Verfügung gestellt, kombiniert mit Förderdarlehen in der Höhe von 12 Millionen EUR. Weitere 16,5 Millio-
nen EUR an nichtrückzahlbaren Einmalzuschüssen werden für den Einbau von Sicherheitstüren, für den Ausbau der Fernwärme, für die Aufzugsförderung, für Behindertenmaßnahmen und für die Grätzelsanierung verwendet.

Für die Subjektförderung werden für das Jahr 2008 116,5 Millionen EUR veranschlagt, davon allgemeine Wohnbeihilfe in Höhe von 40 Millionen EUR, Wohnbeihilfe im geförderten Bereich in Höhe von 51,5 Millio-
nen EUR, Eigenmittelersatzdarlehen in Höhe von 20 Mil-
lionen EUR und Superförderung in Höhe von 5 Millio-
nen EUR.

Nun zur Entwicklung der Wohnbeihilfe: Es wurde schon angesprochen, dass für das Jahr 2008 91 Mill-
ionen EUR vorgesehen sind. Das ist eine Steigerung um mehr als das Doppelte seit dem Jahr 2001, als es noch 40 Millionen waren. Natürlich steigt auch die Zahl der Wohnbeihilfebezieher: Im Jahr 2008 wird mit voraussichtlich 26 000 gerechnet. Im Jahr 2004 waren es 14 000.

19 000 Bezieher werden im Jahr 2008 in den Genuss der Neubauförderung kommen. Und auch bei der Sanierungsförderung gibt es einen stetigen Anstieg: 2004 waren es 5 300 Bezieher, 2008 werden es schon 8 000 sein.

Von den Gesamtausgaben stehen rund 70 Prozent für Investitionen zur Verfügung. Da im Jahr 2008 Widmungen für öffentliche Zwecke auslaufen, werden mehr als 15 Millionen EUR für Liegenschaftsankäufe veranschlagt.

Die sonstigen Ausgaben betreffen den Zweckaufwand, zum Beispiel die Grundsteuer und die Instandhaltung von Grund und Boden, sowie den Amts-Sachaufwand, bei dem erstmals auch die internen Mietkosten berücksichtigt sind.

Der Anteil der Liegenschaftstransaktionseinnahmen schwankt teilweise über die Jahre. Für 2008 wurden nur jene Transaktionseinnahmen veranschlagt, die aus Verkäufen jener Liegenschaften stammen, die von der MA 69 verwaltet werden. Die Miet- und Pachteinnahmen werden trotz des Verkaufs von bisher verpachteten Liegenschaften, zum Beispiel Kleingärten oder Baurechtsflächen, durch Bestandvertragsanpassungen beziehungsweise Vertragsneuabschlüsse gesteigert. 

Der MA 34 als internem Dienstleister für viele Magis-
tratsabteilungen obliegen insbesondere die Verwaltung, Erhaltung und Bewirtschaftung der eigenen städtischen Amtshäuser. Für die Flächenüberlassung an Magistratsdienststellen werden marktkonforme Raumnutzungskosten zur Vergütung vorgeschrieben. Die veranschlagten Einnahmen für 2008 betragen rund 50 Millionen EUR.

Die MA 34 verwaltet derzeit 413 Objekte, von Amtshäusern über Einzellokale und Vitrinen in Passagen bis zu Kirchen und Kapellen mit einer gesamten Fläche von rund 850 000 m². Davon sind 2 Prozent Einmietungen bei Wiener Wohnen und 16 Prozent Einmietungen in gemeindefremden Gebäuden. Für diese Objekte sind Ausgaben von rund 48,2 Millionen EUR veranschlagt.

Einen wesentlichen Anteil daran betreffen Mittel in der Höhe von 11,5 Millionen EUR für Investitionen, 8,8 Millionen EUR für die laufende Erhaltung der Amtshäuser sowie 20 Millionen EUR für die Anmietung von Büroräumlichkeiten in fremden Gebäuden und bei Wiener Wohnen und 2,5 Millionen EUR für Gebühren.

Lassen Sie mich nun noch ein paar Worte zu den Gebietsbetreuungen sagen: Diese bezirks- und grätzelbezogenen Einrichtungen bieten ein vielfältiges Informations- und Beratungsangebot zu Fragen des Wohnens und Wohnumfeldes, zum Stadtteilmanagement und zu Aktivitäten im Rahmen der sanften Stadterneuerung sowie ein Wien-weites Betreuungsservice für städtische Wohnhausanlagen an. Das Ziel ist eine Verbesserung des Zusammenlebens in den Betreuungsgebieten. 

Wie bisher wird auch im Jahr 2008 im Interesse der Bevölkerung an der Verbesserung von standortspezifischen Erfordernissen und Bedürfnissen seitens der Gebietsbetreuung gearbeitet. Die Stärkung der Öffentlichkeitsarbeit und die Unterstützung von gebietsbetreuungsübergreifenden, qualitätsfördernden Maßnahmen sind weitere Ziele, welche die MA 25 verfolgt und wofür finanzielle Mittel bereitgestellt werden sollen.

Auf Grund der Erfahrungen im Jahr 2007 ist geplant, das Dienstleistungsangebot der Wiener Gebietsbetreuungen für die BewohnerInnen städtischer Wohnhausanlagen gezielt zu erweitern und ausgesuchte Pilotprojekte im Bereich der Stadterneuerung und des Stadtteilmanagements zu ermöglichen.

Ich möchte jetzt noch einige Bereiche ansprechen.

Das Hochbaulabor wird im Jahr 2008 das Qualitätsmanagement auf den Baustellen dahin gehend auszubauen versuchen, als ein Großteil der im städtischen Bereich durchgeführten Sanierungen aus dem Bereich Fassaden und Fenster durch begleitendes Prüfwesen überwacht werden soll. Hiezu ist anzumerken, dass gerade diese Form von Überwachung einen entscheidenden Qualitätsunterschied zwischen derartigen Baustellen und Baustellen, bei denen keine derartige Überwachung durchgeführt wird, darstellt. Darüber hinaus ist naturgemäß die Fortführung der Untersuchungen im Bereich der Neueinführung des Eurocodes im Zusammenhang mit der Schadenseinwirkung Erdbeben ein wesentliches Schlüsselarbeitsgebiet.

Das Tiefbaulabor hat nach erfolgreicher Anerkennung als Prüfstelle große Möglichkeiten im Bereich der Prüfung von Rohren erworben. Weiters stellt selbstverständlich die Fortführung der umfassenden Prüf- und Überwachungstätigkeiten im Rahmen des Arbeitsgebietes Beton ein wesentliches Standbein dar.

Zuletzt möchte ich noch etwas anmerken: Mit Wirkung vom 1. Oktober 2007 sind das Institut für Umweltmedizin mit dem Physiklabor, dem Chemielabor, dem Biologielabor und dem Mikrobiologielabor und die Physikalisch-Technische Prüfanstalt mit dem Strahlenschutzlabor in die MA 39 unter dem neuen Namen „Prüf-, 
Überwachungs- und Zertifizierungsstelle der Stadt Wien" eingegliedert worden.

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich an dieser Stelle all diesen Dienststellen, den Magistratsabteilungen und den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern für ihr Engagement und für ihre Arbeit ein herzliches Dankeschön sagen.

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass die Gemeinde Wien wie in den bisherigen Jahren verstärkt bemüht sein wird, nicht nur die Wohnungssituation für tausende Menschen in unserer Stadt zu verbessern, sondern diese Wohnungen durch massive Förderungen auch leistbar zu machen.

Ganz zum Schluss möchte ich unserem StR Dr Ludwig für sein Engagement und für seine Arbeit, aber auch seinem Team, seinen Mitarbeitern und allen Beamtinnen und Beamten ganz herzlich danken. (Beifall bei der SPÖ.) Es wird hoffentlich auch weiterhin eine gute Zusammenarbeit zwischen Politik und Beamtenschaft geben!

Ich weiß, dass Sie dem Budget nicht zustimmen werden, aber die Hoffnung stirbt zuletzt. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Kenesei. Ich erteile es ihm.

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Mittlerweile füllt sich das Auditorium wieder. (GR Günther Reiter: Jetzt wird es auch spannend!) Schauen wir, ob es spannend wird!

Ich möchte jetzt zum Abschluss dieser Wohnbaudebatte ein Fallbeispiel heranziehen, damit Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren, sehen, dass es beim Wohnbauressort um die Wohnbauversorgung, aber natürlich auch um die Kosten geht, die rund ums Wohnen entstehen. Wohnen ist nämlich mehr, als vier Wände zu haben und einheizen zu können. Wohnen geht weit darüber hinaus, belastet allerdings mittlerweile auch weit über das hinaus, was in den letzten Jahren Standard war, die Haushaltskassen der Wienerinnen und Wiener.

Ich nehme als Fallbeispiel die Familie Brenner: Vater, Mutter und Kind Brenner. Er ist Alleinverdiener, das Haushaltseinkommen beträgt zirka 2 200 EUR netto, die Wohnung hat 74 Quadratmeter. Für diese Wohnung brennt die Familie Brenner 612 EUR im Monat. Zusätzlich brennt die Familie Brenner für Bau‑ und Grundkosten noch eine monatliche Rückzahlung in der Höhe von 250 EUR. Außerdem wohnt die Familie Brenner in einem Bezirk, wo es ein Parkpickerl gibt, und für dieses Parkpickerl darf die Familie Brenner auch mehr brennen, nämlich um 28 Prozent jährlich mehr. (GR Jürgen Wutzlhofer: Der Name „Brenner“ ist wirklich eine total originelle Sprachwahl!) Nicht wahr? Würden wir jetzt jemanden „Abzocker“ nennen, dann müsste man die Geschichte anders erzählen. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Das ist eine andere Geschichte!

In dieser Wohnung gibt es natürlich auch einen Stromanschluss. Dieser Stromanschluss wird genutzt, ab 1.1.2007 entstehen hier Mehrkosten pro Monat von rund 2,50 bis 3 EUR, das sind 6,3 Prozent, und am 1. März 2006 hat es auch schon einmal eine Strompreiserhöhung um 17 Prozent gegeben. Auch da darf die Familie Brenner also ordentlich brennen.

Beim Gas ist es ähnlich: In dieser Wohnung ist eine Gasetagenheizung, und es wird mit Gas gekocht, die Gaspreiserhöhung am 1.1.2007 belief sich auf 5,3 Prozent und am 1.2.2006 auf 17 Prozent, das ergibt Mehrkosten von rund 120 EUR pro Jahr. Auch da darf die Familie Brenner im wahrsten Sinne des Wortes brennen. 

Die 28-prozentige Abwassergebührerhöhung schlägt sich auf die Betriebskosten nieder, ebenso die Erhöhung der Müllgebühren um 19,5 Prozent, die sich somit auf 48 EUR im Schnitt pro Haushalt und Jahr beläuft. Auch hier ist die Familie Brenner bei denen, die brennen.

Herr Brenner hatte auch das Pech, krank zu werden und zwar so krank, dass er zwölf Tage ins Krankenhaus musste. Seit Juli 2005 gilt ja der neue höhere Tarif, der um 36 Prozent gestiegen ist. Also heißt es auch im Krankenhaus für den Herrn Brenner brennen.

Das Kind Brenner geht in den Kindergarten, auch dafür darf die Familie Brenner jedes Jahr um etliche Euro mehr bezahlen, derzeit brennen sie 272 EUR als Vollzahler.

Frau Brenner besucht dreimal in der Woche einem Kurs im WIFI, dorthin muss sie mit den Öffis fahren und darf auch für die Monatskarte seit dem 1.6.2007 um satte 10 Prozent mehr brennen.

Im Sommer geht es im Urlaub meist nach Balkonien oder, wenn das Wetter passt, ins Bad. Doch auch dieser Spaß kostet die Familie Brenner seit dem 1. Mai 2007 um einiges mehr, nämlich für Erwachsene um 12,5 Prozent mehr. Und in den Ferien lernt auch das Kind Brenner zu brennen. Es lernt, was in dieser Stadt angesagt ist, denn die günstige Wiesenkarte in den Ferien gibt es für Kinder nicht mehr.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das ist nur eine unvollständige Auflistung der Kosten, die Sie mit Ihren Beschlüssen hier in diesem Haus in den letzten Jahren hinaufgetrieben haben. (Zwischenruf von GR Mag Thomas Reindl.) 

Lieber Kollege Reindl! Von Schwarz-Blau war da jetzt keine Spur! Ich kann dir das aber gerne noch einmal vorlesen, wenn du möchtest! Ich habe nämlich noch neun Minuten Zeit.

Das Einzige, was Herr Brenner machen kann, ist brennen. Er hat einen Freund, der SPÖ-Funktionär ist und Zocker heißt. All seine Freunde nennen ihn in letzter Zeit allerdings Abzocker. Es hat sich irgendwie schon eingebürgert, dass der Herr Zocker jetzt der Abzocker ist! Und Herr Brenner ist eben der, der brennen darf.

Die SPÖ in diesem Haus hat zu verantworten, dass die Wienerinnen und Wiener immer mehr fürs Wohnen zahlen, immer mehr Gebührenbelastungen haben, immer mehr für Strom zahlen, immer mehr für Gas zahlen, dass die Öffis teurer geworden sind und das Parken teurer geworden ist und auch alle anderen Kosten in dieser Stadt mit der Valorisierung in die Höhe getrieben werden. Und Sie tun nichts, aber absolut überhaupt nichts, um das irgendwie abzufangen oder abzufedern, und das ist eigentlich das Ungeheuerliche! (Beifall bei der ÖVP. – GR Mag Thomas Reindl: Die ÖVP hat die verfügbaren Einkommen aller Österreicher stark gekürzt!)

Herr Brenner verdient netto 2 200 EUR, was durchaus kein schlechtes Einkommen ist. Der Familie Brenner bleibt nach Abzug aller Kosten, die sie tragen müssen, um die Lebenshaltung zu bewerkstelligen, 412 EUR zur freien Verfügung. Mit 412 EUR monatlich geht es im Sommer nach Balkonien und sonst nirgendwo hin oder in ein Bad, ins Laaerberg Bad, ins Stadionbad oder in ein anderes öffentliches Bad, und auch dort werden sie zusätzlich zur Kasse gebeten.

Sie bieten nichts, aber absolut nichts an, worin die Familie Brenner einen Sinn sieht, in dieser Stadt einen Mehrwert zu leisten. Sie werden ausgenommen und abgezockt. Das ist keine Politik, die wir unterstützen! (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Herr StR Ellensohn.

StR David Ellensohn: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich komme jetzt zu einem ganz anderen Thema. Da der Antrag betreffend die „PANKAHYTTN“ im 15. Bezirk erst nach meiner Rede eingebracht und dann auch von der FPÖ darauf eingegangen wurde, möchte ich jetzt ein paar Worte von Seiten der Grünen dazu sagen.

Der Antrag der ÖVP ist, wenn man ihn von oben bis unten durchliest, bis drei Zeilen vor dem Ende überraschenderweise fast schon hervorragend. Ich war nämlich letzte Woche bei der Bezirksvertretung im 15. Bezirk vor Ort und habe mir angehört, was alle Fraktionen dort von sich gegeben haben. Und ich gebe Herrn Kowarik nicht oft recht, aber er hat recht, dass die ÖVP dort eine andere Sprache gesprochen hat als jene, die dem Antrag hier zu entnehmen ist. Im Hinblick darauf frage ich mich, ob Sie sich jetzt zusätzlich informiert haben. Das wäre schön! Vielleicht sind Sie dann auf den Artikel in Wikipedia gestoßen, in dem „Punks“ genau erklärt werden. Da haben Sie vielleicht gesehen, dass es sogar „conservative punks“ gibt, die in den USA dazu aufgerufen haben, George Bush zu wählen. Das ist nur eine kleine Gruppe, aber diese Tatsache könnte ja einen kleinen Grund zu der Hoffnung geben, dass die 25 bis 30 Personen im 15. Bezirk eventuell dieser Gruppe angehören! (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Ich weiß das nicht. Ich habe öfters mit ihnen geredet, ich habe sie aber nicht nach ihrem Wahlverhalten gefragt.

Ich freue mich, dass in der Begründung, die fürs Protokoll leider nicht wiedergegeben wurde, sehr viele richtige Punkte stehen. Wir können dem Antrag jedoch deswegen nicht zustimmen, weil am Ende steht, dass statt des geplanten Standorts im 15. Bezirk ein geeigneter Standort gefunden werden möge. Und da werden sich die Bezirksgruppen der ÖVP vermutlich wieder einig sein. Die 23 Bezirksgruppen, die es gibt, würden wahrscheinlich alle sagen: Okay, wir stimmen dem Antrag zu, aber es muss immer dabei stehen, dass der Standort nicht im eigenen Bezirk sein wird. 

Wenn Sie einen Vorschlag haben, in welchem Bezirk der Standort Ihrer Meinung nach ideal wäre, und Sie auch die Bezirksgruppe davon überzeugen könnten, dann wäre ich einverstanden. So werde ich aber morgen Abend zur BürgerInnenversammlung in die Bezirksvorstehung im 15. Bezirk pilgern und mir dort wieder anhören, was die ÖVP im Bezirk sagt, und zwar insbesondere Herr Willensdorfer, der seit vielen Jahren dort Klubobmann ist, auch zu Zeiten, als ich dort noch Bezirksrat war, und gesagt hat, dass er, wenn das kommt, sogar das Amtshaus besetzen wird. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Mir liegt jetzt kein weiterer Debattenbeitrag zu dieser Geschäftsgruppe vor. Ich bitte daher den amtsführenden Stadtrat, Herrn Dr Michael Ludwig, um seine Ausführungen. 

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich werte die Diskussionsbeiträge doch so, dass alle hier fraktionsübergreifend sehr an der Zukunft des Wiener Wohnbaus interessiert sind. Wir sehen ja auch immer wieder in den Diskussionen im Wohnbauausschuss, dass es gelingt, trotz unterschiedlicher anfänglicher Ausgangspunkte letztlich doch zu Gemeinsamkeiten zu finden.

Ich möchte mir daher jetzt erlauben, doch auf einige Diskussionsbeiträge näher einzugehen, weil ich auch die heutige Diskussion ein wenig unter dem Gesichtspunkt sehe, dass wir alle gemeinsam daran Interesse haben, darüber nachzudenken, wohin die Reise geht. Und in vielen dieser Punkte finden sich ja Ansätze, inwiefern wir unsere gemeinsame Wohnbaupolitik entwickeln können.

Ich beginne mit der ersten Rednerin, Frau GRin Frank, die davon gesprochen hat, dass es notwendig ist, kritikfähig zu sein. – Da gebe ich Ihnen recht, und zwar auch deshalb, weil sich natürlich auch die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen immer wieder ändern und wir gerade im Wohnbau immer auch die Aufgabe haben, darüber nachzudenken, wie wir mit diesen veränderten gesellschaftlichen Bedingungen umgehen können.

Wenn Sie zum Beispiel sagen, dass es mehr Wohnungen für betreutes oder auch generationsübergreifendes Wohnen geben muss, dann gebe ich Ihnen recht. Wir sehen, dass es auf Grund der Altersstruktur der Bevölkerung notwendig ist, hier mehr Akzente zu setzen, und ich kann für mich in Anspruch nehmen, dass wir im Rahmen der Neubauverordnung gerade im Bereich des barrierefreien und des generationsübergreifenden Wohnens zusätzliche Fördermittel zur Verfügung stellen.

Ähnlich verhält es sich auch mit dem ökologischen Bauen. Ich denke, mit diesem Punkt beschäftigen wir uns zu Recht sehr intensiv. Der Themenkreis Passivhaus hat uns in den letzten Monaten stark beschäftigt.

Sie haben Eurogate angesprochen. – Ich bin stolz darauf, dass das die größte Passivhaussiedlung Europas wird, und ich meine, dass es zweifellos auch richtig ist, dass wir sagen, dass wir die Erfahrungen abwarten wollen. Das war auch der Grund dafür, dass ich bis jetzt immer sehr zurückhaltend war, den Passivhausstandard gesetzlich zu einem allgemeinen Standard zu machen. Wir haben nämlich immer die Meinung vertreten, dass wir erst einmal austesten und auf die Erfahrungen mit den bisherigen Projekten warten wollen. Wir haben in Wien jetzt schon neun Projekte erfolgreich abgeschlossen und planen weitere. Wir haben jetzt auch ein Studentenwohnheim auf Passivhausstandard umgerüstet, und dazu gibt es auch schon eine begleitende Studie, aus der wir ersehen, dass auch die Studierenden, die nun unter ganz anderen Wohnverhältnissen in einem Studentenheim leben, das sehr positiv annehmen und sich wohlfühlen. Daran ersieht man, dass das auch in einem mehrgeschoßigen Wohnbau mit kleinteiligen Wohnformen wie in einem Studentenwohnheim eine geeignete Technik ist. Ich denke, dass wir diese Erfahrungen auch entsprechend umsetzen sollen.

Ganz wichtig ist – wie ich auch den Ausführungen einiger Debattenredner entnehmen konnte – die Frage des leistbaren Wohnraums. Ich meine nicht, dass die Wohnungswerber in Wien Bittsteller sind. Ich glaube das schon deshalb nicht, weil natürlich auch im Wohnungsbereich Marktgesetze herrschen und weil auch die Wohnbauträger ein starkes Interesse daran haben, ihre Wohnungen so zu errichten und anzubieten, dass sie von den Wohnungssuchenden entsprechend angenommen werden können. Nichts ist nämlich schlimmer für Wohnbauträger als Leerstände, denn auch das muss finanziell abgedeckt werden. Auch im Hinblick darauf arbeiten wir sehr eng mit den Wohnbauträgern zusammen, damit wir schon bei den Bauträgerwettbewerben möglichst punktgenau auf die Bedürfnisse der Wohnungswerber eingehen können. – Ich habe den Eindruck, dass die Wienerinnen und Wiener das sehr breite Angebot an sehr unterschiedlichen Wohnformen sowohl im Bereich der sanierten älteren Wohnungen als auch im Bereich des Neubaus sehr begeistert annehmen. 

Kollege Ellensohn ist schon auf die Frage der Sanierungen eingegangen. Ich glaube, bezüglich Blocksanierungen sind wir alle der Meinung, dass diese notwendig sind, um nicht nur einzelne Gebäude, sondern gesamte Bezirksteile oder Grätzel zu sanieren und Stadtteile zu entwickeln. Ich glaube, in diesem Zusammenhang ist auch die Tatsache innerhalb unseres Wohnbauausschusses unwidersprochen, dass wir sehr sensibel mit der Frage umgehen müssen, wie die ursprünglichen Mieterinnen und Mieter auch von den Hauseigentümern behandelt werden. Dafür steht aber auch das Mieterhilfstelefon zur Verfügung, um auch jenen zu helfen, die, wie Sie angesprochen haben, Herr Stadtrat, keine juristische Unterstützung haben. Wir sind gerne bereit, wenn es solche Konfliktfälle gibt, mit dem Mieterhilfstelefon zu helfen und diese Mieterinnen und Mieter zu unterstützen.

Ich persönlich freue mich schon sehr auf die Diskussionen in der Arbeitsgruppe zur Novelle der Bauordnung. Ich glaube, wir werden da viele Punkte ansprechen, die auch heute in der Debatte eine große Rolle gespielt haben, vom § 69 über die Frage der Kinderspielplätze beziehungsweise Kinderspielräume bis zur Frage, wie wir mehr barrierefreies Wohnen schaffen können oder wie wir auch die Interessen junger Menschen im Wohnbau stärker berücksichtigen können.

Herr StR Ellensohn! Ich glaube, zum Thema Baupolizei haben Sie selbst sehr gut deutlich gemacht, dass wir natürlich starkes Interesse daran haben, jene Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die nicht gemäß den Richtlinien handeln, zu finden und entsprechende Maßnahmen zu setzen. Sie haben selbst einen Beispielfall genannt, in dem wir nicht erst auf Grund der medialen Berichterstattung, sondern bereits auf Grund der Ermittlungen der Innenrevision sehr schnell Maßnahmen gesetzt haben. Ich kann Sie nur bitten, wenn Ihnen oder auch anderen Kolleginnen und Kollegen des Hauses ähnliche Erscheinungen nahegebracht werden, uns das mitzuteilen! Ich kann Ihnen in meinem Namen, auch aber im Namen des Leiters der Baupolizei, Herrn Dr Cech, zusichern, dass wir da sehr rigide durchgreifen und auch entsprechende Maßnahmen setzen, damit nicht ein solches Licht auf eine Behörde fällt, die sonst wirklich hervorragend tätig ist und unter oft schwierigen Bedingungen sehr gute Arbeit leistet.

Ich möchte einen Punkt ankündigen, und da ersuche ich auch um die Unterstützung aller Fraktionen, weil ich das gerne auch in der Novelle der Bauordnung untergebracht hätte. Wir werden gemeinsam härtere Strafen für jene Bauherren beschließen, die die Bauordnung ausnützen, darüber hinausgehen und nicht entsprechend unseren Vorstellungen agieren. Wenn wir diesbezüglich gemeinsam einen Beschluss fassen können, würde, wie ich glaube, auch die Öffentlichkeit merken, dass wir bereit sind, hier ganz strenge Maßnahmen zu setzen. Ich meine sogar, dass wir nicht nur im Bereich der Verwaltungsstrafen ein höheres Strafausmaß ansetzen, sondern uns überlegen sollten, auch im Strafrecht Maßnahmen bis hin zu Haftstrafen vorzusehen, denn nur so können meines Erachtens auch Baufirmen, die ja große Profite durch ihre Handlungen erzielen, in Zaum gehalten werden. Denn die bisherigen Verwaltungsstrafen werden oft quasi aus der Portokassa finanziert und stellen kein wirkliches Drohszenario dar. Ich glaube, dass wir, wenn es uns gelingt, in unserer Arbeitsgruppe im Rahmen der Novelle der Bauordnung ein höheres Strafmaß durchzusetzen, in diesem Bereich sehr viel gewonnen hätten. 

Mit den vielen Fragen von Herrn StR Norbert Walter, die alle sehr umfassend sind, werden wir uns sicherlich in den nächsten Monaten intensiv befassen, wobei ich hoffe, dass du nach einem Jahr beim nächsten Budget auch zustimmen wirst, wenn wir das umsetzen!

Ich möchte nur in aller Kürze die Frage beantworten, weil diese auch aus anderen Wortmeldungen hervorgegangen ist, ob wir mit den 20 000 Wohnungen in den nächsten drei Jahren das Auslangen finden werden: Das wird vom Bevölkerungswachstum abhängig sein. Wir alle wissen, dass langfristige Prognosen oft eintreten, aber noch öfter auch nicht eintreten. Und da gerade der Baubereich sehr sensibel ist und die Frage auch mit zahlreichen Kostenfaktoren verbunden ist, möchte ich eigentlich eine ständig laufende Evaluierung durchführen lassen, damit wir auch mittelfristig entscheiden können, inwieweit wir die Anzahl der Wohnungen, die wir neu errichten, ausweiten.

Aus heutiger Sicht würde ich sagen, dass die 20 000 Wohnungen in den nächsten drei Jahren ausreichen und dass wir – und das ist der zweite Punkt – auch entsprechende Baulandreserven haben, damit es uns für die nächsten drei Jahre und darüber hinaus gelingt, den entsprechenden Wohnraum herzustellen. 

Warum die Sanierungen einen geringeren Betrag ausmachen, kann ich leicht dahin gehend erklären, dass viele großteilige Gebäude in den letzten Jahren saniert wurden und wir uns jetzt mit den kleinteiligeren Wohnformen beschäftigen, was zwar arbeitsintensiver ist, aber kein großes Bauvolumen darstellt. Daher laden wir jetzt verstärkt auch private Hauseigentümer ein, gemeinsam mit uns im Bereich der Blocksanierung Maßnahmen zu setzen.

Der Behauptung, dass wir nichts fürs Eigentum machen, möchte ich widersprechen. Beispielsweise haben wir im Bereich THEWOSAN, den du angeführt hast, die Möglichkeit eröffnet, dass auch Eigentumswohnungen mit der THEWOSAN-Methode instand gesetzt werden können. Man muss aber auch sehen, dass sich insgesamt im Wohnbereich in den letzten Jahren einiges geändert hat. Durch die Mietkaufwohnungen haben wir ein attraktives Angebot für viele Menschen geschaffen, ihre Mietwohnung nach zehn Jahren quasi in eine Eigentumswohnung umzuwandeln. Das ist der Grund dafür, dass es betreffend Eigentumswohnungen keine ganz so starke Nachfrage mehr gibt. Ich weiß aber, dass das ein Anliegen ist, und daher haben wir bei den Bauträgerwettbewerben ganz gezielt auch Wettbewerbe durchgeführt, bei denen es auch einen relativ großen Anteil an Eigentumswohnungen gibt. Wir werden dann auch sehen, wie das von den Mieterinnen und Mietern beziehungsweise von den potenziellen Wohnungseigentümern angenommen wird. Auf diese Weise wollen wir von uns aus die Möglichkeit bieten, dass es auch in Zukunft ausreichend Eigentumswohnungen geben wird.

Die allgemeine Wohnbeihilfe ist, wie ich meine, keine stille Mieterhöhung. Wir haben das von verschiedenen Einrichtungen überprüfen lassen und haben bemerkt, dass erstens die Vermieter gar nicht wissen, dass die Mieter eine solche Wohnbeihilfe beziehen und daher auch nicht von sich aus die Mieten erhöhen können. Auch anhand all unserer Vergleichsmodelle konnten wir nicht feststellen, dass es auf Grund der Ausschüttung der allgemeinen Wohnbeihilfe zu einer Veränderung der Miethöhen kommt. Es ist aber sicherlich richtig, dass wir das im Auge behalten, denn das ist ein Betrag, der ständig wächst. Wir geben bereits in etwa 90 Millionen für Wohnbeihilfe aus, und nachdem sich die Beträge für den Neubau, die Sanierung und die Wohnbeihilfe wie kommunizierende Gefäße zueinander verhalten, haben wir natürlich ein starkes Interesse daran, dass das Geld, das wir für die Subjektförderung ausgeben, prinzipiell in Zukunft stärker für die anderen beiden Bereiche zur Verfügung steht.

Die Auffassung, dass wir die Reihenhäuser privatisieren sollen, die im Gemeindeeigentum sind, teile ich nicht. Würden wir nämlich Beträge verlangen, die für uns relevant sind, um die Außenstände bei Wiener Wohnen abzudecken, dann müssten das Beträge sein, die die Mieterinnen und Mieter nicht aufbringen können. Wenn es aber nicht solche Beträge sind, dann ist es wiederum für das Budget wenig relevant. In Anbetracht dessen müssen wir uns darauf einigen, was uns prioritär wichtig ist. – Ich sage ganz offen: Mein Hauptanliegen ist, möglichst leistbaren Wohnraum für viele Wienerinnen und Wiener zu ermöglichen. Das ist mein Hauptziel, und daher stehe ich solchen Vorschlägen eher reservierter gegenüber.

Ich möchte auch noch auf die Ausführung von Herrn GR Kowarik zum Zusammenleben im Gemeindebau kurz eingehen: Ich möchte noch einmal sagen, dass es natürlich in allen Wohnhausanlagen immer wieder auch Schwierigkeiten geben kann. Das gilt allerdings nicht nur für die Gemeindebauten, sondern das gilt für alle Wohnhausanlagen. Schwierigkeiten zwischen Mieterinnen und Mietern gibt es immer wieder, und zwar auch unabhängig von deren Herkunft. Ich sehe es prinzipiell nicht so, dass Menschen, die einen Migrationshintergrund haben, automatisch Problemsituationen bringen. Es gibt sehr viele Zuwanderinnen und Zuwanderer, die sehr unauffällig und sehr konstruktiv in Wohngemeinschaften leben, andere machen wiederum Probleme. Es gibt aber auch viele – unter Anführungszeichen – Alt-Österreicher, die Probleme verursachen.

Unsere Aufgabe ist es, wo wir können, einzugreifen und auch präventiv einzugreifen. Das tun wir auch, und es gibt keine andere Hausverwaltung als die der Wiener Stadtverwaltung, die sich auch um die Probleme der Mieterinnen und Mieter untereinander kümmert. Wenn sich ein Mieter an einen privaten Hauseigentümer wendet und sagt, dass er ein Problem mit dem Nachbarn hat, wird der Hauseigentümer zweifellos keine Mediation einschalten. Das machen wir aber in den städtischen Wohnhausanlagen. Wir haben die Gebietsbetreuungen. Wir haben interkulturelle Mediatorinnen und Mediatoren, die sich auch um solche Problem kümmern. Und ich denke, das ist auch der wesentliche Unterschied zwischen dem, was wir im Bereich der städtischen Wohnhausanlagen zu verantworten haben und dem, was es in allen anderen Wohnformen gibt. Wir setzen uns damit auseinander.

Natürlich kann man sagen, dass man noch mehr machen könnte. Da gebe ich Ihnen und auch Kollegin Gretner völlig recht. Zweifellos kann man für die Gebietsbetreuung noch mehr tun. Ich kann für mich allerdings in Anspruch nehmen, dass wir im heurigen Jahr die finanziellen und personellen Ressourcen der Gebietsbetreuungen aufgestockt und fast verdoppelt haben. Und wir sehen, dass es uns gelingt, im Kontakt mit der Bevölkerung immer mehr Maßnahmen zu setzen. 

Zu Kollegin Gretner und zu den Grünräumen: Ich glaube, dass es ein wichtiger Punkt bei der Diskussion über die Novelle der Bauordnung sein wird, dass wir auch Vorgaben geben, die solche Maßnahmen berücksichtigen. Ich glaube, hier sind wir gemeinsam auf einem guten Weg. 

Zu Kollegen Dworak und der Frage, ob unter dem Gesichtspunkt des Bevölkerungswachstums hier genug Wohnungen gebaut werden. – Ich sehe die Umfragen und die statistischen Auswertungen der Statistik Austria auch mit einer gewissen Vorsicht. Ich glaube, wie gesagt, dass wir mittelfristig entscheiden müssen, ob wir sozusagen an Rädchen drehen und langsam zu Weiterentwicklungen in diesem Bereich kommen. Vorerst würde ich sagen, dass 20 000 neue geförderte Wohnungen in den nächsten drei Jahren ausreichen.

Zur Werkbundsiedlung: Man muss an diesem Beispiel deutlich machen und zeigen, wie wichtig es uns auf der eine Seite ist, die wirklich hervorragenden historischen Gemeindebauten zu sanieren, wie sehr wir auf der anderen Seite aber auch berücksichtigen müssen, dass die Mieterinnen und Mieter, die in diesen Wohnhausanlagen leben, nicht überdimensional stark belastet werden können und dürfen. – Wir nehmen dort im Jahr in etwa 50 000 EUR ein. Eine Sanierung wird etwa 5 bis 6 Millionen EUR ausmachen, und es ist nicht anzunehmen, dass die Mieterinnen und Mieter in der Werkbundsiedlung einen wesentlichen Beitrag dazu leisten können. Das ist der Grund, dass wir auch über eine andere Finanzierungsschiene nachdenken müssen, die weit über das hinausgeht, was wir bisher im Bereich der Förderungen zur Verfügung gestellt haben. Daran arbeiten wir, und ich bin zuversichtlich, dass wir in diesem Budget einen Weg finden werden, die Sanierung der Werkbundsiedlung in Angriff nehmen zu können. 

Abschließend möchte ich Kollegen Dworak noch auf etwas hinweisen: Sie haben von einer stärkeren Kontrolle der Kontrahenten, also jener Wirtschaftsbetriebe gesprochen, die im Auftrag von Wiener Wohnen Sanierungen und Reparaturen vornehmen. – Ich möchte jetzt die Wiener Wirtschaft und die Wiener Unternehmen ein wenig vor Ihnen in Schutz nehmen: Wir arbeiten mit vielen Wiener Betrieben sehr gut zusammen, und die Wiener Wirtschaft leistet gerade in diesem Bereich wirklich Hervorragendes. Ich denke, dass diese sehr gute Kooperation vertieft werden soll. Daher haben wir derzeit auch einen Pilotversuch laufen. Wir nehmen in Kooperation mit diesen Wirtschaftsbetrieben im 22. Bezirk eine stärkere Kontrahentenkontrolle vor, und zwar nicht nur betreffend die Leistungen, sondern auch betreffend die Zeit, in der die Leistungen erbracht werden. Und erste Versuche zeigen uns, dass sich eine solche Kooperation sehr gut bewährt. Wir werden daher in weiteren Schritten noch enger kooperieren, um die wenigen schwarzen Schafe, die es gibt und die zu Recht kritisiert werden, aus den Verträgen aussondern zu können und um auch den Mieterinnen und Mietern zu zeigen, wir ernst wir unsere Kontrollaufsicht nehmen. 

Abschließend noch zu Herrn GR Kenesei: Es ist richtig, dass erschwingliches Wohnen wichtig ist. Ich habe das vorhin erwähnt: Dafür zu sorgen, gehört zu meinen Hauptaufgaben. Allerdings kommt es, wenn es viele Vorschläge gibt, die dann in Diskussion gebracht und umgesetzt werden, auch zu einer Verteuerung. Das muss uns auch bewusst sein. Die heutige Diskussion hat gezeigt, dass wir in vielen Punkten wüssten, was wir zusätzlich und was wir besser machen könnten. Es muss uns aber klar sein, dass das immer auch mit einer Verteuerung des Wohnens verbunden ist. Deshalb habe ich jetzt auch einen Bauträgerwettbewerb am Laufen, bei dem es darum geht, wie junges Wohnen finanziell entsprechend gefördert werden kann und wie Wohnungen möglichst kostengünstig errichtet werden können, wobei auch die Möglichkeit besteht, dass die Mieterinnen und Mieter unter zusätzlichem Einsatz von finanziellen Mitteln sich ihren Wohnraum selbst eigenständig gestalten. Im Hinblick darauf meine ich, dass wir, wenn wir Forderungspunkte aufstellen, gleichzeitig auch immer gemeinsam überlegen müssen, welche Auswirkungen das auf den Aspekt des erschwinglichen Wohnens hat.

Dass wir nichts machen, möchte ich noch einmal in Abrede stellen. Durch die Wohnbeihilfe helfen wir auch vielen sozial schwächeren Familien, attraktiven und leistbaren Wohnraum zu haben. Ich denke, dass wir mit den 220 000 Gemeindewohnungen, die 50 Prozent unter dem Marktpreis liegen, für viele Wienerinnen und Wiener einen sehr attraktiven, schönen und – wie ich meine – auch sehr gut betreuten Wohnraum zur Verfügung stellen.

Ich möchte abschließend noch auf einen Punkt zu sprechen kommen, den die erste Rednerin, Frau Frank, angesprochen hat. Sie hat gesagt, dass Frau VBgmin Renate Brauner, unsere Finanzstadträtin, in ihrer Budgetrede – die eine sehr gute Budgetrede war, wie ich sagen darf – eineinhalb Minuten über den Wohnbau gesprochen hat. – Das ist in Ordnung, sage ich. Wenn sie als Finanzstadträtin dafür sorgt, dass wir mehr Geld bekommen, so ist mir das sehr recht. Und sie hat dafür gesorgt, dass wir mehr Geld bekommen haben, nämlich über 600 Millionen EUR, das sind von einem Budgetjahr auf das andere um fast 16 Prozent mehr.

Sie haben gefragt, ob das Geld ausreichen wird. – Es wird ausreichen, denn man darf nicht vergessen, dass viele der Maßnahmen, die wir heute setzen, erst in den nächsten Jahren spürbar und budgetwirksam werden. Im Jahr 2008 werden wir in etwa 40 Prozent jener Kosten für Bauprojekte zu verzeichnen haben, die wir jetzt beginnen. Im Jahr 2009 werden es noch einmal 40 Prozent sein, und im Jahr 2010 werden es 20 Prozent sein. In diesem Sinne glaube ich, dass die Maßnahmen, die jetzt gesetzt wurden, ausreichend sind.

Ich möchte mich noch einmal ganz herzlich bei Frau VBgmin Renate Brauner für die sehr umsichtige Finanzierung des Wohnbaus bedanken. Es wurde heute richtigerweise immer wieder darauf hingewiesen, dass Wohnbau ganz eng mit vielen anderen Bereichen des Lebens verbunden ist. Daher war es sehr zukunftsorientiert von der Frau Finanzstadträtin, den Wohnbau für die Zukunft so deutlich zu unterstützen. 

Liebe Renate! Dafür sage ich ein herzliches Dankeschön. Ich bin zuversichtlich, das es uns gemeinsam gelingen wird, die anstehenden Fragen zu klären. Danke schön! (Beifall bei der SPÖ.)

Abschließend möchte ich aber auch die Gelegenheit benützen, mich bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Magistratsabteilungen zu bedanken, die in meinem Ressort tätig sind, aber auch den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern von Wiener Wohnen, dem Wohnservice Wien, dem Wohnfonds Wien, aber auch den Gebietsbetreuungen und den vielen ehrenamtlichen Mieterbeirätinnen und Mieterbeiräten. Außerdem möchte ich mich auch bei allen Mitgliedern des Wohnbauausschusses bedanken, weil ich weiß, dass wir durch das sehr konstruktive Klima, das wir im Ausschuss haben, auch die anstehenden Herausforderungen sehr gut gemeinsam meistern werden. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zur Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung und zum Wirtschaftsplan der Unternehmung Stadt Wien – Wiener Wohnen liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Die Debatte zum Voranschlagsentwurf für das Jahr 2008 und zum Gebührenprüfungsantrag, das sind die Postnummern 1 und 2 der Tagesordnung, ist geschlossen. Die Berichterstatterin, Frau VBgmin Mag Brauner, hat das Schlusswort.

Berichterstatterin VBgmin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kollegen und Kolleginnen!

Ich meine, in den vergangenen Stunden und Tagen sind sehr viele Argumente ausgetauscht worden. Es hat hier eine sehr intensive Diskussion stattgefunden.

Ich erwarte mir deswegen überfraktionelle Unterstützung und reduziere meinen Beitrag darauf, den formellen Antrag zu stellen, der lautet:

Ich ersuche um Zustimmung zu den Anträgen auf Seite XIX und XX im Voranschlag 2008. – Danke vielmals. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Sehr verehrte Damen und Herren! 

Ich darf die Sitzung jetzt für 15 Minuten unterbrechen. Ich ersuche, sich um 21 Uhr wieder hier einzufinden. 

(Die Sitzung wird von 20.44 bis 21.05 Uhr unterbrochen.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir nehmen die unterbrochene Sitzung wieder auf und kommen nun zur Abstimmung, und zwar zuerst über die Postnummer 1 der Tagesordnung. Das ist der Entwurf des Voranschlags der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 2008.

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag zum Voranschlagsentwurf wurde nicht eingebracht.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem auf den Seiten XIX bis XX des Voranschlagsentwurfs abgedruckten, nunmehr aus 17 Punkten bestehenden Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Ich stelle die Mehrheit fest, mit Unterstützung der SPÖ. Der Antrag ist daher mehrstimmig angenommen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Beschluss- und Resolutionsanträge zum Voranschlagsentwurf. Ich bitte um Konzentration. Ich versuche es so korrekt wie möglich zu machen, aber nicht zu schnell, und zwar in der Reihenfolge der Nummerierung mit Ausnahme jener Anträge, die zu Postnummer 4 und Postnummer 5 eingebracht wurden.

Nummer 1, verlangt wird die sofortige Abstimmung, eingebracht von GRÜNEN und ÖVP, betrifft arbeitsmarktpolitisches Aktionsprogramm für Frauen.

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle Unterstützung von GRÜNEN, FPÖ und ÖVP fest. Damit hat er nicht die ausreichende Mehrheit.

Nummer 2 ist ein Zuweisungsantrag, eingebracht von der ÖVP, betrifft Erhöhung der Bezirksbudgets durch die Stadt Wien im Rahmen eines Wiener Finanzausgleichs.

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen worden.

Der 3. Antrag ist ein Zuweisungsantrag, eingebracht von den GRÜNEN, und betrifft die Änderung der Bezirksmittelverordnung.

Wer diesem Zuweisungsantrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ist einstimmig so angenommen.

Der 4. Antrag, ein Antrag für die sofortige Abstimmung, eingebracht von der FPÖ, betrifft Ansiedelung eines Hauses für Punks in der Johnstraße 45.

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP und FPÖ unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der 5. Antrag ist ein Zuweisungsantrag, eingebracht von der FPÖ, betrifft Teilzeitlehre. 

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der 6. Antrag ist ein Zuweisungsantrag, eingebracht von der FPÖ, betrifft Einsetzung einer Arbeitsgruppe zur Evaluierung der Finanzsituationen der Bezirke.

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der 7. Antrag, sofortige Abstimmung, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft rasche Umsetzung der Finanzierung des Kollektivvertrags.

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von den GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der 8. Antrag ist ein Antrag mit sofortiger Abstimmung, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft bessere Vereinbarkeit von Studium und Erwerbstätigkeit. 

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Der 9. Antrag, sofortige Abstimmung, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Toleranzsemester für StudienbeihilfenempfängerInnen.

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von den GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der 10. Antrag ist ein Antrag mit sofortiger Abstimmung, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Anpassung der Studienbeihilfe an die Inflation.

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von GRÜNEN und FPÖ unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der 11. Antrag, Antrag auf sofortige Abstimmung, von den GRÜNEN eingebracht, betrifft Anhebung der Altersgrenze für StipendienbezieherInnen.

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der 12. Antrag, es wird um sofortige Abstimmung ersucht, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Abschaffung der Studiengebühren.

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von FPÖ, SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

13. Antrag, sofortige Abstimmung, eingebracht von den Grünen, betrifft Erhöhung des Budgets für Förderung von Forschung und Wissenschaft im Budgetvoranschlag für 2008, Ansatz 2891.

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von den Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

14. Antrag, eingebracht von den Grünen und der ÖVP, betrifft Pendlerelend an der S50. Es ist eine sofortige Abstimmung verlangt.

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von Grünen, ÖVP und FPÖ unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der 15. Antrag, eingebracht von den Grünen, betrifft Errichtung von Altpapierbehältern in U-Bahn-Stationen. Es ist eine Zuweisung verlangt.

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ist einstimmig so angenommen.

16. Antrag, eingebracht von der FPÖ, betrifft Musikkindergarten. Es ist ein Zuweisungsantrag.

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ist einstimmig so angenommen.

17. Antrag, eingebracht von der ÖVP, betrifft Bündelung Förderungs- und Wissenschaftsagenden. Es ist die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Nummer 18, eingebracht von der ÖVP, betrifft Erstellung eines Konzepts für die Kino- und Filmförderung in Wien. Sofortige Abstimmung wird verlangt.

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP und FPÖ unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Nummer 20, ein Antrag, eingebracht von den Grünen, betrifft die Versorgung von dialysepflichtigen und nierentransplantierten PatientInnen im Krankenhaus der Barmherzigen Brüder Wien. Es wird die Zuweisung verlangt.

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Nummer 22, eingebracht von den Grünen, betrifft Reform-Pool-Projekte zur Leistungsverschiebung im Gesundheitsbereich Kindermedizin. Es ist ein Zuweisungsantrag.

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Nummer 23, Antrag, eingebracht von den Grünen, betrifft Umsetzung der notwendigen Reformmaßnahmen im Wiener Gesundheitswesen. Es ist ein Zuweisungsantrag.

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird einstimmig so angenommen.

Nummer 26, ein Antrag, von der ÖVP eingebracht, betrifft zeitgerechte Information und Besprechung der Budgets des Fonds Soziales Wien. Das ist ein Zuweisungsantrag.

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Nummer 28, ein Antrag der ÖVP, betrifft kein Auslaufen der Amnestie bei der 24-Stunden-Betreuung ohne gesicherte Förderungsmöglichkeiten. Es wird die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

(GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Was ist mit 27?) - 27 kommt später dran, ist bei der Postnummer 4.

Nummer 29, ein Antrag der SPÖ, betrifft persönliche Assistenzleistungen. Es wird die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich danke für die Einstimmigkeit.

Nummer 30 ist ein Antrag der Grünen, betrifft Gesundheitsvorsorge, Erweiterung des Leistungskatalogs für kostenlose Gesundenuntersuchung für Erwachsene der Stadt Wien, Frühdiagnose Morbus Alzheimer. Das ist ein Zuweisungsantrag.

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ist einstimmig so angenommen.

Nummer 31, Antrag der Grünen, betrifft Demenzkampagne Wiener Bezirke. Es wird die Zuweisung verlangt.

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Nummer 32, ein Antrag von ÖVP und Grünen, betrifft Einsetzung einer Arbeitsgruppe zur Erarbeitung eines Wiener Behindertengleichstellungsgesetzes unter Einbindung von selbst betroffenen ExpertInnen. Es wird die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Nummer 33, Antrag von ÖVP und GRÜNEN, betrifft Persönliche Assistenz nach März 2008. Sofortige Abstimmung wird verlangt.

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Nummer 34, ein Antrag von ÖVP und Grünen, betrifft Erfüllung der Einstellungsquote nach dem Bundesbehinderteneinstellungsgesetz. Es wird die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Nummer 35, ein Antrag von GRÜNEN und ÖVP, betrifft Persönliche Assistenz. Die sofortige Abstimmung wird verlangt.

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Nummer 36, ein Antrag von Grünen und ÖVP, betrifft Kostentransparenz und Kostenvergleiche, Modellprojekt Persönliche Assistenz. Sofortige Abstimmung wird verlangt.

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Nummer 37, ein Antrag von Grünen und ÖVP, betrifft Leistungen der Stadt Wien an Menschen mit Behinderungen. Es ist ein Zuweisungsantrag.

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ist einstimmig und so zur Kenntnis genommen.

Nummer 38, ein Antrag der Grünen, betrifft Anhebung der Ausgleichstaxe laut Behinderteneinstellungsgesetz. Das ist ein Zuweisungsantrag.

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von den Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Nummer 40, ein Antrag der Grünen, betrifft Finanzierung mehr integrationspolitischer Maßnahmen für AsylwerberInnen und unbegleitete Minderjährige aus dem Fonds-Soziales-Wien-Budget im Budgetjahr 2008. Sofortige Abstimmung wird verlangt.

Wer dieses unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird nur vom Antragssteller unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Nummer 41, ein Antrag der ÖVP, betrifft Schaffung einer Stabsstelle für Frauenpolitik. Die sofortige Abstimmung wird verlangt.

Wer dieses unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP und FPÖ unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Nummer 42, ein Antrag der ÖVP, betrifft Erarbeitung eines Aktionsprogramms zur Bekämpfung von häuslicher Gewalt in Wien. Die sofortige Abstimmung wird verlangt.

Wer dieses unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Nummer 43 ist ein Antrag der ÖVP, betrifft Erstellung eines umfassenden Wiener Marktkonzepts. Sofortige Abstimmung wird verlangt.

Wer dieses unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Nummer 44, ein Antrag der ÖVP, betrifft Schaffung eines einheitlichen kommunalen Ordnungsdienstes. Sofortige Abstimmung wird verlangt.

Wer dieses unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP und FPÖ unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Nummer 45, ein Antrag der ÖVP, betrifft Schwerpunktsetzung auf neue Produkte im Rahmen des Konsumentenschutzes. Sofortige Abstimmung wird verlangt.

Wer dieses unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Nummer 46, ein Antrag der ÖVP, betrifft Einrichtung einer zentralen Anlaufstelle für Konsumentenschutz bei der Stadt Wien. Sofortige Abstimmung wird verlangt.

Wer dieses unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Nummer 47, ein Antrag der Grünen, betrifft Gender Budgeting. Das ist ein Zuweisungsantrag.

Wer dieses unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Von ÖVP und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Nummer 48, ein Antrag der Grünen, betrifft Verdoppelung des Budgets für integrationspolitische Maßnahmen und Projekte im Budgetvoranschlag für 2008 und zur Herstellung von Chancengleichheit für WienerInnen mit Migrationshintergrund. Sofortige Abstimmung wird verlangt.

Wer dieses unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird ausschließlich vom Antragssteller unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Nummer 49, ein Antrag der ÖVP, betrifft Maßnahmen zur Qualitätssteigerung von Sprachkursen. Sofortige Abstimmung wird verlangt.

Wer dieses unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP und FPÖ unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Nummer 50, ein Antrag der ÖVP, betrifft Beschränkungen des Anteils von SchülerInnen, die auf Grund ihres Migrationshintergrunds einen spezifischen (Sprach-)Förderbedarf haben auf maximal 30 Prozent in einer Klasse. Die sofortige Abstimmung wird verlangt.

Wer dieses unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP und FPÖ unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Nummer 51, ein Antrag der ÖVP, betrifft Erarbeitung einer Wiener Integrationsstrategie. Die sofortige Abstimmung wird verlangt.

Wer dies unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von der ÖVP unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Nummer 52, ein Antrag der ÖVP, betrifft die Aktion „Licht aus! Für unser Klima.". Die sofortige Abstimmung wird verlangt.

Wer diesen Antrag unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von der ÖVP und den Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Nummer 53, Antrag der ÖVP, betrifft die Erstellung eines Masterplans Energie. Das ist ein Zuweisungsantrag.

Wer dieses unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Nummer 54, ein Antrag der Grünen und der ÖVP, betrifft Kinderhöchstzahl und Betreuungsschlüssel in Kinderkrippen, Kindergärten und Horten. Das ist ein Zuweisungsantrag.

Wer diesen unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Nummer 55, ein Antrag der Grünen, betrifft Reform der Ausbildung für Kindergarten- und HortpädagogInnen. Sofortige Abstimmung wird verlangt.

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von Grünen und SPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Nummer 56, ein Antrag der ÖVP, betrifft Erstellung eines Schulentwicklungsplans für Wien. Die sofortige Abstimmung wird verlangt.

Wer dieses unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Nummer 57, ein Antrag der ÖVP, betrifft Grundsätze des regionalen Bildungsmanagements. Die sofortige Abstimmung wird verlangt.

Wer diesen Antrag unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP und FPÖ unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Nummer 58, ein Antrag der ÖVP, betrifft Förderung der Forschung und Wissenschaft in Wien. Die sofortige Abstimmung wird verlangt.

Wer diesen unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird vom Antragsteller und der FPÖ unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Nummer 59, Antrag der ÖVP, betrifft Sportstättenplan für Wien. Die sofortige Abstimmung wird verlangt.

Wer dieses unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Nummer 60, ein Antrag der ÖVP, betrifft Jugendverträglichkeit von Bauprojekten. Die Zuweisung wird verlangt.

Wer dieses unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ist einstimmig so angenommen.

Nummer 61, ein Antrag der ÖVP, betrifft Aufstockung der finanziellen und personellen Ressourcen für schulbegleitende Maßnahmen. Die sofortige Abstimmung wird verlangt.

Wer diesen Antrag unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Von ÖVP, FPÖ und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Nummer 62, ein Antrag der ÖVP, betrifft Schaffung von bedarfsgerechten Musikschulstandorten in jedem Wiener Bezirk. Die sofortige Abstimmung wird verlangt.

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Nummer 63 ist ein Antrag der ÖVP, betrifft Ausbildung der KindergartenpädagogInnen auf Hochschulniveau. Das ist ein Zuweisungsantrag.

Wer diesen Antrag unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, SPÖ und Grünen unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Nummer 64, ein Antrag der ÖVP, betrifft Förderung der vorschulischen Kinderbetreuung. Sofortige Abstimmung wird verlangt.

Wer dieses unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Nummer 65, ein Antrag der Grünen, betrifft Augarten. Die sofortige Abstimmung wird verlangt.

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von FPÖ und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Nummer 66, ein Antrag der Grünen, betrifft Architekturwettbewerbsverfahren und kreatives Potenzial in Wien. Die Zuweisung wird verlangt.

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Nummer 67, ein Antrag der ÖVP, betrifft eindeutige Kundmachung der Kurzparkzonen durch Bodenmarkierungen, ein Zuweisungsantrag.

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Nummer 68, ein Antrag der ÖVP, betrifft Erstellung eines Maßnahmenkatalogs der Stadt Wien im Verhältnis des prognostizierten Bevölkerungsanstiegs. Die sofortige Abstimmung wird verlangt.

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von der ÖVP unterstützt und hat damit nicht die ausreichende Mehrheit.

Nummer 69 ist ein Antrag der ÖVP, der die Entwicklung eines Nahversorgungskonzepts für den Westbahnhof betrifft. Die Zuweisung wird verlangt. 

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Danke für die Einstimmigkeit.

Nummer 70, ein Antrag der ÖVP, betrifft Verkürzung der Pendlerfrequenz auf der Westbahnstrecke. Das ist ein Zuweisungsantrag.

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ist einstimmig so angenommen.

Nummer 71, ein Antrag der Grünen, betrifft neues Modell für die Parkraumbewirtschaftung in Wien. Das ist ein Zuweisungsantrag.

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Nummer 72, ein Antrag der Grünen, betrifft die Erschließung des Flugfelds Aspern mit öffentlichen Verkehrsmitteln. Die sofortige Abstimmung wird verlangt.

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, SPÖ und Grünen unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Nummer 73, ein Antrag der Grünen, betrifft Bauschuttabtransport von der beziehungsweise Baumaterialienantransport zur Hauptbahnhofsbaustelle. Das ist ein Zuweisungsantrag.

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von allen Parteien unterstützt und hat damit natürlich die Mehrheit.

Nummer 74 ist ein Antrag der ÖVP, betrifft Punks in Wien. Die sofortige Abstimmung wird verlangt.

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird vom Antragssteller unterstützt und hat damit nicht die ausreichende Mehrheit.

Wir kommen nun zur Abstimmung der Postnummer 2 der Tagesordnung. Sie betrifft die Überprüfung von Gebühren und tarifmäßigen Entgelten durch den Gemeinderat.

Wer dieser Postnummer zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von SPÖ und Grünen unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 3 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Feststellung der Wertgrenzen für das Jahr 2008. Es ist niemand zum Wort gemeldet. 

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer der Postnummer 3 die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, SPÖ und Grünen unterstützt und hat damit ausreichend die Mehrheit.

Die Postnummer 4 der Tagesordnung betrifft den Wirtschaftsplan der Unternehmung „Wiener Krankenanstaltenverbund" für das Jahr 2008. Die Debatte über diesen Tagesordnungspunkt wurde schon bei der Behandlung der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales durchgeführt.

Wir kommen daher nur mehr zur Abstimmung. Gegen- oder Abänderungsanträge sind nicht eingebracht worden. 

Wer dieser Postnummer zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von der SPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Zur Postnummer 4 liegen mir auch Beschluss- und Resolutionsanträge vor. 

Nämlich der Antrag Nummer 19, eingebracht von den Grünen, betrifft die Unterversorgung von PatientInnen auf somatischen Stationen in den Krankenanstalten des KAV und im AKH mit Leistungen eines psychiatrischen Pflegekonsiliardienstes. Die Zuweisung wird verlangt.

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Nummer 21, ein Antrag der Grünen, betreffend fehlender zweiter Linearbeschleuniger im SMZ-Ost Donauspital. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. 

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Nummer 24, ein Antrag der Grünen, betrifft Gehaltsanpassung für Hebammen im Wiener Krankenanstaltenverbund. Die sofortige Abstimmung wird verlangt.

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Nummer 25, ein Antrag der ÖVP, betrifft Überführung des Hanusch-Krankenhauses in den Wiener KAV. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. 

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP und FPÖ unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Nummer 27, ein Antrag der ÖVP, betrifft Implementierung eines zentralen Wartelistenmanagements. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. 

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird vom Antragsteller und den Grünen unterstützt und hat damit nicht die ausreichende Mehrheit. 

Die Postnummer 5 der Tagesordnung betrifft den Wirtschaftsplan der Unternehmung „Stadt Wien - Wiener Wohnen" für das Jahr 2008. 


Die Debatte über diesen Tagesordnungspunkt wurde bei der Behandlung der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung durchgeführt. 

Wir kommen daher nur mehr zur Abstimmung. Gegen- oder Abänderungsanträge wurden nicht gestellt. 

Wer der Postnummer 5 zustimmt, den bitte ich um Zeichen mit der Hand. - Wird von der SPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Zu dieser Postnummer 5 liegt mir ein Antrag vor, nämlich jener mit der Nummer 39, eingebracht von den Grünen, betrifft Ankündigung von Umbauten in städtischen Wohnhausanlagen. Das ist ein Zuweisungsantrag. 

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ist somit einstimmig angenommen.

Damit ist die Tagesordnung der öffentlichen Sitzung erledigt und ich erkläre die 26. Sitzung des Gemeinderats für geschlossen. Einen schönen Abend noch! (Allgemeiner Beifall.)

(Schluss der Sitzung um 21.33 Uhr.)

